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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich wünsche euch allen gemeinsam einen wunderschönen Tag!

Ich darf die 3. Sitzung des Wiener Gemeinderates für eröffnet erklären.

Weiters darf ich mitteilen, dass Herr StR DDr Schock entschuldigt ist. Falls er krank ist, wünschen wir ihm gute Besserung!

Die Postnummern 1 und 2 der Tagesordnung betreffen den Entwurf des Voranschlages der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2006 und die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten durch den Gemeinderat.

Ich schlage vor, die Beratung dieser zwei Geschäftsstücke zusammenzuziehen und die Verhandlung nicht nach den zehn Gruppen des Voranschlagsentwurfes, sondern nach Geschäftsgruppen zu gliedern.

Nach einem einleitenden Referat des Berichterstatters zu diesen Geschäftsstücken, Herrn VBgm Dr Rieder, erfolgen die allgemeine Beratung und die Spezialdebatte über die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.

Voraussichtlich morgen nach dem Schlusswort des Herrn amtsführenden Stadtrates wird über die Anträge zu den genannten zwei Geschäftsstücken abgestimmt werden.

Ich gehe davon aus, dass damit alle einverstanden sind, und bitte nun den Herrn Vizebürgermeister, die Verhandlungen über die Postnummern 1 und 2 einzuleiten. – Bitte.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

So schwierig die Ausgangslage auch diesmal wieder war, so klar ist eigentlich die Zielvorgabe für den Voranschlag 2006.

Wir wollen die Umsetzung der Regierungserklärung vom 18. November 2006 und des Regierungsprogramms sicherstellen und das mit einem stabilen und geordneten Haushalt auf einen Nenner bringen.

Die Schwerpunkte des Regierungsprogramms und damit die Schwerpunkte des Voranschlages 2006 liegen auf der Hand.

Erstens: Wir wollen als Bundesland und als Stadt unseren Beitrag leisten, um jungen Menschen die Ausbildung zu garantieren, die sie für Berufe mit Zukunft fit macht und ihnen den Platz in der Gesellschaft sichert, der ein Leben mit Menschenwürde und Selbstwertgefühl möglich macht. Deshalb sehen wir im Voranschlag 2006 rund 900 Millionen EUR für Schule und Bildung vor und ringen – das muss ja auch einmal gesagt werden – mit der Bildungs- und Unterrichtsministerin um eine ausreichende Ausstattung mit Lehrern in unseren Schulen. Deshalb sehen wir für die berufliche Fachausbildung und insbesondere für mehr Lehrlingsstiftungen, Lehrlingsvermittlung und Jugendausbildungsprogramme allein 12 Millionen EUR vor. Und deshalb bilden wir im Magistrat und in den Unternehmungen der Stadt mehr Lehrlinge aus, als betriebswirtschaftlich notwendig ist, und sichern auf diesem Weg über den eigentlichen Unternehmenszweck hinaus eine entsprechende Ausbildungs-
kapazität.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Deshalb fördern wir die Wiener Fachhochschulen bis 2009 mit 15 Millionen EUR und schaffen damit auch die Möglichkeit zu mehr Studienplätzen, eine Notwendigkeit, die sich gerade vor dem Hintergrund der Engpässe an den Universitäten ergibt. Wir glauben, dass wir damit einen genauso wichtigen Beitrag zur Ausbildung leisten wie mit unseren Unterstützungsmaßnahmen für die Universitäten in Wien, die letztlich eigentlich bis zum heutigen Tag sowohl mit ihren finanziellen Problemen – jedenfalls für 2006 gibt es von Bundesseite keine Mittel mehr – als auch mit den Problemen des extrem starken Zuganges von Studenten zu den Universitäten allein gelassen wer-
den.

Zweitens: Wir wollen die Wiener Wirtschaft fördern, und zwar so, dass sie mehr Arbeitsplätze schaffen kann. Wir verstehen Wirtschaftsförderung allerdings nicht als ein Instrument der Gewinnmaximierung, möglicherweise sogar auf Kosten der Arbeitsplätze. Wir haben für Wirtschaftsförderung und Beschäftigungspolitik in den Jahren seit 2001, also in einem Zeitraum von fünf Jahren, rund 893 Millionen EUR aufgewendet, und im kommenden Jahr 2006 werden es 192 Millionen EUR sein, die für Arbeitsmarkt und Wirtschaftsförderung hier zur Verfügung stehen.

Drittens: Wir wollen die Chancen und Zukunftsperspektiven, die sich aus der besonderen geopolitischen Situation Wiens im Zusammenhang mit der Erweiterung der Europäischen Union ergeben, nicht versäumen. Im Gegenteil: Wir wollen sie voll und ganz nützen! Wir wollen Wien auch weiterhin zu einem zentralen europäischen Zentrum machen. Wir wollen Wien zu einem Zentrum der Wissenschaft, der Forschung und der Hochtechnologie als West-Ost-Drehscheibe machen, als Sitz internationaler Organisationen, als Sitz der Zentralen internationaler Konzerne – mit einem Wort, als eine Metropole in diesem neu entstandenen Lebens-, Wissens- und Wirtschaftsraum.

Dafür wollen wir unsere Technologieoffensive fortsetzen, für die wir seit 2001 rund 250 Millionen EUR eingesetzt haben. Wir wollen weiterhin High-Tech-Standorte und -Immobilien schaffen, nach dem Tech Base, das jetzt eröffnet worden ist, geht es nun um das Life-Science-Center in der Muthgasse. 

Viertens: Wir wollen uns weiterhin den sozialen Fragen unserer Zeit stellen und darauf Antwort geben. Wir wollen die Probleme, die mit Zuwanderung und Asylgewährung verbunden sind, lösen und den sozialen Zusammenhalt in unserer Stadt sichern und festigen. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die sozialen Fragen unserer Zeit sind eine Rekordarbeitslosigkeit in Österreich, die wachsende Zahl an Menschen, die arbeiten, damit aber nicht genug verdienen, um davon leben zu können, und die zunehmend immer weiter auseinander gehende Einkommensentwicklung, auch wenn die Regierung dies nicht wahrhaben will. Alle Studien zu diesem Bereich bestätigen, wie dramatisch die Entwicklung in Österreich ist, wie wir sie vor dem Jahr 2000 beziehungsweise Mitte der 90er Jahre – wenn man das als Maßstab nimmt – in Österreich nicht gekannt haben.

Wir werden 2006 für die Maßnahmen in diesem Bereich, die wir in der Arbeitsmarktpolitik entweder ergänzend oder manchmal auch substituierend zu dem setzen, was die Regierung tut oder nicht tut, mit 56 Millionen EUR eine ausreichende, wichtige finanzielle Basis ge-ben. 56 Millionen EUR im Jahr 2006 sind wiederum mehr als im Jahr 2005, und wenn man das mit dem Jahr 1999 vergleicht, so ist es eine Steigerung der Mittel um 75 Prozent, die die Stadt aus Eigenem in diesem Bereich zusätzlich zu dem, was das AMS einzusetzen hat und vom Bund kommt, zur Verfügung stellt.

Im Voranschlag 2006 stehen für die sozialen Leistungen der Stadt in einem Finanzrahmen Mittel zur Verfügung, die zu keinem Zeitpunkt in unserem Budget um-
fangreicher gewesen sind. Wir reagieren damit auf eine Entwicklung, die es notwendig macht, in diesem Bereich den Einsatz öffentlicher Mittel zu steigern. Allein für den Bereich der Sozialhilfe – und das ist genau genommen von den sozialen Dienstleistungen der Stadt nur ein kleiner Teil – ist es im Verlauf der Jahre ab 2000 zu einer Steigerung um ein Viertel gekommen. Wir setzen hier also eine gewaltige zusätzliche Anstrengung, um dieses Problem zu entschärfen.

Wir werden uns auch – ich habe dieses Thema ja angesprochen – in einer groß angelegten Enquete und gestützt auf Studien mit der Frage beschäftigen, ob die Entwicklung einfach hingenommen werden muss, dass es in Österreich zunehmend Menschen gibt, die geringfügig beschäftigt sind, in neuen Formen der Beschäftigung leben und arbeiten und dabei ihr Einkommen nicht ausreichend sichern können. Es mag schon sein, dass sich das zum Teil aus der wirtschaftlichen Entwicklung ergibt, aber das kann nicht einfach so hingenommen werden, sondern wir wollen, gestützt auf diese Ergebnisse der Studien, entsprechende Strategien entwickeln, die dem gegensteuern.

Fünftens: Wir wollen, meine sehr geehrten Damen und Herren, sicherstellen, dass sich die Menschen in die-
ser Stadt auch weiterhin auf eine medizinische Betreu-
ung auf hohem Niveau bis hin zu einer Spitzenmedizin von Weltruf verlassen können, und zwar nicht nur die-
jenigen, die sich das von ihrer Einkommenssituation her leisten können. Zudem werden wir auch weiterhin die Modernisierung der Pflegeeinrichtungen finanziell absichern. Diesem Ziel dient nicht nur das dem Bund abgerungene Abkommen, das die Finanzsituation des AKH über den Tag hinaus weit in die Zukunft sichert, sondern dazu dienen auch die Mittel, die hier im Budget direkt zur Verfügung stehen. 2006 werden es 1,31 Milliarden sein, die wir in diesem Bereich einsetzen. Das sind um 47 Mil-
lionen mehr als im Voranschlag 2005.

Betreffend die Diskussion über die so genannte Pflegemilliarde, also Investitionen für Verbesserung und Mo-
dernisierung der Pflegeeinrichtungen, möchte ich nur ei-
nen Hinweis geben: Neben all dem, was im Bereich des Gesundheitsressorts selbst ausgegeben wurde, gibt es auch immer wieder Darlehensgewährungen und Finanzleistungen, die außerhalb dieses Ressorts zur Verfügung gestellt wurden. Realistische Beispiele dafür sind etwa das Haus der Barmherzigkeit: Das eine ist zum Teil schon fertig gestellt worden und in Betrieb gegangen, und das in der Tokiostraße wird auch in absehbarer Zeit in Betrieb gehen. Es gibt also eine Reihe von Maßnahmen, mit welchen wir auch private Initiativen in diesem Bereich unterstützen, und diese zählen natürlich auch mit zu dem, was wir für diesen Bereich aufwenden.

Sechstens: Schließlich wollen wir mit dem Voranschlag 2006, meine sehr geehrten Damen und Herren, die finanzielle Basis sicherstellen, dass die Stadt direkt oder mittelbar die Dienstleistungen und Vorsorgeleistungen gegenüber den Bewohnern der Stadt, gegenüber den Menschen, die in der Stadt arbeiten, die hier studieren, gegenüber denen, die hierher als Touristen kommen, erbringen kann, und das auf einem Niveau und in einer Qualität, die eine Lebensqualität sichern, die uns inzwischen selbstverständlich geworden ist, die allerdings international nach wie vor hohe Wertschätzung und hohen Respekt genießt.

Natürlich sind wir bei all diesen Maßnahmen und Programmen nicht isoliert. Wir stehen sozusagen in einer Wechselbeziehung zwischen dem, was wir im eigenen Bereich tun können, und dem, was auf anderen Ebenen, insbesondere auch auf der Ebene des Bundes, geschehen kann oder unterbleibt. Die Wechselbeziehungen zwischen dem, was EU-weit geregelt wird, was auf Bundesebene geschieht und was wir aus dem eigenen Haushalt heraus selbst tun können, also unseren eigenen Möglichkeiten, sind vielfach viel stärker, als wir annehmen. Es bestehen gewisse Abhängigkeiten, und manchmal ist unsere eigene Selbstständigkeit viel kleiner, als wir selbst wahrhaben wollen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wien ist sicherlich nicht das legendäre Gallierdorf des Asterix, das, obwohl ringsum umgeben von den römischen Feinden, sich selbst genug war. Ich nehme an, niemand wird Wolf-
gang Schüssel wirklich mit Cäsar vergleichen. (GR Heinz-Christian Strache: Aber mit Majestix!) Auch der Vergleich unseres Bürgermeisters mit Asterix liegt nicht gerade ganz nahe, meine sehr geehrten Damen und Herren. Und Wien ist auch nicht exterritorial wie der Va-
tikan. Jetzt höre ich aber auf mit Personenvergleichen!

Was ich damit sagen will: In der Diskussion wird, gerade auch von Seiten der Opposition, der Eindruck erweckt, als ob Wien für alles zuständig ist, was teuer ist, was kostet und was Probleme schafft, und als ob es alles andere in Wirklichkeit nicht gibt. Eine Leistungspflicht und eine Handlungspflicht anderer gibt es nach dieser Darstellung nicht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Gegenteil ist der Fall: Wien ist ein Teil der Republik Österreich – immerhin sind wir die Bundeshauptstadt des Lan-
des –, und Wien ist ein Teil der Europäischen Union. Daraus ergibt sich diese gesamte Wechselbeziehung, von der ich gesprochen habe. Wir profitieren – auch das sollte offen bekannt werden – natürlich von den positiven Leistungen der Bundesregierung, sofern es sie gibt. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Wir müssen aber auch die Nachteile hinnehmen, die sich aus der Politik der Bundesregierung ergeben, sei es, dass sie Fehler begeht, sei es, dass sie Dinge verschleppt oder nicht tut. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Opposition! Ob das Ergebnis der letzten Gemeinderatswahl auch die Einschätzung der Wienerinnen und Wiener widerspiegelt, was das Verhältnis von Profit aus Tätigkeiten der Bundesregierung einerseits und Hinnahme von und Belastungen durch Nachteile andererseits betrifft, überlasse ich Ihrer Beurteilung. (GR Dr Matthias Tschirf: Herr Vizebürgermeister! Sie waren schon besser!) Tatsache ist, dass der Mitglieder- beziehungsweise Fanklub der Bundesregierung in diesem Haus etwas kleiner geworden ist und dass so mancher von denen, der noch vor nicht all zu langer Zeit ein heroischer Herold der Ruhmestaten der Bundesregierung gewesen ist, mittlerweile zum Kritiker konvertiert wurde und aus der Sicht des Bundeskanzlers quasi wiederum vom Paulus zum Saulus geworden ist. Wer von uns, meine sehr geehrten Damen und Herren, erinnert sich nicht an die heldenhaften Lobgesänge des Dr Schock, der vor nicht allzu langer Zeit hier noch aktiv die schwarz‑blaue Regierung gerühmt hat. In der letzten Zeit habe ich allerdings nichts Vergleichbares mehr von ihm gehört.

In Anbetracht dessen, meine sehr geehrten Damen und Herren, funktioniert die Erstellung des Voranschlages nicht im luftleeren Raum, das kann nicht sein. Vielmehr wird die Ausgangslage zum Teil durch das bestimmt, was bundesweit geschieht, durch die Einnahmensituation und letztlich natürlich auch durch die Politik der Europäischen Union. Ich möchte nur einige Punkte herausgreifen, um deutlich zu machen, worum es hier gegangen ist.

Wir müssen 2006 die Auswirkungen der Steuerreform voll verkraften. Der Finanzausgleich hat zwar etwas an Schärfe genommen, Tatsache bleibt aber, dass die Steuerreform die Einnahmen für alle Gebietskörperschaften doch deutlich gesenkt hat.

Weiterer Punkt: Was ist uns nicht alles erzählt worden, was die Steuerreform an Gegenfinanzierungen auf-
bringen wird? In Studien und in Erklärungen der Regie-
rungsmitglieder wurde uns erzählt, dass die Steuerreform für alle Gebietskörperschaften kein Problem ist, dass der Wirtschaftsaufschwung die Einnahmen erhöhen wird und wir damit in der Lage sein werden, all das locker hinzunehmen. Dieses Wirtschaftswachstum und die Gegenfinanzierung haben aber nicht stattgefunden, und daher sind wir gegenwärtig in einer Situation, die es uns unter diesem Blickwinkel nicht leicht macht.

Weiterer Punkt: Wir haben heuer, 2005, mehr Ertragsanteile erzielt. Das ist eigentlich aber eine verrechnungstechnische Sache. Es hat sich nicht um eine Überflutung mit Steuereinnahmen, die hereingeflossen sind, gehandelt, sondern es wurden Vorausleistungen aus dem Jahr 2004 zu Beginn des Jahres 2005 noch mit her-
eingerechnet. Außerdem gibt es zum Teil auch durch die Umstellung im Finanzausgleich auf ein neues, einheitliches Aufteilungssystem einen Schub, der die Ertragsanteile 2005 erhöht hat, aber mit der unangenehmen Wirkung, dass dies zu Lasten der Ertragsanteile 2006 geht.

Wir haben darauf reagiert. Wir müssen 2006 mit geringeren Ertragsanteilen rechen und müssen daher, um dieses Minus auszugleichen, einen Weg finden. Dieser Weg hat darin bestanden, dass wir das, was wir 2005 an Mehreinnahmen gehabt haben, nicht irgendwie verputzt haben, indem wir sozusagen großartige Aktionen gestartet haben, sondern es zur Vorfinanzierung von Investitionen im Jahr 2006 verwenden. Das gilt insbesondere für den Bereich des Krankenanstaltenverbundes und ist er-
kennbar an einer Reihe von Beschlüssen der zuständi-
gen Ausschüsse in den letzten Wochen.

Es soll auch nicht verschwiegen werden, dass es so etwas wie eine Geldentwertung in Österreich gibt. Manchmal habe ich das Gefühl, dass das jetzt, im Gegensatz zu früheren Zeiten, eher klammheimlich behandelt wird. Immerhin macht diese Geldentwertung vom 1.1.2001 bis Ende September 2005 8,2 Prozent aus. Das ist eine gewaltige Minderung, auch dessen, was Pensionisten als Pensionen bekommen oder was als Lohn her-
einkommt. Das bedeutet aber auch, dass sich der Real-
wert der Einnahmen, den die Stadt hat, deutlich ver-
ringert.

Die Prognosen für 2006 sind differenziert. Ich stufe das Mittel eher höher mit 2,1 Prozent ein. Die Nationalbank, die vor kurzem ihre Wirtschaftsprognose bekannt gegeben hat, kommt auf 1,9 Prozent. – Der Durchschnittswert liegt jedenfalls bei etwa 2 Prozent, und das muss man mit berücksichtigen.

Schließlich gab es jetzt vor wenigen Tagen auch einen Gehaltsabschluss, der für die Gewerkschaft mit einem Plus von 2,7 Prozent sehr erfolgreich war. Das schlägt sich in den Möglichkeiten des Budgets mit 60,3 Millionen EUR Mehrausgaben nieder. Herr Vorsitzender! Herzlichen Dank!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ungeachtet dieser Schwierigkeiten bekennen wir uns weiterhin zu ei-
ner stabilen Haushaltsführung. Das bedeutet nicht auto-
matisch Nulldefizit, aber ich sage ganz persönlich: Wir respektieren den Stabilitätspakt, weil er ein Teil des Fi-nanzausgleichs ist, und man kann sich natürlich nicht einfach die Rosinen heraussuchen, die man haben will, und das andere ablehnen. Wir waren nie Nulldefizit-Fans, in diese Ecke kann man uns sicherlich nicht stellen. Wir haben es daher auch nicht notwendig, bei der Wendehalsakrobatik des Herrn Finanzministers mitzutun. Übrigens hat der Rechnungshof Karl-Heinz Grasser nachgewiesen, dass er 2004 ein saftiges Bundesdefizit eingefahren hat: 60,35 Millionen EUR hat er eingenommen, 64,98 Millionen EUR hat er ausgegeben. Das ist, einfach gerechnet, ein Minus von 4,63 Milliarden EUR oder 1,7 Prozent. Der Finanzminister hat darauf empört reagiert, dem Rechnungshof parteipolitische Linke unterstellt und eigentlich keine plausible Antwort gegeben. Das ist halt so, hat er gesagt. Was soll er tun?

Bei dieser Gelegenheit möchte ich aber mit Ihrer Zustimmung, Herr Vorsitzender, aus den “Salzburger Nachrichten“ vom 5. Dezember eine Glosse zitieren, der ich eigentlich nichts hinzuzufügen habe. In einem Artikel wird dieser Vorgang geschildert, und dann heißt es: „Dies nur zur Erinnerung, sollte der Finanzminister demnächst wieder einmal in aller ihm gebotener Bescheidenheit darauf hinweisen, er habe 30 Jahre rote Schuldenpolitik beendet und den Österreichern das Nulldefizit geschenkt." Das ist richtig, dem kann man nichts hinzufügen. Dazu ist eigentlich nichts anderes mehr zu sagen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wien hat auf Grund des Stabilitätspaktes das Maastricht-Ergebnis 2004 hergestellt, es hat das Maastricht-Ergebnis überhaupt über die gesamte Periode 2001 bis 2004 sichergestellt und wird auch 2006 einen Überschuss von letztlich 306 Millionen aufbringen. Wir haben jetzt schon im Voranschlag 243 Millionen ausgewiesen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Voranschlag 2006 ist, wie Sie wissen, kein Budget auf Pump. Wir sehen keine wie immer geartete Neuverschuldung vor. Bekanntlich haben wir in den letzten Jahren den Schuldenstand radikal reduziert. Er liegt mit 31.12.2005 bei 1,5 Milliarden, das bedeutet für die Wiener Bevölkerung eine Pro-Kopf-Verschuldung von 985 EUR. Das ist die niedrigste Pro-Kopf-Verschuldung in Österreich, weil man ja berücksichtigen muss, dass Wien nicht nur die Ausgaben und Aufgaben eines Bundeslandes hat, sondern auch die Ausgaben und Aufgaben einer Gemeinde. Daher ist, wenn man diese Zahl mit den Ziffern der anderen Bundesländer vergleicht, dort jeweils auch die Gemeindeverschuldung mit hinzuzurechnen.

Auch im internationalen Vergleich ist dieser Schuldenstand extrem beachtlich. Ich erwähne nur ein paar Beispiele: Bremen hat eine Pro-Kopf-Verschuldung von 17 013 EUR, Berlin von 15 907 EUR, Hamburg von 11 721 EUR und Bayern, das uns oft als Vorbild serviert wird und wo die CSU regiert, hat einen Schuldenstand pro Kopf von 3 012 EUR. So gesehen ist unser Schuldenstand extrem niedrig.

Man muss noch hinzufügen, dass wir unseren Schuldenstand nicht dadurch reduziert haben, dass wir unsere Wohnbaudarlehen verkauft und das Geld dazu verwendet haben, um den Schuldenstand zu reduzieren, weil man draufgekommen ist, dass jede andere Investition nicht möglich ist. Das haben andere Bundesländer getan, und zwar um den Preis, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass dadurch mittelfristig die Mittel, die für einen sozialen geförderten Wohnbau zur Verfügung stehen, immer weniger werden. Wir sind dieses Risiko nicht eingegangen. Wir sind diesen Weg nicht gegangen, weil wir glauben, dass der soziale Wohnbau eine wichtige Voraussetzung zur Lösung sozialer Probleme ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist natürlich nicht einfach, diese Überschussgebarung und die Stabilisierung des Haushaltes zu halten, wenn, wie das leider Methode geworden ist, die Bundesregierung – und das ist jetzt keine Polemik, sondern das ist Realität – sich einfach dadurch von schwierigen, personalintensiven und aufwändigen Ausgaben befreit, dass sie die entsprechenden Aufgaben anderen Gebietskörperschaften überträgt. Die Palette reicht vom Meldewesen, Passwesen und Fundwesen über das Fremdenrechtspaket bis hin zur Nachmittagsbetreuung. Allein in den Jahren 2001 bis 2005 macht der Mehraufwand, der für die Stadt Wien entstanden ist, rund 432 Millionen aus.

Wir haben natürlich in vielen Fällen den Konsultationsmechanismus geltend gemacht, es wurde uns aber jeweils eine glatte Abfuhr erteilt. Man ist nicht in Verhandlungen eingetreten, und wir müssen daher klar fest-
stellen: In diesen Jahren ist unser Bemühen um Reduktion des Aktivitätsaufwandes durch Mehrausgaben von 432 Millionen konterkariert worden. Trotzdem, meine sehr geehrten Damen und Herren, haben wir uns vorgenommen, bis zum Jahr 2010 den wachsenden Aktivitätsaufwand, der ohne jede Gegenmaßnahme um etwa 20 Prozent steigen würde, auf eine Steigerung von 12 Prozent herunterzuführen und damit eine Einsparung von 400 Millionen zu erreichen. Das ist jetzt auch eingeflossen in die gemeinsame Darstellung des Bundes und der Länder beim Verwaltungsreform II-Paket.

Herr Kollege Tschirf! Ich verstehe nicht ganz, wieso Sie gemeinsam mit Dr Hahn in Ihrer Pressekonferenz zum Budget eigentlich die für 2006 prognostizierte Reduktion des Personalstandes um 1 Prozent weniger Voll-
beschäftigungsäquivalente so locker und eher abfällig kommentiert haben und sich eigentlich darüber lustig ge-
macht haben, dass man nur 1 Prozent erzielt. Im Hinblick darauf habe ich den Eindruck, dass an Ihnen das Pro-
blem in den Schulen und im Gesundheitsbereich völlig vorübergegangen ist.

Wir wissen, dass es sehr schwierig ist, den hohen Standard in unseren Gesundheitseinrichtungen aufrechtzuerhalten, ohne mit zusätzlichem Personal zu reagieren. Wir wissen, welch große Probleme nicht nur im Zu-
sammenhang mit den Begleitlehrern und Stützlehrern in den Schulen dadurch entstehen, dass in diesem Bereich außerordentlich wenig Lehrer, gemessen an den Proble-
men, die zu bewältigen sind, zur Verfügung stehen. Un-
ter diesem Gesichtspunkt und unter dem Gesichtspunkt der großen Lehraufgaben, die uns übertragen worden sind, 1 Prozent an Vollbeschäftigungsäquivalenten zu re-
duzieren, ist durchaus eine respektable Leistung und nicht etwas, das man einfach so wegwischen sollte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Am vergangenen Dienstag hat die Oesterreichische Nationalbank ihre Konjunkturprognose präsentiert: Ein Wachstum von 2,3 Prozent für 2006 ist immerhin eine vorsichtig op-
timistische Prognose. Es wurde auch gesagt, dass auch aus der Sicht der jüngsten Prognosen mit keiner Entspannung auf dem Arbeitsmarkt zu rechnen ist.

Außerdem hat Direktor Christl von einem Sorgenkind gesprochen. Gemeint hat er damit etwas, was ich viel dramatischer sehen würde, nämlich die österreichische Rekordarbeitslosigkeit mit einem Novemberwert, der seit 1945 noch nie so hoch war. Das ist mehr als ein Sorgenkind! Das ist eine ernst zu nehmende Krise. Und niemand kann sich der Illusion hingeben, dass diese Entwicklung nicht auch auf den Wiener Arbeitsmarkt durchschlägt. Dass in Wien die Arbeitslosigkeit mit 3,1 Prozent deutlich weniger stark ausgefallen ist als in sechs anderen Bundesländern und dass wir seit August 2004 einen günstigeren Trend in der Entwicklung der Arbeitslosigkeit haben, ist somit nur ein wirklich schwacher Trost. (GR Heinz-Christian Strache: Was ist das, bitte?)
Wir reagieren auf diese Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt und stellen – ich habe es schon angedeutet – für 2006 56 Millionen EUR für Maßnahmen des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds zur Mitfinanzierung der Jugendausbildungsprogramme und die Förderungsprogramme zur Verfügung, wobei wir das zum Teil im Budget, im Wirtschaftsplan des WAFF enthalten haben. Die Damen und Herren, die Mitglieder des Kuratoriums des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds sind, wissen das ja. Zum Teil sind das Sonderfinanzierungen, wobei wir uns dabei im Budget der Stadt auf die Budgetpost 7880 stützen können. 56 Millionen EUR sind mehr als heuer, und es zeigt sich – ich möchte es noch einmal sagen – in der laufenden kurvigen Entwicklung eine deutliche Steigerung von Jahr zu Jahr. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Arbeitslosigkeit in Wien, aber nicht nur in Wien, trifft Frauen mehr als Männer, Jugendliche mehr als Er-
wachsene und ältere Menschen, sie trifft vor allem Aus-
länder, und sie trifft insbesondere – und das ist sozusagen der große gemeinsame Nenner – Personen ohne Pflichtschulabschluss. Hingegen ist die Arbeitslosigkeit in Wien – nicht überall so, aber in Wien – im November bei jenen Personen gesunken, die über eine abgeschlossene Lehre oder über den Abschluss einer berufsbildenden mittleren oder höheren Schule verfügen.

Am vergangenen Mittwoch wurde das Arbeitsprogramm des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds 2006 im Kuratorium mit einer Stimme Enthaltung im Vor-
stand einstimmig beschlossen. Ein Schwerpunkt ist die Vermittlung von Lehrstellen. Das ist eine zentrale Her-
ausforderung, wenn man weiß, dass genau die Tatsache, dass jemand nicht einmal einen Pflichtschulabschluss oder einen Lehrabschluss hat, das Risiko, arbeitslos zu werden, in die Höhe katapultiert. Weitere Schwerpunkte sind die Schaffung weiterer Lehrlingsstiftungsplätze, die Förderung von Personen, die den Pflichtschulabschluss oder den Lehrabschluss nachholen wollen, das mittlerweile auch über unsere Landesgrenzen hinaus als Vorbild akzeptierte PISA Plus-Programm und die Förderungsprogramme für Frauen. Wenn die Arbeitslosigkeit vor allem Frauen trifft, dann ist es notwendig, in diesem Bereich verstärkt geschlechtsspezifische Maßnahmen zu setzen. (Beifall bei der SPÖ.) Ich erinnere an die vielen maßgeschneiderten – und das ist ja ein Gütesiegel des WAFF – Programme wie “FRECH“, “FRECH NOVA“, “NOVA-Karenz“, “AMANDAS MATZ“ und “Matadita“.

Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf hinweisen: Die eigentliche Geburtsstunde des mittlerweile auch bereits vorbildhaften Gender Budgeting schlug im Rahmen des WAFF, und ich bedanke mich auch bei der Personalstadträtin für unser gemeinsames Engagement in dieser Frage. GRin Vana hat das in einem Artikel im “Standard“ – wenn ich mich recht erinnere – deutlich gemacht. Es ist richtig: Wir haben im WAFF mit dem Gender Budgeting begonnen, also uns über die Frage Gedanken zu machen, wie sich Ausgaben geschlechtsspezifisch auswirken, ob sie Frauen oder Männern zugute kommen und wie umgekehrt verhindert werden kann, dass Frauen oder Männer beim Einsatz von Mitteln automatisch, ohne dass es von der Sache gerechtfertigt wäre, zu kurz kommen.

In diesem Budget haben wir jetzt das Gender Budgeting übernommen. Sie haben gesagt: Das ist ein erster Schritt. Das meine ich auch! Ich würde aber sagen, dass das ein wichtiger erster Schritt ist, weil er zeigt, dass wir für Österreich, aber auch international, eine Vorreiterrolle in dieser Frage einnehmen. Ich glaube, dass dieser Weg auch inhaltlich richtig und nicht nur irgendein Modell ist, das man einfach herzeigt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir finanzieren die Aufstockung der Lehrstellenakquisiteure. Wien wird 2006 zwölf Lehrstellenakquisiteure haben, die zum Teil bei der Wirtschaftskammer positioniert sind und deren Finanzierung hauptsächlich wir tra-
gen. Letztere sind sehr erfolgreich. Weiters finanzieren wir den Wien-weiten Einsatz der Personalfinder, und die Tatsache, dass die Zahl der offenen Stellen, die jetzt dem AMS gemeldet werden und damit in erster Linie Ar-
beitslosen zugute kommen, gestiegen ist, ist auf dieses Modell der Personalfinder in Verbindung mit dem Cluster Support Programm zurückzuführen. Es sind das über-
haupt Programme, die gleichermaßen auch den Klein- und Mittelunternehmungen nützen, und wir schaffen auch ein Spezialprogramm PISA-Innovation. 

Ich habe darauf hingewiesen, dass das Problem der Arbeitslosigkeit oft auch mit der Immigration verbunden ist und dass sich daraus natürlich eine Notwendigkeit ergibt, spezifische Programme, die in diesem Bereich Sinn geben, zielführend und auch tatsächlich zu finanzieren sind, einzusetzen. Es geht hier um einen Personenkreis, der von vornherein hinsichtlich der Möglichkeit, zu einem Arbeitsplatz zu kommen, extrem benachteiligt ist, und wir weiten die offene Arbeitsstiftung aus.

Alles in allem ist das eine beachtliche Entwicklung, bei der es nicht nur darum geht, dass wir mehr Geld nehmen und das zur Verfügung stellen. Vielmehr wollen wir punktgenau und zielgerichtet auf die jeweils besonderen Schwerpunkte der dramatischen Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt und Lehrstellenmarkt reagieren. Wie attraktiv die Arbeitsprogramme des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds sind, sieht man daran, dass so etwas wie ein Förderungstourismus eingerissen ist, und wir haben bei der letzten Sitzung, Kuratorium und Vorstand, auch eine Änderung der Richtlinien beschlossen, indem wir jetzt auf den Hauptwohnsitz abstellen, um sicherzustellen, dass auch tatsächlich diejenigen, für die die Mittel zur Verfügung gestellt wurden, diese auch in Anspruch nehmen können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die andere Seite ist die positive Entwicklung des Wiener Lehrstellenmarkts im November. Auch da ist nicht alles paletti und so, dass man einfach zur Tagesordnung übergehen könnte. Aber die Entwicklung ist meines Erachtens ein deutliches Indiz dafür, dass mit einem gemeinsamen Vorgehen von Bundesregierung, AMS, WAFF und Stadt Wien die Probleme auf dem Arbeitsmarkt, wenn schon nicht überhaupt, so zumindest etwas gemildert wer-
den können. Die Kombination der “Aktion Blum 06“, also einer Prämierung von zusätzlichen Lehrstellen, mit der Aufstockung der Finanzmittel für das AMS-Wien um 85 Millionen, die jetzt im Oktober erfolgt ist, in Verbindung mit all dem, was wir seit geraumer Zeit entwickelt und umgesetzt haben und jetzt verstärkt einsetzen, war also sehr wohl geeignet, die Situation auf dem Lehrstellenmarkt zu entschärfen.

Ich muss aber auch eine andere Bemerkung hinzufügen: Lässt all das nicht auch einen Umkehrschluss zu, nämlich den, ob wir uns nicht gerade das Problem der Jugendarbeitslosigkeit in Österreich ersparen können hätten, wenn Bartenstein früher reagiert hätte? Wir wissen, dass die Bundesregierung jetzt aufgewacht ist und von einem Gipfel zum nächsten auch bereit ist, ohne Rücksicht auf das Nulldefizit Geld für diesen Bereich auszugeben. Aber was ist denn durch die Jahre, als be-reits erkennbar war, was sich hier anbahnt, alles nicht geschehen? Wie lange hat man denn die Jugendarbeitslosigkeit entweder verschlafen, nicht ernst genommen, geleugnet, auf die internationale Entwicklung geschoben? Hätte man mit dem, was jetzt geschieht, schon frü-her, also etwa bereits 2000, begonnen, dann bin ich mir sicher, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass sich Österreich das Problem der Jugendarbeitslosigkeit jetzt genauso erspart hätte, wie wir es uns in den ver-gangenen Jahren und Jahrzehnten erspart haben. (Bei-fall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir werden 2006 die Zusammenarbeit mit den Wiener Sozialpartnern, die sich bewährt hat, fortsetzen. Wir werden uns über diese Kooperation auch mit dem Wirtschafts- und Arbeitsminister weiterhin bemühen, wenngleich sich die Begeisterung an dieser Kooperation manchmal aus der Sicht Wiens eher als eine Einbahn erweist als umgekehrt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Stadt und ihre Unternehmen haben in den letzten fünf Jahren rund 10 Milliarden EUR investiert und damit einen Wirtschaftseffekt ausgelöst, der auch im internationalen Ver-gleich bemerkenswert ist, wie ich einmal ganz vorsichtig sagen möchte. 

2006 werden es wieder rund 2 Milliarden EUR sein, die wir an Investitionen tätigen. Im Vorschlag sind 1 Mil-liarde 353 Millionen ausgewiesen, das sind um 35,3 Mil-lionen EUR mehr als im Vorschlag 2005 beziehungsweise ein Plus von 2,7 Prozent. Es ist in den vergangenen Jahren immer wieder gelungen, diese Voranschlagswerte bei den Investitionen sozusagen im laufenden Budget anzuheben und zu steigern. In den Rechnungsabschlüssen war dann jeweils ein höherer Wert ausgewiesen, und ich erinnere daran, dass das praktisch in jeder Abschlussdebatte auf der einen Seite auch kritisiert wurde, und zwar mit dem Hinweis, man hätte sich das sozusagen als Zuckerl vorbereitet und Ähnliches mehr.

Vorsichtig zu budgetieren, bedeutet auch, dass man auf der Ausgabenseite eher zurückhaltender ist als auf der Einnahmenseite. Allerdings finde ich es merkwürdig –fast hätte ich gesagt, läppisch –, wenn die Budgetanalysten der Opposition jetzt, um den Voranschlag 2006 schlecht zu machen, diesen nicht mit den Voranschlagswerten vergleichen, sondern immer gleich auch den Rechnungsabschluss heranziehen und behaupten: Eigentlich ist der Voranschlag 2006 schlechter als der Voranschlag 2004! – Ich bin überzeugt, dass der Rechnungsabschluss 2006 wiederum deutlich besser sein wird als der Voranschlag 2006, aber auch besser als der Rechnungsabschluss 2004. Das können wir dann debattieren, wenn es so weit ist. Jetzt sollten wir aber über den Vergleich beider Voranschläge debattieren, und hier zeigt sich eine deutliche Verbesserung und Steigerung gegenüber den früheren Jahren. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir würden dieses gewaltige Volumen von 2 Milliarden EUR an Investitionen nicht zustande bringen, hätten wir nicht die Möglichkeiten der eigenen Unternehmungen: Hier wird ein Großteil investiert. Während die Unternehmungen der Stadt in die Infrastruktur investieren, sind wir allerdings konfrontiert mit einem Ausverkauf der Unternehmungen der Republik, der munter weitergeht. Nach dem beklatschten vollständigen Verkauf der VOEST, nach Ansätzen, die Post auf die Börse zu bringen, mit der Konsequenz, dass Postämter geschlossen wurden und in Teilen des ländlichen Raumes die Versorgungsqualität drastisch zurückgegangen ist, und nach dem Flop der ÖBB geht es jetzt offenbar darum, die Telekom, die Kommunikationsunternehmen der Republik, auf den Markt zu werfen und zu Geld zu machen.

Nach den – wie ich sie bezeichnen möchte – sehr hässlichen Kampagnen, die in den letzten Wochen gegen den Generaldirektor der Telekom, Sundt, geführt worden sind, ist er jetzt offenbar weich geklopft worden, und ich entnehme den Zeitungen, dass er mit Frühjahr dieses Jahres und somit ein Jahr früher, als es seinem Vertrag entspricht, ausscheiden wird, als Konsulent wei-ter zur Verfügung steht und damit den Weg frei gemacht hat für die Holding. Was heißt denn Holding in diesem Zusammenhang? Holding heißt in diesem Zusammen-hang, dass eine Filetierung der Kommunikationsunter-nehmen ermöglicht wird, die bisher in einer Konstruktion, in der die Mobilkom eine Tochter der Telekom war, sehr schwer gewesen ist. Darum geht es in Wirklichkeit! Wir stehen vor einer weiteren Entwicklung des Ausverkaufs, obwohl in diesem Bereich tatsächlich bisher nirgendwo eine Qualitätssteigerung der Dienstleistungen, die für die Bevölkerung wichtig sind, feststellbar war. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir werden 2006 in den U‑Bahn‑Bau rund 300 Millionen EUR investieren, die Hälfte davon kommt von Bundesseite. Zusätzlich zu dem, was für den U‑Bahn‑Bau ausgegeben wird, gibt die Stadt aus ihrem Budget 609 Millionen EUR für den öffentlichen Personennahverkehr aus. In diesem Betrag sind auch 65 Millionen EUR enthalten, die eine Zuweisung nach dem Finanzausgleichsgesetz sind, so-dass niemand sagen kann, dass darin auch irgendwel-che Bundesmittel stecken. Vielmehr stehen eben 609 Millionen EUR aus dem eigenen Budget für den öf-fentlichen Personennahverkehr zur Verfügung.

Damit, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist Wien nicht nur die einzige Großstadt in der Europäischen Union, bei der die Anteile des öffentlichen Verkehrs zu Lasten des privaten Individualverkehrs wachsen, sondern Wien ist auch das einzige Bundesland, das für den öffentlichen Personennahverkehr mehr Geld aus eigener Tasche einsetzt, als uns vom Bund zugewiesen wird. – Das ist der Hintergrund, vor dem ich sage, es kann nicht sein, dass sich der Bund aus der Mitfinanzierung, aus der 50 zu 50-Beteiligung am U-Bahn-Bau einfach verabschieden will!

Ich habe den Eindruck, dass hier eine konzertierte Aktion von Grasser und Kukacka stattfindet. Während der Finanzminister den Beginn der Verhandlungen über eine weitere Finanzierung des U-Bahn-Baus hinausschieben will, betreibt Kukacka immer eifriger das Zustandekommen einer Neuordnung des Personennahverkehrs mit dem Ziel, die Finanzierung des Personennahverkehrs praktisch vom Bund weg auf die Länder zu schieben. Was dahinter steht, ist völlig klar: Damit wird sozusagen in einem Schwupp auch die Mitfinanzierung des U-Bahn-Baus beseitigt. Und ich bin überzeugt: Wenn diese Rechnung aufgeht, dann ist es sicherlich keine Rechnung zugunsten der Stadt, sondern eine Rechnung, die zugunsten des Finanzministers ausgeht. Das werden wir aber sicherlich nicht zulassen! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Wiener Wirtschaft ist in den letzten fünf Jahren moderner, innovativer und internationaler geworden. Wien hat als High-Tech-Standort deutlich zugelegt und ist mittlerweile Platz einer wirtschaftlich ernst zu nehmenden Kreativszene geworden, die auch internationale Anerkennung findet. Wir haben diese Entwicklung unterstützt und dafür in den letzten fünf Jahren, beginnend 2001, 713 Millionen EUR eingesetzt. Das ist eine gewaltige Summe! Allein für den klassischen monetären Bereich der Förderung der Klein- und Mittelunternehmungen macht das 95 Millionen EUR aus. Im Voranschlag 2006 sind für Wirtschaftsförderung im weiteren Sinn 136 Millionen EUR vorgesehen. Das ist vom Ansatz her auf den ersten Blick weniger als im Vorjahr. Ich möchte das etwas erläutern.

Einerseits mussten wir vor dem Hintergrund der dramatischen Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt umschichten. Wir haben die Mittel für die Arbeitsmarktmaßnahmen auf 65 Millionen EUR erhöht, und zwar auch deswegen, weil ein Teil der Programme genau genommen auch Klein- und Mittelunternehmungen zugute kommen. Das betrifft den Personalfinder, das Cluster Support Programm, das regionale Wirtschaftsservice oder den Innovationsassistenten.

Andererseits haben wir innerhalb der Förderungsinstrumente des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds von der rein monetären Förderung in Richtung nicht monetärer Förderung umgeschichtet, und das zuletzt auch vor dem Hintergrund der europäischen Judikatur zum Beihilfenrecht.

Konkret gibt es drei Gründe, die das rechtfertigen. Erstens haben wir mit den neuen Richtlinien für die Förderungsmaßnahmen höhere Beschäftigungseffekte und auch höhere Investitionen ausgelöst. Das Call-System hat sich im Technologiebereich einfach bewährt und wird jetzt zum Teil in die Wirtschaftsförderung übertragen. Das Prinzip des Wettbewerbs ist eben zielführender als ein Gießkannenprinzip. Wir haben mehr Effekte, ohne dass wir deswegen mehr Steuermittel einsetzen müssen.

Zweitens: Bei der Errichtung der Gründerzentren und bei den High-Tech-Immobilien hat sich die Partnerschaft mit privaten Investoren eindeutig bewährt. Wir haben von der Stadt dem Wirtschaftsförderungsfonds ab 2000 etwa 44 Millionen EUR an Darlehen zur Verfügung gestellt, und diese Mittel sind vor allem auch in die Finanzierung dieser High-Tech-Immobilien und Gründerzentren geflos-sen. Für 2006 ergibt sich daraus ein Investvolumen von etwa 61 Millionen EUR.

Beispiele für diese Entwicklung sind nicht nur das be-kannte Vienna Biocenter, sondern auch das Business & Research-Center Höchstädtplatz, die Fachhochschule Technikum, die Handelsschule, die dort entsteht, und die Kreativzentren. Weiters nenne ich das Tech Gate Vienna im jetzt neu errichteten Tower der Donau City. Schließlich erwähne ich auch das Tech Base, das direkt neben dem Klima-Wind-Kanal im Umfeld der jetzt entwickelten Siemens City entsteht. Ein weiteres Beispiel dafür ist etwa das neue Betriebsgelände für das Unternehmen Bombardier. Damit werden wir eine längerfristige Bindung dieses internationalen Konzerns an den Standort Wien erreichen, und ich erinnere nur daran, dass es da vor etwa einem Jahr eine ziemlich schwierige Situation gegeben hat.

Dritter Punkt: Ab 2006 stehen zusätzlich zu den eigenen Fördermitteln der Stadt 15 Millionen EUR über das Austria Wirtschaftsservice zur Verfügung. Das ist ei-nes der Ergebnisse des Bund-Land Wien-Abkommens vom 8. August 2005. Wir wollen diese 15 Millionen EUR zum Teil in die Förderschiene des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds für Kleinunternehmen und zum Teil in die Förderkulisse des Austria Wirtschaftsservice, wo es um Mittelbetriebe geht, einfließen lassen. – Damit stehen also im Ergebnis 2006 nicht weniger, sondern mehr För-dermittel zur Verfügung, als das bisher der Fall gewesen ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Wie könnte es anders sein? – Nicht nur im Wahlkampf, sondern immer wieder gibt es Bestrebungen, den Wirtschaftsstandort Wien madig zu machen, auch wenn das durch internationale Rankings immer wieder konterkariert wird. Gestatten Sie mir daher zum Thema Wirtschaftsstandort Wien fünf Hinweise:

Erstens: Wiens Anziehungskraft für internationale Konzerne ist entgegen allen Unkenrufen weiterhin ungebrochen. Die jüngst bekannt gegebene Tatsache, dass der weltweit sechstgrößte Konzern für Kunststoffentwicklungen Borealis – immerhin ein gewaltiger Konzern! – seine Zentrale nach Wien verlegt und damit den Standort Wien gesucht hat, ist ein gutes Beispiel dafür, dass die Anziehungskraft, hier Headquarters und Zentralen einzurichten, weiterhin existiert. 

Zweitens: Wiens Attraktivität für internationale Betriebsansiedlungen ist weiter gegeben. Auf der einen Seite hat darauf auch die Präsidentin der Wiener Wirtschaftskammer, Jank, verwiesen. Ich möchte auch die aktuelle Ansiedelungsbilanz des Austria-Business-Agen-cy zitieren, die für die ersten zehn Monate des laufenden Jahres 2005 bestätigt, dass für Wien – österreichweit ist es vielleicht nicht ganz so – weiterhin ein sehr starker Aufwärtstrend existiert: Mehr Unternehmen mit höheren Investitionen und mehr Jobs. 46 Unternehmen gegenüber 38 im Vorjahr. 60 Millionen EUR Investitionen gegenüber 16 Millionen EUR im Vorjahr und 430 Arbeits-
plätze gegenüber 270 im Jahr 2004.

Drittens: Wien bringt weiterhin die höchste Wirtschaftsleistung, hat die meisten Betriebe, die meisten un-selbstständig Beschäftigten, überhaupt die meisten Beschäftigten in Österreich, die höchste Erwerbsquote und vor allem die mit Abstand höchste Frauenerwerbsquote, die nicht zuletzt auch mit der flächendeckenden Versorgung mit Kindergartenplätzen in Wien verbunden ist. 

Viertens: Wien ist sowohl universitäres Wissenszentrum als auch Forschungs- und Entwicklungszentrum im Unternehmensbereich und Technologiehochburg Österreichs.

Fünftens: Wien ist, meine sehr geehrten Damen und Herren – es kann nicht oft genug darauf hingewiesen werden –, das einzige Bundesland, das mit einer vorbildlichen Sozialpartnereinrichtung, wie sie eben der Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds ist, innovative, kreative, beispielgebende Qualifizierungs- und Beschäftigungspolitik betreibt. Das ist ein Bonus, um den uns viele andere beneiden! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie kennen vermutlich den Werbeslogan: Geht es der Wirtschaft gut, so geht es uns allen gut. – Leider stimmt dieser Satz heutzutage nicht. Dazu gibt es zu viele Menschen, die arbeitslos sind, dazu gibt es zu viele Menschen, die arbeiten und trotzdem nicht genug verdienen.

Wir wollen mit dem Voranschlag 2006 unseren Beitrag dazu leisten, den Slogan in der Realität richtig zu stellen. Es soll allen Menschen in unserem Land und in unserer Stadt gut gehen, damit es auch der Wirtschaft gut geht! Wir wollen mit dem Voranschlag 2006 die finanzielle Basis für eine Politik des Miteinander und des sozialen Zusammenhalts schaffen, und dafür bitte ich um Ihre Zustimmung! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Ich darf, bevor wir mit der Debatte beginnen, bekannt geben, dass wir in der Präsidialkonferenz vereinbart haben, dass bei der nun folgenden Generaldebatte die Erstredner jeder Fraktion eine Gesamtredezeit von 30 Minuten haben, alle nachfolgenden Redner eine Gesamtredezeit von 20 Minuten. Für die Spezialdebatten wurde pro Redner eine Redezeit von 15 Minuten vereinbart.

Ich eröffne nun die Debatte.

Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr GR Strache. – Bitte.

GR Heinz‑Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Finanzstadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie sehen: Der Finanzstadtrat hat einen Vergleich dem Asterix-Heft entnommen. Majestix wurde an-gesprochen und auch die Bundesregierung nach dem Prinzip, dass sie die Böse ist. Das ist ja immer das gleiche Prinzip, das wir hier erleben, schon in den letzen Jahren.

Herr Stadtrat! Wenn man schon diesen Vergleich mit dem Asterix-Heft bemüht, den Sie angestellt haben, dann sind Sie der Troubadix. Der Troubadix ist nämlich derjenige, der immer falsche Musik zum Besten gibt und falsche Töne spielt, sodass alle davonlaufen, weil sie es nicht mehr hören können: Immer Wiederholungen von unglaublich falschen Tönen, immer die gleiche Leier! Das kann man wirklich nicht mehr hören! Das möchte ich eingangs einmal festhalten. (Beifall bei der FPÖ.)
Sie haben ja von den Zielvorgaben gesprochen und die Zielvorgaben sind ja auch seit über fünf Jahren die gleichen geblieben. Das kann man ja wiederholen: 

Beitrag zur Ausbildung für junge Menschen - seit fünf Jahren eine Zielvorgabe in Wien, bis heute gescheitert, gerade in dem Bereich nachweisbar die höchste Jugend-arbeitslosigkeit. 

Bei den Lehrplätzen ist in Wien eine katastrophale Situation, wo auf eine freie Lehrstelle sechs Suchende kommen. Also bis dato gescheitert. Ein Ziel, das wieder definiert wurde, was ein löbliches Ziel ist, aber was wir seit über fünf Jahren in unserer Stadt auch kennen.

Die Wiener Wirtschaft fördern, mehr Arbeitsplätze – auch hier ein Ziel, das es seit langem und seit langer, langer Zeit und vielen, vielen Jahren gibt. Auch hier wis-sen wir, wie die Zahlen aussehen, wo die Rekordarbeits-losigkeit gerade in Wien zu Hause ist. Gerade durch Wien wird mit dieser Rekordarbeitslosigkeit letztlich auch der Bundesschnitt dementsprechend negativ beeinträchtigt.

Die Chancen der EU-Erweiterung, die Sie angesprochen haben, sind, Wien als Zentrum Europas sozusagen so zu positionieren, dass wir hier die Chancen der EU-Erweiterung nützen und im Bereich Forschung Investitionsmaßnahmen setzen und auch im Bereich Technologie federführend Handlungen festmachen. Auch das ist seit Jahren immer wieder angesprochen worden und bis heute nicht wirklich sichtbar.

Die sozialen Fragen, wo wir erkennen müssen, dass es immer mehr Sozialhilfeempfänger gibt, sind auch ein Ziel, das seit Jahren definiert wird und heute hier wieder zum x-ten Mal vom Herrn Finanzstadtrat zum Besten gegeben wird, wo Sie auch gescheitert sind.

Der medizinische Bereich, der angesprochen worden ist, und die Pflegemilliarde, die auf sich warten lässt, wo wir auch in Bereiche kommen, die uns letztlich zeigen werden, dass wir in dieser Stadt bis dato zu wenig Finanzierungsmittel für den medizinischen Bereich zur Verfügung gestellt haben und wahrscheinlich auch zur Verfügung stellen werden, damit wir den Standard, von dem Sie sprechen, auch wirklich aufrechterhalten können.

Alles in allem: Wenn man Ihnen zuhört und die letzten Jahre Revue passieren lässt, dann ist alles bestens in Ordnung, man schöpft aus dem Vollen, es ist viel, viel Geld da und wir können jetzt noch mehr Geld, wie ich da entnommen habe, auch in schwierige Bereiche investieren. Also wenn es wirklich so wäre, dann könnte man ja froh sein.

Es ist aber leider nicht so, es ist leider anders. Und es ist eine Situation, wo wir hier in den Medien durch die Berichterstattung durchaus auch unterschiedliche Einschätzungen erleben können. Aber die Einschätzung der Menschen in dieser Stadt, was die Lage der betroffenen Menschen betrifft, ist eine durchaus negative und dramatische gerade in diesen Zeiten, wo wir uns in einer besinnlichen Zeit vor Weihnachten befinden, wo immer mehr Menschen unter die Armutsgrenze gedrückt werden, wo immer mehr Menschen nicht wissen, wie sie über den Monat kommen, über die Runden kommen, wo immer mehr Menschen, nämlich junge Menschen, nicht wissen, wie sie einen Ausbildungsplatz erhalten können, weil eben immer weniger Lehrherren bereit sind, Lehrlinge aufzunehmen. Da muss man einmal nachdenken, wo der Grund zu Hause ist und was für Überlegungen man anstellen muss, damit Lehrherren bereit sind, mehr Lehrlinge aufzunehmen und auszubilden.

Aber wir kennen ja auch seit Jahren die unterschiedlichen Sichtweisen, die hier angestellt werden, denn wenn man sich die Rede des Finanzstadtrats anhört und sich dann die Reden der Opposition anhört, dann sind das ja diametrale Reden und auch diametrale Zahlen, die genannt werden und diametrale Wirklichkeiten und Unwirklichkeiten, die zum Besten gegeben werden. 

Die Fakten sind nun einmal die: Die Zahl der Arbeitslosen ist in Wien weiter dramatisch gestiegen. Ein Anstieg der Sozialhilfeempfänger ist festzustellen und es ist hier in Wien schlimmer als in Restösterreich.

Wenn Sie immer sagen, das ist eine Wechselwirkung, wo man sich von einer Europäischen Union, von der Bundespolitik nicht abkoppeln kann, da ist Wien so-zusagen in einem Getriebe, in einem Rad gefangen, wo es nicht heraus kann, dann muss man immer wieder die Frage stellen: Warum ist Wien dann überall Schlusslicht? Und es ist anders, als Sie es sagen. Wir sind im Bun-desländervergleich überall Schlusslicht: In der Arbeitslo-senstatistik sind wir Schlusslicht und leider Gottes auch, was die Wirtschaftsentwicklung betrifft. Wir sind Schluss-licht in vielen Bereichen, auch in der Lehrlingsfrage sind wir Schlusslicht.

Wenn ich nach Niederösterreich schaue, so erlebe ich dort, dass letztlich die jungen Menschen auch wirklich einen Lehrplatz finden. Dort gibt es nicht diese Situation so wie in Wien. Und das hat nichts mit der Bundesregierung zu tun, sondern das sind hausgemachte Probleme. (Aufregung bei der SPÖ.) Das sind hausgemachte Probleme! Erklären Sie mir, warum der Lhptm Pröll das Problem nicht hat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Warum sind die Sozialhilfeempfänger von rund 40 000 in Wien auf 80 000 angestiegen? (GR Christian Oxonitsch: Na warum?) Ja warum? Weil Sie versagt haben und weil Sie immer wieder das Bummerl jemand anderem geben wollen, obwohl Sie in diesen Bereichen die Verantwortung tragen! 

Als wir im Zusammenhang mit der Freizügigkeitsrichtlinie der EU, die ja im Mai 2006 umzusetzen ist, das kritisch beleuchtet haben und davor gewarnt haben, da hat man uns nicht ernst genommen. Da hat man wieder einmal gesagt: Na typisch Freiheitliche, die da schon wieder vor einer Geschichte warnen, die nicht auf uns zukommen wird und die uns gar nicht treffen wird. Aber heute sagen ja auch Experten und auch Medien wie zum Beispiel der "KURIER" berichten darüber, dass es gerade durch diese Maßnahme zu einem weiteren Anstieg von Tausenden Sozialhilfeempfängern kommen wird und wir hier Probleme bekommen werden. 

Wenn eine Freifahrt von Osteuropäern in den österreichischen Sozialstaat festgemacht wird und ab dem ersten Tag der Hauptwohnmeldung unsere Sozialleistungen in Anspruch genommen werden können und nicht die aus dem Heimatland, dann ist das natürlich etwas, was zu sozialem Missbrauch führen wird und dann ist das etwas, was belastend auf unsere Wiener Stadt zukommen wird. Dann muss man die Frage stellen: Wo hat der Herr Landeshauptmann rechtzeitig aufgeschrien? Wo hat er sich rechtzeitig zum Wort gemeldet, seine Stimme erhoben, um dieser Fehlentwicklung entgegenzusteuern? Nichts. Da war er der Majestätix, ist gemächlich am Schild gestanden, hat sich feiern lassen und hat diese Entwicklung auf sich zukommen lassen.

Jetzt kann man natürlich fragen: Welche von diesen zwei Betrachtungen, die man heute hört, ist die richtige? Diese Frage kann man stellen. Es gibt sicherlich einen Graubereich. In einigen Bereichen hat der Finanzstadtrat auch Recht. Vieles, was auf Bundesregierungsebene ge-macht wird, ist der falsche Weg. Aber so wie er es darstellt, dass er für die negativen Entwicklungen in Wien nichts dafür kann und keine Möglichkeiten hat, dem ent-gegenzusteuern und dass er in seinen Verantwortungen alles richtig macht und nichts falsch macht, das ist unrichtig. Da ist er der Troubadix. Das ist falsch.

Und Ich erinnere jetzt nur ganz kurz noch einmal an den Heizkostenzuschuss. Das ist Kompetenz der Gemeinde, wo Sie ja auch immer wieder versucht haben, ihre eigene Kompetenz auf andere zu schieben und die Verantwortung auf andere zu schieben, obwohl das eine falsche Art und Weise der Darstellung war. Und da leiden, glaube ich, schon Sie an Realitätsverlust und nicht die Opposition, wenn man sich das ansieht und wenn man das gegenüberstellt. 

Und ich möchte jetzt diesen Jubelbudgetvoranschlag, den Sie da seltsamerweise heute präsentiert haben und der ja schon lange Zeit vorbereitet worden ist, schon ein bisschen beleuchten. Er hat ja einen Hintergrund: Eigentlich war ja dieser Jubelbudgetvoranschlag so gedacht, dass er vor der Wiener Gemeinderats- und Landtagswahl zur Debatte stehen wird, präsentiert werden wird und dass man da Schönwetter-Politik macht, um hier vielleicht auch noch für die Wiener Wahl ein bisschen etwas ins positive Licht weiter zu rücken und hier einen Vorteil zu erhalten. Das war der eigentliche Hintergrund dieser Darstellung von heiler Welt, von dieser geschönten Darstellung, wie wir sie heute gehört haben. Und die zahlreichen Belastungen, die kommen werden, sollen ja oder sollten ja auch durch diesen Budgetvoranschlag versteckt werden und verborgen bleiben.

Doch dann kam Ihnen die selbst beschlossene Vorverlegung der Wiener Wahl irgendwie in den Weg und man konnte dieses Budget gar nicht mehr so ändern, wie es geplant war und gar nicht mehr so umschreiben, wie es geplant war, denn natürlich wäre es jetzt angenehm gewesen, die geplanten Erhöhungen, die Sie ja vorhaben, nicht so verstecken zu müssen, wie das jetzt der Fall ist, sondern auch ein bisschen stärker zu platzieren, weil es natürlich aus Ihrer Sicht klug gewesen wäre, das gleich nach der Wiener Wahl festzusetzen, wenn man das machiavellistisch betrachtet. Sie haben ja in Wirklichkeit auch wieder einmal mit diesen Halbwahrheiten und Budgettricks gearbeitet, um von den wahren Verhältnissen abzulenken.

Aber man findet einiges in diesem Budget und man kann eines festmachen: In den nächsten fünf Jahren werden Sie die Menschen wieder weiter belasten. Und ich bin mir sicher, dass die Pflegemilliarde, von der Sie immer gesprochen haben und die im Untersuchungsausschuss von der Opposition auch stark gefordert worden ist, wo viel Druck gemacht worden ist und wo Sie in Fol-ge das auch versprochen und zugesagt habe, dass Sie diesem Versprechen nicht nachkommen werden. 

Bei der Erhöhung des Gaspreises, der kommen wird, haben Sie ja schon bewiesen, dass Sie letztlich schon drei Wochen nach der Wiener Gemeinderatswahl ein erstes Wahlversprechen nicht einhalten. WIENGAS hat ja bereits angekündigt, den Gaspreis, nämlich den Kubik-meterpreis ab 1. Jänner 2006 um 30 Prozent zu verteu-ern. Da sieht man ja schon deutlich, dass man gleich nach der Wahl von einem Wahlversprechen nichts mehr wissen will, nämlich bei der Preiserhöhung von WIEN-GAS. Die 30-prozentige Preiserhöhung wird also den Endkundenpreis ab 1. Jänner 2006 um ca 12 Prozent verteuern. Diese Strom- und Gaspreiserhöhung, die in-tern von Ihnen natürlich auch so beschlossen wurde, hat man halt aus wahltaktischen Gründen erst nach der Ge-meinderatswahl bekannt gegeben. Und das zeigt ja schon, wie man jetzt umgehen wird und was die nächsten Jahre auf die Wiener zukommen wird.

Bei der Pflegemilliarde wird es ähnlich sein. Ja, wenn wir uns die Spitäler ansehen, so müssen wir festhalten, dass Ersatzinvestitionen notwendig wären, dass man endlich in diesen Bereich investieren müsste und den Austausch von veralteten Behandlungsinstrumenten und kaputten Geräten vornehmen muss. Das ist längst überfällig und wir haben im Jahr 2006 wirklich Handlungsbedarf, gerade im medizinischen Bereich, im Spitalsbereich hier zu investieren, damit wir diesen Standard, von dem Sie gesprochen haben, auch wirklich halten können. Da schaut es leider Gottes eher sehr traurig aus, denn dass das der Fall sein wird, das können wir in Ihrer Darstellung nicht erkennen. 

Und wahrscheinlich wird auch die Erweiterung des Haftungskreises für die Kosten im Pflegebereich kommen. Dort werden dann die Verwandten mit ihrem Einkommen für die Kosten haften und nicht wie bisher maximal mit dem Nachlass. Ich bin schon jetzt gespannt, wie Sie das dann der Bevölkerung erklären wollen. 

Eine weitere Anhebung des Spitalkostenbeitrags ist ziemlich sicher der Fall sowie zahlreiche andere Erhöhungen, wie wir das auch in den letzten Jahren erleben konnten. 

Ganz allgemein beweist die Bilanz der letzten Legislaturperiode - und das ist ja auch die Fortsetzung, die wir jetzt erleben können -, wie negativ es ist, wenn es eine Stadtregierung mit absoluter Mehrheit gibt, mit einer so-zialistischen, absoluten Mehrheit wie hier in Wien, wenn man sich gerade den Wirtschaftsstandort Wien ansieht. 

Eine Fortsetzung der Negativentwicklung der letzten Jahre ist für die kommenden fünf Jahre zu befürchten. Ohne eine radikale Änderung der Wirtschaftspolitik in Wien kann man hochrechnen, was für ein Negativszenario Wien zu erwarten haben wird. Die Anzahl der Arbeitslosen in Wien bei gleicher negativer Entwicklung wie in den letzten fünf und zehn Jahren würde bedeuten, dass wir einen Anstieg um weitere 20 000 Arbeitslose erleben müssten und damit erstmals die Marke von 100 000 Ar-beitslosen deutlich überschritten werden würde. Die Ar-beitslosenrate würde dadurch in Wien bis zum Jahr 2010 bei gleicher Entwicklung, wie wir sie in den letzten fünf Jahren in Wien erleben mussten, über 12 Prozent betragen. Und diese negative Entwicklung hat ja Ursachen und zwar dahin gehend, dass es überfällige Strukturreformen in der Stadt gibt wie eine überfällige Verwaltungsreform, eine überfällige Gesundheitsreform, eine überfällige Schulreform und überfällige Sozialreformen, die auf die lange Bank geschoben werden, und das verschärft natürlich die Lage. Statt dessen gehen Sie her und kürzen im Bereich der öffentlichen Investitionen. Das ist Ihre kurzfristige Politik!

Die Investitionsquote im Wiener Budget ist von 14,4 Prozent im Jahr 2004 auf 14 Prozent im Jahr 2005 gesunken und wird weiter auf 13,9 Prozent sinken. Das ist aber der wichtigste Indikator für arbeitsplatzschaffende Wirkungen im Budget und da kann man ganz klar ermessen und erkennen, dass sich das in eine negative Richtung entwickelt. 

Die Wohnbauförderung, die schon in den letzten Jahren ein stagnierendes Niveau aufgezeigt und erreicht hat, sinkt weiter auf 535 Millionen EUR. Die bauwirksamen Ausgaben, die auch ein wichtiger Indikator für die Wiener Bauwirtschaft sind, stagnieren ebenfalls. 

Das ist jetzt die falsche und kurzsichtige Politik, die wir in den letzten Jahren auch immer wieder aufgezeigt haben, wo Sie als Troubadix immer wieder die gleiche Leier zum Besten gegeben haben und das jetzt fortsetzen. Deshalb müssen wir befürchten, dass die Fehlentwicklungen, die wir in den letzten fünf Jahren ja auch an den Zahlen ermessen und erkennen können, sich weiter dramatisch steigern werden, weil Sie nichts ändern, son-dern einfach diese falsche Politik wieder fortsetzen. (Bei-fall bei der FPÖ.)

Und nur Investitionen in die öffentliche Infrastruktur sichern den Wirtschaftsstandort in Wien letztlich auch langfristig und können kurzfristig auch Arbeitsplätze sicherstellen. Und Sie verschenken letztlich durch Ihre falsche Politik in diesem Bereich Tausende Arbeitsplätze!

Auch beim Wiener Krankenanstaltenverbund verdient die angebliche Investitionsoffensive ihren Namen nicht. Der Investitionskostenzuschuss, der im heurigen Jahr massiv gekürzt wurde, wird 2006 lediglich zu seinem früheren Niveau zurückgeführt. Das sind die Realitäten. Das ist nicht wieder, so wie es dargestellt wird, eine tolle, neue Investition, die es nie gegeben hat. Nein, wir befinden uns auf dem alten Niveau, das es in Wien vor Jahren gegeben hat. 

Während die Wiener Wirtschaftsförderung im nächsten Jahr massiv gekürzt wird, steigen im nächsten Jahr in dieser Stadt die Ausgaben für die Regierungspropaganda um 23 Prozent! Eh klar, weil das, was der Troubadix, der Herr Finanzstadtrat Rieder, zum Besten gegeben hat, muss ja verkauft werden und die schönsten Erfolgsmeldungen kosten ja auch viel Geld, um eine andere Realität den Bürgern darzustellen. Aber das spü-ren die Menschen in der Stadt. Da kann man natürlich mit viel, viel Geld vieles darstellen und Realitäten ver-suchen zu verschieben, aber die Menschen spüren, dass es anders ist. 

Die Menschen spüren es am eigenen Leib, im eigenen Bereich, dass es anders ist. Sie erkennen, dass nicht die Arbeitslosigkeit zurückgegangen ist, wie der Herr StR Rieder im November herausgelesen haben mag. Na, das Gegenteil ist der Fall! Durch mehr AMS-Schulungsprogramme hat man die Rekordarbeitslosigkeit in Wien versteckt, weil nämlich die Arbeitslosen in die AMS-Schulungsprogramme rübertransferiert worden sind. In Wirklichkeit hatten wir mehr Arbeitslose als je zuvor im Monat November und das sind genau diese Taschenspielertricks, die die Menschen satt haben, weil sie sehen, dass es anders zugeht und die Realitäten an-dere sind. 

Genauso ist es auch, wenn wir uns die Mittel für die Wiener Bezirksbudgets 2006 ansehen. Dann müssen wir feststellen, dass diese Mittel weiter sinken und zwar ge-genüber dem Jahr 2002 um 25,9 Millionen EUR weniger ausmachen. Durch diese Budgetmittelkürzungen ist die Funktion der Bezirke bei der dezentralen Aufgabenerfüllung natürlich auch in Frage gestellt und das ist ein großes Problem, das auf uns zukommt. Die Aufgaben der Bezirke im Rahmen der Dezentralisierung sind mit den Mitteln, die sie heute durch Sie zur Verfügung gestellt bekommen, nicht mehr zu erfüllen und nicht mehr zu bewältigen. Das zeigt ja auch die Tatsache, dass sich bereits mehr als die Hälfte der Wiener Bezirke durch Vorgriffe verschuldet haben, weil sie mit den Budgetmitteln nicht zu Rande kommen und ihren Aufgaben im Bereich der Dezentralisierung mit diesen Budgetmitteln nicht nachkommen können. 

Diese Einsparungen müssen von Ihnen umgesetzt werden, obwohl Sie die Flucht aus dem Budget ja längst vollzogen haben und uns auch in vielen Bereichen die Kontrolle durch Ausgliederungen entzogen haben. Der Fonds Soziales Wien, den Sie ausgegliedert haben, ist so ein Beispiel, wo Sie auch diesem Fonds die notwendigen finanziellen Mittel nicht zur Verfügung stellen. Da-durch kommt es natürlich zu Leistungskürzungen und dort werden drastische Gebührenerhöhungen der Fall sein. 

Das sind natürlich unausweichliche Folgen, wenn man etwas ausgliedert, der Kontrolle hier in diesem Haus entzieht, dem Fonds dort die Mittel auch nicht zur Verfügung stellt, sich aber dann die Hände in Unschuld wäscht und sagt, man hat damit nichts zu tun, weil das ja ausgegliedert worden ist. Der Hacker hat ja mit uns über-haupt nichts zu tun! Das ist ja, quasi, der gehört ja der Bundesregierung wahrscheinlich, nicht? Er ist ja wahrscheinlich ein Vertreter der Bundesregierung, nicht? Und wahrscheinlich ist auch die Bundesregierung schuld, dass der Fonds Soziales Wien zu wenig Mittel bekommt, um auch wirklich den sozial Schwachen dieser Stadt ausreichend Hilfe zukommen zu lassen. Wahrscheinlich wird das Ihre Argumentation sein und wahrscheinlich in-vestieren Sie dann weitere unzählige Millionen Euro in Werbekampagnen, um das den Wienerinnen und Wienern auch vorzugaukeln! Aber das ist ja nicht die Realität und das muss man einfach hier auch einmal festhalten!

In den letzten Jahren sind eben wichtige kommunale Dienstleistungen wie Wiener Wohnen per 1.1.2000, die Spitäler per 1.1.2002 und der Fonds Soziales Wien mit 1.7.2004 ausgegliedert worden. Aber auch in der Stadtentwicklung werden immer mehr ausgegliederte Entwicklungsgesellschaften eingesetzt. Solche Instrumente sind etwa die Aspern-Nord-AG, die Aspern-Süd-AG und die Bahnhof-Wien-Gesellschaft. Und damit wird die Flucht aus dem Budget angetreten. Das ist ja sozusagen Ihr Spiel. 

Wenn wir uns die Fülle von Problemen ansehen und gleichzeitig die Reformunwilligkeit der Sozialisten als ver-antwortliche absolute Stadtregierung in diesem Haus vor Augen halten, dann wird klar, dass es keine Trendwende am Arbeitsmarkt geben kann, sondern leider Gottes eine weitere dramatische Zuspitzung geben wird. Eine Zuspit-zung von noch mehr Arbeitslosen, die auf uns zukommt und von noch mehr Sozialhilfeempfängern, die bei Ihrer Politik in den nächsten Jahren in Wien leider Gottes zu erwarten sind. 

Der scheinbare Rückgang der Arbeitslosenquote, den muss ich einfach noch einmal wiederholen, weil das ja wirklich abstrus ist, wenn man sich hier herstellt und zum Besten gibt und täuschen will, dass soviel Arbeitslosigkeit zurückgegangen sei. Das ist nicht der Fall, das entspricht nicht der Realität, denn wenn man die Umschulungsprogramme bereinigt, dann sind das 2 367 neue Arbeitslose, die es in Wien gibt, mehr Arbeitslose! Die hat man halt in Umschulungsprogrammen versteckt! Und wenn man das zusammenrechnet und das ist ehrliche Politik, dass man jene in den Umschulungsprogram-men und jene, die nicht in Umschulungsprogrammen sind, sondern halt Arbeitslosengeld erhalten, zusammen-rechnet, so ist das die Summe aller Arbeitslosen. Und das ergibt leider mit Stand November mehr Arbeitslose von netto 2 367! 

Das sind die Realitäten und deshalb ist es einfach fast schon ein Hohn, wenn man sich da herstellt und das gegenüber den Betroffenen anders darstellt. Der ausgewiesene Rückgang der Arbeitslosen ist eine Frage der AMS-Schulungen und nichts anderes. Da zitiere ich bitte auch das WIFO, das in seiner Analyse ja wörtlich Folgendes festgestellt hat, ich zitiere: „Der Rückgang der Arbeitslosigkeit in Wien wird vor allem durch den Anstieg der in der Arbeitslosenstatistik nicht erfassten Schulungsteilnehmer erklärt. Allein in den letzten fünf Jahren ist die Arbeitslosigkeit in Wien damit um 2,7 Prozent-punkte explodiert." Im Durchschnitt der anderen Bundes-länder ist die Arbeitslosenrate nur um 1,6 Prozentpunkte angestiegen. Also wieder Klingel! Komisch, eine negative EU, eine negative Bundesregierung, aber die anderen Bundesländer haben weniger Anstieg bei der Arbeitslo-sigkeit. Es klingelt also wieder: Was machen die anders als Wien? Was machen die anders, dass die in ihrer Entwicklung nicht so dramatische Zahlen erleben müssen wie wir? 

Das ist die entscheidende Frage, die wir uns zu stellen haben, und hier müssen wir auch die Antworten fin-den. Das sind eben hausgemachte Probleme, die durch Sie in der Bundeshauptstadt letztlich auch die Zahl der vorgemerkten Arbeitslosen in den fünf Jahren um 19 000 Arbeitslose haben ansteigen lassen. Der Anstieg der Arbeitslosigkeit war damit in Wien plus 30 Prozent und wesentlich höher als im übrigen Österreich, weil im übrigen Österreich es plus 19 Prozent waren. Schlimm genug, plus 19 Prozent, aber in Wien plus 30 Prozent! 

Seit dem Amtsantritt von Bgm Dr Michael Häupl, von Majestätix auf dem Schild stehend, im Jahr 1994 haben wir 29 830 Arbeitsplätze in Wien netto verloren! Das ist genau das, was man wieder gegenrechnen kann, weil in allen anderen Bundesländern halt neue Arbeitsplätze geschaffen worden sind. Es gibt kein anderes Bundesland, wo nicht neue Arbeitsplätze geschaffen worden sind! Da ist Wien das einzige Bundesland, das mit minus 29 830 weniger Arbeitsplätze als im Vergleichsjahr 94 hat. Alle anderen Bundesländer haben mehr Arbeitsplätze geschaffen, insgesamt sogar um 200 628 mehr Arbeitsplätze, wenn man die anderen acht Bun-desländer zusammenrechnet. 

Genau das ist ja auch der Grund, warum wir Rekordinsolvenzen, Rekordkonkurszahlen in Wien erleben müs-sen, weil es der Wiener Wirtschaft in Wien halt schlech-ter geht, das ist Realität, und dass wir in der Lehrlings-frage leider Gottes ein Riesenproblem haben, denn die Lehrlingsförderung ist ja auch eine dramatische. 

Wenn man andere Bundesländer und ihre Modelle vergleicht und sich die Lehrlingsförderungsmodelle im Vergleich zu Wien ansieht, dann sind die Modelle der anderen Bundesländer erfolgreich, während Ihre Modelle, die Sie heute wieder zum Besten gegeben haben und seit Jahren so anpreisen, keinen Erfolg bringen! Sie reden immer von den tollen Lehrlingsprojekten, die Sie haben, und von Modell- und Förderungsprogrammen, aber wo sind die Erfolgsergebnisse, die sich in Zahlen gießen? 

In allen anderen Bundesländern gibt es Modelle, wo man auch die Erfolge erkennen kann, indem es eben kei-ne Lehrlingssuchenden gibt, weil ja in den anderen Bun-desländern jeder einen Lehrplatz findet wie in Nieder-österreich, in Oberösterreich, in Vorarlberg, aber auch in Kärnten. Und das muss man sich einmal ansehen. Da gibt es unterschiedliche Modelle wie in Vorarlberg das Fondsmodell, das sich mit den Ausbildungsprämien, die bezahlt werden, bewährt hat, wo ich heute gehört habe, dass man das offensichtlich jetzt endlich auch für Wien überlegt, was wir ja auch seit Jahren fordern, sich nämlich Lehrlingsprämien zu überlegen und auch Anreize zu schaffen, dass Unternehmer bereit sind, mehr Lehrlinge auszubilden, aber auch darüber nachzudenken, ob es nicht Sinn macht, wenn man einen Lehrling ausbildet, dass er nachher, wenn er ausgebildet ist, sich vielleicht auch eine Zeit lang verpflichtet, in einem Betrieb als Arbeitnehmer zu bleiben, damit der Lehrherr dann in Fol-ge auch etwas von dieser ausgebildeten Kraft hat und nicht immer wieder das passiert, was ja heute Lehrherren dazu veranlasst, kaum mehr Lehrlinge auszubilden, weil sie wissen, dass nach einer Lehre der Lehrling, wenn er fertig ist, meistens den Betrieb wechselt. 

Ja, das sind halt Dinge, worüber man nachdenken muss und neue Ansätze finden muss. In Oberösterreich hat es ja die Abschnittslehren gegeben, die man eingeführt hat, wo man in verschiedenen Betrieben diese auch absolvieren konnte - eine Art Stufenmodell -, und am En-de als junger Mensch einen vollen Lehrabschluss hat. Dieses Modell der Lehrlingsverbünde hat in Oberösterreich 3 000 neue Lehrplätze geschaffen. So etwas vermisse ich in Wien, so etwas haben wir in unserer Stadt bis heute nicht erleben dürfen. Das gibt es bis heute nicht. In Oberösterreich gibt es dadurch heute genauso viele offene Lehrstellen wie Lehrstellensuchende. Das heißt, die haben das geschafft, dieses Ungleichgewicht in ein Gleichgewicht zu bringen. Jeder, der in Oberösterreich heute einen Lehrplatz sucht, bekommt auch einen. Bei uns in Wien: Auf eine offene Lehrstelle sechs Suchende, fünf bleiben in Wien auf der Strecke! Und das ist nicht erst seit dem letzten Jahr der Fall. Nein, das kennen wir in Wien leider schon zur Genüge und seit ewigen Zeiten. Da brauche ich nur an die alte Bundesregierung erinnern. Das war auch unter der SPÖ/ÖVP-Bundesre-gierung schon so, unter Viktor Klima. Auch da war es schon so, dass die Jugendarbeitslosigkeit in Wien Re-kordwerte hatte. Da hat sich seitdem nichts verändert. (Beifall bei der FPÖ.)
Seit damals wissen wir, dass Viktor Klima gegensteuern wollte. Da hat er seinen Sohn dann ins Euroteam eingesetzt und wir wissen, was dann herausgekommen ist. Da ist dann ermittelt worden, aber Ergebnisse für junge Menschen, was den Lehrplatz betrifft, hat es keine positiven gegeben. 

Und selbst in Kärnten hat die Arbeitsmarktpolitik bereits im Jahr 2001 die Bundeshauptstadt überholt. Sogar das Burgenland hat Wien überholt und wir sind heute Schlusslicht. Das Burgenland war Letzter und ist auf den siebenten Platz vorgerückt! Deswegen wundern mich all diese Zahlen. Ich weiß nicht, wie Sie das machen. Aber es ist interessant, mit welcher Glaubwürdigkeit der Troubadix heute wieder falsche Zahlen zum Besten gegeben hat, wie der Troubadix falsche Töne, falsche Musik spielt, wo sich im Grunde genommen jeder die Ohren zu-halten muss, weil man es nicht mehr hören kann. 

Ich komme zum Schluss. Wien ist Schlusslicht und Wien ist rote Laterne, das sagen die Zahlen. Der Bgm Häupl, der ja seit Amtsantritt versprochen hat, Vollbeschäftigung zu schaffen, ist gescheitert, ist bis heute ge-scheitert, 

Man muss insgesamt sagen und das ist auch unsere Forderung, dass Sie bei Ihrer Flucht aus dem Budget, die Sie angetreten haben, diese auch rückgängig machen müssen. Die Ausgliederungen müssen rückgängig gemacht werden, die Budgethoheit des Wiener Gemeinderats muss in einem gesamten Konzern Stadt wieder hergestellt werden. Als Instrumente seiner Budgethoheit sollen dem Gemeinderat Quartalsberichte und Finanzpläne vorgelegt werden. 

Wir fordern diese Finanzpläne, wie sie beim Bund und in anderen Bundesländern längst selbstverständlich sind. Mehrjährige Finanzpläne für den gesamten Konzern Stadt sind ein Steuerungsinstrument, um Finanzierungslücken aufzuzeigen und die Budgethoheit hier im Haus abzusichern. 

Und ich komme zum Schluss. Aus einem Finanzplan des Krankenanstaltenverbundes wäre etwa die Finanzierungslücke bei den Wiener Spitälern und Pflegeheimen ersichtlich und der Handlungsbedarf ableitbar. Aus einem Finanzierungsplan des Fonds Soziales Wien wäre der Reformbedarf bei den sozialen Dienstleistungen der Stadt deutlich sichtbar. Ein solcher Finanzierungsplan soll für eine Legislaturperiode, nämlich für fünf Jahre, ge-macht werden und aus zwei Teilen bestehen. Im ersten Teil werden die Finanzierungslücke und der Handlungsbedarf aufgezeigt, im zweiten Teil dann der zur Konzernsteuerung geplante Maßnahmenkatalog dargelegt, mit dem die Finanzierungslücke geschlossen werden soll. Der Finanzplan muss dem Gemeinderat gemeinsam mit dem Rechnungs- beziehungsweise Jahresabschluss für das vergangene Jahr vorgelegt werden. Dadurch könnte man die Rechnungsabschlussdebatte zu einer kommunalpolitischen Strategiedebatte über Ressourcenzuteilung und Leistungserbringung im Konzern Stadt letztlich auch aufgewertet vornehmen und sicherstellen.

Das wäre unsere Vorstellung, wie man hier wirklich wieder zu einer ehrlichen Politik und zu Maßnahmen findet, die den Bürgern und den Menschen dieser Stadt auch wirklich dienlich sind. Das, was Sie betrieben haben und betreiben und fortsetzen, ist leider Gottes der falsche Weg! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Mag Vassilakou gemeldet. Bitte sehr. 

GR Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Werte Damen und Herren!

So weit würde ich nicht gehen wie Kollege Strache und von Troubadix sprechen, aber, Herr Stadtrat, seien Sie mir nicht böse, ein bissel Operette war bei Ihren Aus-führungen schon dabei (GR Heinz-Christian Strache: Den Troubadix hat man dann an den Baum festgebunden!), denn geklungen hat das alles irrsinnig toll. 

Sie haben von einem Budget gesprochen, das die Möglichkeiten, die finanziellen Rahmenbedingungen für eine Politik des Gemeinsamen und für eine Politik des sozialen Zusammenhalts schafft. Aber wenn man sich das alles genau anschaut, dann kann man einen Teil der Schwerpunkte, die Sie von hier aus angekündigt haben, überhaupt nicht erkennen. Ganz im Gegenteil. Aus grüner Sicht ist das Budget 2006 ein Budget, das weiterhin falsche Prioritäten setzt, ein Budget von Schwerpunkten, die bei genauem Hinsehen keine sind und ein Budget, bei dem Sie und Herr Bgm Häupl Grassers Musterschüler sind, ein Jahr länger Grassers Musterschüler. Ich frage mich wirklich, ob es einen Ort gibt, wo Sie für diese Leistungen auch eine Auszeichnung erhalten, denn in der Tat, wie kann es denn sein, dass Sie in den letzten Jahren jahrein, jahraus die Politik des Bundes so sehr und so laut Sie auch nur konnten kritisierten, aber schlussendlich gibt es bei genauem Hinschauen schon wieder einen Maastricht-Überschuss, der hier präsentiert wird und heuer übrigens einen mächtig fetten noch dazu. Aber auf das komme ich noch zu sprechen. 

Der Budgetvoranschlag 2006 geht an den zentralen Anliegen der Wiener Bevölkerung eindeutig vorbei, die da aktuell wären: Armutsbekämpfung, Bildung, Gesundheit und Reformen im Gesundheitsbereich und Wirtschaftspolitik beziehungsweise es fehlt die Schaffung von Arbeitsplätze in dieser Stadt, das Schaffen von existenzsichernden Arbeitsplätzen. Erstaunlich ist es auch, dass es heuer schon wieder so ist, obwohl das eigentlich alles überhaupt nicht neu ist. 

Wir diskutieren seit dem Jahr 2000, seit dem Jahr 2001 jahrein, jahraus über dieselben Probleme, und die Lösungen, die es seitens der Stadt Wien auf diesem Gebiet geben soll, sind nach wie vor “dieselben“. Denn was Sie uns jahrein, jahraus vorlegen, ist ein Budget, in dem sich keinerlei Ansätze erkennen lassen, wie denn das Ganze angegangen und verändert werden soll. 

Ich beginne mit dem Bereich der Armutsbekämpfung, denn in der Tat sind die Zahlen - und das haben wir gerade auch in den letzten Tagen von hier aus immer diskutiert - einmal mehr alarmierend. Gerade vor wenigen Tagen hat man auch erfahren, es war letzte Woche, dass es schon wieder zu einem Anstieg der Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger gekommen ist, ja und ganz besonders auch in der Bundeshauptstadt. Und in einem Bereich bin ich ganz sicher nicht der Meinung vom Kollegen Strache, der ja von hier aus jetzt mehrfach ge-fragt hat, was der Unterschied zwischen Wien und den anderen Bundesländern ist. Nun ja, der Unterschied ist ein ganz ein simpler: Wien ist ein Ballungsraum und in Ballungsräumen kommt Arbeitslosigkeit und auch Armut gehäuft vor, viel, viel stärker als es im ländlichen Gebiet der Fall ist. Wir wissen auch ganz genau, dass ein Großteil der Arbeitslosen und auch der Sozialhilfeempfänger und -empfängerinnen in der Stadt Frauen sind, Frauen, die keine Möglichkeit haben, geradezu keine Perspektive haben, hier irgendwie etwas zu unternehmen und damit die Situation zu verbessern, denn vielfach sind es alleinerziehende Frauen mit kleinen Kindern, denen die Möglichkeiten wirklich nicht gegeben sind, jetzt unmittelbar etwas zu tun, um ihre Situation zu verbessern. Und klar, Herr Kollege Strache, am Land ist es anders, denn am Land ist es nach wie vor auch so, dass sich zum Beispiel sehr viele Frauen gar nicht als arbeitslos melden, gar nicht erst Sozialhilfe beziehen und somit gar nicht erst in der Statistik aufscheinen. 

Nichtsdestotrotz sollte uns vielmehr beschäftigen, was wir in Wien tun können. Welche Möglichkeiten hätten wir und ergreifen sie nicht? Und einmal mehr sei von hier aus gesagt: Verehrte Damen und Herren besonders von der Sozialdemokratie, die leider gerade jetzt relativ spärlich im Raum vertreten sind, aber Sie sind ja da, Sie hören ja zu, ich freue mich ja auch riesig, die Sozialhilfe, die die Stadt Wien gewährt, ist nicht existenzsichernd, sie ist nicht armutsbekämpfend und sie leistet gar nichts dazu, um Menschen die Möglichkeit zu geben, aus der Armut auszusteigen und eine neue Existenz aufzubauen. Es ist bestenfalls Armutsverwaltung und nicht Armutsbekämpfung und noch dazu eine schlechte Armutsverwaltung, meine Damen und Herren! 

Schaut man sich die Zahlen im Voranschlag 2006 an, so stellt man fest, dass es hier bei den unmittelbaren Ausgaben für die Sozialhilfe lediglich zu einer Steigerung von 0,8 Prozent, also 1,4 Millionen EUR, kommt. Und dieser Betrag ist angesichts der explodierenden Zahlen der Sozialhilfeempfänger und -empfängerinnen lächerlich. Dieser Steigerungsbetrag ist lächerlich, denn damit lässt sich überhaupt nichts ausrichten! Da können wir nicht von einer Erhöhung der Sozialhilferichtsätze und schon überhaupt nicht von der Schaffung einer Grundsicherung in Wien sprechen. 

Einmal mehr sei hier gesagt: Das ist der falsche Weg. Unsere Aufgabe hätte es sein müssen, in Wien ei-ne Pionierleistung für Österreich zu erbringen und zu sa-gen: So lange diese auf dem Gebiet der Armutsbekämp-fung und der Arbeitslosigkeit offenkundig gänzlich unfähige Bundesregierung am Werk ist, muss es doch eine Aufgabe der Stadt Wien sein, eine Pionierleistung zu er-bringen und zu zeigen, wie es denn hierzulande anders gehen könnte, wie ein neues soziales Absicherungssystem entstehen kann und hier als ersten Schritt die Grundsicherung einzuführen und zu schaffen. Das hätte möglich sein können, aber dazu hätte man selbstverständlich vollkommen andere Zahlen im Budget gebracht, die nicht da sind. 

Wir GRÜNE nehmen das nicht zur Kenntnis, meine Damen und Herren, und einmal mehr bringe ich den An-trag zur Schaffung der Grundsicherung in Wien ein. (Bei-fall bei den GRÜNEN.)
Jedenfalls auf dem Gebiet der Armutsbekämpfung lässt sich das vorgelegte Budget schlussendlich mit dem Satz quittieren: „Die SPÖ nimmt in Wien Armut zur Kenntnis und unternimmt bis auf weiteres dagegen nichts."

Ich gehe zu einem zweiten Bereich bei den Miseren, wo einfach zur Kenntnis genommen wird und nichts, aber auch rein gar nichts dagegen unternommen wird und das ist der Bereich Schulen in Wien mit inzwischen 1 400 fehlenden PflichtschullehrerInnen. Es ist ja auch schlimm genug, dass diese Misere in den Schulen in Wien von Ihnen, Herr Stadtrat und auch vom Herrn Bgm Häupl mitverursacht worden ist, da Sie ja wiederholt dem Finanzausgleich, auf dessen Basis diese Situation ja entstanden ist, Ihre Zustimmung gegeben haben. Nun schreiben wir ein weiteres Jahr diesen Zustand in Wiens Schulen fort, denn ich kann an Hand des vorgelegten Budgets nicht erkennen, dass die Stadt Wien vor hätte, auch nur einen fehlenden Lehrer, eine fehlende Lehrerin von diesen 1 400 Pflichtschullehrern aus dem eigenen Budget zu bezahlen. Und einmal mehr möchte ich betonen, dass das der falsche Weg ist! Es gibt kaum einen schlechteren Ort zu sparen als in Schulen, in Volksschulen einer Stadt, in denen inzwischen 40 Prozent der Volksschullehrerinnen und -lehrer eine andere Muttersprache haben als Deutsch, in denen schlussendlich die Wiege der Integrationspolitik einer Großstadt wie Wien sein sollte und in die investiert werden müsste indem man den Kindern beste Ausbildungschancen und eine Zukunft, eine Perspektive geben müsste. Von alldem ist nichts. Stattdessen haben wir überfüllte Klassen, teilweise überforderte Lehrerinnen und Lehrer, kaum die Möglichkeit, moderne, neue Unterrichtsmethoden anzuwenden, die den Kindern Spaß machen, die den Lehrerinnen und Lehrern Spaß machen und kaum die Möglichkeit, die eigene Muttersprache der Kinder zu fördern, geschweige denn die Möglichkeit, die deutschen Sprachkenntnisse in ausreichendem Maße für Kinder, die Deutschdefizite haben, zu fördern.

In den letzten Jahren haben wir in Wiens Schulen eindeutig den falschesten Weg eingeschlagen, den man nur einschlagen kann. Das alles mit dem Sanktus der Bundesregierung und wie gesagt mit der Unterschrift des Herrn Finanzstadtrats und des Herrn Bürgermeisters. Dieser Voranschlag 2006 ist keine Abkehr von diesem Weg! 

Übrigens werden auch aus diesem Grund die GRÜ-NEN ihre Zustimmung zu diesem Voranschlag nicht ge-ben, denn das ist keine gute Bildungspolitik und das ist schon überhaupt keine Integrationspolitik für die Kinder dieser Stadt.

Ich gehe weiter zum Kapitel Gesundheit.

Sie haben vorhin gesagt, dass wir polemisieren, wenn wir die Rechnungsabschlussdaten aus dem Jahr 2004 heranziehen und diese dann mit dem Voranschlag 2006 vergleichen.

Herr Stadtrat, ich wüsste nicht, wie ich sonst brauchbare Vergleiche anstellen soll, denn die Rechnungsabschlussdaten aus dem Jahr 2004 zeigen mir, wie viel in den unterschiedlichen Bereichen tatsächlich benötigt wurde, wie viel tatsächlich ausgegeben worden ist. 

Nun, wenn ich das heranziehe, was zuletzt benötigt wurde, und es mit dem vergleiche, was jetzt für das nächste Jahr veranschlagt ist, dann kann ich real erkennen, um wie viel zunächst einmal beabsichtigt ist zu kür-zen. Wie soll ich denn das sonst bewerten und welche Zahlen soll ich sonst heranziehen? 

Wenn ich mir das jetzt noch einmal für den Bereich des Krankenanstaltenverbunds anschaue, so stelle ich fest, dass auch hier im Jahre 2005 eine Nachtragsbudgetierung von 35 Millionen EUR beschlossen worden ist. Wenn ich diese nehme und zu dem addiere, was jetzt veranschlagt ist, dann stelle ich fest, dass hier die Ausgaben absolut stagnieren. Das heißt, wenn ich den Budgetvoranschlag 2005 heranziehe plus, wie gesagt, die 35 Millionen EUR Nachtragsbudgetierung und das mit dem, was jetzt für 2006 veranschlagt ist, vergleiche, dann stelle ich fest, wir haben eine absolute Stagnation. Wir haben nicht nur eine absolute Stagnation, sondern der Wirtschaftsplan weist nach wie vor ein Defizit über 64 Millionen EUR aus und das strukturelle Defizit lag auch nicht bei 100 Millionen EUR. Das heißt, wenn ich mir diese Zahlen anschaue und das sind nackte Zahlen, so kann ich feststellen, dass von einer Pflegemilliarde, von der ständig die Rede ist und von der auch Sie heute hier gesprochen haben, keine Rede sein kann. Von dieser Pflegemilliarde fehlt nach wie vor jede Spur! Man müsste schon detektivische Künste haben, um diese Pflegemilliarde irgendwo zu erkennen!

Und jetzt einmal unabhängig von den finanziellen Schwierigkeiten, die es gerade im Bereich der Krankenanstalten gibt, und die nicht neu sind und die wir auch vielfach von hier aus diskutiert haben, bleiben auch die wesentlichen Bereiche, in denen man handeln müsste, in denen man akut und dringend handeln müsste, nach wie vor unangetastet. 

Lassen Sie mich nur kurz ein paar Beispiele bringen: Akutbettenliste. Man weiß, dass Wien, was Akutbetten betrifft, im europäischen Spitzenfeld liegt und dass es hier vielfach die Möglichkeit gäbe zu sparen. Das wäre nicht nur im Rahmen des Budgets und der steigenden Kosten, die man im Gesundheitsbereich hat, gut, sondern auch, weil längere und vermehrte Krankenhausaufenthalte auch für die Patienten selbst jetzt nicht notwendigerweise wünschenswert sind. Ein Konzept, wie Akutbetten in Wien reduziert werden, fehlt nach wie vor. Das vermissen wir.

Ein weiterer Bereich: Wir sprechen seit Jahren davon, dass eine verbesserte Zusammenarbeit zwischen den niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten in Wien und den Krankenanstalten sehr, sehr förderlich wäre, denn nach wie vor haben wir die Situation, dass Ambulanzen überfüllt sind, während es in Wien flächendeckend eine Versorgung mit niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten gibt. Auch hier lassen sich Ansätze vermissen, wie es zu einer besseren Zusammenarbeit kommen kann.

Bei den Pflegeheimen: Von der nach wie vor von uns und nicht nur von uns GRÜNEN, sondern von der gesamten Opposition gesuchten und nach wie vor nicht entdeckten Pflegemilliarde einmal abgesehen, kann man sagen, dass eine Abkehr der Stadt vom Konzept der Großpflegeheime auch nach wie vor nicht zu erkennen ist. Denn was zuletzt in Angriff genommen worden ist, waren Projekte, die schon projektiert waren, bevor es noch den Pflegeskandal und die Diskussion rund um die-sen aufgedeckten Pflegeskandal gegeben hat. Die wer-den jetzt umgesetzt und werden sozusagen mehr oder weniger als erste Schritte einer Reform im Pflegebereich präsentiert. Aber schlussendlich nach wie vor vermissen wir hier den konkreten Plan, mit dem Sie vorhaben, in den nächsten Tagen, Jahren, eine deutliche Verbesserung im Pflegebereich zu erreichen. Und wir vermissen auch die konkreten Finanzierungspläne für diesen Plan, den wir konkret vorgelegt bekommen sollten, eigentlich längst hätten bekommen müssen und auf dessen Basis wir hätten konkret diskutieren können, was die Stadt Wien hier auf diesem Gebiet vorhat. 

Bei der Betreuung zu Hause ist es übrigens auch nach wie vor so, dass es keinerlei Ansätze zu einem raschen Ausbau gibt. Darüber hinaus hat man ja durch die Schaffung des Fonds Soziales Wien – das haben wir von hier aus auch mehrfach diskutiert – Rechtsansprüche teilweise in Leistungsverträge, in Förderbeträge, um genau zu sein, verwandelt, während die rechtliche Basis und Verankerung fehlt und wo wir demnächst alle miteinander nur warten müssen, um festzustellen, wie die Preise steigen und steigen werden und sich die Stadt elegant aus der Verantwortung zurückziehen wird, um zu sagen: „Na, da können wir ja nichts dafür. Da haben wir ja keine rechtlichen Möglichkeiten, um einzugreifen.“ 

Vielleicht auch noch als Letztes ein Punkt aus dem Gesundheitsbereich, der zwar nicht mit Kosten verbunden wäre, aber der einfach genau diese Haltung des Aussitzens, des Vor-sich-hin-Tümpelns und des Augen-zu-und-durch und des Hoffens, dass irgendwann einmal das alles vorbei sein wird, zeigt. Es betrifft den Pflegeombudsmann, dem der Herr Bürgermeister zugesichert hat, ja geradezu versprochen hat, dass seine Rechte verankert werden und dass er eine rechtliche Basis mit klar abgesteckten Kompetenzen für seinen Tätigkeitsbereich erhält. Und was ist? Nichts davon! Dieses Versprechen ist gebrochen und darüber werden wir auch in den nächsten Tagen diskutieren.

Herr Stadtrat! Sie haben des Weiteren von den Investitionen gesprochen, die auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik und der Schaffung neuer Arbeitsplätze ge-tätigt werden. Auch hier einmal mehr: Ja, es ist geradezu geboten, die Zahlen aus dem Rechnungsabschluss 2004 heranzuziehen und diese mit dem Voranschlag 2006 zu vergleichen. Wenn ich das tue, dann stelle ich fest, dass die direkten Investitionen der Stadt Wien weiterhin rückläufig sind, dass die weiter gefassten investiven Ausgaben mit 1 Milliarde 352 Millionen EUR schlussendlich ebenfalls eine reale Kürzung in der Höhe von 5 Prozent gegenüber dem Rechnungsabschluss 2004 bedeuten, dass es auch im Bereich des Bau- und Baunebengewerbes zunächst einmal bei dem, was budgetiert ist, zu ei-ner realen Kürzung um 13 Millionen EUR kommt und dass es sogar im Bereich der Wiener Wirtschaftsförderung zu Kürzungen kommt, wobei ich hier mit einem leichten Schmunzeln feststellen kann, dass das hauptsächlich den von uns nicht so sehr geliebten Bereich der Förderungen für Volksgaragen betrifft. Aber nichtsdestotrotz hätten wir es gerne gesehen, wenn diese Mittel bleiben und vielleicht für andere Projekte aufgewendet werden, zum Beispiel auf dem Gebiet der Nahversorgungsförderung, wo sie in unseren Augen jetzt dringend, wirklich dringend benötigt werden.

Wenn wir schon von der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sprechen, dann lassen Sie mich auch noch einen zusätzlichen Aspekt kritisieren: Die Stadt Wien geht auch hier in ihrem ureigensten Bereich den falschen Weg und baut weiterhin Personal im eigenen Bereich ab und baut auch stetig Personal bei den Wiener Stadtwerken ab. Ob das der richtige Weg genau zu einem Zeitpunkt ist, wo die Arbeitslosigkeit steigt und steigt - ja, auch hier stellt sich die Frage, ob das der richtige Weg ist. 

Die Transparenz des vorgelegten Budgets lässt, so wie jedes Jahr, zu wünschen übrig. Ich glaube, ich bringe nur ein Beispiel dafür, damit auch nicht schon wieder kommt: „Sie können Budgets nicht lesen.“, ein Beispiel, das das vielleicht eindrucksvoll belegt: 

Heuer findet sich im Zusammenhang mit dem Budget Fonds Soziales Wien - also immerhin ein riesiger Brocken, der ja die Gesundheits- und Sozialagenden der Stadt Wien umfasst - nur eine Zeile im Budget, auf der steht 511 Millionen EUR. Das, was man uns vor wenigen Tagen gegeben hat, das ja angeblich sozusagen eine fondsinterne Budgetübersicht wäre, verdient den Namen nicht. Das einzige, was mir dazu einfällt, ist ehrlich gesagt die Bezeichnung “Kaszettel“. Das war einer der er-sten Ausdrücke, die ich gelernt habe, als ich nach Wien gekommen bin. Sie haben uns einen Kaszettel ausge-händigt und muten uns zu, dass wir auf Basis dieses Kaszettels bewerten sollen, wie denn die Budgetierung für den Fonds Soziales Wiens heuer aussehen soll.

Also, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie: Diesen Kaszettel können Sie sich behalten. Sie können Ihre Wurstsemmeln drinnen einpacken, wenn Sie welche haben. Aber beschmiert mit irgendwelchen Zahlen, die absolut Null Aussagekraft haben - das können Sie uns ersparen, das brauchen wir nicht! Wir erwarten von Ihnen... (Beifall bei den GRÜNEN.)
Wir erwarten von Ihnen ein Budget für den Fonds Soziales Wien, das detailliert ist und das den Namen Budgetübersicht auch verdient!

Positiv möchte ich abschließend vielleicht anmerken, dass tatsächlich ein erster Schritt in Richtung Gender Budgeting getan worden ist. Es freut uns sehr, weil das ja auch ein sehr, sehr großes Anliegen der GRÜNEN war, für das sich eben auch StRin Brauner in den letzten Jahren und seit 2001 sehr, sehr stark eingesetzt hat. Man sieht also, dass es schlussendlich auch etwas bringt, wenn man sich jahrelang für etwas einsetzt. 

Das einzige ist, es darf nicht bei diesem ersten Schritt bleiben. Wir brauchen als Nächstes konkrete und verbindliche Ziele, die formuliert werden müssen, damit wir schlussendlich wissen, was genau wir mit unserer Budgetpolitik erreichen möchten, welche Frauen- oder Gender-spezifische Ziele - eigentlich sind ja nicht nur Frauen davon betroffen - wir mit unserer Budgetpolitik erreichen möchten und wie wir dieses tun wollen. Und ich möchte von hier aus jetzt nicht pessimistisch sein, ich möchte einfach offen die Hoffnung formulieren, dass es in den nächsten Jahren zur Formulierung dieser Ziele kommt.

Abschließend möchte ich auf das zurückkommen, was ich zu Beginn auch angesprochen habe: Sie kritisieren, Herr Stadtrat, - und nicht nur Sie, sondern auch der Herr Bürgermeister - seit Jahren bei jeder Gelegenheit, bei jedem Auftritt, bei jedem Interview die Budgetpolitik des Finanzministers Grasser. Sie kritisieren diese Nulldefizitpolitik und haben selber einmal mehr versucht, sich als Musterschüler zu erweisen, denn in diesem Voranschlag 2006 sind 243 Millionen EUR Maastricht-Über-schuss budgetiert!

Ich kann nur sagen: Das ist der falsche Weg, das sind die falschen Entscheidungen, das sind die falschen Prioritäten. Die wesentlichen Aufgaben, denen wir uns stellen sollten, bleiben davon nach wie vor unberührt. Die Operette ist manchmal eine nette Abwechslung auch für die Freunde und Freundinnen der Operette in diesem Haus, aber sie bedeutet nichts, sie bringt nichts und sie verändert nichts an den Lebensrealitäten derjenigen in unserer Stadt, die am allerdringendsten unsere Hilfe und Unterstützung notwendig hätten. 

Und aus diesem Grund werden die GRÜNEN auch heuer ihre Zustimmung zu diesem Budgetvoranschlag nicht geben! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf. Bitte sehr.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshaupt-stadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Vizebürgermeister hat eine Stunde gesprochen und lediglich zweieinhalb Minuten gebraucht, bis er zu seinem Lieblingsthema gekommen ist und gesagt hat, dass der böse Bund eben an allem schuld ist. (GR Kurt Wagner: Stimmt ja auch!) 

Der Herr Vizebürgermeister hat zu Anfang einige Themen angeschnitten, wichtige Themen für die Stadt wie Wirtschaftsförderung, die geopolitische Lage Wiens oder die soziale Lage, die Arbeitslosigkeit und die steigende Zahl der Working Poor. Aber nichts von dem ist nur ansatzweise in dem vorliegenden Budget gelöst. Nichts von dem findet sich an Problemlösungen, was eigentlich für diese Stadt und die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt notwendig wäre. 

Die Arbeitslosigkeit ist in Wien um ein Drittel höher als im übrigen Österreich. Das ist ein Versagen dieser Stadtregierung und das gehört es darzustellen! (Beifall bei der ÖVP.)
Herr Vizebürgermeister, alle anderen Bundesländer haben mehr Arbeitsplätze als vor wenigen Jahren. In Wien aber ist die Zahl der unselbstständig Erwerbstätigen unter dem Stand des Jahres 1965! (GR Kurt Wagner: Der Abbau der Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst, Herr Kollege! Das ist nicht spurlos vorüber gegangen!) Das ist etwas, auf das hinzuweisen ist und hier liegt Ihr Versäumnis vor. 

Herr Vizebürgermeister, Ihre Aufgabe ist es, als Finanzstadtrat nicht zu relativieren, sondern zu handeln. Wir haben aus dieser Rede nur das Relativieren herausgehört! (Beifall bei der ÖVP.)
Herr Vizebürgermeister, Sie relativieren, wenn es um den Umgang mit der Arbeitslosigkeit geht. Sie jonglieren mit Zahlen und in Wirklichkeit sind es lediglich Schulungsmaßnahmen, durch die der weitere Anstieg der Arbeitslosigkeit etwas eingebremst wird, nicht mehr als Schulungsmaßnahmen. Das ist die Realität! (Beifall bei der ÖVP. – Aufregung bei den GRen Godwin Schuster und Martina LUDWIG.)
Herr Vizebürgermeister, Sie haben auch darauf hingewiesen, welche Rolle der Bereich Gesundheit und Pflege für Wien spielt. Man müsste eigentlich sagen, spielen sollte, und hier bringe ich ein Zitat: „Doch nach wie vor vegetieren die Menschen isoliert, vereinsamt, abgestumpft vor sich hin.“ Das sagt der Pflegeanwalt der Stadt Wien, Vogt, in der Hamburger Zeitung “DIE ZEIT“. Das ist kein Renommee für Wien, für diese Stadt und für die sozialdemokratische Stadtregierung. (Beifall bei der ÖVP.)
Auch bei der Pflegemilliarde haben Sie nicht gehandelt, sondern relativiert. Dabei handelt es sich um nichts anderes als um das Einhalten eines Wortes, das der Wiener Bürgermeister gegeben hat. Ein amerikanischer Präsident wurde einmal an den “Read my lips“ gemessen. Wir warten noch immer auf das Einhalten dieses Wortes des Wiener Bürgermeisters und nicht auf das Relativieren. (Beifall bei der ÖVP.)

In diesem Bereich sieht man, wie sehr die Sozialdemokratie als eine Partei, die sich einmal auch als soziales Gewissen verstanden hat, und durchaus ihre historischen Verdienste für diese Stadt hat, im Sozialen abgetreten ist. Es ist bezeichnend, wenn der Herr Vizebürgermeister den Hinweis auf Personalreduktion hier nicht bringt, nicht erkennt oder nicht erkennen will - er ist ja viel zu klug, um das nicht erkennen zu können -, dass es um Reformen geht und wir Strukturmaßnahmen brauchen. Daher ist in diesem Zusammenhang der Hinweis auf die Landeslehrer, also das Vermengen von Äpfel und Birnen, ein Hinweis darauf, dass die SPÖ gar nicht bereit ist, über Strukturmaßnahmen in der Verwaltung dieser Stadt nachzudenken. (Beifall bei der ÖVP.)
Und es ist entlarvend, wenn es dann einen Hinweis auf die VOEST gibt, die VOEST, die vor 20 Jahren als Paradeunternehmen von der damaligen sozialistischen Bundesregierung in ein Debakel hineingezogen worden ist, aus dem die Verstaatlichte sich bis zum Antritt der Regierung Schüssel nicht herauswinden konnte. Das ist die Realität sozialistischer Wirtschaftspolitik. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Vizebürgermeister, wir haben etwas vermisst. Wir haben etwas vermisst bei dieser dauernden Aufzählung von "der Bund ist schuld", nämlich ein Zitat, das natürlich nur in ausländischen Zeitungen zu finden ist. Da hat nämlich Ihr Bürgermeister in der "Zeit" davon ge-sprochen, dass Wien im Gegensatz zu den deutschen Städten nicht ausgehungert wird. Das hätte auch dazu gehört zu einer ehrlichen Budgetrede, dass Sie das hier gesagt hätten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Doch wir haben immer das gleiche Lamento gehört. Wir haben nichts davon gehört, dass mehr als 50 Pro-zent des Budgets Wiens vom Bund getragen wird. Ob das die Ertragsanteile an den Bundesabgaben betrifft, ob das die laufenden Transferleistungen betrifft, ob das die Landeslehrer betrifft, das zahlt alles der Bund. Aber das registrieren Sie offensichtlich nicht einmal und Sie sprechen immer nur vom bösen Bund. Sie tun das gemeinsam mit den GRÜNEN und bereiten hier offensichtlich eine rot-grüne Koalition für Österreich vor. Und was eine rot-grüne Koalition bedeutet, das haben wir jetzt in Deutschland gesehen. Da ist eben die Situation gegeben, dass die Städte ausgehungert wurden. Das ist rot-grüne Wirtschaftspolitik. (Beifall bei der ÖVP.) 

Rot-grüne Wirtschaftspolitik ist, dass es in den letzten Jahren in Deutschland keine Pensionserhöhung gegeben hat. Rot-grüne Wirtschaftspolitik ist das Schlechteste für die Sozialpolitik eines Landes.

Worum es heute ginge, wäre, einen neuen Anfang zu setzen zu Beginn einer Legislaturperiode, Chancen zu nutzen, Probleme zu lösen. Nur, nicht einmal die Weiterplanung der U-Bahn-Linien, der U-Bahn-Trassen, die Verhandlungen mit dem Bund werden geführt, selbst das vernachlässigt diese Wiener Stadtregierung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, und was tut Wien gerade zu einem Zeitpunkt, zu dem Österreich den Vorsitz in der EU übernimmt? Was tut Wien, was tut die Stadtregierung, um tatsächlich Wien einen besonderen Stellenwert in der ganz besonderen geopolitischen Lage im Bereich Mittel- und Osteuropa zu geben, was tut Wien, damit es dem nacheifert, was die Finanzdienstlei-
ster, viele Klein- und Mittelbetriebe, Industriebetriebe Ös-
terreichs, in Mittel- und Osteuropa tun? Außer einer An-kündigung, Presseaussendungen, tut sich nichts, und dabei wäre das eine wichtige Ergänzung zu dem, was die österreichische Bundesregierung im nächsten halben Jahr für Österreich und Europa tut.

Einige von Ihnen waren ja vorletzte Woche in Brüssel mit und haben gehört, wie dort der SPÖ-EU-Abgeord-
nete Ettl ganz klar und deutlich gesagt hat, welche Hoff-nung die Europäer auf Wolfgang Schüssel setzen, wel-che Hoffnung auch die Europäer auf die österreichische Regierung setzen nach dem erbärmlichen Halbjahr, das die Labour-Regierung Englands geboten hat. Und hier wäre es auch Aufgabe Wiens, einen Beitrag zu leisten. Hier wäre es die Aufgabe, das ergänzend zu tun, und Wien hat die Chancen, Wien müsste sie nur nutzen.

Was geschieht mit diesem Budget, meine sehr geehrten Damen und Herren? Dieses Budget, dieser Voranschlag, ist nichts anderes als ein Fortschreiben von Zahlenkolonnen. Es sind keinerlei neue Ideen drinnen, beispielsweise im Bereich der Investitionen. Sogar die Bauinvestitionen, gerade um diese Jahreszeit von besonderer Bedeutung, wachsen nicht an, das Gegenteil ist der Fall.

Oder schauen wir uns die Wirtschaftsförderung an: Wie wichtig wäre sie gerade in der jetzigen konjunkturellen Situation. Wir vermissen, dass hier eine Erhöhung festgelegt worden wäre. 

Und das gravierendste Problem ist sicherlich der Arbeitsmarkt. Wien verliert strukturell in den letzten zehn Jahren 40 000 Arbeitsplätze. Im "profil" der letzten Woche ist ein Artikel über eine andere österreichische Stadt, über Linz, zu lesen. Linz hat immerhin in den letzten 20 Jahren 20 000 Arbeitsplätze dazu gewonnen (StR Da-vid Ellensohn: Weil Rot-Grün regiert!) und Wien hat in den letzten 10 Jahren 40 000 Arbeitsplätze verloren. Das ist die Realität dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP. – StR Dr Johannes Hahn: Das ist die Liberalisierung der Verstaatlichten!) Meine sehr geehrten Damen und Herren, und das Umland gewinnt auch an Arbeitsplätzen, nur Wien verliert Arbeitsplätze.

Meine Kollegin, StRin Cortolezis, wird heute noch auf die ganz besonderen Versäumnisse im Bereich der Bildungs- und Wissenschaftsstadt Wien eingehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, warum sehen wir hier nicht Impulse hinsichtlich der Möglichkeiten der Osterweiterung? Ganz Österreich profitiert davon, aber Wien nicht. Wo ist das Konjunkturbelebungsprogramm, das wir gerade für 2006 für diese Stadt so dringend brauchen würden? Und wenn man sich die Geldmittel, die Milliardenbeträge für die Propaganda ansieht, die diese Stadt ausgibt, dann wären sie für Wirtschaftsförderung, für Nahversorgung, weit besser angelegt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und Sie waren einmal Gesundheitsstadtrat, Herr Vizebürgermeister, und haben das zugegebenermaßen auch mit großem Elan damals betrieben. Was geschieht eigentlich wirklich mit der Pflegemilliarde? (StR Dr Johannes Hahn: Die gibt es nicht!) Wir haben nur gehört, dass das für irgendwelche Maßnahmen, die ohnedies geschehen, ausgegeben wird. Wann kommen denn die zusätzlichen Nachbarschaftshilfezentren, die wir brauchen, die 100 zusätzlichen Nachbarschaftshilfezentren? Wann wird es endlich in Wien keine Sechs- und Achtbettzimmer mehr geben in den Pflegeheimen? (GRin Erika Stubenvoll: 2008!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das wären eigentlich die Aufgaben, mit denen sich die Stadt Wien zu beschäftigen hat. Und wenn ich Ihnen zurufe und 2008 höre aus den Reihen der Sozialdemokraten, dann muss ich wirklich sagen, die SPÖ ist endgültig als Partei des sozialen Gewissens abgetreten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das, was tatsächlich in Wien besteht, ist, dass eine Gesundheitspolitik erdrückt wird von einer Krankenhausbürokratie. Denn wie wäre es sonst anders erklärbar, dass in Wien, etwa bei den Prüfungen für den Arzt für Allgemeinmedizin - und das kann man in einer der letzten Ärztezeitungen nachlesen – fast doppelt so viele Kandidaten durchfallen als an anderen Krankenanstalten in Österreich? Das liegt doch nicht daran, dass die dortigen Mediziner schlechter sind, sondern an den Rahmenbedingungen, die die Stadt Wien und der Krankenanstaltenverbund für diese Ärzte, für die Ärzte, die die Gesundheit dieser Stadt sicherzustellen haben, bieten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu den Rahmenbedingungen gehört auch - ebenfalls wieder im Bereich der Gesundheitssituation in Wien -, warum es in Wien im Bereich des KAV nicht möglich ist, dass ähnlich wie es im Krankenhaus in Tulln der Fall ist, das mittlerweile ein Ausbildungskrankenhaus für das AKH für die medizinische Universität geworden ist, so etwas nicht auch in einem KAV-Krankenhaus durchgeführt wird. Das wird einfach durch die Bürokratie, die in den Spitälern herrscht, unmöglich gemacht. Das ist die Realität, mit der wir es zu tun haben. 

Herr Vizebürgermeister, wo sind Impulse für die Wirtschaft, beispielsweise durch jene Unternehmen, die Ihnen selbst gehören. Da gibt es eine rund ein halbes Jahr alte Studie, in der die Energieunternehmen Europas verglichen werden. Und diese Studie über den Vergleich der Energieunternehmen in Europa zeigt, dass Wien En-ergie deutlich hinten liegt im Vergleich zu anderen Ener-gieerzeugungsunternehmen in Europa, weil viel zu büro-kratisch. Selbst das Forderungsmanagement, also das Hereinbringen von Außenständen, funktioniert in Wien bei Wien Energie weit schlechter als in vergleichbar an-deren Unternehmungen in Österreich und in Europa. 

Oder, wie schaut es denn aus mit der EBS? Das war vor vielen Jahren einmal ein Vorzeigeunternehmen im Bereich der Umwelttechnologie. Da hört man nur mehr wenig. Und was ist im Bereich der Verwaltungsreform? Im Wahlkampf hat unser Spitzenkandidat, Dr Johannes Hahn, gemeinsam mit dem ehemaligen Präsidenten des Rechnungshofs hier Vorschläge vorbereitet. Vorschläge, wie effizienter umgegangen werden kann mit den Berichten, etwa des Kontrollamtes, des Rechnungshofes. Sie sind nicht einmal bereit, über diese Fragen zu diskutieren und das umzusetzen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und ein Kapitel - das kann ich nicht auslassen - ist die Frage der Lesbarkeit eines Budgets. Budgets in an-deren Staaten, in anderen Bundesländern, sind relativ leicht auch im Internet nachlesbar, nachvollziehbar. In Wien werden die Blätter immer spärlicher, es wird möglichst wenig an Informationen hier geboten. Wir sind ja der Ansicht, dass die Eckdaten des Budgets, insbesondere der ausgegliederten Bereiche, in die Budgetvorlage eingearbeitet und die Aufgabenposten im Budget der Stadt Wien ausreichend erläutert werden müssten.

Daher stellen wir, und zwar Fritz Aichinger und ich, einen entsprechenden Beschlussantrag, der den Finanzstadtrat ersucht, bei der Erstellung des Budgets der Stadt Wien, des Voranschlags und des Rechnungsabschlusses, auf mehr Transparenz, Übersichtlichkeit und Verständlichkeit zu achten. Der Informationsgehalt soll durch entsprechende Erläuterungen und politische Bewertungen angereichert werden. Insbesondere sollen die Eckdaten des Budgets der ausgegliederten Bereiche in die Budgetvorlage eingearbeitet und die entsprechenden Ausgabenposten im Budget der Stadt Wien ausreichend erläutert werden.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben in diesen vergangenen Wochen seit der Wahl - die für die SPÖ nicht so gut ausgegangen ist, wie sie es sich eigentlich erwartet hat, gut ist es lediglich dadurch ausgegangen, dass sie sich alle Posten, die es gegeben hat, unter den Nagel gerissen hat, gut ist es vielleicht für die SPÖ aus ihrer Sicht auch deshalb ausgegangen, weil sie gar nicht bereit ist, hier irgendwelche Änderungen vorzunehmen - nichts gehört, was es an inhaltlichen Impulsen für diese Stadt geben sollte. Wir haben auch vom Herrn Bürgermeister – er ist seit über eineinviertel Stunden nicht mehr in diesem Raum - nichts mehr dazu gehört. Wie ist es beispielsweise mit mehr Demokratie, mit einem neuen Wahlrecht, wie ist es mit dem Bereich Bürgernähe, und dass kleinere Strukturen effizienter funktionieren? 

Es hat Zeiten gegeben, in denen immer wieder Schü-be in Richtung Dezentralisierung vorgenommen worden sind. Tatsächlich sind die Mittel für die Bezirksbudgets seit 2002 zurückgegangen. Tatsächlich ist es so, dass es viele Bereiche, etwa das Kulturbudget, gäbe, wo viel mehr in die Bezirke gehen sollte. Oder im Bereich der Infrastrukturmaßnahmen sollten die Bezirke viel mehr einbezogen werden. Es ist auch nicht einzusehen, warum die Bezirke zwar für die Schneeräumung zuständig sind, nicht aber dann für das Einsammeln des Splitts. Das wäre doch auch vernünftig, das einfach in einem vernünftig zusammenzufassen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Dezentralisierung ist offensichtlich kein Anliegen der Wiener SPÖ, kein Anliegen ist es, bürgernäher vorzugehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was aber festzustellen ist, das ist, dass Wien mittlerweile eine der teuersten Städte geworden ist. Da gibt es ein Ranking der teuersten Städte der Welt. Vor drei Jahren war Wien noch auf dem Platz 77, jetzt ist Wien auf Platz 10. Das ist ein Erfolg, auf den ich, Herr Vizebürgermeister, an Ihrer Stelle nicht stolz wäre. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein Bereich, der eindeutig zu kurz kommt, ist, wie es um die Kinder‑, um die Jugend‑, um die Familienpolitik aussieht. Dass Wien die mit Abstand teuersten Kinderbetreuungseinrichtungen hat, auch darauf bräuchten die Wiener SPÖ und Sie, Herr Vizebürgermeister, nicht stolz sein. (Beifall bei der ÖVP.) 
In Summe ist von uns festzuhalten, dass dieses Budget keine Investitionen für die Zukunft der Stadt vorsieht, dass dieses Budget weitaus zu wenig Impulse für ein höheres Wirtschaftswachstum, für eine niedrige Arbeitslosenrate, vorsieht. Wir stellen daher fest, dass Wien hier den Bund aushungert. Das ist die Realität, denn dieses Budget bremst das Wirtschaftswachstum nicht nur in Wien, sondern im ganzen Land und darunter leiden die Wiener, darunter leiden die Österreicher. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wir können diesem Budget keine Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Oxonitsch.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr ge-ehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es wird nicht überraschen, dass die sozialdemokratische Fraktion diesem Budget für das Jahr 2006 zustimmen wird, und zwar aus einfach zwei wesentlichen Grün-den. Auf der einen Seite ist dieses Budget tatsächlich eine Grundlage dafür, dass das hohe Leistungsniveau, das hohe Leistungsangebot, in allen Budgetbereichen gesichert werden kann. Das ist keine Selbstverständ-lichkeit, meine Damen und Herren, und das hat nichts mit Stillstand zu tun, sondern gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten ist das allein schon ein besonders be-merkenswerter Grund, auf den wir auch stolz sind, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und das heißt für uns, es gibt weiterhin ein hohes Investitionsniveau, es gibt weiterhin hervorragende soziale Standards in dieser Stadt, es werden die qualitätsvollen Dienstleistungen in dieser Stadt gesichert und es können mit diesem Budget auch die notwendigen Akzente gesetzt werden, um gerade in diesen wirtschaftlich schwierigen Zeiten - auf die ich noch näher eingehen werde - ja durchaus auch die notwendigen Impulse setzen zu können. 

Und zweitens setzt dieser Budgetvoranschlag, meine sehr geehrten Damen und Herren, einfach den Weg ei-ner stabilen und einer verlässlichen Finanzstrategie für Wien fort. Das heißt, es gibt keine neuen Schulden, es gibt weiterhin Maßnahmen zur Reduktion des Schuldenstandes, er geht erneut zurück, und Wien erfüllt letztendlich auch seine Verpflichtungen, die sich aus dem Stabilitätspakt 2005 ergeben. 

Und wir machen das natürlich nicht aus freien Stücken heraus, es gibt eine Vereinbarung, dass sowohl die Gebietskörperschaften, also Länder und Gemeinden, aber auch Sozialversicherungsträger hier einen notwendigen Beitrag zu leisten haben. Wien erfüllt diesen Beitrag, selbstverständlich, weil als Bestandteil der Finanzausgleichsverhandlungen natürlich auch für Wien dieser Punkt des Paktes, wenn man so will, zu erfüllen ist. 

Und ich meine, dass dieser Budgetvoranschlag daher eigentlich in vorbildlicher Weise die Erfordernisse eines Budgets erfüllt: Notwendige Impulse zu setzen, soziale Standards zu sichern, notwendige Investitionen vorzusehen und auf der anderen Seite auch einen stabilen Haus-halt zu sichern. Und daher, meine Damen und Herren, werden wir diesem Budgetvoranschlag aus Überzeugung zustimmen. 

Und es verfolgt Wien letztendlich diesen Budgetkurs ja schon seit vielen Jahren. Dieser bedeutet, dass nach Möglichkeit eben keine Neuverschuldung gemacht wird und es bedeutet auch natürlich den Abbau bestehender Schulden. Es bedeutet für uns aber auch - und das ist, glaube ich, tatsächlich immer wieder der ganz wesentliche Unterschied zur Politik dieser Bundesregierung - kein Sparen um jeden Preis, kein Kaputtsparen bei öffentlichen Investitionen, kein Abbau von Sozialleistungen und vor allem natürlich auch kein Verscherbeln von Familiensilber. Und da ist es schon skurril, wenn gerade sowohl von meinem Vorredner als auch vom Kollegen Strache hier die Ausgliederungen zitiert werden, und dass hier mangelnde Transparenz herrscht. Mit solchen Kinkerlitzchen hat sich die Bundesregierung überhaupt nicht auseinander gesetzt. Tatsache ist, in den letzten fünf Jahren hat auf Bundesebene ein massives Verscherbeln des Familiensilbers stattgefunden; wir werden das auf der Wiener Ebene nicht tun, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Für uns ist einfach eine stabile Finanzpolitik und Budgetpolitik kein Selbstzweck, sondern es ist tatsächlich ein Mittel, um bestehende wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische, aber auch sozialpolitische Aufgaben zu erfüllen. Und wir haben durch diese verantwortungsbewusste und verantwortungsvolle Budgetpolitik in den letzten Jahren tatsächlich ja auch diesen größeren finanziellen Spielraum erarbeitet, den wir jetzt so dringend notwendig haben. All jene, die hier schon vor Jahren kri-tisiert haben, warum man denn auf der Wiener Ebene tatsächlich Schulden abbaut - und deswegen stehen wir ja auch in einem fundamentalen Gegensatz zur Realität auf der Bundesebene - Schuldenabbau erfolgt auch des-halb, damit wir jene finanziellen Spielräume haben, die wir zur Erfüllung uns wichtiger Aufgaben einfach benötigen. 

Ein Vergleich der Schulden von Wien als Land und Gemeinde mit den der anderen Bundesländer - und es ist ja auch schon Bezug genommen worden auf internationale Vergleiche, aber auch im nationalen Vergleich - zeigt sehr eindrucksvoll, dass Wien hier die geringste Pro-Kopf-Verschuldung aller Bundesländer hat. 

Das ist ein Weg, der auch klar aufzeigt, wie finanzpolitisch sorgfältig und sorgsam diese Wiener Stadt- und Landesregierung vorgegangen ist. Es ist ein klarer Beweis dafür, dass es in dieser Landesregierung und unter sozialdemokratischer Führung eine klare und hohe budgetpolitische Kompetenz gibt, eine budgetpolitische Kompetenz der Sozialdemokraten. 

Und auch wenn hier die anderen Parteien nicht müde werden, immer wieder das Gegenteil zu behaupten, die Praxis beweist, wir gehen mit den Steuergeldern der Wienerinnen und Wiener sorgfältig, verantwortungsbewusst und ich meine auch, sehr gut um, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und ich möchte vielleicht auch auf einen Punkt - es sind ja viele Punkte angesprochen worden, die in den nächsten Tagen in den Spezialdebatten noch einer sehr eingehenden Prüfung, sage ich jetzt, unterzogen werden und die hier sehr eingehend noch diskutiert werden - hinweisen, der ganz wesentlich zeigt, dass Wien in einem Feld wieder einmal internationaler, aber auch österreichweiter Vorreiter ist: Wenn man sich die Budgetunterlage ansieht - und ich gehe davon aus, es werden sich alle diese Unterlage auch angesehen haben -, so kann man hier feststellen, dass gerade auch in dem Bereich, der uns immer wieder in Anträgen beschäftigt hat, wir einen ganz klaren wichtigen neuen Schritt in der Budgeterstellung geleistet haben, und zwar im Bereich des Gender Budgeting. 

Es wurde ja immer wieder gerade auch hier im Wiener Gemeinderat die Diskussion von den GRÜNEN verlangt und es ist auch diese Forderung erhoben worden, und wenn man sich hier diese Unterlage ansieht, so mei-ne ich, dass Wien hier wieder einmal sehr eindrucksvoll zeigt, wie Anregungen durchaus auch aus diesem Kreis, aber natürlich auch von Gemeinderätinnen und Gemein-deräten unserer Fraktion, aufgegriffen und auch tatsäch-lich umgesetzt werden können. Es sind ja immer wieder viele Beispiele zitiert worden, wo es international ange-
blich tatsächlich hier Vorreiterrollen im Bereich des Gender Budgetings gäbe. In einer Enquete, nicht zuletzt hier im Haus, wurde einmal mehr klargelegt, es gäbe diese Beispiele eigentlich nicht. International nicht, aber auch in anderen Städten nicht. Und gerade auch in anderen Ländern, wo die GRÜNEN mitregieren, gibt es das nur in einer allerersten Erhebungsphase. Wenn man sich dieses Budget ansieht, dann zeigt sich einmal mehr, Wien leistet hier einen sehr wichtigen und wertvollen Beitrag, jene Haushaltspositionen, die sich in diesem Budget finden, letztendlich auch einer Prüfung nach den Auswirkungen in der Geschlechterverteilung und in ihren Auswirkungen, die sie auf Männer, Frauen, Kinder und die verschiedenen Bevölkerungsgruppen haben, zu unterziehen. Und ich glaube, das ist auch ein wichtiger Bereich, der hier nicht unter den Tisch gekehrt werden soll, dem eine besondere Erwähnung widerfahren soll und ich möchte mich dafür sehr herzlich beim Finanzstadtrat und natürlich auch bei seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, aber auch bei der Personalstadträtin und bei vielen Gemeinderätinnen und Gemeinderäten für diese Arbeit bedanken. 

Wien hat hier wieder eine Vorreiterrolle gespielt, wo viele internationale Institutionen schon jetzt sich dieses Modell zum Vorbild nehmen, und für dieses Engagement, meine sehr geehrten Damen und Herren, ein herzliches Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich muss aber schon auch darauf verweisen, dass natürlich diese Budgeterstellung für das Jahr 2006 einmal mehr unter besonders schwierigen Rahmenbedingungen vonstatten geht. Es ist einfach eine Tatsache, Wien ist hier nicht eine einsame Insel, Wien ist hier - ich will nicht nochmals das Wort vom gallischen Dorf aufgreifen - ja nicht isoliert zu sehen, sondern selbstverständlich findet Wirtschaftspolitik, findet Finanzpolitik, findet Sozialpolitik unter Rahmenbedingungen statt. Und wenn man sich diese Rahmenbedingungen ansieht, so muss man einfach festhalten, Wien ist - und das wurde ja heute schon mehrmals erwähnt - selbstverständlich durch den Stabilitätspakt verpflichtet, einen so genannten Maastricht-Überschuss abzuliefern. Er wäre durchaus etwas höher, und wir werden auch - wie in den vergangenen Jahren - selbstverständlich daran arbeiten, diesen auch tatsächlich wieder zu erreichen. Er dürfte auch etwas hö-her noch liegen, als er derzeit in den Budgetzahlen aus-gewiesen ist und wir werden uns selbstverständlich durch einen straffen Budgetvollzug bemühen, das Ziel auch wieder zu erreichen, aber es sind damit - und es sei darauf hingewiesen - die Bundesländer einfach die einzigen Gebietskörperschaften, die tatsächlich hier die entsprechenden Überschüsse erwirtschaften müssen. Die Gemeinden dürfen ausgeglichen haushalten, einzig der Bund und der Finanzminister dürfen letztendlich erhebliche Defizite machen. 

Wien hat diese Verpflichtungen - es ist ja vom Finanzstadtrat schon darauf hingewiesen worden - in den vergangenen Jahren erfüllt. Vereinbarungen sind für uns einzuhalten, das sind ja keine Spielwiesen und Spielfelder, wo man einmal sagt, das passt mir und dann, das passt mir nicht, wir arbeiten selbstverständlich daran. Genauso erwarten wir uns, dass diese Spielregeln auch auf der anderen Seite tatsächlich eingehalten werden. Und es belastet vor allem aber natürlich auch das schlaffe Wirtschaftswachstum der vergangenen Jahre ganz besonders die öffentlichen Haushalte nicht nur in Wien, sondern Sie können sich ja auch durchaus einmal Budgetdebatten in anderen Bundesländern anhören und da bitte ich vielleicht auch die Kollegen von der ÖVP, einmal hinzuhören, wie hier die Einschätzung von Bundesländern ist, die unter schwarzen Landeshauptleuten regiert werden, wo es ÖVP-Mehrheiten gibt, dass auch hier letztendlich die notwendigen, fehlenden Impulse von der Bundesebene durchaus immer wieder ein Kritikpunkt auch Ihrer Kollegen sind. 

Es ist interessant, dass gerade in Wien hier dieser Punkt immer ausgespart werden soll. Es belastet einfach dieses hohe Wirtschaftswachstum die öffentlichen Haushalte durch mehr Aufwendungen im Bereich der Bekäm-pfung der Arbeitslosigkeit und es gibt dadurch mehr Aus-gaben und weniger Einnahmen. Und es war daher keine Frage, und schwierig ist es schon lange nicht, dieses Budget 2006 tatsächlich auch so zu erstellen, dass so-wohl auf der einen Seite die fiskalischen Voraussetzungen und auf der anderen Seite aber auch die wirtschaft-
lichen und sozialen Herausforderungen erfüllt werden, und da liegt selbstverständlich eine Vielzahl vor uns. 

Das Wiener Budget erfüllt, noch einmal wiederholt, erfüllt, wie ich meine, diese Aufgaben, und für diese Leis-
tung möchte ich mich auch bei allen Beteiligten sehr herzlich bedanken, dass wir tatsächlich ein Budget vorlegen können, welches uns die notwendigen Impulse für die Zukunft sicherstellt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und es ist auch eine Tatsache - und da rede ich jetzt nicht über böser Bund und gutes Wien herum, sondern einfach über die Tatsache, dass Wien und die Bundesländer tatsächlich seit Jahren einfach Überschüsse erzielen müssen, während es einfach Finanzminister Grasser ist, der der Einzige ist, der mit dem Bundesbudget permanent einfach Defizite macht und das nicht mit notwendigen Investitionen in die Zukunft. Ich glaube, das sind durchaus wesentliche Maßnahmen, aber wenn ich mir anschaue, was die große Investition für die Zukunft dieser Bundesregierung ist, dann ist es die Anschaffung von Abfangjägern. Dazu sagen wir Nein, es werden einfach die falschen Prioritäten gesetzt, meine Damen und Herren. Wir in Wien setzen in diesem Zusammenhang die richtigen Prioritäten. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und man muss schon daran erinnern, dass es eben diese Bundesregierung war, die angetreten ist, keine neuen Schulden zu machen. Das war das erklärte Ziel. Tatsache ist, der Schuldenstand auf Bundesebene ist um 23 Milliarden EUR angewachsen, es gibt den höchsten Schuldenstand der zweiten Republik und es hat, einmal mehr muss daran erinnert werden, diese Bundesregierung tatsächlich in den 5 Jahren ihrer Tätigkeit wesentlich mehr Schulden gemacht als die Regierung Kreisky in den 13 Jahren, und das mit Verscherbeln des Familiensilbers, mit massivem Sozialabbau und letztendlich mit massiven Personaleinsparungen im Bundesdienst, die zu Lasten der Qualität in dieser Republik gegangen sind, meine Damen und Herren. 

Ich sage, jawohl, Schulden machen ist sinnvoll, nämlich dann, wenn es um Investitionen für die Zukunft geht. Diese Bundesregierung hat, wie bereits gesagt, einfach hier nichts gemacht. Sie hat nicht in das Gesundheitssystem investiert, nicht in das österreichische Bildungswesen, ganz im Gegenteil. Hier wurden massive Einsparungen vorgenommen, die natürlich auch zu Lasten Wiens gehen. Es gibt keine notwendigen Impulse im Be-reich der Verkehrsinfrastruktur, hier hat Wien tatsächlich viele neue Aufgaben vor sich, und sie kann sie mit diesen Voraussetzungen, diesen budgetären Voraussetzungen so schlecht und recht auch erfüllen, aber wir brauchen das Zusammenwirken, keine Frage. Und da geht es nicht - und wenn Sie zugehört hätten, Kollege Tschirf - immer um die Schuldzuweisungen, sondern es gab hier durchaus gerade auch in den Ausführungen des Finanzstadtrates ja einige Beispiele, wo es Kooperationen gibt. 

Gerade im Bereich der Arbeitsmarktpolitik in punktuellen Maßnahmen funktioniert das ja. Nur, wenn man sich das große Ganze ansieht, so kann man hier feststellen, es gibt hier tatsächlich eine Politik in den letzten Jahren, die zu Lasten der Gemeinden und der Bundesländer gegangen ist, wo immer mehr Aufgaben an die Bundesländer und an die Gemeinden überwälzt wurden. Und das ist nicht gut, sondern das ist falsch, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und es ist einfach Tatsache, dass Österreich mittlerweile in der Europäischen Union im Bereich der öffentlichen Investitionen tatsächlich das Schlusslicht geworden ist. Nirgends in der Europäischen Union wird weniger investiert als in Österreich und das zeigt einfach tatsächlich, dass wir auf der Wiener Ebene mit Auswirkungen einer verfehlten Finanz-, Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik konfrontiert sind. Da können wir uns natürlich nicht entkoppeln, da können wir nur versuchen, mit unseren Budgetmitteln gegenzusteuern. Und ich glaube, die Vielzahl von Maßnahmen, die Seitens des Finanzstadtrates hier aufgeführt worden sind, belegen ja, dass wir uns gerade in diesem Bereich bemühen.

Aber weil auch der Lehrlingsbereich angesprochen wurde, muss schon auch daran erinnert werden, dass eine der effektivsten Maßnahmen im Bereich der Lehrlingsausbildungen, die Lehrlingsstiftungen, von dieser Bundesregierung abgeschafft wurden. Und da helfen auch die Krokodilstränen seitens des Herrn Strache nichts. Zu dieser Zeit war er noch mitten drinnen, mit da-bei, hat es mit beschlossen, meine Damen und Herren, und davon kann er sich auch nicht verabschieden. (Bei-fall bei der SPÖ.)

Und es ist einfach nachweisbar, dass diese fehlenden öffentlichen Investitionen tatsächlich auch ein Bestandteil des Anstieges der Arbeitslosigkeit in dieser Re-publik sind, man braucht ja immer nur die Vergleichswerte ansehen. Länder, die hier massiv das öffentliche Investitionsniveau gehalten haben, haben in allen Bereichen wesentlich geringere Anstiege als Österreich und es leiden darunter alle neun Bundesländer, da soll man sich nichts vormachen. Wenn man sich allerdings die konkreten Gegenmaßnahmen ansieht, so ist auch festhaltbar - und es muss noch einmal darauf hingewiesen werden -, Wien hat seit 14 Monaten die besten Daten im Bereich Bekämpfung der Arbeitslosigkeit von allen Bundesländern. 

Wir waren jenes Bundesland, das elf Monate hindurch sinkende Arbeitslosenzahlen hatte und wir zählen jetzt auch bei der letzten Novemberstatistik zu den drei besten Bundesländern, wo der Anstieg zumindest abgedämpft werden konnte. Darauf sind wir stolz, das lassen wir uns auch nicht schlecht reden, weil dahinter steckt harte Arbeit und dahinter steckt auch viel Geld, das von den Wienerinnen und Wienern hier zur Verfügung gestellt wird und das wir als Wiener Sozialdemokraten auch richtig einsetzen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Und es ist einfach so, dass Österreich in der Europäischen Union einfach wesentlich schlechter da steht als zu Beginn dieser schwarz-blauen-orangen oder was auch immer Bundesregierung. Das Wirtschaftswachstum ist deutlich schwächer als im Jahr 1999. Die Arbeitslosigkeit ist deutlich höher als im Jahr 1999. Es ist eine Realität, dass es in Österreich seit dem Jahr 2003 immer Reallohnverluste gegeben hat. Das wirkt sich natürlich aus in der Konsumkraft der Menschen in diesem Land. Österreich ist, wie gesagt, Schlusslicht bei den öffentlichen Investitionen. Und letztendlich ist durch die Vielzahl von Belastungen der letzten Jahre die Inflation, die Geld-entwertung, könnte man ja durchaus auch sagen, deut-lich höher als im Jahr 1999. Und das engt natürlich Spiel-räume ein, und wir leiden darunter. 

Und somit ist die Budgetsituation auch in Österreich heute eine schlechtere als sie das 1999 war. Nicht nur, dass die Schulden höher sind, das ist der eine Effekt - noch einmal, 23 Milliarden EUR sind das im Detail -, sondern letztendlich auch das Budgetdefizit des Bundes, also im laufenden Bereich, wo man hier angetreten ist, keine neuen Schulden zu machen, hat man Schulden gemacht und vom Budgetdefizit ist weit und breit nichts in Sicht. Tatsache ist, das Budgetdefizit des Bundes wird heuer auch höher sein als im Jahr 1999. Es zeigt eigentlich gerade diese Gegenüberstellung auf der einen Seite den Schuldenabbau in Wien. Wien bilanziert hier deutlich positiv, trotzdem werden wir weiterhin zum Beispiel 5 500 neue Wohnungen gefördert errichten können, trotzdem werden Rekordsummen im Bereich der Wohnungssanierung zur Verfügung gestellt, gibt es keinen Sozialabbau, gibt es hohe öffentliche Investitionen, und darauf, meine Damen und Herren, sind wir ganz einfach stolz und ich glaube, das spricht auch für dieses Buffet, ah Budget, Entschuldigung. (Heiterkeit bei den Parteien.) Jetzt haben wir es. (GR Heinz Hufnagl: Es gibt keine Wohltäter für die Stadt!) Genau. 

Meine Damen und Herren, man muss also der Bundesregierung letztendlich - und das kann ich Ihnen und den Parteien, die Sie unterstützen, nicht ersparen - ganz klar sagen, Sie haben hier auf allen Linien eindrucksvoll versagt, budgetpolitisch, wirtschaftspolitisch, finanzpolitisch und auch sozialpolitisch. Wir Sozialdemokraten haben, wie die Maßnahmen zeigen, nicht nur eine höhere sozialpolitische Kompetenz, sondern, wie sich ganz klar auch zeigt, eine höhere wirtschafts- und budgetpolitische Kompetenz. Wien wird diesen Weg einer sicheren und erfolgreichen Finanzpolitik fortsetzen. Es ist ein Weg vor allem, der letztendlich auch der Wirtschaft jene Hilfestellungen gibt, die die Qualität dieser Stadt sichern und die so viele Menschen in dieser Stadt letztlich auch brauchen. 

Nehmen wir ein paar Vergleichszahlen, die von meinen Vorrednern hier genannt wurden: Wien hat sein hohes Beschäftigungsniveau, und da hilft es nichts, im-mer wieder die Zahlen, die falschen Zahlen, zu wieder-holen. Tatsache ist, dass wir das hohe Beschäftigungs-niveau nicht nur halten, sondern auch ausbauen können. 

Nach wie vor befindet sich jeder vierte Arbeitsplatz hier in Wien. Nirgends sind die Chancen, letztendlich ei-nen interessanten Arbeitsplatz zu finden, so groß wie in Wien. Und dahinter steckt einfach harte Arbeit. Und es ist vor allem harte Arbeit, auch im Interesse der Frauen. Es ist ja darauf schon hingewiesen worden, weil vor allem Frauen in einem besonderen Ausmaß eine Beschäftigungsmöglichkeit in Wien finden. Wien bietet aber darüber hinaus - und das wird immer wieder verschwiegen - vor allem auch 200 000 Einpendlern aus dem Umland einen entsprechenden Arbeitsplatz. 

Das soll nicht verschwiegen werden, genauso wie 3 000 junge Menschen aus dem Umland, aus den Bundesländern hier in Wien ihre Ausbildungsplätze deshalb finden, weil sie in ihren Bundesländern einfach nichts Diesbezügliches finden. Wien ist hier tatsächlich auch Arbeitgeber für das Wiener Umland. Wir sind stolz darauf, und wir kommen dieser Verantwortung letztendlich auch nach. Und dennoch zählt einfach Wien zu den Bun-desländern - ich habe es schon gesagt - mit dem geringsten Anstieg an Arbeitslosigkeit. Aber ich glaube, es kann nicht oft genug wiederholt werden, weil Wien eben als einziges Bundesland tatsächlich eine zusätzliche ei-gene Arbeitsmarktförderung hat. Das hat keines der an-deren acht Bundesländer und wir sind stolz darauf. Und letztendlich wird mit diesem Budget auch der Grundstein dafür gelegt, dass wir dieser arbeitsmarktpolitischen Aufgabe auch in Zukunft nachkommen können.

Wien hat auch seine Nummer 1-Position im Bereich der Betriebsneugründungen und Betriebsansiedlungen in den letzten Jahren nicht nur halten, sondern auch ausbauen können. Und in Wien ist nicht zuletzt auch das so-ziale Netz tatsächlich nicht brüchig geworden. Bei uns in Wien können die Menschen nach wie vor darauf vertrauen, dass sie von der Stadt Hilfestellungen in Notsituationen bekommen. Und weil hier das System der Sozialhilfe in Wien kritisiert wurde, muss ich noch einmal darauf verweisen, dass gerade eine Untersuchung aller Sozialhilfesysteme in den Bundesländern ganz klar gezeigt hat, dass Wien hier ein richtiges und ein völlig in Ordnung befindliches System der Förderung von Menschen gerade auch im Bereich der Arbeitslosigkeitsbekämpfung hat und damit tatsächlich ein System hat, das sich durch seine Flexibilität von den anderen unterscheidet. Eine Flexibilität, die hier immer wieder kritisiert wird, weil man einzelne Fördermaßnahmen hernimmt und dann isoliert betrachtet. Zum Beispiel im Bereich des Heizkostenzuschusses, der nicht nur - es soll noch einmal daran erinnert werden - aus diesen 75 EUR besteht, die wir im letzten Gemeinderat beschlossen haben, sondern der auch die einmalig und ständig ausbezahlten Heizkostenzuschüsse beinhaltet, die über die Sozialhilfe ausgezahlt werden. Wir haben hier ein sehr flexibles System, das sich nicht verstecken braucht vor den Systemen anderer Bundesländer. Ich glaube, das ist keine Untersuchung die wir in Auftrag gegeben haben, es ist eine Untersuchung des Sozialministeriums. Sie stellt der Sozialhilfe in Wien ein gutes Zeugnis aus und das sollte hier in diesem Kreis, meine Damen und Herren, auch erwähnt werden. 

All das führt letztendlich dazu, dass die Menschen in Wien tatsächlich positiv in die Zukunft blicken können. Sie leben in einer Stadt, die nach wie vor den Menschen eine Vielzahl von Zukunftschancen und darüber hinaus eben letztendlich auch ein hohes Maß an Sicherheit in allen Lebenslagen bietet. Und die Menschen in dieser Stadt können sich natürlich auch weiterhin darauf verlassen, dass wir dem Bereich der Lebensqualität weiterhin einen besonderen Stellenwert einräumen werden. Ich betone das deshalb, weil es immer wieder ein Bereich ist, wo auch ganz klar gesagt werden muss, dass dieser einfach nicht selbstverständlich ist, sondern auch darin und dahinter harte Arbeit steckt. 

Und wenn hier immer wieder die eine oder andere Studie zitiert wird, muss man einfach sehen, dass gerade auch für viele internationale Unternehmen dieses softback ein wesentlicher Punkt ist, dass sich internationale Betriebe hier ansiedeln. Und dahinter steckt einfach harte Arbeit, die sich ja in diesem Budget auch in Zahlen ausdrückt.

Die Wiener Sozialdemokratie verfolgt diesen Weg einfach seit langem und wie ich meine, sehr entschlossen und vor allem auch mit dem entsprechenden Erfolg. Daher nicht zuletzt auch die Unterstützung unserer Arbeit durch das Ergebnis der vergangenen Wahlen. 

Wir haben als Sozialdemokraten bei praktisch allen Wahlen in den letzten Jahren hier diese entsprechende Unterstützung für diese Politik bekommen. Natürlich könnte man sagen, eigentlich sollte das dieser Bundesregierung durchaus Anlass zum Nachdenken geben, wenn auf der einen Seite hier eine Opposition ständig Zuwächse hat, Stimmen dazu gewinnen kann und Erfolge erzielt. Ich gebe diese Hoffnung allerdings auf, Gelegenheiten dazu hätte es schon genügend gegeben, da-her kann die einzige Antwort eigentlich nur sein, wir brauchen wieder eine Regierung, die die notwendigen arbeitsmarkt-, wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen tatsächlich auch setzt, und wir brauchen letztendlich eine neue Bundesregierung, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vielleicht noch einmal die Eckdaten, weil hier von meinen Vorrednern so viele falsche Zahlen durch die Gegend geworfen wurden. 

Das eine ist im Bereich der Investitionen: Tatsache ist, Wien investiert nach wie vor 2 Milliarden EUR, die Stadt selbst mit 1,3 Milliarden EUR, die Unternehmen der Stadt in einem Ausmaß, das sich einfach im Niveau der vergangenen Jahre befindet. Es werden mit diesen öffentlichen Investitionen letztendlich auch Maßnahmen für die Zukunft gesichert. Der U-Bahn-Ausbau wird weiter voran getrieben, der Fahrkomfort der öffentlichen Verkehrsmittel wird damit weiter verbessert. Es werden, wie gesagt, 5 500 Wohnungen errichtet werden. Das ist et-was, worum wir international beneidet werden und wes-halb gerade jetzt auch viele Bundesländer sehr neidvoll nach Wien blicken, weil sie darauf gekommen sind - und es wurde seitens des Finanzstadtrates ja schon darauf hingewiesen -, in welche Sackgasse sie sich mit der Ver-äußerung der Wohnbauförderung begeben haben, und jetzt dieses Investitionsniveau nicht mehr aufrechterhal-ten können. Wir können es, Gott sei Dank. 

Wir werden im Bereich der Wohnbausanierung massiv investieren, wir werden aber auch weiter in den Bereich der Umwelttechnologien investieren. Ich finde es in-teressant, dass an Herrn Tschirf der Bereich der EBS und die Investitionen im Bereich der Kläranlage spurlos vorüber gegangen sind. Da kommen internationale Delegationen, um sich hier diese neueste Umwelttechnologie, die auf Wiener Boden errichtet werden konnte, anzusehen. Da wurde vor wenigen Minuten vom Rednerpult ge-sagt, “von der EBS habe ich schon lange nichts gehört“. Anscheinend brauchen wir doch noch ein bisserl mehr Mittel in der Öffentlichkeitsarbeit, damit Kollege Tschirf das auch mitbekommt. Aber ich glaube, dass gerade in dem Bereich zum Beispiel der Umwelttechnologien auch in Zukunft investiert werden kann. Im Bereich der Wasserver- und -entsorgung werden ebenfalls die entsprech-enden notwendigen Investitionen möglich gemacht.

Es werden durch die Förderungen aus dem Stadtbudget auch weiterhin Tausende Arbeitsplätze mit Zukunft geschaffen werden können. Es sind ja noch einmal viele Maßnahmen bereits erwähnt worden, und wir werden, nicht zuletzt mit den Maßnahmen und den Mitteln dieses Budgets, auch sicherstellen können, dass die For-schungsquote Wiens mit Abstand die höchste aller Bun-desländer ist. 

Also, wenn hier kritisiert wird, hier werde zu wenig in Forschung investiert, meine Damen und Herren, so schauen Sie sich die Zahlen aus dem Bundesbudget an, wo wir uns auf einem Tiefpunkt befinden, schauen Sie sich die Zahlen in den Bundesländern an, und dann schauen Sie sich die Zahlen in Wien an und Sie wissen, wo die richtige Politik im Bereich der Forschung und Ent-wicklung gemacht wird, meine Damen und Herren. (Bei-fall bei der SPÖ.)
Wien wird auch mit diesem Budget eine soziale Stadt bleiben, es werden mehr Mittel gerade in diesem wichtigen Bereich zur Verfügung gestellt, damit einfach jene die Hilfe bekommen, die sie auch tatsächlich benötigen. Es wird sichergestellt, dass letztendlich auch der Wiener Krankenanstaltenverbund, aber auch die Pflegeanstalten, ihre Aufgaben weiterhin in vollem Umfang und mit der höchstmöglichen Qualität erfüllen werden können. 

Wenn Kollege Tschirf auch hier gesagt hat, wann wird es endlich keine Achtbettzimmer mehr geben, dann kann ich nur sagen: Wenn Sie vielleicht einmal zuhören und zur Kenntnis nehmen, dass es diese in Wien bereits nicht mehr gibt. So einfach ist es. Man soll einfach nicht immer wieder falsche Zahlen von diesem Rednerpult aus von sich geben. (GR Ing Bernhard Dworak: Aber in Lainz gibt es sie schon!) Es gibt sie nicht, wir haben sie abgeschafft und es ist auch ganz klar gesagt worden, dass wir spätestens 2008 maximal Vierbettzimmer in den Pflegeeinrichtungen haben. Hier, mit diesem Budget, werden dafür auch die Weichen sichergestellt. Gehen Sie nicht immer einfach mit falschen Zahlen hausieren, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich kann bei dieser Vielzahl von Punkten - und es ließe sich ja noch vieles anführen, aber es wird ja noch die Gelegenheit sein, in den nächsten Tagen darauf ein-zugehen - der Kritik der Oppositionsparteien an diesem Budget tatsächlich nicht wirklich etwas abgewinnen. Wir halten auch nichts von Zurufen, sage ich jetzt einmal, die einen eigentlich nachweislich erfolgreichen und budgetpolitisch wirksamen Weg letztendlich mutwillig verlassen sollen. 

Wir glauben, wir haben den richtigen Weg eingeschlagen und wir werden uns davon nicht abbringen lassen. Kollege Tschirf hat hier zum Beispiel immer wieder Strukturmaßnahmen eingefordert. Man soll doch hier Klartext reden. Wenn man sich ansieht, was die Bundesregierung unter Strukturmaßnahmen verstanden hat, dann waren das Privatisierungen, dann war es Verscherbeln und dann waren es Maßnahmen, die zu Lasten der Qualität gegangen sind, aber auch zu Lasten der Österreicherinnen und Österreicher. Für diesen Weg – da hat er Recht, meine Damen und Herren – werden wir als Wiener Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten nicht zur Verfügung stehen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich glaube, dass man einmal mehr auch die Kritik der GRÜNEN hier zurückweisen muss, dass hier immer wieder gesagt wird, Tatsache ist, wir machen eigentlich dasselbe wie die österreichische Bundesregierung. Wenn man sich dieses Budget ansieht, gerade aber auch die Beschlüsse in den letzten Gemeinderatsausschüssen ansieht und gerade auch dann vor Augen führt, was uns von den GRÜNEN tatsächlich in den Debatten sowohl beim Budget als auch beim Rechnungsabschluss in den letzten Jahren immer wieder erzählt worden ist, wir werden das soziale Netz nicht aufrechterhalten können, es wird letztendlich im Bereich der Sozialhilfe das entsprechende Geld nicht geben, wir werden hier Leistungen zurücknehmen und wenn man sich das ansieht und gegenüberstellt, nicht nur die Budgetvoranschlagszahlen für das Jahr 2006, sondern auch die Maß-
nahmen des Jahres 2005, dann ist es nicht zuletzt dank einer sorgfältigen Budgetplanung und Haushaltsführung immer gelungen, die notwendigen Budgetmittel hier zur Verfügung zu stellen. Dass uns das keinen Spaß macht, dass tatsächlich immer mehr Menschen aus dem Arbeitsmarkt herausfallen, die Belastungen für die Gemein-
den immer größer werden, ist ganz klar. Aber ich glaube, wir steuern hier tatsächlich gegen, nicht zuletzt auch mit diesem Budget 2006.

Ich möchte mich daher für dieses Budget ganz ausdrücklich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Magistrats, aber auch beim verantwortlichen Stadtrat be-
danken. Ich glaube, es wird die Leistungsfähigkeit der Wiener Stadtverwaltung für die Wiener Bevölkerung gesichert. Es werden für den Wirtschaftsstandort Wien und für die soziale Stadt die notwendigen budget- und finanzpolitischen Impulse gesetzt und dafür ein herzliches Dankeschön, und daher werden wir diesem Budget auch zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Herzog. Ich erteile es ihm. 

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vizebürgermeister! Frau Vorsitzende! 

Ich habe jetzt gerade dem Herrn Klubobmann Oxonitsch zugehört. Ich finde, die Betonung und die Freude über einen 25 Prozent-Anteil der Geschäfte in der Stadt Wien ist als Wiener durchaus mit Freude zur Kenntnis zu nehmen. Doch muss man mit aller Deutlichkeit feststellen, dass diese Zahl natürlich auch durch den Prozentsatz zustande kommt, dass Wien als zentrale Hauptstadt einen großen Teil unserer zigtausend öffentlich Bediensteten des Bundes hier beherbergt. 

Des Weiteren war interessant, Herr Oxonitsch hat gesagt, dass er froh sei, dass unter solchen schwierigen Umständen ein solches Budget zustande gekommen ist und wie mühsam es aufzustellen gewesen ist, womit er sich in einem gewissen Gegensatz zum Herrn Vizebürgermeister Rieder befindet, der eine Stunde lang das hohe Lied auf die Zustände in dieser Stadt und auf das Budget gesungen hat. 

Beiden gemeinsam ist natürlich die alte Leier, dass die Schuld immer die anderen haben. Selbstverständlich die Bundesregierung, vielleicht auch die EU, vielleicht kommt in der Zukunft noch etwas anderes dazu, der Klimawandel, die Klimaänderung oder Ähnliches, wir wis-sen es nicht so genau.

Auf alle Fälle, das vorliegende Budget 2006 zeigt, dass hier die Wirtschaftspolitik der letzten Jahre fortgeschrieben wird, und damit gibt es auch hier keine Umkehr und Änderung eines Weges, den wir für falsch halten. Überfällige Strukturreformen finden nicht statt und werden auf die lange Bank geschoben und enger werdende budgetäre Zustände und Gegebenheiten werden nicht an der Wurzel saniert. Statt dessen gibt es eben keine Verwaltungsreform, keine Gesundheitsreform und keine Sozialreformen, das wird alles auf den Sankt Nimmerleinstag verschoben. Statt dessen wird bei den Investitionen gespart, das ist eine Selbstverständlichkeit, und das ist mit Sicherheit auch ein falscher Weg. Und wenn ein Herr Oxonitsch der Bundesregierung zum Bei-spiel dann die Bundespolitik vorwirft, und dass dort In-vestitionen gekürzt sind, dann muss man feststellen, in Wien wird die nämliche und gleiche Politik betrieben. Die Investitionsquote in Wien ist von 14,4 im Jahre 2004 über 14,0 auf 13,9 in diesem Jahr, oder fürs nächste Jahr, abgesunken. Und daher sollten Herr Oxonitsch und seine Partei vielleicht die Kenntnisse der Bundesregierung auch auf Wien umlegen. Ich halte das für einen ganz, ganz wichtigen Weg. (Beifall bei der FPÖ.) 
Denn mit den schrumpfenden Investitionen wird natürlich auch ein ganz wichtiger Indikator für arbeitsschaffende Budgetwirkungen verunmöglicht und laufend verringert, der Wiener Arbeitsmarkt schaut ja auch entsprechend aus. Was das Hochjubeln meiner sozialistischen Vorredner betrifft: Man sieht ja, wie hoch die Arbeitslosigkeit in Wien ist. 

Des Weiteren wird auch die Wohnbauförderung wiederum abgesenkt und ist um 7 Millionen EUR weniger als im Vorjahr, und die bauwirksamen Ausgaben sinken seit 2004 um 20 Millionen EUR. Alles Maßnahmen, die mit Sicherheit nicht dazu dienen, beschäftigungswirksame Maßnahmen in Wien einzuführen und herbeizuleiten. Es ist mit Sicherheit eine kurzsichtige Politik, denn Infrastrukturinvestitionen sichern den Wirtschaftsstandort und sie schaffen relativ rasch Arbeitsplätze. 

Keine Frage, es gibt eine Grundregel, dass 100 Mil-lionen EUR Invest-Volumen etwa 2 200 neue Arbeits-plätze schaffen. In Wien geschieht halt leider das Gegenteil. Ebenso wird die Wiener Wirtschaftsförderung ge-kürzt von 157 auf 137 Millionen EUR, ein Absturz von 20 Millionen EUR. Das heißt also, die Kürzungen, die stattfinden, sind eine einheitliche Linie. Leider aber eine falsche. 

Übrigens, das wurde schon vom HC Strache gesagt, die angebliche Investitionsoffensive beim Wiener Krankenanstaltenverbund erweist sich als Chimäre. Das ist klar, der Investitionskostenzuschuss wurde im Vorjahr massiv gekürzt und erreicht heuer nicht einmal annähernd die Höhe des Jahres 2004, es fehlt ein Betrag von 7 Millionen EUR, um nur das Jahr 2004 einzuholen. Und die Pflegemilliarde im Jahr, die ist nicht verwirklicht, die ist weit und breit nicht zu sehen. Und der Bürgermeister hat ja schon gesagt, dass es keine direkte Erhöhung gibt. Wir haben nur leider den Eindruck, es gibt auch keine indirekte und sehen auch weit und breit keine solche. Und damit gibt es die angebliche Pflegemilliarde schlicht und einfach nicht.

Die finanzielle Situation der Bezirke wurde bereits angesprochen und sie ist wirklich besorgniserregend. Die Bezirksmittel wurden laut entsprechender Verordnung laufend gekürzt und vor allem die Generalsanierung der Pflichtschulen ist massiv abgestürzt, seit dem Jahr 2002 von 27,2 Millionen EUR auf 5,9 Millionen EUR. Wohl nicht zuletzt deshalb, würde ich meinen, da die Bezirke aus dem Gesamtbudget für solche Aufwendungen 90 Prozent refundiert bekommen, womit sich die Zentralverwaltung doch einiges erspart, wenn hier die Beträge gekürzt werden. 

Ob das der Auftakt zu einer Schulreform ist, die von allen Seiten für notwendig gehalten wird, ist wohl in Zweifel dort hin. Der Bedeutungsverlust der Bezirke zeigt sich auf alle Fälle in diesen niedrigen Ansätzen des Gesamtbudgets von zur Zeit 1,5 Prozent. 2002 waren es noch 1,9 Prozent und das, würde ich meinen, ist schon eine ziemlich mickrige Zahl. 

Die Folgen: Die Dezentralisierung wird so nicht stattfinden und die Hälfte der Bezirke musste sich durch Vorgriffe massiv verschulden. Eine ganz interessante Aufstellung, wenn man sich die anschaut, es sind die Bezirke 1, 5, 10, 12, 13 und 20, und ein weißer Rabe fast, mit einem Vorgriff von nur 460 000 EUR, ist der 15. Bezirk. Und im Übrigen müssen die Bezirke für ihre Kredite, Euro-Zinsen bezahlen, während sich die Gemeinde Wien mit den natürlich viel billigeren Schweizer Franken-Krediten versorgen kann.

Die Bezirke mit Rücklagen wiederum sind die andere Hälfte. Die gibt es ja, nur bei fünf Bezirken ist die Rücklage bereits unter 1 Millionen EUR gefallen, das heißt, das Ende der positiven Entwicklung ist absehbar. Das sind die Bezirke 8, 9, 14, 16 und 19. Mit einem Wort, die finanzielle Lage, die Zukunft der Bezirke, ist düster, Dezentralisierung ist ein Schlagwort und der Wiener Zentralismus zieht wieder die Zügel deutlich an. 

Ein weiteres Dauerthema - auch heute bereits gewesen - ist die Aushebelung der Budgethoheit des gewählten Gemeinderates. Wir wissen ja, es gibt immer mehr kommunale Dienstleistungen, die ausgegliedert wurden. Wiener Wohnen, Spitäler zuletzt und schlimmerweise der Fonds Soziales Wien, zusätzliche Entwicklungsgesellschaften und Einzelprojekte, die sich alle der Kontrolle des gewählten Wiener Gemeinderates entziehen, und die Einblicke in die Geschäftsgebarung sind mehr oder weniger nicht oder nur diffus gegeben. Eine Tatsache, die wahrscheinlich erwünscht ist. 

Damit wird natürlich das Wiener Budget zum Torso, und so werden eben weite Bereiche der Stadt außerbudgetär abgewickelt, mit dem klaren Ziel, dass niemand außer den herrschenden Sozialdemokraten Einblick und Durchblick in die Verhältnisse hat, ob das nun Unternehmen der Stadt Wien sind wie der KAV oder Wiener Wohnen, ob es die Fonds sind, ob es die Anstalten in den Wiener Museen sind oder aber Kapitalgesellschaften, wie eben die Stadtwerke oder die Holding. Überall gibt es möglichst wenig Einblick und möglichst wenig Kontrollrechte, der Gemeinderat erhält keine Durchsicht. 

Ein besonderer Höhepunkt ist natürlich der Fonds Soziales Wien. Bedauerlicherweise ist das die letzte Ausgliederung und hier wurde ziemlich total vorgegangen. Alle sozialen Dienstleistungen sind der Kontrolle des Gemeinderates entzogen und die Opposition hat hier und heute keine Information über die Höhe des Sozialbudgets, mit dem einfachen Trick nämlich, dass das Budget des Fonds meist erst kurz vor Jahreswechsel be-schlossen wird und allfällige Informationsbrocken die Opposition bestenfalls in Jänner erreichen werden.

Zur laufenden Budgetdebatte jedenfalls steht uns ein wesentlicher Teil der Ausgaben der Stadt, in Zahlen fun-diert, nicht zur Verfügung. Der Beirat des Fonds hat nicht wesentliche Rechte, keine satzungsmäßigen Rechte, worin wir einen klaren Verstoß gegen die Rechte der Budgethoheit des Gemeinderates sehen. 

In anderen Fonds, die früher gegründet wurden, dem Wirtschaftsförderungsfonds, dem Wiener Arbeitnehmer Förderungsfonds, gibt es dagegen sehr wohl für die Op-positionsparteien Anwesenheits- und Stimmrecht in den budgetbeschließenden Organen, im nunmehr ausge-gliederten Fonds Soziales Wien leider nicht. 

Das ist gegen das Bundesvergaberecht, natürlich ge-gen die Budgethoheit des Gemeinderats und damit ge-gen den Geist demokratischer Mitbestimmung in diesem Haus. Und so schaut der demokratische Geist der Rathausmehrheit aus. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und hier ist gewiss dringende Abhilfe nötig, die Rechte der gewählten Volksvertreter, die Budgethoheit des Hohen Hauses, müssen wieder verstärkt und wieder aufgebaut werden, etwa wie vorher gesagt, durch Berichte der Finanzpläne. 

Eine laufende Berichterstattung in Form von Quartalsberichten ist eine demokratische Mindestforderung. Jeder Aktionär, der privaten Aktienbesitz eines börsenotierten Unternehmens hat, hat solche Informationsmöglichkeiten.

Der Wiener Gemeinderat, der letzten Endes der Vertreter der Eigentümer dieser Vermögenswerte ist, hat sie nicht. Auch die Finanzpläne sollten selbstverständlich sein, sie waren es auch, denn wir haben bis 1997 solche gehabt. In anderen Bundesländern, auch im Bund, gibt es sie natürlich und sie sind ein wesentlicher Faktor für die Stadtregierung als Steuerungselemente, als Steuerungsinstrumente, die den notwendigen Handlungsbedarf in der Zukunft ersichtlich machen. Und auch in Wien wäre eine Rückkehr zu diesem Instrument von Wert, natürlich für die Dauer von fünf Jahren, wie es früher im-mer der Fall gewesen ist, das heißt also, für die Dauer einer Legislaturperiode. Quartalsberichte und Finanzpläne sind sachlich notwendig und sie dienen der Wiederherstellung der Budgethoheit des Gemeinderates. 

Ich fordere die Sozialdemokraten auf, diesen selbstverständlichen demokratischen Gepflogenheiten wieder ihr Recht zukommen zu lassen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich darf noch kurz, wenn es die Zeit erlaubt, auf einen Artikel eingehen, der in der "WELT" am Donnerstag, dem 8., und Freitag, dem 9. September erschienen ist, von Peter Schneider, einem Schriftsteller, über türkisches Zwangsheiraten, islamisches Patriarchat und die Hilflosigkeit der Behörden, was das deutsche Integrationsmodell betrifft. Ich darf kurz zitieren. Ich werde nicht zu lange zitieren, nur ein bisschen: „Nach Angaben von türkischen Anwältinnen werden jährlich Tausende von jungen in Deutschland lebenden Türkinnen zwangsverheiratet, Tausende von jungen Türken werden mit so ge-nannten Importfreunden versorgt und wenn sich jemand gegen diese Handlung widersetzt, muss er zum Teil wieder untertauchen, weil er sich der Rache der Familie entziehen muss. Und zur Routine der Zwangsheirat mos-lemischer Mädchen kommt eine weitere Variante: Der Import von Frauen aus der Türkei. Ein Institut für Sozial-forschung in Dänemark schätzt, dass 90 Prozent der in Dänemark lebenden Moslems in den letzten Jahren mit Importfreunden verheiratet waren. Eine niederländische Studie beziffert diese Zahlen mit ungefähr 70 Prozent und mit jedem Import wächst natürlich die Zahl." Schneider sagt des Weiteren: „Inzwischen können türkische Männer, die nach den Regeln der Sharia heiraten und leben wollen, in Berlin dies weitaus unbehelligter tun als in Istanbul." - Eine ganz interessante Bemerkung. - „Es zeigt sich, dass eine jahrzehntelang verschleppte Inte-
grationspolitik", hier bezogen auf die Bundesrepublik Deutschland, „nur eine Seite des Problems darstellt. Die andere Seite besteht in der aktiven Verweigerungshaltung eines Teils der moslemischen Gemeinschaft. Die Attentate, im Vergleich zu den liberalen Gesellschaften wie in England oder in den Niederlanden, zeigen, dass die Gewährung der Bürgerrechte nur Voraussetzung, aber keinesfalls eine Garantie für die kulturelle Einbürgerung moslemischer Muslime ist."

Er geht dann auf den Moslemunterricht in Berlin ein, der von Berlin bezahlt wird, wo man nicht weiß, in welcher Form dieser stattfindet und ob nicht letzten Endes in einem Teil dieser Einrichtungen zum Hass auf die Gesellschaft in Deutschland aufgerufen wird. Ganz extensiv klagen die beiden Anwältinnen auf alle Fälle die deutschen Gutmenschen, nennen sie sie, an, dass sie die moslemischen Frauen im Stich gelassen haben und sie fordern sie auf, bei ihren Schwärmereien über Kreuzberg und Neuköln die eingesperrten Frauen hinter den geschlossenen Fenstern nicht zu vergessen. 

Ich glaube, wir stellen uns natürlich die Frage in Wien, in welchem Ausmaß das auch auf uns zutrifft. Was in Holland, in Dänemark oder in Berlin in Deutschland passiert, wird in irgendeiner Form, wie ich glaube, in ähnlichem Ausmaß auch in Wien stattfinden. Das ist für mich keine Frage. Ohne Prozentsätze von Zwangsehen in irgendeiner Form einschätzen oder vermuten zu wollen, viel anders ist Wien mit Sicherheit nicht.

Was bedeutet dann in diesem Zusammenhang die Politik der StRin Wehsely, wenn sie die Politik der Gleichrangigkeit von Lebensformen vertritt, die Diversität also. Die SPÖ hat damit den Weg der Integration, sprich die Einbindung der Zuwanderung in die Sprache, Kultur und Lebensformen der Mehrheitsbevölkerung, aufgegeben. Das heißt aber bitte auch, dass selbstverständlich die Kenntnisnahme der Lebensformen, denen moslemische Frauen ausgesetzt sind, ebenfalls ein Faktum ist, das die Wiener Politik der Sozialdemokraten vollzieht. Von der Frau StRin Wehsely und der SPÖ hat man zu diesen Themen seit langer Zeit nichts oder nur wenig gehört, geschweige denn in irgendeiner Form Maßnahmen gesehen. Ich weiß nichts davon. Sie werden sicher davon berichten, nehme ich an. (GRin Martina LUDWIG: Das ist traurig! Sie wissen nichts von der Kampagne!)

Was heißt Kampagne? An den Zuständen hat sich mit Sicherheit nichts geändert. Die Parallelgesellschaft wächst und wächst. Das ist ein Teil, wie der Autor auch sagt, der ausgesprochene Hilfeindikator der Behörden, also Zugriff zu diversen Maßstäben, aber es ist vielleicht auch ein bewusstes Wegsehen der politisch Verantwortlichen in dieser Stadt, weil sie sich ihr heiles Bild ihrer Maßnahmen bei Eingliederung der Zuwanderer nicht stören lassen wollen. Damit gilt die Klage der türkischen Anwältinnen, dass die Linke moslemische Frauen im Stich gelassen habe, sicherlich nicht nur in Deutschland, in Holland oder Dänemark, sondern auch in Wien für die Sozialdemokraten und die amtsführende Stadträtin!

Meine Damen und Herren, wir Freiheitliche werden den Voranschlag 2006 ablehnen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm. 20 Minuten Redezeit.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr ge-ehrte Damen und Herren! 
Es wird kürzer als 20 Minuten werden, nachdem die Budgetdebatte im Großen und Ganzen so wie jede Voranschlagsdebatte, an denen ich in den letzten Jahren teilgenommen habe, abläuft: Die Sozialdemokratie lobt sich in ihrer eigenen Demut, wie super sie ist (GR Harry Kopietz: Sollten wir lügen?), es wird unreflektiert auf Kri-tikpunkte eigentlich gar nicht eingegangen, die blau-schwarze Opposition auf der anderen Seite meint, die Stadt Wien ist an allem schuld und die Bundesregierung wäre super. Beim Kollegen Strache hat man ein bisschen das Gefühl, die Amnesie ist ausgebrochen, er war nie in der FPÖ. Bei der ÖVP ist genau dasselbe, dass die, die früher immer gesagt haben, sie waren nie in der Regierung, in Wirklichkeit seit 20 Jahren drinnen sitzen. Also ein Déjà-vu bei ganz vielen Sachen. Daher muss man nicht alle Argumente, die gekommen sind, wiederholen, aber auf ein paar Punkte will ich doch eingehen.

Zum Streit um die Frage der steigenden Investitionen: StR Rieder hat gemeint, es wäre doch sinnvoll, in der jetzigen Situation nicht nur Voranschläge mit Rechnungsabschlüssen zu vergleichen, sondern Voranschläge mit Voranschlägen. Nun, da nehme ich mir diese doch her und vergleiche einmal die unter den Postensummen 0 bis 079 ausgewiesenen Summenfelder, was unter "Investitionen" firmiert und schaue es mir an:

Voranschlag 2003: 202,4 Millionen EUR,

Voranschlag 2004: 187,9 Millionen EUR,

Voranschlag 2005: 169,7 Millionen EUR,

Voranschlag 2006: 151,7 Millionen EUR.

Sehr geehrter Herr Stadtrat, das sind de facto um 25 Prozent weniger als noch im Voranschlag 2003. Da habe ich noch keinen einzigen Rechnungsabschluss her-genommen, sondern tatsächlich nur die Voranschläge miteinander verglichen. 

Wenn man das auf die gesamten investiven Ausgaben zusammenrechnet, haben wir tatsächlich auf den ersten Blick im Vergleich zu den Voranschlägen 2005 und 2006 einen Anstieg von knapp 35 Millionen EUR, von 1,318 Milliarden EUR auf 1,353 Milliarden EUR. Da könnte man tatsächlich sagen, es ist ein Anstieg. 

Aber, sehr geehrter Herr StR Rieder, ich versuche es jetzt wirklich schon fast gebetsmühlenartig, Ihnen die, glaube ich, vierte Budgetvoranschlagssitzung tatsächlich nahe zu bringen. Dieser Anstieg beruht lediglich auf ei-ner Doppelzählung, nämlich sogar der Anstieg beruht auf der Doppelzählung des Investitionszuschusses für die Krankenanstalten, und zwar bei den Kapitaltransferzah-
lungen. Sie haben die Zahlung von 119 Millionen EUR an den Krankenanstaltenverbund de facto zweimal drinnen. Im Vorjahr waren es nur 88. Jetzt kann man beim ersten Mal sagen, okay, es ist ein Anstieg um 30 Millio-nen EUR, aber Sie haben diese 30 Millionen EUR sogar zweimal hineingenommen, und sagen so, dass die inves-tiven Ausgaben steigen.

Sehr geehrter Herr StR Rieder, das ist schlichtweg falsch! Diese Doppelzählung, der genau in derselben Hö-he auch die Einnahmen gegenüberstehen, gehört her-ausgenommen oder Sie könnten prinzipiell, genauso wie man bei den Budgetaufblähungen überspitzt hat, sagen, dass die prozentuellen Zuschüsse immer schwerer vergleichbar werden. Wenn Sie ins Budget hineinschreiben, wir zahlen 500 Millionen EUR an Schulden zurück und wir nehmen gleichzeitig 500 Millionen EUR an Schulden auf, dann macht das einen großen Unterschied im Vergleich dazu, wenn Sie 100 Millionen EUR Einnahmen, 100 Millionen EUR Ausgaben hineinschreiben würden. Plötzlich verändern sich die Prozentsätze total. Es verändern sich die Prozentsätze bei den eigenen Steuern und es verändern sich die Prozentsätze bei den Ertragsanteilen der Bundesabgaben. Das ist der zentrale Punkt, warum die Budgets auch mit den Prozentsätzen überhaupt nicht mehr miteinander vergleichbar sind. 

Ich habe mir ein bisschen ein Rechenbeispiel gestattet und habe versucht, ein paar Sachen herauszurechnen. Ich habe mir das Budget einmal gereinigt, um die Rücklagengebarung, um die Schuldengebarung und dann um so ganz banale Budgetaufblähungsposten wie rund 550 Millionen EUR, die wir an die Wiener Stadtwerke zahlen und die wir natürlich auch wieder zurückbekommen. Ich habe noch ein paar andere Posten herausgenommen, die eigentlich reine Durchlaufposten sind, die der Budgetaufblähung dienen oder die direkte zweck-gebundene Finanzierungen des Bundes sind. Ich sage Ihnen gleich, die U-Bahn-Finanzierung des Bundes habe ich drinnen gelassen. Man kommt plötzlich zu einem Punkt, wo sich das Budget der Stadt Wien nur mehr ungefähr mit 6,5 Milliarden EUR darstellt und man kommt zu ganz anderen Verhältnissen der Zahlen zueinander und merkt zum Teil wirklich erschreckende Perspektiven dahin gehend, dass die zentralen Punkte, wie wir sie uns als Grünpartei wünschen, überhaupt keinen Niederschlag in diesem Budget finden. 

Eine Grundsicherung wird es mit diesem Budget nicht geben. Sie haben im Wahlkampf gesagt, das ist eine gute Idee. Der Wahlkampf war vorbei: „Die Bundesregierung soll es machen, weil Wien kann das ja nicht leisten." 

Man findet in diesem Budget wirklich keinen Ansatzpunkt für einen nachhaltigen ökologischen Umbau der Stadt Wien. 

Und was man überhaupt nicht findet, ist eine Demokratisierung des Budgets, eine Transparenz des Budgets. 

Da sind aber ganz viele Sachen schon angesprochen worden. Da ich gesagt habe, ich bleibe kurz, möchte ich nur ein paar Sachen noch zeigen, wo es eigentlich wirklich deutlich ist, dass die Stadt Wien in wesentlichen Fragen eine falsche Politik macht:

Jetzt nehme ich die Pflichtschullehrer her: Ich wiederhole nicht unbedingt oder mache es Ihnen wieder ein-mal, zum siebzehnten Mal zum Vorwurf, dass genauso, wie Sie dem Stabilitätspakt immer zustimmen, Sie auch den Pflichtschullehrern und dem Finanzausgleich zustim-men, aber auf eine absurde Situation möchte ich schon aufmerksam machen. Die Bundesregierung hat in trauter Einsamkeit mit Ihnen aus Einsparungsgründen die An-zahl der Pflichtschullehrer in Wien gekürzt. Vergleicht man aber jetzt die Summen, die für die Pflichtschullehrer und Pflichtschullehrerinnen in Wien ausgegeben werden, dann kommt man darauf, dass diese im Vergleich zu vor zwei Jahren de facto um 25 Millionen EUR gestiegen sind und sogar noch weitersteigen. Wissen Sie, was das Absurde daran ist? Die Politik der Bundesregierung in trauter Eintracht mit der Politik Ihrer Stadtregierung hat dazu geführt, dass die finanziellen Mittel, die früher für aktive Lehrer und Lehrerinnen ausbezahlt wurden, jetzt für die Pensionen der Lehrer und Lehrerinnen ausbezahlt werden. Das ist der eigentliche bildungspolitische Skandal! Um kurzfristig nach außen hin etwas als Kürzung, als Einsparung deutlich zu machen, haben Sie sich gemeinsam mit der Bundesregierung hingestellt und gesagt: „Okay, wir kürzen die LehrerInnenplanposten." Und jetzt finanzieren Sie mit diesen Mitteln die Pensionen der Lehrer und Lehrerinnen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist tatsächlich eine verfehlte Bildungspolitik und dagegen werden wir ganz sicher weiterhin ankämpfen! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ein letzter Punkt noch, weil das heute auch schon gekommen ist und der Kollege Oxonitsch gesagt hat, dass wir immer schwarz malen: Kollege Oxonitsch, ich erinnere mich an die Diskussion um die Sozialbudgets vor einigen Jahren. Es war ja nicht so, dass das grundlos war. Ich meine, es sind seitenweise Unterlagen aus dem damaligen Laska-Ressort vorgelegt worden, wo die Kür-zungen der Frau Stadträtin bis ins letzte Detail durchge-rechnet waren, und nur durch die Öffentlichkeit dieses "Papiers der Grausamkeiten", wie wir es damals genannt haben, ist es gelungen, Kürzungen im Sozialbereich zu verhindern. Die Konsequenz war, man gliedert de facto den gesamten Sozialbereich aus, auf dass die Grünen jetzt nicht mehr hineinschauen können.

Da kommen wir auch zu einem Punkt, und das ist das, was mich nervt. Ich bin viel gewohnt. Ich bin in den letzten vier Jahren wirklich viel gewohnt, wenn es darum geht, Auskünfte zu erhalten. In vielen Bereichen, das möchte ich jetzt einmal loben, funktioniert das super. Nur dort, wo es ein bisschen heikel wird, ist es einfach nervtötend, dass man sich als Gemeinderat einer gewählten politischen Partei de facto als Bittsteller vorkommen muss, damit man irgendeine Auskunft bekommt, was eigentlich geplant ist. Es tut mir Leid, es müsste eine Selbstverständlichkeit sein, dass ein ausführliches Budget des Fonds Soziales Wien bei der Budgetdebatte der Stadt Wien vorliegt, eine Selbstverständlichkeit, nicht dass ich nachfragen muss, wo ich denn Informationen herbekommen könnte. Ich würde Sie wirklich darum er-suchen. Ich kann mich noch an die Debatte im Vorjahr erinnern, wo es geheißen hat, das ist das erste Jahr, das war so schwierig und man konnte das nicht liefern, aber dass spätestens im nächsten Jahr bei der Budgetdebatte auch für den Fonds Soziales Wien ein ordnungsgemäßes Budget, welches in seiner Aussagekraft zumindest dem, was bis zum Jahr 2004 im Rechnungsabschluss und im Budgetvoranschlag abgebildet war, entspricht, vorgelegt wird. Es ist meines Erachtens nach ein Ignorieren der Opposition, welches nicht einmal der Sozialdemokratie gut ansteht. 

Ich habe bemerkt, der Demutsager, der nach der Wahl von 2001 gekommen ist, den hat es 2005 eh nicht mehr gegeben. Bgm Häupl hat sich diesmal nicht mehr hingestellt und gesagt: „In aller Demut machen wir es." Nein, die Demut ist vorbei! Er ist draufgekommen, es war ein Fehler! Dennoch würde ich Sie ersuchen, in Hinkunft ein bisschen mehr auf die Transparenz in diesem Bereich tatsächlich zu achten.

Letzter Satz noch zur Sozialhilfe: Den habe ich vorher begonnen gehabt. Kollege Oxonitsch hat gesagt, es wird alles bezahlt. Es ist wenig, wenn alles auf dem Stand des jetzigen Niveaus bezahlt wird, weil das würde bedeuten, dass man ganz bewusst die Entwicklung in Wien und in Österreich ignoriert. Im Endeffekt ist es so, dass alle hier im Saal Anwesenden wissen, dass man in Wirklichkeit mit der Höhe der Sozialhilferichtsätze allein nicht einmal die schlimmste Armut bekämpfen kann. Das wissen Sie. Sie wissen auch, wo die Armutsgrenze liegt. Das ist zuwenig! 

Jetzt kann ich mir schon vorstellen, dass Sie dem Konzept der Grundsicherung in Wirklichkeit aus unterschiedlichsten Gründen noch nichts real abgewinnen wollen. Ich bezweifle, und das traue ich mich hier schon zu sagen, sollten Sie der nächsten Bundesregierung angehören, dass Sie das auf Bundesebene umsetzen würden. Dann würde wahrscheinlich von der Bundesebene kommen, das ist Ländersache, und von den Ländern, das ist Gemeindesache. Jeder würde sich den Ball gegenseitig zuschieben. Aber angesichts der erwarteten Prognose, die direkt ausbezahlte Sozialhilfe genau um, glaube ich, 0,4 Prozent höher zu budgetieren als für den Budgetvoranschlag 2005, ist eine Chuzpe! 

Zum zweiten Punkt: Wenn man sich schon medial hinstellt und die Gesamtsumme des Ansatzes 4110 nimmt zu sagen, wir geben mehr für die Sozialhilfe aus, weil da werden die Kosten ersetzt und andere Leistungen waren auch dabei, und dann sieht man diese Summe, gerade im Bereich der Sozialhilfe: Das bläht eigentlich die Sozialhilfe im Vergleich zum Vorjahr auf. Auf der einen Seite sind die gestiegenen Personalkosten; das ist noch in Ordnung, weil tatsächlich viel mehr Anfall ist. Aber Sie haben plötzlich 4 Millionen EUR an Abschreibungen von Forderungen drinnen. Davon hat kein einziger Sozialhilfebezieher irgendetwas, dass Sie plötzlich Forderungen auf diesen Posten abschreiben. Was auch ganz vergessen wird, und dann sind wir schon, wenn man sich den Saldo dieses Postens ansieht, im negativen Bereich, Herr Finanzstadtrat, wenn man sich die Kostenersätze ansieht, steigen diese plötzlich von 5 auf 11 Millionen EUR. Das heißt, wir nehmen in Wirklichkeit auch noch 6 Millionen EUR mehr ein. 

Ich würde Sie daher ersuchen, insofern bei der Wahr-heit zu bleiben, indem Sie nicht nur halbe Sachen, son-dern ganze Sachen erzählen, wenn man über einzelne Budgetteile in Wien spricht. In diesem Sinne, ich habe gesagt, ich mache es kurz, höre ich auf. Wir sehen uns wieder bei der Debatte über die Wirtschaftspolitik. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. Ich erteile es ihr.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Leider habe ich zum Einstieg nicht die Möglichkeit, dem Bürgermeister persönlich mitzuteilen, dass er verantwortlich für eine demokratische Partei ist, dass er der Vorsitzende einer Partei ist, die das praktiziert, was seit 1918 längst überwunden zu sein scheint, nämlich das aktive und passive Wahlrecht der Frauen, mit den Füßen zu treten! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, ich habe mit meiner Heirat am Standesamt Wien-Landstraße im November 1983 nicht das Recht auf das passive Wahlrecht abgegeben. Ich gehe davon aus, dass die Sippenhaftung der Wiener SPÖ endlich ein Ende findet. Das Sprachrohr von Armin Thurnherr zu sein, wie ich den Medien entnehme, kann nicht die Aufgabe von mir als Stadträtin sein. Ich fordere daher den Parteivorsitzenden der Wiener SPÖ auf, sich klar und deutlich in den Medien von einer derartigen Denkweise, die zuletzt im Jahr 1868 in Österreich geäußert wurde, nun von seinen männlichen Parteigenossen, zu distanzieren und für das aktive und passive Wahlrecht in Wien mit der Meinungsvielfalt einzutreten! (Beifall bei der ÖVP.)
Nun aber zum Budget: Dieses Budget erfüllt perfekt die Anforderungen des Altbundeskanzlers Vranitzky, der für seinen Spruch "Wer Visionen hat, gehört zum Arzt." berühmt wurde, denn dieses Budget enthält keine Visionen, enthält nichts wirklich Neues, keine Weihnachtsüberraschungen, kein verspätetes Nikolopaket. Dieses Paket ist also nicht in Gefahr, Mitglieder der Mehrheitsfraktion zum Arzt gehen zu lassen. (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist ein Budget, das zum Ausdruck bringt, dass es der amtsführenden Stadtregierung an Zukunftsvisionen europäischen und internationalen Formats fehlt. In einem Jahr, da gebe ich Ihnen Recht, werden wir hier wieder stehen und die Chancen und Möglichkeiten Wiens, sich zukunftsorientiert und offensiv in einem erweiterten Europa zu positionieren, werden wieder verstrichen sein. Wiens politische, wirtschaftliche und kulturelle Rolle in Mitteleuropa könnte eine sehr bedeutende sein, wenn wir nicht eine Stadtregierung hätten, die sich damit begnügt, dass die Müllabfuhr regelmäßig fährt, die sich damit be-gnügt, dass Kinder in überfüllten Klassen vormittags un-terrichtet werden, die sich damit begnügt, dass abends die Straßen beleuchtet sind. So gesehen haben wir im politischen Sinne eine sehr genügsame Stadtregierung: "Nur keine Aufregungen, keine Änderungen, lassen wir alles beim Alten." 

Meine Damen und Herren, dies ist der Wiener ÖVP im 21. Jahrhundert zu wenig. "Wer nicht immer besser wird, hört auf, gut zu sein.", heißt es im Wettbewerb um gute Ideen und erfolgreiche Umsetzungen und Verbesserungen. Neue Ideen brauchen wir in vielen Bereichen dieser Stadt. Schon der Wahlkampf der Wiener SPÖ hat gezeigt, dass sie keine politischen Ziele und Inhalte mehr für Wien hat und sich daher lieber mit ihrem Parteivorsitzenden auf Bundesebene um die Rolle des besseren Oppositionspolitikers duelliert. Die amtsführende Wiener Stadtregierung ist also eine mit sich selbst in Opposition befindliche Fraktion. So ist auch das Wahlrecht. So ist auch das Budget. Sich mit 49 Prozent der Stimmen die amtsführende Stadtregierung vorzubehalten, mit 49 Pro-zent der Stimmen 55 Prozent der Mandate zu besetzen, mit 49 Prozent ein Budget im Alleingang beschließen zu können, macht die Macht unkontrolliert! (Beifall bei der ÖVP.)
Da werden Akten in Ausschüssen binnen Tagen in minderwertigster Qualität auf die Tagesordnung gebracht, für die es Monate einer qualitätsvollen Vorbereitung gegeben hätte. Da werden mangelhafte Akten mitten in der Stadtsenatssitzung salopp korrigiert. Da werden Beamtinnen und Beamte zu kurzen knappen inhaltsleeren Darstellungen budgetintensiver Subventionen und Rahmenbudgets genötigt. Meine Damen und Herren, dieser Stadtregierung fehlt es nicht nur an Visionen, sondern auch an demokratischen Grundhaltungen! Man könnte sagen, je mehr sozial und demokratisch auf der Verpackung steht, umso weniger sozial und demokratisch ist der Inhalt der Verpackung! (Beifall bei der ÖVP.)
Diese Stadt verfügt über jährlich proportional wachsende Selbstvermarktungsbudgets der Stadtregierungsmitglieder der Mehrheitsfraktion. Diese amtierende Stadtregierung vermarktet lieber sich selbst, lieber sich als Personen als die Leistungen, die Ideen, die Kreativität und Innovationsleistungen der Bewohnerinnen und Bewohner, der Wirtschaft, der Kulturschaffenden, der Wissenschafterinnen und Wissenschafter, der Beamtinnen und Beamten, der sozialen Einrichtungen, der jungen und älteren Menschen dieser Stadt. Schon Freud hat dem Narzissmus Wiens besonderes Augenmerk geschenkt. Diese amtsführende Stadtregierung kultiviert den Narzissmus zur politisch ästhetischen Perfektion. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, Wien hat viel mehr Chancen. Wien lebt nicht nur vom Darstellungsdrang der amtsführenden Politikerinnen und Politiker der Mehrheitsfraktion allein. Jede Zehnte und jeder Zehnte in dieser Stadt ist arbeitslos. Das Wiener Wirtschaftswachstum ist in besorgniserregendem Schrumpfzustand von 0,6 Prozent. Die Stadt versinkt in inhaltsleere Planwirtschaftszustände, in denen lieber neue AMS-Kurse meist wirkungslos und in Massenfertigung aneinandergereiht werden, statt einmal zu fragen, was denn die Zukunft und Wachstumsperspektive dieser Stadt und ihrer Bewohnerinnen und Bewohner in Mitteleuropa wäre. Es fehlt uns auch heute anlässlich der Budgetdebatte die Darstellung politisch ambitionierter Ziele durch die Mehrheitsfraktion. Es fehlen internationale Positionierungen und urbane Antworten und Strategien. Stattdessen ist der Hang zur Mittelmäßigkeit in jedem Budgetposten erkennbar. (Beifall bei der ÖVP.)
Dieses Budget ist eine Zumutung für alle, die sich zur nachhaltigen ökosozialen Marktwirtschaft bekennen, de-nen die internationale Wettbewerbsfähigkeit unseres Bil-dungssystems und unserer Schülerinnen und Schüler ein Anliegen ist. Es ist eine Zumutung für alle, die sich zur weltstädtischen Förderung der Spitzenleistungen unserer Forschung in Wien bekennen. Dieses Budget ist eine Zumutung für alle in Wien, die ein Interesse haben, dass Kulturschaffende nicht nur national, sondern auch durch die Stadt einen budgetären Rahmen vorfinden, der dem kreativen Potential dieser Stadt entspricht. Derzeit werden 60 Prozent des in Wien vorhandenen Budgets für Kultur durch den Bund finanziert. Diese Stadt setzt also einen Kurs der Mittelmäßigkeit fort, der mit sich bringt, dass 30 Kinder in der Klasse sitzen müssen, obwohl das Bundesbudget für diese Stadt ein Verhältnis von 1 zu 14 in der Grundschule, 1 zu 10 in der Hauptschule, 1 zu 9 im Polytechnikum und 1 zu 3 im sonderpädagogischen Bereich vorsieht. 

Ich frage Sie einmal mehr in aller Deutlichkeit: Wo sind die Ressourcen? Legen Sie doch endlich den Stellenplan und die Verteilung der Personalressourcen auf die Schulstandorte offen! Bekennen Sie sich endlich dazu, dass jede vierte Lehrerin und jeder vierte Lehrer eigentlich in Tätigkeitsbereichen sind, die durch die Stadt Wien zu finanzieren wären! (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn Schulstandorte wie die Volksschule Leopoldsgasse binnen drei Jahren geschlossen werden sollen, werden Eltern nicht über das wirkliche Bundesbildungsbudget informiert. Nein, dort werden Eltern zu Zuhörerinnen und Zuhörern politischer Agitation zwangsverpflichtet. Statt einen Schulentwicklungsplan für Wien offenzulegen, werden bewusst Fehlinformationen über das vom Bund finanzierte Budget für Wiener Pflichtschulen vorbereitet und verbreitet. Wenn der derzeitige Wiener Stadtschulrat nicht in der Lage ist, professionell zu planen, zu steuern und zu evaluieren und nicht bereit ist, für das Wiener Missmanagement die Verantwortung zu übernehmen, dann ist es an der Zeit, die Bundesbediensteten im Stadtschulrat auch tatsächlich der Bundesregierung und der Bundesverwaltung direkt zu unterstellen. (Beifall bei der ÖVP.)

Dadurch können sehr rasch die unsinnigen Schulstandortauflassungen in den wachsenden Siedlungsgebieten behoben werden und die Klassenschülerinnenzahl und Klassenschülerzahl auf 22 gesenkt werden. 

Meine Damen und Herren, wenn nur ein Bruchteil dessen stimmt, was in den letzten Tagen und Wochen die Schulpartner und Schulpartnerinnen mir in Wien mit-geteilt haben, dann ist diese Stadt auf dem besten Weg, ein politisches Klima zu schaffen, in dem der gesellschaftliche Diskurs abgeschafft wird, damit aber auch ge-nau die Kreativität und die Vielfalt verloren gehen. Dafür sind Sie verantwortlich! Eine reglementierte Einfalt statt Vielfalt im Schulbereich, der geringe Ausbau der Schul-autonomie verhindern am Ende des Weges die Spitzen-leistungen in Kultur, Wissenschaft und Wirtschaft, für die gerade Wien aus seiner Geschichte heraus immer berühmt und anerkannt war. 

Während unsere Nachbarstaaten demokratisch, wirtschaftlich und kulturell im neuen politischen Freiraum erblühen, fügt sich Wien Schritt für Schritt immer stärker in deren ehemaligen demokratischen Mangelzustand. Opposition und Widerspruch, andere Ideen als die der Mehrheitsfraktion, darf es in Wien nicht geben, weder in der Stadtverwaltung noch im Schulwesen, weder in der derzeitigen Migrations- und Kinderbetreuungspolitik noch in der politischen Oppositionsarbeit. So verkümmert das intellektuelle Potential dieser Stadt! So verkümmert Wien als zukunftsreiche Stadt! Wer einmal ein Projekt mit der Mehrheitsfraktion durchgeführt hat, wird auf immer und ewig in Dankbar- und Abhängigkeit gehalten. So reduziert die Mehrheitsfraktion systematisch eine starke Oppositionsarbeit.

Wir fordern daher umso mehr als einzige starke Opposition flächendeckend für Wien, dass das letzte Kindergartenjahr gratis ist und wir begnügen uns nicht mit einem kleinen schwarz-roten Pilotprojekt dazu! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, diese Stadt dümpelt aber auch wirtschaftlich auf einem Tiefststand, der unwürdig ist. Ich möchte Ihnen einmal mehr zeigen, dass gerade der Bund Wien rettet, aber Wien der Bremsklotz des Bundes ist! (Beifall bei der ÖVP. - GRin Martina LUD-WIG: Also bitte!) 

Machen Sie mit mir gemeinsam jene Rechnung, die ich bei der Analyse der Arbeitslosenzahlen und bei der Analyse des Wirtschaftswachstums Österreichs gesamt und getrennt nach Bundesländern durchgeführt habe. Wäre nämlich die Arbeitslosenquote Wiens im Durchschnitt der anderen acht Bundesländer, dann hätten wir eine Arbeitslosenquote von 6 Prozent statt von 10 Pro-zent. Nach dem Eurostat-Modell wäre Österreich damit mit 4,2 Prozent Arbeitslosigkeit die Nummer 1 in Europa. Wien hätte um 33 000 Menschen mehr in Beschäftigung, wenn Wien den Anschluss an die anderen acht Bundesländer in Österreich schaffen würde. Wien macht also auch den Bund dadurch arm, denn Wien verbraucht aus dem Budget des Beschäftigungsförderungsgesetzes 90 Millionen EUR. Das sind um zwei Drittel mehr als das vergleichbare Land Oberösterreich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wien duelliert sich also um den letzten Platz aller neun Bundesländer und konkurriert mit dem ehemaligen Ziel-5-Gebiet, dem Burgenland. Meine Damen und Herren, während in ganz Europa die Metropole eine geringere Arbeitslosigkeit und ein höheres Wirtschaftswachstum als ihr Umland hat, ist Wien auch hier anders. Wien verliert an Niederösterreich, verliert an Bratislava, verliert an Oberösterreich, verliert gegenüber allen anderen Bun-desländern im wirtschaftlichen Vergleich um Wirtschafts-wachstum und Arbeitsplatzsicherheit. 

Vor wenigen Tagen habe ich mit Rektoren der oberösterreichischen Universitäten diskutiert. Wenn Wien so weiter macht, wird es notwendig werden, die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler von Wien nach Ober-österreich pendeln zu lassen, denn dort gibt es ein Wirt-schaftswachstum, das in den kommenden Monaten und Jahren Zuzug auf allen Qualifizierungsebenen brauchen wird, um nicht in die Gefahr der Rezession aus Mangel an Arbeitskräften zu kommen. 

Während der Bund 90 Prozent der Wiener Forschungsquote finanziert, spart Wien auch heuer wieder in der Wissenschaft und Forschung und verringert, Herr Vizebürgermeister, den Budgetansatz in Wissenschaft und Forschung weiter. Wien hätte von seinem Potential, da gebe ich Ihnen Recht, bevor Sie gehen, die Chance, die europäische Bildungs- und Forschungsstadt zu werden. Der Bund finanziert allein aus diesen Mitteln 1,5 Mil-liarden EUR für Universitäten und Forschung nur in Wien. Was würden Sie ohne Bund in dieser Stadt tun?, frage ich Sie an dieser Stelle. (Beifall bei der ÖVP.)
Wien verweigert damit, meine Damen und Herren, die Übernahme der Verantwortung für den Lissabon-Pro-zess. Selbst bei Herausrechnung aller Infrastrukturkosten und aller Kosten der universitären Lehre aus dem Bundesbudget ergibt sich immer noch, dass nur 10 Pro-zent der Forschungsmittel, die Wiener Forschungsein-richtungen erhalten, durch diese Stadt finanziert werden. Sie hätten die Möglichkeit, das Zusatzbudget zu ver-doppeln. Tun Sie es doch! Noch lässt es sich korrigieren! 

Wien ist also von seinem wirtschafts- und wissenschaftspolitischen Selbstverständnis nicht mehr im Wettbewerb mit den größten Städten Europas und der Welt, sondern mit Bratislava, Bad Fischau und ganz Burgenland. Dafür behalten wir eine Präsidentin des Wiener Stadtschulrats, die der Stadt als Schulerhalter jährlich viel Geld erspart, weil sie lieber Klassenräume überfüllt und Schulstandorte schließt, anstatt professionell zu planen. 22 Schülerinnen und Schüler pro Klasse - ich wiederhole es noch einmal - wären jene Form von Migrationspolitik, die unseren Kindern und Jugendlichen die Chance gäbe, tatsächlich erfolgreich am Wiener Arbeitsmarkt zu bestehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Erfolgreiche Wiener Migrationspolitik heißt, letztes Kindergartenjahr gratis, heißt, kompetentes Deutsch als Zweitspracheausbildungen, heißt, Qualitätsvereinbarungen mit Kindergärten und Schulen, heißt, die Steigerung des Erwachsenenbildungsbudgets statt Kürzung, Herr Vizebürgermeister, des Budgets der Wiener Volkshochschulen. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, alle Fraktionen waren im Wahlkampf Mitwirkende eines ausgezeichneten Projekts in politischer Bildung in den Wiener Berufsschulen. Die Wiener SPÖ war als einzige sogar doppelt besetzt. (GRin Martina LUDWIG: Na bitte!) Zum Abschluss der Woche hat uns der zuständige Landesschulinspektor ge-beten, die Berufsschulen im Gemeinderat nicht zu ver-gessen. Meine Damen und Herren, das Gedächtnis der beiden Abgeordneten der Wiener SPÖ hat nicht bis zur Budgetdebatte angehalten, denn für die Berufsschulen, die Schülerinnen und Schüler, die Lehrerinnen und Lehrer ist keine bessere Situation für 2006 in diesem Budgetantrag erkennbar. Wer also doppelt im Wahlkampf auftritt, vergisst doppelt so schnell in der Budgetdebatte! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich darf Sie, sehr geehrte Damen und Herren, darauf aufmerksam machen, dass gerade bei den Berufsschulen im Zuge der Kompetenzverteilung zwischen Bund, Land und Gemeinden die Stadt Wien uns am besten zeigen könnte, wie sie ihr Bildungsbudget steigert und wie wichtig ihr Bildung ist. Neue Medien, moderne Ausbildungsgesetze, zeitgemäßer Einsatz neuer Unterrichts-mittel wären einige Bespiele für das, was Wien seinen Berufsschülerinnen und -schülern, aber auch allen Pflichtschülerinnen und Pflichtschülern bieten könnte. Aber auch hier ist Wien genau fünf Jahre hinter dem Bundesland Oberösterreich, das es bereits vor fünf Jahren geschafft hat, mit dem Education Highway alle Pflichtschulen, alle Pflichtschülerinnen und Pflichtschüler in eine große Unterrichtsevaluation und Unterrichtsinnovation mit neuen Medien zu integrieren. Nehmen Sie sich ein Beispiel am Education Highway Oberösterreich und vergleichen Sie den mit den Wiener Budgetmitteln, verteilt auf viele einzelne Träger, wo viele Euro die Donau hinunterrinnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Diese Wiener Stadtregierung schmückt sich auch mit fremden Federn in der Lehrlingsentschädigung. So hat sie sich in der "Kronen Zeitung" für das Lehrlingsbudget und die Lehrlingsförderung der Bundesregierung bejubeln lassen. Dabei beträgt, wie Sie erwähnt haben, auch heuer wieder das Wiener Budget gerade 12 Millionen EUR für die Lehrlingsförderung. Dieses Mangelbudget wird also auch in der Bildungszukunft für 2006 fortgesetzt.

Ich darf Ihnen zum Abschluss daher sagen, Watzlawick'sche Aktion, was diese Stadtregierung über die Bundesregierung sagt, sagt mehr über diese Stadtregierung als über die Bundesregierung aus. Wien spart an Bildung, an Wissenschaft, an Wirtschaftsförderung, an Arbeitsmarktförderung. Hören Sie auf, den Bund arm zu machen! Hören Sie auf, das Bundesbudget für Ihr eigenes Budget zu verbrauchen! Ich meine daher, Wien hun-gert den Bund aus, denn dieses Budget bremst das Wirt-schaftswachstum nicht nur in Wien, sondern im ganzen Land und darunter leiden alle Österreicherinnen und Ös-terreicher!

Wir von der Wiener Volkspartei werden daher dem Sparbudget in Bildung, Wissenschaft, Kultur, in Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik, inaktiver Frauenpolitik nicht die Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Thomas Reindl: Gott sei Dank ist das vorbei!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Martina Ludwig. Ich erteile es ihr.

GRin Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Herr Tschirf, auch ich zitiere: „Im Vergleich zu anderen Metropolen gilt Wien mittlerweile als Erfolgsmodell. Dynamische Stadtentwicklung, prosperierende neue Wirtschaftszweige und ein weitgehend friedfertiger Alltag, keine Slums, kaum Obdachlose, nirgendwo erfahrene Kampfzonen und selten versäumt die Müllabfuhr, den Schmutz von den Straßen zu räumen."

Auch ich zitiere, nicht aus einer Broschüre des PID, wie man vielleicht meinen könnte, sondern aus der "ZEIT", aus der Sie heute schon zitiert haben. Ich habe festgestellt, Sie haben den Artikel durchlesen müssen, weil Sie erst ganz am Ende an eine ganz kleine, winzige Stelle gekommen sind. (GR Dr Matthias Tschirf: Offensichtlich haben Sie ihn nicht gelesen!) Doch! Auch ich habe den Artikel, wie Sie sehen, mir extra kopieren lassen. (GR Dr Matthias Tschirf: Aber diese Passage ist Ihnen unangenehm!) Am liebsten würde ich ihn jetzt überhaupt kopieren und an alle verteilen, weil es ein ganz tolles Zeugnis war und ist, was Wien hier von einer Zeitung, wie sie die "ZEIT" ist, ausgestellt bekommen hat. Darauf war ich sehr stolz und ich fand es eigentlich sehr beachtlich, dass Sie heute herauskommen und ge-nau diesen Artikel zitieren, der Wien als das darstellt, was es ist, nämlich ein Erfolgsmodell für ganz Europa und wahrscheinlich auch für die ganze Welt! (Beifall bei der SPÖ.)
Was ist denn eigentlich das Wesentliche, was Wien von anderen Großstädten unterscheidet? Wie gesagt, man könnte diesen Artikel hier auch verlesen. Ich glaube, man sollte den Vergleich immer richtig ziehen und Großstädte mit urbanen Räumen vergleichen. In allen Städten, das wissen wir, da brauchen wir uns nicht gegenseitig sozusagen etwas in die Schuhe zu schieben, ist heute das Problem das, dass Banken, Versicherungen, Großbetriebe, internationale Konzerne gewaltige Rationalisierungen durchgeführt haben und vor allem im urbanen Raum die Folgen von Globalisierung voll zuschlagen. Hohe Arbeitslosigkeit ist die Folge, Armut ist die Folge. Nur wenigen Regierungen in Europa ist es ge-lungen, hier entgegenzusteuern, beispielsweise Skandinavien. Leider zählt unsere Bundesregierung nicht dazu, dass ich sie hier als Positivbeispiel erwähnen könnte, weil bei uns die Entwicklung in diesem Land eine andere ist. Da geht es nicht immer um dieses Match Bund gegen Wien, sondern man muss sich anschauen, wie es denn tatsächlich ist. Es geht an Österreich nicht vorbei und es geht an Wien nicht vorbei. Dennoch ist Wien nicht Paris. 

Das Budget zeigt auch heute wieder, wie die vielen Budgets in vorangegangenen Jahren, aber auch Jahrzehnten, weil wir aufbauen, warum Wien anders als alle anderen urbanen Räume in diesem Europa ist. Das Le-ben in Wien ist trotz dieser Bundesregierung leistbar. Wir fangen tatsächlich in Wien viel von den negativen Ent-wicklungen auf, die nicht nur in Österreich, sondern in Europa Platz greifen. Es gelingt uns hier, dass zum Beispiel auch die Mittelschicht nicht komplett untergeht, denn die Schere zwischen Arm und Reich wird in diesem Land immer größer und immer mehr Menschen leben in diesem Land an oder unter der Armutsgrenze. Das hat auch ein erst kürzlich präsentierter Sozialbericht der Bundesregierung gezeigt, dass ca 460 000 Menschen in diesem Land armutsgefährdet oder arm sind. Um das vielleicht noch konkreter zu machen, das heißt, 460 000 Menschen in diesem Land müssen von 785 EUR im Monat zwölf Mal im Jahr leben, wenn man sich das vielleicht auch ein bisschen vor der Weihnachtszeit vorstellt, was das heißt.

Wir stehen in Wien für eine andere Politik, denn wir stehen für eine Politik, die das Ziel hat, dass alle Menschen an den Errungenschaften einer Gesellschaft teilhaben können und nicht nur ein paar wenige es sich leisten können, beste Bildung für ihre Kinder und Spitzenmedizin zu genießen. Wir stehen für gleichen Zugang für alle zur besten Bildung. Wir stehen für Spitzenmedizin für alle, ganz egal, woher sie kommen und wie viel sie verdienen. Wir stehen für leistbares Wohnen mit hoher Qualität für alle. Wir stehen für gleiche Chancen von Männern und Frauen. Wir stehen für eine Solidargesellschaft, um einem Auseinanderklaffen zwischen Arm und Reich entgegenzuwirken. 

Es hat mich auch sehr gefreut, als ich am Wochenende, ich glaube, es war in einem "Standard"-Artikel un-ter anderem unterstützende Worte von Persönlichkeiten wie Harald Krassnitzer lesen konnte, der die Vorschläge unseres SPÖ-Chefs Gusenbauer sehr unterstützt hat, der sehr konkret Vorschläge gemacht hat, wie Solidar-gesellschaft auszusehen hat und wie Beiträge zu leisten sind.

Das bringt mich sehr wohl auch auf einen Hinweis der Kollegin Vassilakou - ich sehe sie jetzt nicht -, die so tut, als würde das Sozialbudget in dieser Stadt schrumpfen. Das Gegenteil ist der Fall. Wir haben bei diesem Budgetvoranschlag einen Schwerpunkt auf das Sozialbudget gesetzt. Ich weiß nicht, wo sie ist, aber es ist ein Plus, was soziale Dienstleistungen betrifft. Es ist ein Plus von über 40 Millionen EUR und darauf sind wir sehr stolz! Wir haben insgesamt über 770 Millionen EUR in diesem Bereich und das, denke ich, ist ein Beweis, dass wir soziale Gerechtigkeit, die Hand in Hand mit wirtschaftlicher Dynamik in dieser Stadt geht, nicht nur von dieser Stelle aus sagen, sondern auch niederschreiben und Geld dafür investieren! (Beifall bei der SPÖ.)
Lassen Sie mich noch einmal auf das Thema Armut eingehen, weil ich denke, es ist ein Themenbereich, der uns alle am meisten und am intensivsten beschäftigen muss. Vor allem dann, wenn wir derartige Berichte vorgelegt bekommen, ist es die größte Herausforderung für uns alle, zumindest für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten. Die schlimmste Form von Armut ist meines Erachtens nach das Thema Kinderarmut. Tatsache ist, in Dänemark und in Schweden gibt es so gut wie keine Kinderarmut. Da fragt man sich, warum. Tatsache ist, Mütter, die arbeiten gehen, sind die wirkungsvollste Strategie gegen Kinderarmut. Die Wahrscheinlichkeit von Kinderarmut in Haushalten, in denen die Mutter arbeitet, ist viermal niedriger als in Haushalten, in denen das nicht der Fall ist. Die Belastung der öffentlichen Hand zur Abschaffung der Armut durch Transferleistungen würde also drastisch sinken, wenn so gut wie alle Mütter arbeiten gehen würden. 

Wien setzt hier seit vielen Jahren an. Das unterscheidet uns auch, wenn man sich die Zahlen genauer anschaut, von allen anderen Bundesländern, was Frauenerwerbsquoten und so weiter betrifft. Der Herr Vizebürgermeister und Christian Oxonitsch haben heute und hier schon Maßnahmen aufgezeigt, die Frauenbeschäftigung betreffen. Hier ist Wien Vorreiterin seit vielen Jahren. Deshalb schaffen wir auch die hohe Frauenerwerbs-quote und haben flächendeckende Kinderbetreuung. 

Ich stelle hier die These auf, Kinderbetreuung ist die beste Form, um Kinderarmut, nicht nur in diesem Land, sondern wahrscheinlich auf der ganzen Welt zu vermeiden und zu vermindern. Auch ich meine, dass es natürlich immer nicht nur ein Rezept gibt, aber ich glaube, flächendeckende Kinderbetreuung mit hoher Qualität ist das Um und Auf, um Kinderarmut letztendlich zu vermeiden. Ich bin sehr stolz darauf, dass Wien insgesamt wieder über 315 Millionen EUR für diesen Bereich aufwendet. Ich wiederhole noch einmal, auch für die ÖVP, 315 Millionen EUR nur für Kinderbetreuung in diesem Land, weil tatsächlich ist das eine Summe, auf die man wahrlich sehr stolz sein kann, die ihre Auswirkungen hat und die uns eine höhere Frauenerwerbsquote als in allen anderen Bundesländern dieses Landes gibt. Darauf sind wir sehr stolz! 

Wenn Sie, Frau Cortolezis-Schlager, davon sprechen, wir bräuchten Kinderbetreuung, das letzte Kindergartenjahr gratis und was weiß ich was, sprechen Sie doch einmal mit Ihren Kolleginnen und Kollegen im Bund darüber, wie wir für ganz Österreich dieses Problem stärker bekämpfen können, denn uns fehlen zigtausende Kinderbetreuungsplätze in diesem Land. Es können zig-tausende Frauen nicht arbeiten gehen. Das sind die ar-men Frauen. Das sind all jene, die uns die Sozialberichte zeigen, weil die Armut in diesem Land ist auch weiblich. Reden Sie mit Ihren Kolleginnen und Kollegen, warum eigentlich eine der ersten Taten der Bundesregierung vor ein paar Jahren, als sie angetreten ist, war, und ich habe es von dieser Stelle hier schon sehr oft erwähnt, die Kindergartenmilliarde zu streichen und bis heute kein Euro, kein Cent von dieser Bundesregierung für Kinderbetreuung aus diesem Land ausgegeben wird. (StR Dr Johannes Hahn: Das ist aber schon Landeskompetenz!)

Wir aus Wien sind sehr stolz darauf, dass wir dieses Netz haben, dass wir hier nicht immer nur eine andere Rolle stellen, die eigentlich genau umgekehrt ist. (StR Dr Johannes Hahn: Wer ist dafür zuständig?) Sie wissen, wie es wirklich ist. Kindergeldfalle, Frauen werden aus dem Arbeitsmarkt hinausgedrängt, keine Kinderbetreuung auf der anderen Seite. Am Ende der Rechnung steht die hohe Armut, der hohe Armutsbericht, der uns hier vorgelegt wird. Ich denke, hier sollten wir endlich ansetzen, um tatsächlich auch wirksame Maßnahmen setzen zu können! (Beifall bei der SPÖ.)
Bekämpfung von Kinderarmut durch den Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen hat nicht nur den Grund, damit die Mütter arbeiten gehen können, sondern auch für die Entwicklung der Kinder selbst ist es ganz wichtig. Denn wenn wir sagen, dass generell Bildung der Schlüssel für die Chancen in der Zukunft ist, und ich bin fest davon überzeugt, dass das so ist, fängt das bereits im Kindergarten an. Ich bin sehr stolz darauf, dass wir hier nicht streichen, was das Bildungsbudget betrifft, sondern dass wir heuer insgesamt fast 900 Millionen EUR für Schulen und Bildung in dieser Stadt ausgeben, und dazu gehört weit mehr als nur die Pflichtschulen. Dazu gehört der Ausbau des Bildungsnetzes.

Meine Vorrednerin hat gemeint, wir sollen uns ein Beispiel an Oberösterreich nehmen. Ich weiß, Sie sind erst seit kurzem in diesem Gemeinderat, aber erkundigen Sie sich bei Ihren Kolleginnen und Kollegen. Ich glaube, Wien war das erste Bundesland, welches das Bildungsnetz eingerichtet hat, um allen Schülerinnen und Schülern, egal ob sie daheim einen Computer haben oder nicht, die Möglichkeit zu geben, mit Computer in Berührung zu kommen und sich einfach all jene Dinge anzueignen, die das Um und Auf sind, um heute am Arbeitsmarkt bestehen zu können. Wir waren aber nicht nur die Ersten, die vor Jahren das Bildungsnetz geschaffen haben, wir haben jetzt wieder 20 Millionen EUR neu dazu investiert, um dieses Bildungsnetz wieder an den neuesten Stand der Technik zu bringen. Ich will jetzt nicht näher darauf eingehen. Ich führe es darauf zurück, dass Sie noch nicht sehr lange hier sind. Aber es war Wien. Darauf sind wir stolz! Wir sollen es nicht nur einführen, sondern wir haben es mittlerweile bereits wieder erneuert! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte Franz Küberl zitieren, der gestern in der "Pressestunde" war und zum Thema Armut sehr viel gesagt hat. Er hat im Hinweis auf die Bildungsprobleme gemeint, unser System verhindert nicht, dass Armut vererbt wird. Ich denke, das ist eine ganz wesentliche Aussage. Für mich ist der Schluss daraus, Kinderbetreuung mit einer hohen Qualität, die dem Bedarf der Kinder und der Eltern gerecht wird, und Bildung auf höchstem Niveau sind die beste Armutsbekämpfung. Das sei auch ganz deutlich der Bundesregierung ins Stammbuch geschrieben.

Jetzt komme ich noch einmal zu Ihnen, Frau Cortolezis-Schlager. Wenn Sie hier von Bildung und Versäumnissen reden, dann möchte ich Ihren Blick nur ein paar hundert Meter weiter, von hier aus gesehen links, an die Wiener Uni richten, weil was wir dort erleben, ist höchst skandalös! Wenn Sie von Mittelmäßigkeit reden, dann kann man nur sagen, beim Zustand an den Unis ist nicht einmal mehr von Mittelmäßigkeit die Rede. Denn was ist in diesem Land passiert? Es wurden Studiengebühren eingeführt und die Studierenden mussten plötzlich für ei-ne Leistung zahlen, für die sie vorher nicht zu zahlen hat-ten. Tatsache ist aber, die Leistung wurde schlechter, die Qualität wurde schlechter. Mittlerweile müssen junge Menschen in diesem Land für das Studieren zahlen, nur können sie nicht mehr so studieren, wie sie es vorher konnten, weil mit diesem Geld nicht Investitionen in die Bildung getan werden, sondern an den Wiener Unis und an den österreichischen Unis herrscht das Chaos. (StR Dr Johannes Hahn: Erklären Sie mir, was den Unterschied zwischen Graz und Wien ausmacht? Wo ist darin die Logik?) Ich weiß nicht, ob Sie mit Studentinnen und Studenten sprechen, ob Sie vor den Unis waren. (GR Dr Matthias Tschirf: Haben Sie schon einmal eine Uni von innen gesehen?) - Ob ich eine Uni schon von innen gesehen habe? Natürlich habe ich eine Uni schon von innen gesehen. Wir haben Gott sei Dank auch viele Kol-leginnen und Kollegen, die neben ihrer Gemeinderatstätigkeit studieren, weil sie so jung sind, worüber ich mich sehr freue, und die uns konkret erzählen, was an den Unis los ist. Ich glaube, die wissen es auch. Wir können es auch tagtäglich nachlesen, was für ein Chaos an den Unis in dieser Stadt, in der Uni-Stadt Wien herrscht! Deshalb wird es höchst an der Zeit, dass wir endlich in der Bundesregierung sind und die Studiengebühren wie-der abschaffen können! (Beifall bei der SPÖ.)
Ganz kurz noch zur Erwachsenenbildung: Tatsache ist, die Erwachsenenbildung Wien investiert in die Erwachsenenbildung doppelt so viel wie der Bund für ganz Österreich. Das ist Tatsache. Da braucht man nicht herumzureden. (StR Dr Johannes Hahn: Das ist die Kompetenzverteilung der Bundesverfassung!) Deshalb bitte ich auch die Forderungen, jetzt von hier aus gesehen rechts, im Parlament zu deponieren. Im Übrigen schuldet der Bund der Wiener Volksbildung noch Projektgelder für die vergangenen Jahre. Da wäre es auch nicht schlecht, wenn die endlich einmal eintreffen würden! (Beifall bei der SPÖ.)
Investition in Bildung ist Investition in die Jugend dieser Stadt, in die Zukunft dieser Stadt. Deshalb ist es mir persönlich ein Anliegen zum Thema Jugend, nachdem wir einen Wahlkampf und eine Wahl hinter uns haben, ganz kurz auf das Thema der Beteiligung der Jungen bei den Wiener Wahlen einzugehen. Es gab hier viele Diskussionen, auch unterschiedliche Meinungen. Tatsache ist, und das hat mich sehr gefreut, nachdem wir uns hier jahrelang anhören mussten, die Jungen interessiert das gar nicht, die sind ja an Politik überhaupt nicht interessiert: Eine ganz neue Umfrage, die jetzt nach den Wiener Wahlen präsentiert wurde, sagt aus, 59 Prozent der 16- bis 18-Jährigen waren bei der Wiener Wahl. Das liegt nur ganz knapp unter der Gesamtbeteiligung. Mich hat das sehr gefreut, weil man daran sieht, dass die Jungen ge-nauso an Politik interessiert sind wie alle anderen. Mich hat das sehr gefreut. Ich muss Ihnen noch sagen, ich war auch mit den Kolleginnen und Kollegen jeweils an Schulen, um zu diskutieren, so wie wir das alle gemacht haben. Das Gegenteil als das, was Sie immer gesagt haben, war auch spürbar. Die Jungen sind sehr an Politik interessiert. Die Jungen sind auch sehr darüber informiert, was wir in dieser Stadt machen. Das hat letztendlich auch das Wahlergebnis gezeigt. 

Ich habe es aber auch deshalb erwähnt, weil ich glaube, es ist Zeit für den nächsten Schritt. Wenn wir von mehr Demokratie reden, dann mache ich es jetzt konkret und sage, wir können es gleich fortsetzen. Ich fordere auf Grund des positiven Beispiels von Wien ausgehend, dass nun endlich auch das Wahlalter im Bund gesenkt wird und bei der nächsten Nationalratswahl die Jungen mitwählen können. (Beifall bei der SPÖ.)
Lassen Sie mich abschließend auf einen Themenbereich eingehen, weil ich denke, er ist so wichtig, dass er hier auch Platz haben muss. Das ist der Themenbereich Gewalt.

Erstens bin ich stolz darauf und ich erwähne es jedes Mal, dass das Budget der Stadt Wien als Selbstverständlichkeit drinnen hat, die Opferschutzeinrichtungen für Frauen zu subventionieren und dementsprechend für die gute Qualität das Geld zur Verfügung zu stellen. Das ist in anderen Bundesländern überhaupt keine Selbstverständlichkeit. In Wien ist das eine Selbstverständlichkeit. Darüber bin ich sehr froh und glücklich, weil es für die Wienerinnen ganz wichtig ist. 

Wir haben in der letzten Legislaturperiode gemeinsam, und darauf waren wir alle sehr stolz, eine Resolution beschlossen, mit der wir den Bund aufgefordert haben, rasch eine Anti-Stalking-Gesetz zu beschließen. Wir haben uns dann hier gefreut und auch ich habe mich in einer meiner letzten Reden sehr darüber gefreut, dass tatsächlich ein derartiges Gesetz ausgearbeitet wurde und mittlerweile in Begutachtung war und bis heute, glaube ich, auch noch ist. Das Anti-Stalking-Gesetz ent-spricht zwar in der Ausformulierung nicht ganz den Wün-schen, wie wir es uns vorgestellt hätten, trotzdem haben wir gesagt, wir finden es toll, und einer Initiative, dass es ein Anti-Stalking-Gesetz geben soll, wurde hier Rechnung getragen. Wir sind auch davon ausgegangen, dass es ein solches geben wird. 

Nun musste ich mit großer Verwunderung, noch dazu am internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen, feststellen, dass der Herr Finanzminister Grasser meint, das Gesetz ist nicht finanzierbar. Mehrkosten im Justizbereich wären es, die nicht finanzierbar sind. Ich muss Ih-nen ehrlich sagen, ich habe es zuerst gar nicht glauben können. Ich habe es einer Zeitung entnommen und habe geglaubt, da ist etwas falsch verstanden worden und habe sozusagen noch recherchiert. Nein, ich habe nichts falsch verstanden!

Ich habe mich auch sehr gefreut, dass ich heute in der Früh die Frau Justizministerin Gastinger im Radio gehört habe, die gesagt hat, das Gesetz ist so wichtig und sie will es trotzdem machen. Ich darf von dieser Stel-le aus sagen: Frau Justizministerin, unsere Unterstüt-zung haben Sie! Es ist unfassbar, dass ein Finanzmini-ster auf Grund der Schwierigkeiten in der Finanzierbar-keit den Schutz von Frauen vor Gewalt in Frage stellt, das einfach nicht machen will! Sie haben die Unterstützung der Wiener Sozialdemokratie!

Nur eines frage ich mich schon: Wo ist eigentlich die Frauenministerin? Ich habe gehört, dass sie gestern ge-sagt hat, wenn es nicht finanzierbar ist, dann muss man schauen. Das ist es nicht, was ich mir unter einer Frau-enministerin in diesem Land vorstelle! 

Ich kann nur sagen: Frau Minister Gastinger, von uns haben Sie die Unterstützung! Wir wollen ein Anti-Stal-king-Gesetz für Wien und für Österreich. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Wenn ich schon dabei bin: Es ist zwar schon leidig, aber es ist ganz, ganz wichtig, glauben Sie mir das, ge-rade vor Weihnachten! Es ist es sehr gefährlich, Opfer von Gewalt in der Familie geworden zu sein und dann keine Unterstützung und Hilfe zu bekommen. Heuer gibt es, glaube ich, ca 22 Morde in Wien, 18 davon sind im Familienverband passiert. Glauben Sie mir, es wäre des-halb ganz dringend notwendig, dass die Interventions-stelle endlich das entsprechende Budget zur Verfügung gestellt bekommt, dass ganz Wien betreut werden kann, dass Frauen, die Opfer von Gewalt wurden, nachher nicht allein gelassen werden, sondern die Unterstützung der Interventionsstelle erfahren können. Wir haben nach wie vor das große Problem, dass die Bezirke 18, 19, 21 und 22 nicht betreut werden. Ich fordere dringendst dazu auf, gerade vor Weihnachten, dass die zuständigen Stellen im Bund sich dessen bewusst sind und endlich das notwendige Geld zur Verfügung zu stellen!

Ich bin am Ende meiner Rede. Es haben schon viele gedankt, und auch ich möchte das tun. Ein Budget kann nur durch die tolle Unterstützung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien so gut erstellt werden. Am Ende meiner Rede möchte ich vor allem ihnen ganz herzlich danken! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur allgemeinen Beratung des Voranschlagsentwurfs für das Jahr 2006 und des Gebührenprüfungsantrags liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir können somit gleich zur Beratung der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke kommen.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Stark. Ich möchte darauf hinweisen, dass in der Präsidiale vereinbart wurde, dass ab jetzt die Gesamtredezeit pro Redner 15 Mi-nuten beträgt. - Bitte, Herr Gemeinderat.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bei der Betrachtung und Diskussion der Wiener Wirtschaftspolitik ist leider festzustellen, dass es auch zu Be-ginn einer neuen Legislaturperiode zu keiner Änderung der sozialdemokratischen Wirtschaftspolitik kommt. Dies gilt einerseits, was den Informationsinhalt des Voran-schlages 2006 in formeller Hinsicht anbelangt, anderer-seits aber auch, was die eigentliche Wirtschaftspolitik selbst anbelangt. 

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Zum Informationsinhalt ist festzustellen, dass durch die neue Form der Loseblattgestaltung gegenüber der bisherigen, gebundenen Form eine gewisse Erleichterung beim Handling des Voranschlages gegeben ist. Leider, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, hat sich aber beim wesentlich wichtigeren Teil der Gestaltung, nämlich der Transparenz des Inhaltes, gegenüber der Vorperiode nichts geändert. So fehlen generell Pläne über eine Vorschau Ihrer künftigen Wirtschaftspolitik über einen mehrjährigen Zeitraum. Dies betrifft sowohl den Voranschlag für Wien selbst, aber auch alle ausgegliederten Unternehmen.

Die Budgethoheit des Wiener Gemeinderates im Konzern Stadt Wien sollte wiederhergestellt werden. Als Grundlage dafür sollten dem Gemeinderat Quartalsberichte und Finanzpläne aller ausgegliederten Unternehmen vorgelegt werden, wie es die freiheitliche Fraktion schon seit Jahren fordert. Diese Politik der Nicht-Infor-mation ist für mich unverständlich und gibt Anlass zu be-rechtigter oder unberechtigter Spekulation. 

Mangels entsprechender Unterlagen habe ich auf Ba-sis der letzten fünf Jahre, nämlich 2000 bis 2005, eine lineare Fortschreibung über die Arbeitsplatzsituation bis zum Jahr 2010 gemacht. Im Jahr 2000 hatten wir - die kommenden Zahlen beziehen sich jetzt immer auf das erste Halbjahr - bei den unselbstständig Beschäftigten 768 670 Arbeitsplätze. Heuer, im Jahr 2005, sank diese Zahl auf 750 800; das sind um 70 870 Arbeitsplätze we-niger gegenüber dem Jahr 2000. Rechnet man diese Ar-beitsplätze linear hoch, ergibt dies für Wien im Jahr 2010 nur noch 730 000 Arbeitsplätze bei den unselbstständig Beschäftigten.

Oder bei den Jugendlichen ohne Lehrstelle: Im Jahr 2000 waren es 285, im Jahr 2005 sind es bereits 1 316 gewesen, also um 1 031 Jugendliche mehr als im Jahr 2000, die keinen Arbeitsplatz hatten. Für das Jahr 2010 hochgerechnet würde das bedeuten, dass 2 300 Jugend-liche ohne Lehrstelle sein werden.

Oder Arbeitslose: Im Jahr 2000 waren es 63 387, im Jahr 2005 82 565; das sind um fast 20 000 Arbeitslose mehr gegenüber dem Jahr 2000. Auf das Jahr 2010 hochgerechnet würde das ca 100 000 Arbeitslose für Wien bedeuten. Und die Arbeitslosenrate würde von 7,6 Prozent im Jahr 2000 auf 12,2 Prozent im Jahr 2010 steigen, was fast eine Verdoppelung bedeutet.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sollten diese Zahlen sich nicht mit den Ihnen zur Verfügung stehenden Zahlen decken, stellen Sie uns Ihre Unterlagen zur Verfügung. Wir werden sie mit großem Interesse zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! In Ihren einleitenden Worten haben Sie jedoch selbst gesagt, dass Ich-nen diese Entwicklung große Sorge bereitet. Diese Bilanz der letzten Legislaturperiode zeigt jedoch, meine sehr geehrten Damen und Herren, wie negativ sich die Wirtschaftspolitik im Hinblick auf die Beschäftigungspolitik ausgewirkt hat. Ohne eine radikale Änderung dieser Politik zeigt unsere Prognose für das Jahr 2010 ein trauriges Szenario.

Zum Thema Arbeitslose noch ein kurzer Ausschnitt aus einer Aussendung des ORF vom 2. Dezember 2005: „Die schlechte Nachricht: In Wien suchen über 80 200 Menschen eine Arbeit. Dazu kommen noch einmal 20 000 Personen, die sich gerade beim AMS in Schulung befinden und gar nicht in die Statistik eingerechnet werden." - Meine sehr geehrten Damen und Herren! Somit wären wir dann schon bei dieser magischen Zahl 100 000 angelangt. 

Dann heißt es weiter: „Die erfreuliche Nachricht: Der Wiener Lehrstellenmarkt entspannt sich langsam. Anfang der Woche haben beim Arbeitsmarktservice 1 500 junge Wiener eine Lehrstelle gesucht." - Einem Pressebericht im "WirtschaftsBlatt" entnehme ich, dass die Stadt Wien 400 Lehrlinge aufgenommen hat. Sonst hätten wir bereits 1 900 Lehrstellensuchende, und damit wären wir der Zahl 2 300, die wir in unserer Hochrechnung für das Jahr 2010 prognostiziert hätten, schon sehr nahe. 

Im Magazin des Sozialdemokratischen Wirtschaftsverbandes ist auch ein Foto von Herrn Bgm Häupl und von Frau StRin Wehsely zu sehen, wie sie diese neuen Lehrlinge in Wien begrüßen. Ich darf vielleicht hier aus diesem Magazin gleich weiter zitieren, und zwar den Herrn Kollegen Strobl, den Herrn Präsidenten Strobl; er schreibt hier: „Rund 8 000 Unternehmen werden jährlich in Wien gegründet und schaffen neue Arbeitsplätze - eine unheimliche Erfolgsstory!", sagt Herr Kollege Strobl, und er antwortet dann: „Nein, das Wiener Wirtschaftswunder ist das Ergebnis harter Arbeit, konsequenter In-vestitionen und maßgeschneiderter Förderungen."

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt leider auch andere Schlagzeilen! Zum Beispiel diese: "Schwarze Weihnachten - Pleitewelle ohne Ende" Oder: "Mehr als 7 000 Unternehmen machen heuer bankrott", Untertitel: "In Wien türmen sich Firmenleichen". Oder: "Neuerlicher Pleiterekord - Leitl kontert mit gelockertem Ausgleich". Meine sehr geehrten Damen und Herren von der ÖVP! Mit einem gelockerten Ausgleich, mit einer Änderung im Konkurs- beziehungsweise im Insolvenzrecht allein wird man diese Betriebe auch nicht retten können. Es wird schon einer Änderung der Wirtschaftspolitik auch in Wien bedürfen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese Negativ-Schlagzeilen betreffen leider fast ausschließlich die Klein- und Mittelbetriebe in Wien, den tatsächlichen Motor der Wiener Wirtschaft. Sehr geehrter Herr Vizebür-germeister, hier müsste Wien wesentlich größere An-strengungen unternehmen! Fast 98 Prozent aller Betriebe in Wien beschäftigen 1 bis 49 Dienstnehmer und sind im Wesentlichen Klein- und Mittelbetriebe, und nur 2,3 Prozent der Wiener Betriebe beschäftigen mehr als 50 Dienstnehmer. Auch bei den Firmengründungen be-trafen im letzten Jahr 85 Prozent nichtprotokollierte Ein-zelunternehmen, also im Wesentlichen Kleinbetriebe. Diese Zahlen, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, rechtfertigen meine Forderung, sich nicht nur verstärkt um diese Betriebe zu kümmern, sondern diese auch ver-stärkt zu fördern und zu unterstützen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf dies im Zusammenhang mit der Eigenkapitalausstattung der Betriebe noch unterstreichen. Ich habe diese Zahlen bereits vor einem Jahr bei der Budgetdebatte 2005 erwähnt, die Eigenkapitalausstattung der Betriebe ist aber so dramatisch, dass ich sie wiederholen muss. Betriebe, die 10 bis 49 Dienstnehmer beschäftigen, haben ein durchschnittliches Eigenkapital von 13,9 Prozent; und Betriebe, die 1 bis 9 Dienstnehmer haben, haben überhaupt nur ein Eigenkapital von 2,2 Prozent. 

Aber was noch viel dramatischer ist, meine sehr geehrten Damen und Herren: Von den Betrieben mit 1 bis 9 Dienstnehmern haben 53,5 Prozent ein negatives Ei-genkapital, und von den Betrieben mit 10 bis 49 Be-schäftigten haben immerhin 34,5 Prozent ein negatives Eigenkapital. Das bedeutet, dass 88 Prozent aller Wiener Klein- und Mittelbetriebe überschuldet oder sogar Krisenbetriebe sind und somit von Fremdkapital wie zum Beispiel Krediten et cetera abhängig sind. Und hier, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, müssten doch die Alarmglocken läuten! Hier gilt es zu handeln, hier müsste Wien seine Betriebe unterstützen. 

Auf die Unternehmen kommt aber gerade noch eine weitere, schwer kalkulierbare Hürde zu - auch dies habe ich hier schon erwähnt -, nämlich Basel II. Auch wenn Basel II für die Kleinbetriebe und für die überwiegende Anzahl der Mittelbetriebe gar nicht vorgesehen war, wirft Basel II seinen negativen Schatten voraus. Die Banken haben bereits seit mehreren Jahren ein eigenes Rating, egal, ob jetzt Klein-, Mittel- oder Großbetriebe ihre Kreditvergaben beschaffen. 

Was bedeutet das Rating für diese Betriebe, die ohnedies eigenkapitalschwach sind, wie ich eben dargelegt habe? - Nicht nur, dass sich die Kreditkosten bei schlechtem Rating erhöhen, gibt es für viele solcher Betriebe überhaupt keine Kredite mehr. Und was bedeutet das, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister? Wenn die Betriebe von den Banken keine Überziehungen, keine Kredite mehr bekommen, somit ihren Zahlungsverpflichtungen nicht mehr nachkommen können, sind sie zahlungsunfähig und somit insolvent.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Aufgrund der ohnedies schon schlechten Situation im Bereich des Ei-genkapitals dieser Betriebe und im weiteren Hinblick auf die kommenden Ereignisse, nämlich Basel II, wäre die Stärkung des Eigenkapitals der Klein- und Mittelbetriebe von immenser Bedeutung. Ich darf meine Forderung nach einem Eigenkapitalstärkungs-Paket für Wien wie-derholen. 

Wie könnte diese Eigenkapitalstärkung aussehen? - Am einfachsten könnte sie durch entsprechende Dotierung der Wiener Wirtschaftsförderung erfolgen. Aber ge-rade bei der Wiener Wirtschaftsförderung, die ja vor al-lem für die Klein- und Mittelbetriebe gedacht ist, wird seit dem Jahr 2001 laufend gekürzt. Ich verweise auf die Kürzung der Nahversorgungszuschüsse von 50 000 auf 10 000 EUR je Betrieb, die Kürzung der Wiener Innovationsförderung um zwei Drittel, die Abschaffung der Wiener Telematikförderung, die Kürzung der Wiener Strukturverbesserungsaktion um ein Drittel und so weiter. Von diesen Kürzungen steht nichts im Magazin des Sozialdemokratischen Wirtschaftsverbandes. Dort bezeichnet man Kürzungen als "maßgeschneiderte Förderungen", und das ist insgesamt schlecht für die Wiener Betriebe! (Beifall bei der FPÖ.)
Eine weitere Möglichkeit der Kapitalstärkung wäre die Förderung von Wissenschaft und Forschung - aber auch hier gab es Kürzungen - oder zum Beispiel die Förderung betriebserweiternder Investitionen. Es gäbe hier sicher noch eine Vielzahl weiterer Möglichkeiten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! An sich müsste man annehmen, dass Wien und seine verantwortlichen Politiker alles tun, um die besten Voraussetzungen für die Betriebe in Wien, aber vor allem für den größten Dienstgeber Wiens, die Klein- und Mittelbetriebe, zu schaffen. Leider ist genau das Gegenteil der Fall. Nicht nur, dass Förderungen aberkannt werden, werden diese Betriebe noch zusätzlich belastet, was einen weiteren Standortnachteil für Wien mit sich bringt. 

So wurde zum Beispiel die Gebrauchsabgabe mit 1. August 2003 erhöht. Weiters werden die Betriebskosten der Betriebe durch die Gebührenerhöhung bei Müll um bis zu 26 Prozent erheblich mehr belastet. (GR Mag Thomas Reindl: Wie viele KMUs profitieren von der Steuerreform? Wie viele? Kein einziger!) Die Erhöhung des Gaspreises am 1. Juni 2003 um 10 Prozent, am 1. November 2004 um 1,5 Prozent und eine weitere Er-höhung ab 1. Jänner 2006 um ca 12 Prozent sowie die Erhöhung des Strompreises ab 1. November 2004 um 8 Prozent und eine weitere am 1. Jänner 2006 um ebenfalls ca 12 Prozent trifft ganz exakt die Klein- und Mittelbetriebe Wiens. Die neue Aufgrabungsgebühr im Jahr 2003 und die Erhöhung der Wasseranschlussabgabe runden das Bild ab. 

Neben diesen zusätzlichen, neuen Belastungen war der Wirtschaftsstandort Wien ohnedies schon stark benachteiligt, und zwar durch die Gebrauchsabgabe, durch die Dienstgeberabgabe, durch die Parkometerabgabe, durch die gewinnbringenden Kanal- beziehungsweise Wassergebühren, die Kanalsteuer und die Wassersteuer.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! All diese Maß-nahmen sind schädlich für die Wiener Wirtschaft und für die Klein- und Mittelbetriebe Wiens. Bitte verabsäumen Sie es nicht, dem größten Arbeitgeber Wiens, den Klein- und Mittelbetrieben, die überlebensnotwendige Unter-stützung im Interesse aller Wiener zukommen zu lassen. (GR Mag Thomas Reindl: Wo sind die steuerlichen Ent-lastungen für die KMUs?) Ich darf meine Forderung nach einem Eigenkapitalstärkungs-Paket für die Wiener Betriebe wiederholen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dipl Ing Mar-gulies hat sich zum Wort gemeldet. Die Redezeit beträgt, wie bekannt, 15 Minuten. - Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Oft genug bin ich froh, dass sich die Situation in Wien nicht so dramatisch und schlecht darstellt, wie sie die FPÖ und auch die ÖVP gerne zeichnen. Nichtsdestoweniger gibt es natürlich einiges zu kritisieren, und es ist eben nicht Aufgabe der Opposition, die Sachen, die funk-tionieren, klarzulegen - dafür lobt sich die Sozialdemo-kratie genug, das muss man nicht zusätzlich hervorheben -, sondern es ist Aufgabe der Opposition aufzuzeigen, wo es Verbesserungen geben kann. 

Aber vorweg erlaube ich mir, insbesondere wenn man über Wirtschaftspolitik redet, eine Bemerkung, und das ist sozusagen etwas, was ich sowohl an die Sozialdemokratie als auch an die Freiheitlichen und an die ÖVP richte. Denn ich habe, wenn Ihre drei Fraktionen herausgehen, tatsächlich das Gefühl, dass Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik entweder nur Bundesangelegenheit ist oder, wenn ÖVP und FPÖ sich hinstellen, nur Landesangelegenheit ist. 

Beim besten Willen, meine sehr geehrten Damen und Herren: Sie kennen die Kompetenzverteilung in der Verfassung, Sie kennen die Möglichkeiten auf Bundesebene, Sie kennen die Möglichkeiten auf Landesebene, und Sie kennen wahrscheinlich auch die reale Situation. Die reale Situation in der Wiener Wirtschaftspolitik schaut doch tatsächlich so aus, dass die meisten Sachen, egal ob jetzt in Form eines Konsenses erstritten oder nicht, in Kooperation zwischen dem Land Wien und der Bundespolitik passieren, insbesondere im Bereich der Wirtschaftsförderung, im Bereich der Technologieförderung et cetera. Das heißt, was immer Sie kritisieren, Sie kritisieren zu Recht natürlich auch die Bundesregierung.

Ein zweiter Punkt: Kollegin Ludwig ist momentan nicht hier, ich erlaube mir dennoch, ganz kurz auf das hinzuweisen, was sie darüber gesagt hat, wo überall der Bund nichts zahlt. Es wird oft vergessen, dass das Wiener Budget allein einmal 3,157 Milliarden EUR für das kommende Jahr aus den Ertragsanteilen hat, um damit tatsächlich irgendetwas zu machen. Gleichzeitig wird oft vergessen, dass für das Wiener Budget auch noch Bundeszuschüsse in vielfältigster Art und Weise in der Größenordnung von ungefähr 1,7 Milliarden erfolgen, die meisten davon zweckgebunden. Nichtsdestoweniger werden seitens des Bundes für Wien ungefähr 4,9 Milli-arden EUR zur Verfügung gestellt.

Deshalb muss man sich nicht bei jeder Geschichte aufregen und sagen, dass man eine Beteiligung des Bundes will. Denn wenn ich der Bund bin und mir die Wiener Sozialdemokratie permanent erzählt, dass sie eine Beteiligung des Bundes will, dann würde ich tatsächlich einmal darüber reden und etwa Folgendes sagen: Na gut, aber dann braucht ihr nicht so viele freie Mittel! Und auch die Höhe der Ertragsanteile versuche ich, ein bisschen herunterzuschrauben. Das kann aber wohl nicht im Interesse Wiens sein, sondern es muss meines Erachtens im Interesse Wiens sein, dass die freie Gestaltungsmöglichkeit selbstverständlich vorhanden bleibt. 

Damit das der Fall ist, muss man sich aber meines Erachtens überlegen - und jetzt kommen wir wieder zum gesamten Budgetvolumen -, inwiefern man eine Politik der Bundesregierung mitträgt, indem man in jeder Periode aufs Neue einen innerösterreichischen Stabilitätspakt unterschreibt. Das stimmt, die Stadt Wien verfolgt keine Nulldefizit-Politik à la Finanzminister Grasser, das macht sie nicht - die Stadt Wien macht eine eigenständige Überschusspolitik! Sie kritisiert auf Bundesebene das Nulldefizit, nimmt es für sich aber heraus, Überschüsse zu machen und in den unterschiedlichsten Bereichen sehr wohl zu kürzen.

Einer dieser Bereiche ist - und das ist heute schon ein paar Mal angesprochen worden - der Bereich der Wirtschaftsförderung, insbesondere der Bereich der Nahversorgung. Wirklich innovative und neue Ideen sind diesbezüglich vor allem von den GRÜNEN gekommen, vor den Wahlen und auch jetzt nach den Wahlen. Wir sind diejenigen, die tatsächlich versuchen, jetzt auch in Gesprächen mit der Mehrheitspartei ein Absenken der Hürden für Erweiterungsinvestitionen zustande zu bringen, weil es oft genau bei den Klein- und Kleinstbetrieben die große Hürde ist, dass die Erweiterungsinvestitionen im Verhältnis zu den Beträgen, die gefördert werden, zu nieder sind und daher keine Förderung möglich ist. Das wollen wir verhindern. Wir wollen, dass auch Klein- und Kleinstbetriebe sozusagen im Sinne von Erweiterungsinvestitionen Mittel bekommen. 

Wir sind diejenigen, die sagen: Jetzt setzen wir doch tatsächlich verstärkt auf Umwelttechnologie, sei es mit einem weiteren Ausbau von thermischen Sanierungen, die ja zum Teil passieren, teils aber auch mit solchen Vorschlägen, wie Christoph Chorherr sie beim Solarcooling in der Öffentlichkeit dargestellt hat: Dass man versucht, die Sonnenenergie einmal nicht nur zum Heizen, sondern auch zum Kühlen zu verwenden und hier wirklich einen Technologiefortschritt zu erreichen. Das sind produktive Ideen, die wir einzubringen versuchen und von denen wir hoffen, dass tatsächlich einige von ihnen im Wirtschaftsbereich umgesetzt werden. 

Es gibt - und dessen müssen wir uns bewusst sein, wenn wir über die Nahversorgung reden - kein Patentrezept zur Belebung der Nahversorgung! Wenn man sich mit Nahversorgung wirklich ernsthaft auseinander setzen will, muss man sich ein Grätzel hernehmen und muss sich überlegen, was in diesen Bereichen fehlt, was tatsächlich gemacht werden kann, wie die Bevölkerung mit einbezogen werden kann, wie die umliegenden Geschäfte mit einbezogen werden können oder wie in Wirklichkeit die Bevölkerungsstruktur ist. Das alles sind Sachen, die man berücksichtigen muss. 

Eine Idee - und ich hoffe, dass sie auch umgesetzt wird - ist die Belebung der Lerchenfelder Straße, wodurch wir einmal in den Bezirken 7 und 8 vorzeigen wollen, dass es möglich ist, eine Geschäftsstraße neu zu beleben. Trotzdem ist eines klar: Man darf sich keine Wunder erwarten, wenn man gleichzeitig nach wie vor darauf setzt, riesige Einkaufszentren quer durch Wien zu pflanzen, an den Stadtrand zu pflanzen. Dann wird in Wirklichkeit der kleine Nahversorger, die kleine Nahversorgerin draufzahlen. Hier ist ein Umdenken in der Politik notwendig! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vielleicht noch ein Punkt, sozusagen auch im Bereich der Investitionen, weil sehr viel darüber gestritten wird, ob die Investitionspolitik der Stadt Wien tatsächlich rückläufig ist oder ob mehr Investitionen zur Verfügung gestellt werden. Schauen wir uns die Voranschläge an, vergleichen wir die Rechnungsabschlüsse, dann ist es relativ einfach: Es wird kontinuierlich weniger. Nichtsdestoweniger ist es notwendig, um dem Wirtschaftsstandort Wien tatsächlich weiterhin prosperierende Sicherheit zu geben, nicht nur die direkte Wirtschaftsförderung zu erhöhen, sondern auch die so genannten weichen Stan-dortfaktoren zu sichern. Soweit ich hier die unterschiedlichen Fraktionen kenne, hat selbst bei der ÖVP, glaube ich, der ehemalige Klubobmann Görg in seiner Abschiedsrede genau auf diesen Punkt hingewiesen, dass es die weichen Standortfaktoren sind, die notwendig sind und die das Lebenswerte einer Stadt ausmachen. In dem Sinn hoffe ich wirklich ganz stark, dass der Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel, dass die Schaffung von Grünflächen, dass die Reduzierung des Verkehrs, dass das alles Punkte sind, die in der Wirtschaftspolitik ihren Niederschlag finden. 

Weil StR Rieder Borealis angesprochen hat: Sie haben es wahrscheinlich in der Zeitung gelesen, was letztendlich das ausschlaggebende Argument war. Wie gesagt, in Wien ist ja nicht alles schlecht. Es war nicht die Frage der Steuern - diese auch, aber vor allem die Frage der Kapitalertragssteuer, und da halte ich es für sehr, sehr problematisch, dass sich Österreich in Summe an diesem Steuerdumping-Wettbewerb, der sich quer durch Europa zieht, beteiligt -, sondern es war im Endeffekt die Lebensqualität in Wien, wie von Borealis gesagt wurde. Die Sicherheit nehme ich hier zur Frage Lebensqualität dazu. 

Das sind die Punkte, bei denen wir, glaube ich, aufpassen müssen. Denn wenn die Armut weiter steigt und nichts dagegen unternommen wird, und wenn in Wirklichkeit nichts dafür unternommen wird, dass, einhergehend mit einem Mehr an Aufgaben, auch ein Mehr an Demokratie Einzug hält, indem viele Sachen offen und transparent diskutiert werden können, dann kommt es zu einer Versteinerung, und zwar auch bei diesen so genannten weichen Standortfaktoren. Da ist es notwendig - und da müssen wir aufpassen -, dass wir gemeinsam im Sinne einer Wirtschaftspolitik, die für die Menschen 
agiert, etwas erreichen und nicht - jetzt erlaube ich mir diesen Seitenhieb -, (In Richtung FPÖ.) wie es zum Beispiel von Ihnen gekommen ist, zum hundertzwanzigsten Mal aufzählen, welche Steuern und Abgaben et cetera erhöht worden sind. 

Kollege Stark! Die Gebrauchsabgabe ist nicht das, was einem Klein- und Mittelbetrieb in Österreich wirklich zu schaffen macht. Wissen Sie eigentlich, wer den größten Teil der Gebrauchsabgabe, die im Budget mit 115 Millionen EUR ausgewiesen ist, zahlt? Das sind die Wiener Stadtwerke, und ich glaube, mit einem riesengroßen... (GR Rudolf Stark: Die Summe ist's!) Bei den Wiener Stadtwerken spielt die Gebrauchsabgabe, so hoffe ich doch, nicht wirklich die große Rolle. 

Viel wichtiger ist - damit komme ich zum Schluss: Mir geht es einfach darum, wenn wir über Wirtschaftspolitik reden, diesen Zusammenhang aufzuzeigen. Die Wirtschaftspolitik ist ja vor allem deshalb in den Vordergrund gerutscht. Früher hat man eine gesellschaftspolitische Diskussion irrsinnig gern auf dem Bereich der Sozialpolitik aufgezogen, auf der Frage der Verteilungsgerechtigkeit, zum Teil auch dem Bereich der Frauenpolitik, je nachdem. In den letzten zehn, fünfzehn Jahren wird Gesellschaftspolitik besonders gern über die Wirtschafts-politik aufgezogen.

Deshalb erlaube ich mir noch einen letzten Satz zum Fonds Soziales Wien und auch zu den Sozialausgaben. Es sind diese zwei Zettel, die wir erhalten haben, und selbst bei diesen beiden Zetteln war es nicht möglich, diese fehlerlos abzuliefern. Auf dem einen steht bei den Sonstigen Erträgen für den Fonds Soziales Wien, es gibt 44 Millionen EUR, auf dem anderen Zettel steht bei den Sonstigen Erträgen, es gibt 71 Millionen EUR. Auf dem einen Zettel steht, die Erlöse und Kostenersätze betragen 202 Millionen EUR, auf dem anderen steht, es sind 176 Millionen EUR. Meine sehr geehrten Damen und Herren, das sind ja nicht Groschen, um die man sich da irrt! Da geht es um 30 Millionen EUR, die einfach einmal in der einen Tasche, einmal in der anderen Tasche sind, und man sieht überhaupt nicht, woher das Geld kommt. 

Ich habe mir - jetzt ganz kurz noch dazu - die Mühe gemacht, die angeblichen Erhöhungen im Sozialbereich anzuschauen. Wie gesagt, es sind die normalen Erhöhungen im Bereich der Personalkosten; Gott sei Dank, sage ich ganz ernsthaft dazu, weil es nicht alle Beamten sind, sondern die wenigsten Beamten, die es in Wien gibt - das ist im Krankenanstaltenverbund so, im Sozialbereich und auch in vielen anderen Bereichen -, verdienen die Welten, die man glaubt, wenn man oft Diskussionen über Gemeindebedienstete hört, sondern die verdienen viel weniger. Gott sei Dank gibt es jetzt endlich auch einmal für die Gemeindebediensteten in den unteren und mittleren Einkommensschichten eine Lohnerhöhung. 

Bei den oberen wird man darüber nachdenken können, ob es notwendig ist, aber für jemanden, der 2 000 EUR verdient - und da verdient man in Wirklichkeit nicht so gut in Wien, sondern es gibt sehr, sehr viele, die darunter verdienen, die große Mehrheit der Wiener Gemeindebediensteten verdient darunter -, ist einmal eine Lohnerhöhung um 2,7 Prozent, wie sie da ausgemacht worden ist, höchst an der Zeit gewesen nach vielen sehr, sehr mageren Jahren. Aber diese Erhöhungen gehen lediglich auf die Personalerhöhungen zurück, die Erhöhung der Personalkosten, ansonsten wird im Sozialbereich - zumindest in denjenigen Bereichen, die jetzt noch im Budget zu finden sind - gespart. 

Wenn man weiß, wie Sozialpolitik, Wirtschaftspolitik und Umweltpolitik zusammenhängen, dann ist es nur allzu verständlich, warum wir in Summe dieses Budget ablehnen. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dkfm Dr Aichinger. Ich erteile es ihm.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, Sie haben in Ihrem Vorwort zum Voranschlag 2006 als Erstes bemerkt, dass Wien weiterhin Benchmark in Budgetfragen ist. Dieser Entwurf, Herr Vizebürgermeister, ist bestenfalls Benchmark für die eigenen Entwürfe der letzten Jahre, aber meiner Ansicht nach nicht Benchmark oder Leistungsstandard für andere Bundesländer. (Beifall bei der ÖVP.)
Eine wesentliche Neuerung in der Art der Präsentation ist, dass es anstelle einer Broschüre heuer ein Ringbuch gibt, das größere Transparenz und Flexibilisierung symbolisieren soll. Aber ich glaube, nur symbolisieren. Der Inhalt besteht weiterhin aus dem Fortschreiben von Zahlen und Fakten der letzten Jahre. Es wird nur den unbedingt notwendigen Auflistungs- und Informationsanforderungen Genüge getan.

Meine Damen und Herren! Wenn dieser Voranschlag die in Zahlen gegossene Politik einer Regierung ist, dann kann man die Ziele nicht erkennen. Wie schon in den letzten Jahren werden keine Hintergründe, Motive oder Prognosen dargestellt oder beschrieben. Kollege Tschirf hat ja heute in der Richtung bereits wieder einen Antrag gestellt, um für die Zukunft mehr Information zu erlangen. Es bleibt daher die Frage offen: Wo wollen wir hin, wie wollen wir die anstehenden Fragen der Zukunft lösen?

Sie, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, sprachen doch einmal in einer Presseaussendung von einem Budget ohne doppelten Boden und ohne besonders ernst zu nehmende Dramatik. Das ist natürlich nicht sehr ermutigend für die Zukunft, nicht sehr zukunftsweisend, weil man nicht weiß, wo es hingeht. Sehr oft gab es heute in Ihren Ausführungen auch einen Blick zurück: Was ist in den letzten Jahren geschehen? Und zwei Mal haben Sie auf das so genannte Hofer-Prinzip verwiesen. Darauf möchte ich später noch zu sprechen kommen. 

Ganz kurz ein Vergleich: Es sind heute schon viele Vergleiche angestellt worden, und als - muss ich leider sagen - zwölfter Redner in dieser Debatte zur Wirtschaft gehen einem natürlich schon die Argumente aus. Kollege Margulies war heute auch sehr moderat und sehr schaumgebremst und hat nur einige Punkte vorgebracht, da darf ich mich vielleicht auf zwei Punkte beschränken.

Das eine ist der Vergleich der Lehrstellen und der Lehrlinge in Wien und in Oberösterreich. Wien hat derzeit 16 200 Lehrlinge, Oberösterreich hat 25 000 Lehr-linge. Sie, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, haben diese positive Entwicklung, dass sich der Lehrstellenmarkt etwas entspannt hat, ganz kurzfristig - und ich betone, kurzfristig - sogar der Bundesregierung als Verdienst zugeschrieben, indem Sie die “Aktion Blum 06“ gelobt haben. Aber ich sage ausdrücklich, kurzfristig. Schon 30 Sekunden später hat er es relativiert und hat gesagt: Wunderbar, super, aber viel zu spät! - Ich muss dazusagen: Aber es ist geschehen. Herr Vizebürgermeister, und es ist etwas getan worden! 

Wenn ich mich zurückerinnere: In der letzten Voranschlagsdebatte haben wir über das Thema schon gesprochen, und ich habe damals zum Beispiel vorgeschlagen und einen Antrag gestellt, ob wir, nehmen wir an, bei der Lehrlingsausbildung auch den Klein- und Mittelbetrieben etwas entgegenkommen können, indem wir diesen Betrieben die Kommunalsteuer auf die Lehrlingsentschädigung nachlassen. Wir haben Ihnen ausgerechnet - beziehungsweise Sie wissen es ganz genau -, das hätte ungefähr 0,7 Prozent der Kommunalsteuer-Erträgnisse gekostet. (Beifall bei der ÖVP.)
Was die Zahl eines um 3,6 Prozent niedrigeren Anstiegs bei den Arbeitslosenzahlen betrifft, die Sie erwähnt haben, Herr Vizebürgermeister, muss man aber, glaube ich, schon dazusagen, von welchem Niveau dabei ausgegangen wird. Wir haben in Wien die höchste Arbeitslosenzahl von ganz Österreich, dieses Problem gehört gelöst und muss unbedingt in den Griff bekommen werden. Aber wie reagiert dieser Budgetvoranschlag auf diese Tatsachen und was passiert? Auch das ist erwähnt worden, und es war immer wieder die Frage, welche Zahlen mit welchen verglichen werden. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, Rechnungsabschlusszahlen sind ganz einfach Fakten, und Voranschlagszahlen unter Umständen auch Pläne beziehungs-weise Wünsche. Aber die Investitionen sind zurückgegangen oder werden im Jahr 2006 um 7 Millionen zu-rückgehen. Die Ausgaben für Bau- und Baunebengewer-be werden zurückgehen, obwohl es - und auch das ha-ben Sie selbst erwähnt, Herr Vizebürgermeister - eine Inflationsrate, auch wenn man es moderat betrachtet, von ca 2,5 Prozent gibt. Das heißt, es gehen die absoluten Beträge zurück.

Ganz besonders schmerzt es mich, dass die Wirtschaftsförderung zurückgeht. Das können Sie nicht leugnen, allein schon bei dem Abstand zwischen dem Voranschlag 2005 und diesem Voranschlag 2006: Sie geht immerhin um über 20 Millionen EUR zurück, und gegenüber dem Rechnungsabschluss 2003 sogar um 28 Pro-zent. Aber gerade das sind Ausgaben, die den höchsten Beschäftigungseffekt haben, meine Damen und Herren, weil wir wissen, dass damit Investitionen initiiert werden, die ein Vielfaches betragen!

Noch eine Bemerkung ist mir in diesem Zusammenhang in Ihrer Rede aufgefallen, Herr Vizebürgermeister; das habe ich, glaube ich, zum ersten Mal gehört. Sie haben bei der Wirtschaftsförderung wortwörtlich Folgendes erwähnt: Sie ist nicht dazu da, dass die Betriebe Gewinn maximieren. Das habe ich überhaupt noch nie gehört, dass vor allem bei den Klein- und Mittelbetrieben Wirtschaftsförderung betrieben wird, damit diese eine Gewinnmaximierung haben. Gerade bei den Klein- und Mittelbetrieben sieht man, wie sie ums Überleben kämpfen, wie sie die Beschäftigung halten, wie sie ganz einfach schauen, dass sie das Beste aus ihrem Standort machen. Daher verstehe ich nicht, dass Sie dort aufpassen müssen, dass die Förderung nicht vergeben wird, um diesen Betrieben zur Gewinnmaximierung zu verhelfen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich darf nur einige wenige Punkte aus den Streichungen oder Kürzungen in der Wirtschaftsförderung erwähnen, die Sie unter folgenden Titel gestellt haben - Ihr Zitat -: Große Einsparungen und Kahlschläge gäbe es nicht, vielmehr gehe es nach dem Hofer-Prinzip - abgeleitet von dem Lebensmittelkonzern -, und Sie suchen in allen Bereichen nach kleinen Einsparungsmöglichkeiten. Hierzu darf ich Ihnen einige wenige Beispiel nennen. Internationalisierung im Bereich der Klein- und Kleinstunternehmer: Minus 160 000 EUR; Gewerbehofinitiative: Minus 200 000 EUR; Innovative Strategien für Kleinunternehmer: Minus 100 000 EUR; Wiennovation Betriebliche F & E Calls: 1,5 Millionen an Kürzung. All das wird gekürzt, damit es ja nicht zu einer Gewinnmaximierung dieser Betriebe kommt? 

Das kann es nicht sein, Herr Vizebürgermeister! Ich glaube, bei der Wirtschaftsförderung zu sparen, ist eindeutig der falsche Weg. Denn diese Betriebe hätten eine Unterstützung unbedingt nötig. (Beifall bei der ÖVP.)
Auch das habe ich schon erwähnt, einen Blick zurück in die Vergangenheit - das haben auch Sie in Ihrer Presseaussendung erwähnt -, was der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds in den Jahren 2000 bis 2005, also in den letzten sechs Jahren, an Darlehen an Immobiliengesellschaften vergeben hat, um Investments von 44 Mil-lionen EUR in Gang zu setzen. Aber jetzt ist da nichts vorgesehen. Ich glaube, wir sollten in die Zukunft schauen, ob da noch etwas geschehen kann, weil Stillstand in dem Fall natürlich Rückschritt bedeutet, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Gestatten Sie einen Blick in die Zukunft. Da war der letzte Finanzausschuss vorige Woche wieder ein einmaliges Beispiel. Es hat einen Akt gegeben, dass der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds ein Darlehen von 21 Mil-lionen EUR in zwei gleichen Teilen bekommen sollte, 2005 und 2006, damit die Entwicklung des Flugfeldes Aspern laut Stadtentwicklungsplan vorangetrieben wer-den kann. Es soll dieses Geld zur Verfügung gestellt werden. Der Akt wurde einstimmig beschlossen, meine Damen und Herren - Entschuldigung, er wurde ohne die Freiheitlichen beschlossen. Im Großen und Ganzen muss Geld zur Verfügung gestellt werden für den Ankauf von Liegenschaften, Planung und Errichtung von Straßen, Ausstattung zur Gründung von Entwicklungsgesellschaften und natürlich eine Vorfinanzierung eines generellen Masterplans. Wunderbar! 

Meine Damen und Herren! Auf die Frage im Ausschuss, was das Ziel und der Zweck sind beziehungsweise in welche Richtung dieser Masterplan gehen soll, wurde uns nur gesagt, diese Antwort werden wir schriftlich erhalten. Also wenn man über so ein Entwicklungsgebiet nicht mehr diskutieren kann, meine Damen und Herren - das sollte in einem Ausschuss offen diskutiert werden: Wo soll es hingehen? Wie werden wir diese Chance nützen? - Über ein Gebiet, das so groß wie der 7. und 8. Bezirk zusammen ist, werden wir eine schriftliche Beantwortung bekommen! Daran sieht man, wie hier damit umgegangen wird.

Ein kleines Detail noch am Rande, das vielleicht auch nicht uninteressant oder nicht ganz unerwähnenswert ist, ist Folgendes: Das Darlehen erfolgt, wie gesagt, in zwei Tranchen 2005 und 2006. Im Budget ist an dieser Position, an der das Darlehen stehen sollte, kein Ansatz vorhanden. Ich kann nur hoffen, meine Damen und Herren, dass nicht dieser Ansatz dann von der anderen Wirtschaftsförderung weggenommen wird und den Klein- und Mittelbetrieben die Wirtschaftsförderung gekürzt wird, um diese Position aufzufüllen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ein letztes Wort vielleicht noch zur Diskussion über den Wirtschaftsstandort - auch das ist heute einige Male angeschnitten worden - und die Zusammenarbeit zwischen Sozialpartnerschaft und Gemeinderat; auch Sie, Herr Vizebürgermeister, haben es heute wieder erwähnt. Was die Zusammenarbeit mit der Wirtschaftskammer betrifft, wird sehr oft eine Kluft zu den Gemeinderäten der Wiener ÖVP herbeigeredet oder konstruiert. 

Meine Damen und Herren! Beide, die Wirtschaftskammer und die ÖVP, wollen die besten Rahmenbedingungen für die Wiener Wirtschaft und für die Wiener Betriebe. Denn nur eine florierende Wirtschaft, das wissen wir, sorgt für sichere und zukunftsträchtige Arbeitsplätze und damit für eine hohe Beschäftigungsquote. Eine hohe Beschäftigungsquote bringt Wohlstand und Zufriedenheit für die Stadt und für uns alle. 

Es ist daher die Zusammenarbeit mit der Wiener Wirtschaftskammer ganz wichtig, und wir wissen, dass es viele gemeinsame Aktionen gibt, etwa Förderungen, Kreditaktionen - Sie haben es heute erwähnt -, Lehrlingsakquisiteure. Aber genauso wichtig ist auch eine konstruktive Oppositionspolitik, die den Finger drauflegt, wo noch mehr für die Wiener Betriebe geschehen kann, weil das ganz wesentlich ist. (Beifall bei der ÖVP.) Manchmal sehen die einen das Glas halb voll und die anderen halb leer. Aber beiden, der Wirtschaftskammer und der ÖVP, ist es darum gegangen, dass das Glas voll wird und dass hier für die Wiener Betriebe und für die Wiener Wirtschaft vieles getan wird. Dann geht es uns sehr, sehr gut! (Beifall bei der ÖVP.)
Weil viele Unternehmer vorige Woche einen Brief bekommen haben und natürlich auch ich diesen Brief bekommen habe, kann ich Ihnen das nicht ersparen, und es wurde schon erwähnt: Strompreiserhöhung für die Wiener Betriebe, und vor allem für die Klein- und Mittelbetriebe. Auch da darf man es sich nicht so leicht machen, dass man sagt: Das geht uns nichts an, das ist ein ausgegliedertes Unternehmen. Dieses Unternehmen ist ganz einfach die Wien Energie, eine 100-prozentige Tochter der Wiener Stadtwerke; diese Wiener Stadtwerke Holding steht im 100-prozentigen Eigentum der Gemeinde Wien, und im Aufsichtsrat sind weisungsgebundene Mitarbeiter des Magistrats. Auch hier ist politische Verantwortung gefragt, dass man wirklich alles ausnützt und rationalisiert, um zu einem attraktiven Strom- und Energiepreis zu kommen. Denn gerade die Klein- und Mittelbetriebe können es sich nicht leisten, oder es ist für sie nicht so einfach, den Stromanbieter zu wechseln, sondern sie brauchen einen attraktiven, günstigen und guten Strom- und Gasanbieter in Wien. (Beifall bei der ÖVP.)
Man hat es heute ganz kurz bei der Debatte über die Privatisierung gesehen: Privatisierung ist für die Gemeinde Wien nur dann gut, wenn sie auslagert und trotzdem 100-prozentig die Macht behält. Aber über die Privatisierung, die die Bundesregierung macht, zum Beispiel mit der VOEST, kann man sagen, dass das jetzt ein international… (GR Godwin Schuster: Tabak Austria!) Da waren Sie aber nicht unbeteiligt, Herr Kollege, das möchte ich gleich dazusagen, Sie waren nicht unbeteiligt an der ganzen Geschichte. - Aber bleiben wir bei den Beispielen VOEST oder Telekom. Das sind beides Unternehmen, die dank dieser Privatisierung international Spit-ze sind, sodass die VOEST wirklich auf dem Weltmarkt reüssieren kann. Ich glaube, auch bei der Telekom kann man sagen, dass jetzt die Preise hervorragend sind. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Abschließend: Ich glaube, Wien hungert den Bund aus. Denn dieses Budget bremst das Wirtschaftswachstum nicht nur in Wien, sondern für ganz Österreich. Daran leiden wir alle. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Lassen Sie mich ganz kurz auf meine Vorredner eingehen. Ich möchte gleich mit Kollegen Fritz Aichinger be-ginnen, weil die Erinnerung noch so frisch ist, und möchte eines wirklich klarstellen: Dass Wirtschaftskammer und Wiener ÖVP gleich Wirtschaftspolitik wären, kann ich nicht so im Raum stehen lassen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Denn die Wiener ÖVP hat sich von der Wirtschaftspolitik schon sehr, sehr lange verabschiedet. Vor allem, was die Wirtschaftskompetenz betrifft, hat sich die Wiener ÖVP auch schon vor längerer Zeit verabschiedet. 

Wenn du, lieber Fritz, davon sprichst, dass eine Fortschreibung und Fortsetzung der Wirtschaftspolitik sich in diesem Budgetvoranschlag wiederfindet, dann ist das zum Teil richtig. Ich möchte das unterstreichen, auch - und das ist das Wesentliche - die Wählerinnen und Wähler in unserer Stadt unterstützen diesen Kurs, und sie unterstützen diesen Kurs mehr als noch in der letzten Legislaturperiode. Wenn man sich dann noch die Wählerstromanalysen genau ansieht - und ihr habt das sicherlich auch gemacht -, dann ist es für einen SPÖ-Mandatar wirklich erfreulich festzustellen, dass vor allem bei den Selbstständigen, vor allem bei den Klein- und Mittelbetrieben die Zustimmung zur Wirtschaftspolitik in dieser Stadt immer größer geworden ist. Darüber freuen wir uns! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: ...die Wirtschaftskammerwahl!)
Wenn wir schon über Wahlen sprechen, dann möchte ich die Gelegenheit natürlich nicht verpassen, darauf hinzuweisen, dass es in diesem Jahr auch Wirtschaftskammerwahlen gegeben hat und dass zum Beispiel die Konzepte des Sozialdemokratischen Wirtschaftsverbandes - Kollege Stark hat ja ein paar Mal aus der Zeitung des Sozialdemokratischen Wirtschaftsverbandes zitiert... (GR Dr Matthias Tschirf: Wer hat denn die Mehrheit bekommen bei der Wirtschaftskammerwahl?) Na ja, wir haben bei diesen Wirtschaftskammerwahlen 7,8 Prozent dazugewonnen, genau mit den Konzepten zur Unterstützung dieser Wirtschaftspolitik. (StR Dr Johannes Hahn: Wer hat die absolute Mehrheit an Stimmen? - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Jetzt sind wir beim wirklich wichtigen Punkt; die Zwischenrufe habe ich auch ganz bewusst herausgefordert und heraufbeschworen. (GR Dr Matthias Tschirf: Wer hat die absolute Mehrheit bei der Wirtschaftskammer?) Wenn wir zum Wahlrecht kommen - und das ist jetzt der Punkt (GR Robert Parzer: Das ist es!) -, dann nehmen wir uns doch einmal das Beispiel der Wirtschaftskammer her. Die absolute Mehrheit - Gio Hahn hat, glaube ich, irgendetwas von der absoluten Mehrheit in der Wirtschaftskammer gesprochen... (GR Dr Matthias Tschirf: Wer hat denn die absolute Mehrheit an Stimmen?) In der Wirtschaftskammer Wien hat der Wirtschaftsbund mit 48,4 Prozent der Stimmen eine absolute Mehrheit im Wirtschaftsparlament erreicht, und dort haben wir... (GR Dr Matthias Tschirf: Das stimmt ja nicht! - GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Stimmt nicht!) Die Berechnungen lege ich gerne vor, und ich habe sie schon mehrmals auch in Anträgen innerhalb der Wirtschaftskammer vorgelegt. (StR Dr Johannes Hahn: Kann sein, dass es unterschiedliche Berechnungen gibt!) Ich zeige euch das sehr gerne. 

Dort gibt es dann die Situationen, dass man in bestimmen Sparten mit einem Stimmenanteil von ca 50 Prozent im Urwahlergebnis in den nächsthöheren Gremien plötzlich 67 Prozent und mehr hat. Wie schaut dieses Wahlrecht in der Wirtschaftskammer aus? (GR Dr Matthias Tschirf: Wie ist das eigentlich hier...?)
Jetzt verstehe ich nicht ganz die Forderung, die auch einmal seitens der Wiener ÖVP gekommen ist: „Wir wollen das Wahlrecht der Wirtschaftskammer auf den Wiener Gemeinderat umgelegt haben." Denn dann würde das ja noch anders ausschauen. Wenn wir Ihre Verhältnisse hätten, hätten wir nicht 55 Mandatarinnen und Mandatare, sondern über 60. (StR Dr Johannes Hahn: ...ist das ganz anders! - GR Christian Oxonitsch: Da kommt das Gespräch darauf!) Wenn Sie sich das bei der nächsten Wahl wünschen, werden wir das auf andere Art und Weise erledigen. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Wie ist das bei der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten? Wie ist das dort?)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Noch ein paar Worte zum Thema der Lehrlinge, das sowohl von Fritz Aichinger als auch von anderen Vorrednerinnen und Vorrednern angesprochen wurde. Da möchte ich eines schon ganz klar sagen, weil hier der Herr Vizebürgermeister in die Richtung zitiert wurde, dass er sich 30 Sekunden mit dem Thema der Lehrlinge auseinander gesetzt hätte. Das stimmt nicht, er hat sich wesentlich länger damit auseinander gesetzt. (StR Dr Johannes Hahn: Zweieinhalb Minuten waren es!) Das ist ein ganz, ganz wichtiger Punkt in unserer Wirtschaftspolitik, das steht an der Spitze unserer Wirtschaftspolitik! (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist uns nicht aufgefallen!)
Was der Herr Vizebürgermeister vollkommen richtig angemerkt hat, ist, dass die Bundesregierung erst in letzter Zeit auf die Vorschläge, die von Wien seit Jahren gemacht worden sind, eingegangen ist. Das ist wirklich das Problem. Denn es hat den Herrn Blum gebraucht, um in der Bundesregierung festzustellen (GR Dr Matthias Tschirf: Den hat auch der Bundeskanzler eingesetzt!), dass die Maßnahmen, die die Stadt Wien seit Jahren vorgeschlagen hat, auch umgesetzt werden. Dafür gibt es viele Beispiele, ich werde jetzt nicht auf jedes einzelne eingehen. 

Es ist nur schade, dass es offensichtlich bei Herrn Wirtschaftsminister Bartenstein in der Vergangenheit immer diesen Reflex gegeben hat (GR Dr Matthias Tschirf: Wer hat Blum denn eingesetzt? Welcher Bundeskanzler?): Da kommt ein Vorschlag von der SPÖ, noch dazu aus Wien, den müssen wir ablehnen. Ob das für die Lehrlinge gut oder schlecht ist, ist ihm anscheinend egal gewesen. Jetzt ist es endlich so weit, dass diese Vorschläge auch angenommen worden sind. 

Es wurde von gemeinsamen Aktionen vom Bund und von Wien gesprochen. Ich glaube, das hat auch Kollege Margulies in seinen Ausführungen angesprochen; er hat gesagt, es gibt immer gemeinsame Aktionen, und man sollte darauf achten, wer diese letztendlich finanziert. Daher möchte ich schon auch feststellen, dass die gemeinsamen Aktionen, die beispielsweise die Wiener Stadtregierung zur Verbesserung der Situation am Wiener Arbeitsmarkt gemacht hat, immer so gemacht worden sind, dass wir gesagt haben: Wir haben hier einen Vorschlag, wir sind hier bereit, die Finanzierung unserem Anteil gemäß zu übernehmen; bitte, liebe Bundesregierung, mach mit, das ist im Sinne der Betroffenen!

Das sind gemeinsame Aktionen, die sich bewährt ha-ben. Nur muss ich leider dazusagen, dass die Bundesregierung sehr, sehr viele dieser Aktionen entweder nicht oder nur sehr zögerlich angenommen hat. Ich hoffe im Sinne der Betroffenen, die keinen Arbeitsplatz zur Verfügung haben, dass sich das in Zukunft ändern wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch Kollege Stark hat hier Vorwürfe gemacht, was die Wirtschaftspolitik in unserer Stadt betrifft, nämlich dass es keine Änderungen gegeben hat. Ich werde jetzt nicht alles noch einmal wiederholen, was ich schon gesagt habe. Die Bevölkerung sieht das ein bisschen anders. 

Natürlich ist das richtig, was Kollege Margulies gesagt hat: Dass es nicht die Aufgabe der Opposition ist, die Regierungspolitik zu loben, weder hier im Rathaus noch drüben im Parlament, das stimmt. Er hat auch darauf hingewiesen, dass das die Opposition nicht zu tun braucht, weil wir das ohnehin ständig selbst tun. Das stimmt nicht ganz. Wir haben gar nicht so viel Redezeit zur Verfügung, dass wir all die positiven Tatsachen loben könnten, die wir hier in unserer Politik umsetzen. (GR Dr Matthias Tschirf: Die der Bund leistet!) Das können wir hier gar nicht alles sagen. Vor allem müssen wir Rednerinnen und Redner von der stärksten Fraktion in diesem Haus, von der Regierungspartei, natürlich darauf eingehen, wenn zuvor drei Redner gekommen sind und Dinge in den Raum gestellt haben, die ganz einfach nicht stimmen. Darauf muss man eingehen, und deswegen bleibt dann auch relativ wenig Zeit, um die Arbeit, die wir hier für die Bevölkerung leisten, zu loben. 

Ich möchte aber doch auf ein paar Punkte des Kollegen Stark eingehen, der hier sehr, sehr viel Richtiges gesagt hat, und nicht erst heute zum ersten Mal, sondern auch bei der letzten Rede zum Budgetvoranschlag, kann ich mich erinnern, und auch, was die Rechnungsabschlussdebatte betrifft. Richtig ist, dass die Klein- und Mittelbetriebe, die Klein- und Kleinstbetriebe der Motor der Wirtschaft sind. Richtig ist, dass die Klein- und Mittelbetriebe als Motor der Wirtschaft Probleme haben, nämlich in der Eigenkapitalausstattung. Richtig ist auch, dass Basel II ein wirkliches Problem für diese Klein- und Mittelbetriebe darstellt. (GR Dr Herbert Madejski: Für alle, nicht nur für Klein- und Mittelbetriebe!) 

Ich glaube, hier sind wir uns alle einig, ich möchte gar niemanden ausnehmen; ob das die GRÜNEN sind, ob das die FPÖ ist, ob das die ÖVP ist, hier gibt es ganz klar das Problembewusstsein. Aber man muss schon schauen, wenn man dann davon spricht, dass es wichtig ist, diese Klein- und Mittelbetriebe verstärkt zu fördern und zu unterstützen, dass man das in Wirklichkeit nicht der Wiener SPÖ umhängen kann: Die Verantwortung für Basel II, für die mangelnde Eigenkapitalausstattung, hier in Verbindung mit der Wirtschaftspolitik in Wien zu bringen, ist schon sehr, sehr weit hergeholt. 

Aber richtig ist vor allem eines, und das haben Sie natürlich nicht gesagt - das ist auch nicht Ihre Aufgabe -, und das ist auch von der ÖVP, von Fritz Aichinger nicht gekommen: Die Steuerreform, die viel gelobte und hochgejubelte Steuerreform der Bundesregierung war doch nichts anderes als eine Reform zur Umverteilung, und zwar zu Lasten der Kleinen und zugunsten der Großen! (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Das können Sie in vielen Studien nachlesen und werden es dort bestätigt bekommen: Das ist ein Problem, mit dem die Klein- und Mittelbetriebe zu kämpfen haben.

Jetzt kommen Vorschläge, auch seitens der ÖVP - vor allem in der Wirtschaftskammer, das sage ich schon dazu, nicht hier -, dass es auch Maßnahmen für die Klein- und Mittelbetriebe geben muss. Da gibt es Anträge im Wirtschaftsparlament, dass man jetzt auch die Klein- und Mittelbetriebe unterstützen muss. Aber als ich vor zwei oder drei Jahren, oder auch voriges Jahr hier gesprochen habe und gesagt habe, die Steuerreform war eine Steuerreform, die nur den Großen genützt hat, wurde ich immer wieder kritisiert. Jetzt ist die Einsicht offensichtlich auch innerhalb der ÖVP eingekehrt. 

Lassen Sie mich noch einen Punkt zu meinen Vorrednern erwähnen, und zwar ganz besonders auch zum Kollegen Aichinger und zur ÖVP. Da wurde über die Dis-kussion im Ausschuss gesprochen, und es wurde über die Wirtschaftsförderungen gesprochen. Jetzt möchte ich etwas tun, was ich das letzte Mal als Berichterstatter nicht getan habe, aber jetzt mache ich es sehr wohl: Jetzt weise ich einmal darauf hin, wie die Situation innerhalb der ÖVP tatsächlich ist. 

Da haben wir im Finanzausschuss auf der Tagesordnung zum Thema Wirtschaftsförderung die Unterstützung, die Förderung von departure - Sie wissen, da geht es um die Creative Industries -, da gibt es eine Abstimmung, und da kommt es zur einstimmigen Annahme dieses Poststückes. Dann haben wir zwei Tage später hier Gemeinderat. Ich möchte nur für alle, die es nicht wissen, sagen, dass in diesem Ausschuss von der ÖVP der Wirtschaftssprecher, Dr Fritz Aichinger, und der Klubobmann, Kollege Matthias Tschirf, mitgestimmt ha-ben. Aber zwei Tage später kommt Kollege Norbert Wal-ter hier genau zu diesem Geschäftsstück ans Rednerpult und sagt: Wir lehnen das ab! Und die ÖVP inklusive der beiden genannten Herren stimmt plötzlich dieser Förderung nicht mehr zu.

Dann stellen Sie sich da her und sagen, die Wirtschaft gehört mehr unterstützt, die Wirtschaftsförderung gehört mehr ausgebaut. (GR Günter Kenesei: Wir haben uns das inzwischen angeschaut!) Und wenn jetzt der Zwischenruf kommt, wir haben uns das in der Zwischenzeit angeschaut, dann haben Sie offensichtlich nicht richtig geschaut, denn ich habe ja auch den Kollegen Walter darauf hingewiesen, er soll sich doch einmal die Website von departure, www.departure.at, anschauen, und dann werden Sie feststellen, dass in Wien doppelt so viel gefördert wird wie auf Bundesebene, was Sie hier ganz anders dargestellt haben. (GR Günter Kenesei: Aber nicht die Familie versorgen!) 

Ich muss leider schon zum Schluss kommen. Die 15 Minuten sind tatsächlich etwas kürzer, als ich angenommen habe. Weil es so viele Themen gegeben hat, die meine Vorredner unbedingt beantwortet haben wollten, lassen Sie mich noch ein paar Sätze zur Nahversorgungsförderung sagen, da hier in den Raum gestellt wurde, dass die Nahversorgungsförderung gekürzt wurde, wie überhaupt die Wirtschaftsförderung für die Klein- und Mittelbetriebe gekürzt wird. Das stimmt ganz einfach nicht.

Nehmen wir das Beispiel der Nahversorgungsförderung – ich habe das von dieser Stelle aus schon einmal gemacht –: Hier hat es eine Veränderung zugunsten der Kleineren gegeben. Es hat früher als Bemessungsgrundlage eine Mindestinvestition von 7 500 EUR gegeben, jetzt – also nicht jetzt, sondern schon vor eineinhalb Jahren – wurde diese Mindestinvestition auf 4 000 EUR herabgesetzt. Es hat früher eine Förderung bis zu 15 Prozent, 20 Prozent gegeben, jetzt gibt es eine Unterstützung, eine Förderung von bis zu 30 Prozent.

Also bitte, wenn wir hier über Nahversorgung und Unterstützung der Klein- und Mittelbetriebe reden, dann bleiben wir doch bei den Tatsachen und bringen nicht die eine oder andere Förderung durcheinander.

Ein paar Sätze noch ganz zum Abschluss zum Gender Budgeting, weil auch das ein wichtiger Punkt ist und nicht nur im Allgemeinen, sondern natürlich auch im Rahmen der Geschäftsgruppe für Finanzen und Wirtschaftspolitik. Ein sehr positives Beispiel hiefür ist der Call "FemPower 04". Hier hat es einen Call zur Förderung von Frauen in der betrieblichen Forschung gegeben mit dem Ziel, die Anhebung des Frauenanteils in der be-trieblichen Forschung zu forcieren. Das Ergebnis kann sich wirklich sehen lassen: Von neun geförderten Projekten wurden acht von Frauen geleitet, der Anteil der wissenschaftlich mitarbeitenden Frauen beträgt 80 Prozent.

Wenn Sie weitere Informationen brauchen, finden Sie das in der grünen Mappe.

Ich bin damit am Schluss. Wir werden diesem Budgetvoranschlag natürlich zustimmen. Wir werden das mit Freude tun, denn es ist ein guter Voranschlag, vor allem für die Wirtschaftstreibenden und für die Wirtschaftspolitik in unserer Stadt. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Herzog. Ich erteile es ihm.

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Sozusagen in Fortsetzung meiner Wortmeldung bei der Generaldebatte kann ich gleich weitermachen und das, was ich nicht mehr anbringen konnte, jetzt noch ein bisschen vorbringen, nämlich die Belastungspakete, wo-für der Bürgermeister sowie die Wiener und die österreichischen Sozialisten zumindest Überlegungen anstellen für die Zeit nach der Wahl 2005, also für die kommenden Monate und Jahre. Wir werden ein wenig schau-en, was es so geben könnte, was kommt, wirklich kommt und was drohen könnte.

Sicher kommt – das steht ja schon fest – die Erhöhung der Gaspreise ab 1. Jänner 2006 um 12 Prozent, das heißt, es handelt sich da um eine Erhöhung des Ku-bikmeterpreises ab 1.1.2006 um 30 Prozent. Eine schö-ne Überraschung für die Wiener Wähler drei Wochen nach den Wahlen und ein erstes Brechen von Wahl-kampfversprechen des Herrn Bürgermeisters.

Des Weiteren droht 2006 eine Strompreiserhöhung um 10 Prozent, dann kommt mit Sicherheit die Erhöhung der Wassergebühren, der Kanalgebühren und der Müllgebühren, eine Erhöhung der Gebrauchsabgabe für Schanigärten, die Einführung neuer Abgaben für die Parkraumbewirtschaftung durch Ausweitung des Parkpickerls – ich glaube, auch das kann man als gesichert annehmen –, Einführung eines Dosenpfandes mit großem Fragezeichen, ob das durchsetzbar sein wird, die Einführung einer City-Maut nach Londoner Vorbild – das war zumindest im Gespräch, auch wenn es dann letzten Endes fürs Erste einmal zurückgewiesen wurde – und dann die Erhöhung der Mineralölsteuer durch Einführung eines zweckgebundenen Zuschlages für die Gemeinden – das wäre nicht nur ein Wunsch der Gemeinde Wien unter sozialistischer Mehrheit, sondern wahrscheinlich auch des Gemeindebundes –, die Schaffung einer gemeindeeigenen Tourismussteuer für die Verbesserung der finanziellen Situation der Tourismusgemeinden – ebenfalls für alle Gemeinden interessant –, Gemeindeabgaben für Wetteinsätze, und die Erhöhung der Werbeabgabe wäre auch noch eine Möglichkeit.

Wir werden sehen, was davon wirklich verwirklicht wird. Es wird schon genug und viel davon verwirklicht, was zur Folge hat, dass die Belastung für die Wiener sowieso schon eine ganz, ganz gewaltige sein wird. 

Die Folgerungen aus diesen Plänen und Überlegungen, die alle dorthin gehen, wie man den Bürger am bes-ten aussackeln kann, ist doch wohl die Forderung nach einem Belastungsstopp, eine Forderung, die wir Wiener Freiheitlichen seit Jahren erheben, immer im Wissen, dass nach irgendwelchen Wahlen auf Bundes- oder Landesebene auf alle Fälle solche Erhöhungen kommen. Setzen wir uns dafür ein, geben Sie, meine Herren und Damen und von den Sozialdemokraten, sich einen Ruck und sorgen Sie dafür, dass zumindest in Wien ein solcher Belastungsstopp Wirklichkeit werden könnte. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es darf keine Erhöhungen bei städtischen Gebühren und Tarifen geben. Vor allem muss es zu einer Abschaffung der Wasser-, Abwasser-, also Kanal- und Müllsteuern kommen, das heißt, zur Abschaffung der überhöhten Einnahmen und zu einer Rückführung auf einen Kostendeckungsgrad von 100 Prozent. Das ist richtig, das ist gerecht, das ist vertretbar. Es wird noch immer genug kosten, aber alles andere ist bloßes Ausnehmen der Bevölkerung.

Bei der hohen Arbeitslosigkeit in Wien und der sowieso gegebenen schwierigen wirtschaftlichen Situation, von der wir heute schon oft genug gehört haben, auch von der Mehrheitsfraktion, scheint das für die sowieso nicht so gut verdienende Wiener Bevölkerung eine dringende Notwendigkeit zu sein, und Sie, Herr Bürgermeister, haben hier sicherlich klaren Handlungsbedarf.

Ich möchte noch zwei Einzeldinge ansprechen, die, wie ich glaube, sehr, sehr interessant sind. 

Da gibt es ein Problem, das auf uns zukommt und das zum Teil zumindest als ungelöst angesprochen wer-den muss, das sind die Folgen einer allfällig kommenden europäischen Dienstleistungsrichtlinie. Unter Umständen ist eine Abstimmung zu diesem Thema in den europä-ischen Gremien noch im Jänner 2006 zu erwarten, vielleicht wird es sich auch noch hinausziehen, ich weiß es nicht, aber die Grundtatsache besteht, dass ein Dienst-leister aus dem Ausland, aus der Europäischen Union seine Dienste im Inland nach dem Herkunftslandprinzip anbieten könnte. Diese Dienste können dann im Wesen-tlichen nach den Bestimmungen des Heimatlandes vor-genommen werden, wenn die Entscheidung des Euro-päischen Parlaments in diese Richtung geht. 

Es hat eine Reihe von massiven Verhandlungen gegeben, die auch Veränderungen gebracht haben. Unter anderem wurde das Arbeitsrecht im Herkunftslandprinzip belassen, es ist ausgenommen und ist nun also Aufgabe des Ziellandgebietes. Es ist dies ein wesentlicher Punkt, der zum Schutz der örtlichen Arbeitnehmer äußerst notwendig ist. 

Des Weiteren gilt die Richtlinie nicht für Dienstleistungen der Daseinsvorsorge, was das immer auch sein soll. Das muss sowieso die Republik Österreich lösen, was darunter zu verstehen ist. Weiters ausgenommen sind Gesundheitsdienstleistungen, Rechtsberatungen und audiovisuelle Bereiche, auch der ganze privatrechtliche Bereich ist eben ausgenommen.

Dessen ungeachtet, meine Damen und Herren, liegen Österreich und vor allem Wien sicher im Schnittpunkt von Betroffenheit. Wir sind wahrscheinlich als Erste – gemeinsam mit östlichen Regionen der Bundesrepublik – am meisten davon betroffen. In Irland, Portugal oder sonst wo kann man wahrscheinlich ruhig und zurückgelehnt diese Dinge verfolgen, die sich hier abspielen. Österreich dagegen ist davon betroffen. Man kann davon ausgehen, dass der Verdrängungswettbewerb österreichische Unternehmen viel kosten wird, viele aus dem Markt werfen wird. Das heißt also, dass hier massive Veränderungen in der Unternehmerstruktur auf-treten und ein Verdrängungswettbewerb auf Österreich zukommen wird.

Leider wird nicht nur das eintreten, sondern es werden damit selbstverständlich auch Arbeitslose produziert, wie sie in Wien ja schon zur Genüge vorhanden sind. Ich glaube daher, dass der Bürgermeister als Landeshauptmann sich sehr, sehr intensiv mit der Bundesregierung zusammenschließen muss, um zu erreichen, dass diese in Brüssel bei allfälligen weiteren Verhandlungen nicht einknickt, sondern im Interesse der österreichischen Be-völkerung handelt. (Beifall bei der FPÖ.)
Der zweite Punkt, den ich hier noch zur Debatte stellen will, der uns wirklich unter den Nägeln brennt, ist sicherlich das Thema der Einmannfirmen und der Scheinselbstständigen, die vor allem in Ostösterreich, in Wien und in großen Städten unseres Landes vorhanden sind. In Wien haben wir eine Rekordarbeitslosigkeit, Wien liegt trotz der Beteuerungen der regierenden Sozialdemokraten bei diesem Punkt in Österreich leider unangefochten an der Spitze. Verschärft wird diese Situation mit Garantie durch die sich breit machende Flut von Einmannunternehmungen unter Umgehung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes, denn Arbeitnehmer aus den neuen EU-Ländern können ja bekanntlich bis auf weiteres keine Arbeit in Österreich annehmen, für Unternehmer – unter Anführungszeichen – gilt aber Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit. 

Das ist an und für sich eine gute Sache, allerdings gibt es in manchen Gewerben – vor allem im Bauhilfsgewerbe, aber auch im Transport und anderen – natürlich massivst veränderte Zustände. Es haben sich zum Beispiel in Wien ca 2 500 Personen aus Polen als Einzelunternehmer angemeldet. Dazu kommen noch viele aus Ex-Jugoslawien. Sie werden durch Inserate aus Po-len angeworben, und zwar angeworben durch österreichische Firmen. Das ist lukrativ für beide Seiten. Es ist lukrativ angesichts des Lohnniveaus in Polen, in Jugoslawien oder in sonst einem der neuen Beitrittsländer, es ist aber naturgemäß auch sehr lukrativ für die österreichische Firma, die keine Lohnnebenkosten, keine Sozialabgaben zahlen muss und keine geregelte Arbeitszeit beachten muss. Hier kommen die Interessen der Scheinselbstständigen aus den diversesten Ländern der neuen Beitrittsstaaten mit den Interessen der inländischen Firmen zusammen, die sich hier doch eine unlautere Wettbewerbssituation auf Kosten anderer schaffen. 

Alles in allem sind es wahrscheinlich 8 000 bis 10 000 solcher hier in Österreich tätiger Scheinselbstständiger, die meisten davon vor allem in Wien, wie gesagt, und in den großen Städten Österreichs. Ein ech-tes Problem angesichts der Arbeitslosigkeit in Wien und des Steigens dieser Arbeitslosigkeit in ganz Österreich. Der Missbrauch ist ein gewaltiger. Kein Einzelfall wird geschildert, sondern es kam schon öfter vor, dass an einer Wiener Adresse 100 Personen als Einzelunterneh-mer mit Firmen- und Wohnsitz gemeldet waren und dass es keinem zuständigen Beamten der Gemeinde Wien aufgefallen ist. Oder: Eine heimische Firma beschäftigt eine ganze Reihe Gipskartonverleger als Unternehmer, besser gesagt als Subunternehmer, aber diese haben kein eigenes Material, keine eigenen Werkzeuge, sie arbeiten nicht selbstständig, sondern nach Anweisungen. 

Die Situation wurde seit dem Beitritt der Neuwerber im Großen und Ganzen geduldet, es wurde zugeschaut, geschehen ist da bis vor einiger Zeit nichts. Es gibt zwar die KIAB, eine Einsatzgruppe des Finanzministeriums, aber die ist mit Garantie unterbesetzt. Die auf den Baustellen befindlichen Einmannfirmenbetreiber sind offiziell legal da, auf den ersten Blick zumindest. Es fehlt eine effektive Einsatzgruppe, die die Verhältnisse vor Ort ei-ner Klärung zuführen könnte.

Weiters: Die Behörden, egal welche, nutzen ihre Möglichkeiten, aus welchen Gründen auch immer, zu wenig aus. Es gibt die Tatsache, dass Firmenbucheintra-gungen von den zuständigen Gerichten mit Sicherheit nicht genügend überprüft werden – vielleicht können sie sie auch nicht überprüfen, aber das ist sicher der Fall –, doch in Zusammenarbeit mit den Meldebehörden, zum Beispiel der Stadt Wien, wären Scheinanmeldungen von zahlreichen Firmen – unter Anführungszeichen – in der gleichen Wohnung, wie geschildert, sicherlich unmöglich. Auch Prüfungen der Finanzbehörden bei den österreichischen Auftraggebern würden mit Garantie abschreckende Wirkung haben. 

Ein altes Problem, das nicht direkt damit in Zusammenhang steht, aber sehr verwoben ist: Es wäre ganz, ganz wichtig, endlich eine Reform des GmbH-Gesetzes oder überhaupt des Gesellschaftsrechtes als solches in Bezug auf Missbrauchdelikte, wie sie üblich geworden sind – nicht nur in diesem Bereich, sondern vor allem auch im steuerlichen Bereich –, durchzuführen; eine lang erhobene Forderung von uns, auf die bisher nicht eingegangen worden ist.

Es gibt aber auch Erfreuliches zu berichten. Erstmals wurde ein Urteil gegen einen inländischen Auftraggeber gefällt. Der Wiener UVS hat einer Baufirma Strafen aufgebrummt, und gar nicht wenig, und zwar für die Beschäftigung von – Anführungszeichen – Unternehmen, also Subunternehmen, die aber nachweislich als Arbeiter weisungsgebunden, ohne eigene Arbeitsmittel und so weiter gearbeitet haben. Ein Fortschritt. Lange Zeit, wie gesagt, wurde das Thema liegengelassen. 

Ich glaube, es gäbe und gibt eine Reihe von Lösungen. Die geplanten Änderungen der Anmeldevorschriften für die Arbeitgeber gehen in die richtige Richtung. Die sofortige Anmeldung ohne eine Zwischenphase von sie-ben Tagen scheint also der richtige Weg zu sein, um den so genannten legal Anwesenden doch zu zeigen, dass sie das nicht sind. Darüber hinaus ist behördliche Zusammenarbeit zwischen Gerichten und Bundes- und Landesdienststellen eine äußerste Notwendigkeit. Des Weiteren bedarf es verschärfter Kontrollen durch eine Einsatzgruppe, die personell besser ausgestattet ist als bisher. All das könnte Abhilfe schaffen, man muss es nur endlich tun. 

Von einer Lockerung der Arbeitnehmerübergangsbestimmungen, wie sie nunmehr für sieben Jahre vereinbart sind, ist aber nichts zu erwarten. Eine Legalisierung des bestehenden Zustandes hilft keinem einzigen Arbeitslosen und ist daher sicherlich keine Lösung für die Probleme Wiens.

Meine Damen und Herren! Ich hoffe, dass das Thema aktuell bleibt im Sinne einer Lösung, die angegangen wird. Im Übrigen lehnen wir das Budget ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ein paar Überlegungen zur Wirtschaftlichkeit der Wiener Linien, die ja bekanntlich eine Tochtergesellschaft der Wiener Stadtwerke sind. Der Budgetvoranschlag der Stadt Wien für den öffentlichen Personen- und Nahverkehr klingt hoch und ist auch sehr hoch, aber er wird, wie auch in den vergangenen Jahren zuvor, zu wenig sein. Dazu kommt auch noch der Druck des Wettbewerbs, der seit einigen Jahren bei den Wiener Linien ausgebrochen ist, das heißt, Sparmaßnahmen, mit denen sich die Wiener Linien wirtschaftlich selbst ans Bein pinkeln, was also ein Schuss nach hinten ist, denn gespart wird eigentlich nur bei Herrn und Frau Normalverbraucher, bei einfachen Arbeitern, Arbeiterinnen der Wiener Linien und auf dem Rücken der Fahrgäste. 

Schon in der letzten Gemeinderatssitzung habe ich Sparmaßnahmen erwähnt, die neu sind in den Betriebsvorschriften und die im Fahrdienst zu massiven Verschlechterungen bezüglich der Arbeitsbedingungen für Fahrer und Fahrerinnen führten. Das Personal wird ausgequetscht, Fahrzeiten werden so gekürzt, dass das Fahrpersonal am Limit ist. Dadurch steigt auch die Unfallhäufigkeit. Fahrzeiten werden eben so gekürzt, dass die Wiener Linien Gruppen einsparen können, das heißt, auf verschiedenen Linien wird ein Zug eingespart, also von Wirtschaftlichkeit kann keine Rede sein, weil ja dadurch auch Fahrzeitverlängerungen die Folge sind. 

Das Werkstättenpersonal kommt mit den Reparaturarbeiten nicht mehr nach. Es fehlt an Ersatzteilen und an Personal. Nach natürlichem Abgang, sprich Pensionierungen, wird nicht mehr nachbesetzt, was bei dieser großen Arbeitslosigkeit ja sehr verwunderlich ist. Auf manchen Bahnhöfen werden, wenn es überhaupt noch abgestellte Züge gibt, Ersatzteile still und heimlich aus diesen abgestellten Zügen ausgebaut, damit der Betrieb am anderen Tag überhaupt noch aufrechterhalten werden kann.

Das alles sind Tatsachen. Ich sauge mir das nicht aus den Fingern. Zum Beispiel habe ich einen Straßenbahnerkollegen, der sich als Strache-Fan geoutet hat. Also den könnte man auch heranziehen, und er wird das bestätigen. Das heißt aber auch, dass, um eben den Be-trieb aufrechtzuerhalten, viele Züge am Sicherheitslimit fahren. Viele ULF, also Niederflurwagen, stehen in der Hauptwerkstätte. Es gibt keine Ersatzteile, und auf Grund seiner Elektronik sind lange Reparaturarbeiten notwendig. Die Züge stehen herum und bringen kein Geld. Dann kommen noch defekte Fahrscheinautomaten und defekte Entwerter dazu, sodass viel Geld verloren geht. Fahrgäste wollen zahlen, können aber nicht zahlen. 

Früher wurden die Züge ausgetauscht. Ein defekter Zug wurde als Sonderzug eingezogen, er wurde ausgetauscht. Das gibt es auch nicht mehr, weil beim Verschubpersonal eingespart wird. Das heißt, am Samstag, am Sonntag am Vormittag gibt es kein Verschubpersonal, und somit fahren wir mit den defekten Zügen, bis sie am Abend automatisch eingezogen werden. Das soll Wirtschaftlichkeit sein? 

Es ist mir nicht erst einmal passiert, dass ich auf Grund eines defekten Zuges in der Früh einfach nicht auslaufen konnte. Da sitzt man halt herum am Auslaufexpedit, der Zug fehlt, die Fahrgäste warten, sie haben ein Intervall länger zu warten, und das sind in der Früh gute 10 Minuten. Dafür gibt es Geld für Werbung von den Wiener Linien, zuhauf kann man sie sehen, überhaupt ich als Straßenbahnfahrerin, die in ganz Wien un-terwegs ist. Wenn ich sehe, die Intervalle werden kürzer, dann fühle ich mich, auch als Fahrgast unter anderem, ein bisschen verarscht, wenn ich eine viertel Stunde auf eine Straßenbahn warten muss. Dieses fällt meiner Ansicht nach unter unlautere Werbung, denn das ist es auch. Was da in Summe an Geldern verschwendet wird, würde ich schon gern wissen. 

Lieber sollte man investieren in wirklich kürzere Intervalle, investieren in Personal, das dann auch wieder motivierter und sorgfältiger arbeiten kann. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Zum Thema Fonds der Wiener Stadtwerke habe ich mir beim Durchlesen des Kontrollamtsprüfungsberichtes gedacht, was der 1999 gegründete Fonds insgesamt an Geld verschlungen haben könnte, angefangen von der Ausschreibung über Bearbeitung, Sitzungsgebühren bis hin zu Personalkosten und und und. Dann wird ein kompliziertes Ergebnis über die Wiener Stadtwerke Fonds 1, 2, 3 und 4 und deren Subfonds präsentiert, kompliziert anscheinend auch für diverse Konzerngesellschaften, die sich mit den Wiener Stadtwerke Fonds eingehender beschäftigen und denen laut Kontrollamt nicht einmal auffällt, dass sie für die Jahre 2000 bis 2004 keine Rückerstattung der inländischen Kapitalertragssteuer eingefordert haben. Die Anrechnung beziehungsweise Rückerstattung machen für die Jahre 2000 bis 2003 immerhin 131 000 EUR aus. Meine sehr geehrten Damen und Herren, jeder Hackler, jede Hacklerin weiß, wie er/sie sich Steuern zurückholt, die sollen es nicht wissen? Oder kann es sein, dass der Betrag zu niedrig ist, dass es nicht der Mühe wert ist, ihn zurückzuholen? Immerhin sprechen wir von mindestens fünf Nettojahresgehältern eines Normalverbrauchers, einer Normalverbraucherin. 

Zum Abschluss: Mit dem öffentlichen Verkehr Gewin-ne erzielen zu wollen, geht auf Kosten der Sicherheit, auf Kosten der Bediensteten der Wiener Linien und auf Kos-ten der Fahrgäste. Es gibt ja schon etliche Beispiele von europäischen Großstädten, die als schlechte Vorbilder gelten. Unterstützen wir den öffentlichen Verkehr in Wien. Erwarten wir nicht, dass er selbst Geld erwirtschaften muss, sondern es muss Geld dafür ausgegeben wer-den, diese Wiener Lebensqualität zu erhalten, die nach außen noch herzeigbar ist. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ekkamp. Ich erteile es ihm.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Geschätzte Damen und Herren!

Lassen sie mich am Beginn noch auf einige Vorredner eingehen. Der Kollege Aichinger hat Themen angesprochen, die durchaus interessant sind, zum Beispiel das Thema Unstimmigkeiten, die es anscheinend zwischen Wirtschaftskammer mit ÖVP-Gemeinderätinnen und Gemeinderäten gibt. Das hat ja Kollege Strobl anhand des Abstimmungsverhaltens zum Beispiel bei der Förderung für departure, Creative Industries, schon sehr deutlich dargelegt. Ich will mich hier nicht großartig einmischen in das Thema Wirtschaftskammer und ÖVP-Ge-meinderatsklub, aber es ist schon eigenartig, und ich denke, da dürfte auch in der Kommunikation einiges nicht stimmen. Wie sonst könnte es sein, dass ein Abgeordneter dieses Hauses und Angehöriger des ÖVP-Klubs davon spricht, dass die Wiener Förderung der Kreativwirtschaft eine reine Augenauswischerei ist, und dann die Präsidentin der Wiener Wirtschaftskammer sagt: „,Der wirtschaftliche Investimpact liegt bei rund 13,8 Mil-lionen EUR.', freut sich die Präsidentin der Wiener Wirt-schaftskammer, Brigitte Jank, die das Programm" – da ist diese Abstimmung gemeint – „als richtungweisend für ganz Österreich bezeichnet hat." – Ich denke, das ist vielleicht nur eine Klarstellung hier von diesem Platz aus unter dem Motto "Einfach zum Nachdenken" für die Zu-kunft. 

Der zweite Bereich, den der Herr Kollege Aichinger angesprochen hat, ist das Thema Strompreise, Strompreisanpassung, Strompreiserhöhung für kleinere und größere Gewerbebetriebe. Ich denke, man soll einmal zur Kenntnis nehmen, dass die Energieunternehmen der Stadt Wien ein Teil der EnergieAllianz und somit auch Wirtschaftsunternehmen sind, und man muss auch zur Kenntnis nehmen, dass diese Unternehmen den Spielregeln des wirtschaftlichen Wettbewerbes und auch der wirtschaftlichen Preisbildung unterliegen. Das ist halt ein-mal so, und es verwundert mich ein bisschen bei der ÖVP, dass sie das nicht verstehen will. Es wäre auch grotesk, lieber Herr Kollege, wenn man angesichts der derzeit sehr hohen Treibstoffpreise, der astronomisch hohen Treibstoffpreise, Schüssel und Bartenstein dafür verantwortlich machen würde, dass die Preise so hoch sind, weil die ÖIAG 30 Prozent an der OMV besitzt. Das wäre genauso grotesk. Es wäre auch grotesk, einem Un-ternehmen, das sich am Markt bewegt, eine Preiserhö-hung zu verbieten, indem man sagt, du darfst für deine Produkte nicht mehr verlangen, obwohl sich die Ein-standspreise – das kann man jetzt sehen, wie man will, das ist sehr vielschichtig – deutlich erhöht haben. Meine Damen und Herren, das ist wirtschaftspolitischer Nonsens. So kann man meines Erachtens nicht vorgehen. (Beifall bei der SPÖ.)
Die ÖVP weiß genauso wie alle anderen Fraktionen, dass die Kosten für die Strombeschaffung im Jahr 2005 um mehr als 17 Prozent gestiegen sind. Das wissen wir, das sind Fakten. Wir wissen auch, dass zum Beispiel die Gasbeschaffungspreise an den Ölpreis gekoppelt sind – wir sind nicht glücklich darüber, aber es ist de facto so –, und der Ölpreis bewegt sich, wie ich schon gesagt habe, auf einem sehr hohen Niveau. 

Wenn man nur bedenkt, dass der Strombedarf, den Wien Energie aus eigenen Anlagen deckt, zu 50 Prozent mit sehr umweltfreundlichen Erdgasanlagen erzeugt wird, dann benötigt man, glaube ich, kein Studium, um zu wissen, dass sich der zu erzeugende Strom verteuert. Das ist halt einmal so. Da braucht man nur ein bisschen zu kalkulieren. 

Drittens wissen wir auch – da braucht man nur im Internet nachzuschauen; da braucht man nicht einmal Tageszeitungen zu lesen, da braucht man nur ins Internet zu gehen und nachzuschauen –, dass sich auch der Strombezug an den Strombörsen im letzten Jahr um ca 30 Prozent verteuert hat. Das sind Fakten. Darüber kommt man nicht hinweg. 

Wenn man aber vergleicht – wieder unter der Annahme, dass die Anpassung mit 1. Jänner erfolgt –, wie denn die Preisgestaltung von WIENSTROM auch bei den Gewerbe- und Großkunden ist, dann entnehme ich einer Tabelle, in der diese Erhöhung bereits eingerechnet ist, dass WIENSTROM unter 19 Anbietern an 5. Stel-le liegt, das heißt, 14 andere sind wesentlich teurer als WIENSTROM. 

Das zeigt daher, meine sehr verehrten Damen und Herren, dass sich WIENSTROM sehr wirtschaftlich und sehr effizient bewegt und seiner Rolle als Stromlieferant mit der – und darauf kommt es ganz besonders an – weltweit höchsten Versorgungssicherheit und -qualität mehr als gerecht wird und seinen Kunden weiterhin faire Preise anbieten wird, denn WIENSTROM steht ja auch im Wettbewerb. 

Es haben auch andere Unternehmen ihre Preise heu-er bereits doch um einiges angehoben. Ich erspare mir jetzt die ganze Liste. Alle Stromlieferanten, Stromanbieter haben de facto bereits im heurigen Jahr erhöht und mit Jänner werden auch andere eben wegen dieser hohen Preise an Strommarkt noch erhöhen.

Meine Damen und Herren! Kollege Aichinger hat auch Benchmarking erwähnt, und es ist heute schon des Öfteren gesagt worden, dass man vergleichen soll, wenn man redet, aber jeder hat halt einen anderen Zugang zur Budgetgestaltung. Aber es ist auch schon gesagt worden, dass die Rahmenbedingungen für das Budget nicht sehr optimal waren, und ich glaube, wir kennen alle die Situationen. Es ist die Konjunktur schwach, ständig wird zwar am Jahresbeginn angekündigt, nächstes Jahr haben wir 2,2 oder 2,5 Prozent Wachstum, aber natürlich werden die Prognosen von den Wirtschaftsforschungsinstituten Monat für Monat nach unten revidiert. Leider! Das wissen wir, und das sind eben schlechte Voraussetzungen. 

Wir wissen auch, dass die Arbeitslosigkeit eine Rekordhöhe erreicht hat, was Milliarden an Unterstützungen verschlingt. Wir zahlen zwar über 4 Milliarden EUR an Arbeitslosenversicherungsbeiträgen, aber ich glaube, den Großteil, nämlich mehr als 80 Prozent, 83 Prozent, verschlingt ganz einfach die Unterstützung, während für aktive Arbeitsmarktpolitik, glaube ich, 620 Millionen von Bundesseite reserviert werden. Das ist relativ wenig. Da müssten auch bei vielen anderen schon die Alarmglocken läuten, nicht nur in Wien. De facto läuten sie bei uns sowieso, denn man muss etwas tun gegen die so genannte Arbeitslosigkeit. (GR Dr Matthias Tschirf: Nicht so genannte!) Na, die Arbeitslosigkeit ist hoch. Jeder Einzelne ist zu hoch, aber wir tun ja auch etwas. (GR Dr Matthias Tschirf: Aber nicht so genannte! Es gibt sie tatsächlich! – GR Dr Wolfgang Aigner: Die Arbeitslosigkeit existiert tatsächlich!)
Beim Bund ist ja derzeit die Diskussion um Tempo 160 von Minister "Gasfuß" im Vordergrund. Das ist ganz wichtig. Da schaltet sich sogar der Bundeskanzler ein. Oder wenn es gegen die ÖBB und gegen die Beschäftigen der ÖBB geht, da wird auch sehr stark diskutiert. Sonst höre ich relativ wenig. 

Meine Damen und Herren! Ich will es dabei belassen. Ich will jetzt gar nicht mehr die Steuerreform unter dem Motto "Nimm den Kleinen und gib den großen Konzernen" ansprechen. Sie wissen, was das für die kleinen Gewerbetreibenden bedeutet. Sie wissen auch, dass es eine Kaufkraftschwächung gegeben hat und so weiter und so fort. 

Ich denke, dass es trotz schlechter Umfeldbedingungen ein gutes Budget ist, das sich an den Notwendigkeiten der Menschen orientiert, und ich denke, dass dieses Budget die soziale und auch die wirtschaftliche Verantwortung dieser Stadt hervorstreicht. 

Meine Damen und Herren! Ein Vergleich zum Beispiel bei den Investitionen – heute ebenfalls schon besprochen –, bei den Investitionen im Bund. Wir wissen, dass es ein Indikator für mehr Beschäftigung ist, wenn etwas investiert wird, gerade in Zeiten, in denen die Kon-
junktur nicht so gut ist. Im Jahr 2005 waren es noch 623 Millionen EUR, für 2006 sind nur mehr 612 Millio-
nen EUR vorgesehen. Das ist ein absoluter Stillstand. 

Jetzt will ich aber fair sein, denn da es sehr viele ausgegliederte Bereiche wie Straße, Schiene und Hochbau gibt, muss man das mit hineinrechnen. 2005 waren es 3,934 Milliarden EUR, 2006 nur mehr 3,711 Milliar-
den EUR. Das ist auf dem Niveau von 2002. Das bedeu-
tet ein Minus von 223 Millionen EUR oder 5,7 Prozent. 

Ich habe heute eine Internetseite aufgerufen, auf der zu sehen ist, wo wir bei den Investitionen in Europa stehen. Kollege Oxonitsch hat das, glaube ich, sehr deutlich gesagt. Mit 1,2 Prozent sind wir Schlusslicht in ganz Europa. Der EU-Durchschnitt investiert wesentlich mehr, nämlich 2,5 Prozent. Wie schaut es in Wien aus, wenn man das vergleicht? Im Kernbereich – ich glaube, es ist jedem bekannt, was gemeint ist –, sind es 1 335 000 EUR, das sind plus 35,3 Millionen EUR oder 2,7 Prozent. Mit den verbundenen Unternehmen erhöht sich die Investitionssumme in Wien, die der Wiener Wirtschaft wieder zugute kommt in Form von Aufträgen, auf sagenhafte 2 060 000 EUR. 

Jetzt muss man das wieder in Relation zur Budgethöhe setzen. Wir gehen von einem Budget von 9,7 Mil-liarden EUR aus, der Bund hat ein Budget im Ausga-benbereich von, glaube ich, 63 Milliarden EUR. Da ist natürlich ein wesentlicher Unterschied. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Man muss das Gesamte sehen!) Jetzt war ich schon so fair, meine sehr verehrten Damen und Herren, dass ich nicht nur den Kernbereich des Bundes genommen habe, sondern auch die ausgegliederten Un-ternehmen. Das ist die Realität. Und ich glaube, diese Vergleiche sind eindeutig. Sie gehen eindeutig und sehr klar und deutlich zu Gunsten Wiens aus, für Wien und seine Wirtschaftspolitik. (Beifall bei der SPÖ.)
Vielleicht zur Forschungsquote, die heute auch schon angesprochen wurde. Da hat jemand gesagt – ich glaube, die Frau nichtamtsführende Stadträtin Cortolezis-Schlager war es –, die Forschungsquote in Wien ist so schlecht. Auch nur eine Vergleichszahl: Die Bundesforschungsquote liegt bei 2,25 Prozent. Wien hat da schon ein bisschen eine höhere, nämlich 4,12 bis 4,15 Prozent. Das ist doch deutlich. Ich habe in der Schule gelernt, dass das fast das Doppelte ist. Da braucht man auch nicht lange zu rechnen, das kann man schätzen heutzutage. 

Und eines soll natürlich auch gesagt werden: Dass eine Forschungsquote nicht allein von der direkten Budgetmittelzuführung abhängig ist, sondern es sind viele andere Faktoren, die in eine hohe Forschungsquote ein-fließen, so etwa, dass man natürlich Betriebe, die eine hohe Forschungstätigkeit in einer Stadt wie Wien oder in einem Land wie Österreich entwickeln, in diesem Gebiet ansiedelt und versucht, sie zu erhalten oder sie weiter auszubauen. Es sind mehrere Beispiele genannt worden, etwa das Life Science in der Muthgasse, wo wir weiterarbeiten, aber auch der Siemensstandort in der Siemensstraße entwickelt sich ganz toll und sichert wahrscheinlich auch nachhaltig eine höhere Forschungsquote.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auch das Thema Arbeitslosigkeit oder Beschäftigung kann man, glaube ich, einem Vergleich unterziehen, und ich möchte da einiges zurechtrücken. Der Herr Vizebürgermeister hat es, glaube ich, so gesagt: Wir sind das Bundesland mit dem drittgeringsten Anstieg. Das ist vielleicht schlecht rübergekommen. (GR Dr Matthias Tschirf: Man muss die absoluten Zahlen sehen!) Wir haben noch immer eine Steigerung, und wir wissen, dass Wien auch eine hohe Arbeitslosigkeit hat. Das wissen wir. Aber wir haben den drittgeringsten Anstieg, und das kann man bitte auch auf der Homepage des Arbeitsmarktservice nachlesen. Das sind keine erfundenen Zahlen. Und es steht auch außer Zweifel – Klubobmann Oxonitsch hat das gesagt –, dass Wien in den letzten 14 Monaten oder 11 oder 12 Monaten sinkende Arbeitslosenzahlen gehabt hat. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Aber viele sind in Schulungen! Oder?) Okay. Andere Bundesländer machen auch Schulungen. Das muss man ganz einfach hin-nehmen. Ich denke auch, dass Schulung wichtig ist. Die Wirtschaft verlangt nämlich immer bestausgebildete Mit-arbeiterinnen und Mitarbeiter. Darüber sind wir uns, glau-be ich, einig. Und damit, dass das Budget von 51,5 Mil-lionen auf 56 Millionen erhöht worden ist, trägt man die-sem Wunsch auch Rechnung. Wer einmal erlebt hat, wenn Betriebe aus Wien absiedeln – ich habe es erlebt – und wegen kurzfristiger Gewinnmaximierung im produzierenden Bereich ins nahe gelegene Ausland gehen – heute gehen sie ja gar nicht mehr nach Ungarn, heute gehen sie ja schon weiter –, wo dann 500, 600 Leute betroffen sind, dann sind diese Leute froh, wenn sie in Stiftungen gehen können. (Zwischenruf von GRin Mag Barbara Feldmann.) Sie wissen ja gar nicht, wovon Sie reden. Und wenn dort dann bis zu vier Jahre auf einen Wiedereinstieg ins Berufsleben hingearbeitet wird, ausgebildet wird, gefördert wird, dann ist das, glaube ich, eine ganz, ganz tolle Sache und im Interesse der Wienerinnen und Wiener, meine sehr verehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Es gäbe noch viel zu sagen, aber die Zeit ist bald zu Ende, das Lämpchen blinkt. Wie ich eingangs gesagt habe, ist dieses unter nicht optimalen Rahmenbedingungen entstandene Budget trotzdem ein konjunkturpolitisches und ein ambitioniertes Budget. (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.) Es orientiert sich an den Menschen, ohne dass wir den finanziellen Handlungsspielraum für die Zukunft unserer Stadt aufgeben müssen.

Wenn am Beginn gefordert wird, man soll immer vergleichen. Ich denke, der Vergleich macht eben sicher, auch für die ÖVP. (GR Dr Matthias Tschirf: Ja eben!) Sie können mit ruhigem Gewissen diesem Budget zustimmen. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Matthias Tschirf: Leider eben nicht!)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nur um eine bisschen wieder auf die hard facts, auf die tatsächliche Wirtschaftspolitik in der Stadt zurückzukommen, Kollege Strobl und Kollege Ekkamp, und nicht irgendwie zu philosophieren, wer woran schuld sein könnte und warum und wieso etwas passiert. Es wird nur fünf Minuten dauern. Aus der Praxis.

Die Firma Ankerbrot, 10. Bezirk, seit 112 Jahren an diesem Standort als Brotfabrik, vormals geführt vom Ge-nossen Schuster mit mäßigem Erfolg, dann ist sie ab-gegeben worden an eine deutsche Firma. Seit dreiein-halb Jahren gibt es dort einen neuen Chef. Ich weiß nicht, ob der Herr StR Rieder den neuen Chef schon kennt, zu Gesicht bekommen hat er ihn wahrscheinlich noch nicht, denn niemand von der Stadtregierung hat sich um dieses Unternehmen gekümmert. Sein Name ist Peter Ostendorf, ein junger Unternehmer, der relativ viel Geld investiert hat, um dieses marode Unternehmen, das der Herr Schuster de facto gegen die Wand gefahren hat, wieder auf die Beine zu bringen. Er hat erfolgreich einen Ausgleich hinter sich gebracht und beschäftigt der-zeit an dem Standort 960 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Das sind Arbeitsplätze, die in Wien sind; mit den Fi-lialen sind es insgesamt knapp 2 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Jetzt bemühen sich dieser Herr Ostendorf und sein Vorstandskollege seit dreieinhalb Jahren mit dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, mit dem hoch gelobten In-strument, das Sie angeblich haben, ins Gespräch zu kommen bezüglich einer Hilfestellung bei den Grundstücken, bei den Gebäuden, die freigemacht wurden, bezüglich auch einer anderweitigen Nutzung, um die Möglichkeit, in den freien Hallen und in den freien Betriebsflächen Klein- und Mittelbetriebe unterzubringen, eventuell auch eine widmungsmäßige Änderung herbeizuführen, um auf diesem Industriegelände auch eine Widmung Betriebsbaugebiet zu bekommen, um diese Klein- und Mittelbetriebe umzusetzen. Unterstützung bis zum heutigen Tag von dieser Stadt Wien, die diesen tollen Wirtschaftsförderungsfonds und das Superbudget hat, die immer sagt, wir machen alles für die Wirtschaft, aber schuld ist der Bund: Null! Unterstützung bis zum heutigen Tage null von dieser Stadt für einen Unternehmer, der in den letzten dreieinhalb Jahren 7 Millionen EUR aus seiner Privatkassa in dieses Unternehmen investiert hat, der es geschafft hat, mit diesem Unternehmen wieder in die schwarzen Zahlen zu kommen, nachdem es jahrzehntelang tiefrot gewesen ist. Aber nicht nur, weil es der Genosse Schuster damals geführt hat, sondern weil er offensichtlich vom Wirtschaften tatsächlich keine Ahnung gehabt hat. Aber es werden diesem Unternehmen permanent nur Prügel vor die Beine geworfen. 

Da gibt es zum Beispiel ein Nachtauslieferungsfahrverbot. Oftmals hat er vorgesprochen, oftmals hat er versucht, hier eine Änderung herbeizuführen, weil interessanterweise Brot und Gebäck bei der Nachtanlieferung ausgenommen sind, denn das ist offensichtlich keine Frischware. Ich habe keine Ahnung, wer für diese Verordnung zuständig ist, aber derjenige hat sich offensichtlich noch nie mit der industriellen Herstellung von Gebäck auseinander gesetzt. Es gibt keine Ausnahmebestimmung für Brot- und Gebäckanlieferung, und daran leidet dieses Unternehmen natürlich. Denn wann wird die frische Ware angeliefert? Normalerweise zu Zeiten, wo dieses Nachtanlieferungsverbot noch gilt. 

Oder ein anderer Bereich, jetzt erst in den letzten drei Wochen passiert. Auf Grund der Bautätigkeiten im Bereich des Monte Laa und in der Absberggasse wurde auch vor der Firmeneinfahrt die Straße umgebaut. Jeder weiß aber, dass die Firma Anker in diesem Bereich mit Groß-LKW beliefert wird, ein 38-Tonner mit Sattelschlepper, der diese Einfahrt dort benutzen muss. Ohne mit der Firmenleitung zu reden, ohne mit irgendjemandem in dieser Firma Kontakt aufzunehmen, ist in der Absberggasse ein Fahrbahnteiler gemacht worden, es ist aufgerissen worden, es ist umgebaut worden. Drei Tage lang hat die Firma Anker einen Mitarbeiter abstellen müssen, der die anliefernden LKW auf der Umleitungsroute betreut hat, damit die von der anderen Seite tatsächlich überhaupt in das Firmengelände einfahren kön-nen. 

Jetzt stellt sich aber heraus, dass die Situation, wie sie auf Grund der Ausfahrten-Einfahrten-Situation Monte Laa geschaffen wurde, für die Firma Ankerbrot völlig ungeeignet ist und dort natürlich permanent ein Stau ist, weil dieser Sattelschlepper einen Schwenk um dieses Ohrwaschl, das dort vor der Einfahrt gebaut worden ist, um diesen Fahrbahnteiler herum machen muss, sich beim Gegenverkehr in der Absberggasse einfädeln muss, damit er überhaupt in dieses Firmengelände hineinfahren kann. Das ist Wirtschaftspolitik der Stadt Wien und der SPÖ!

Herr Strobl, da sind Sie gefordert. Herr Ekkamp, da sind Sie gefordert. Gehen Sie hin und reden Sie einmal mit dem, auch wenn das vielleicht kein Genosse ist und er Sie nur auf Bezirksebene wählen kann, weil er noch deutscher Staatsbürger ist, der Herr Ostendorf. (Beifall bei der ÖVP.) Man sollte sich vielleicht um ein Unternehmen kümmern, das 960 Arbeitsplätze am Standort Absberggasse und insgesamt über 2 000 Arbeitsplätze bereitstellt.

Und jetzt sage ich Ihnen noch eines: Wir waren öfter dort und haben mit ihm gesprochen. Es liegt ein konkretes Angebot der Gemeinde Leopoldsdorf für einen neuen Firmenstandort vor. Für die Firma Ankerbrot und für den Herrn Ostendorf machen diese dreieinhalb Kilometer Fahrtstrecke, ob Leopoldsdorf im Süden der Stadt oder Absberggasse genau null in der Rechnung aus. Das einzige was er dort hat, ist: Man kommt ihm entgegen, er kann sich dort so entwickeln, wie es für ein modernes, interessantes Unternehmen wichtig ist, und er braucht keinen Canossagang bei der Stadtregierung und bei einem Wirtschaftsförderungsfonds, der ihn sowieso nur mit Tee anschüttet und sich nicht darum kümmert. (GR Godwin Schuster: Das stimmt doch nicht!) 

Das ist die Wirtschaftspolitik, die Sie machen. Sagen Sie nicht, das stimmt nicht. (GR Harry Kopietz: Eh nicht! Du redest so einen Schwachsinn!) Herr Kopietz, wir kön-nen gerne über Fußball diskutieren, da haben Sie viel-leicht eine Ahnung, nicht aber von der Wirtschaftsförderung. Sie haben vielleicht eine Ahnung von der Feuerwehr oder von anderen Sachen. Lassen Sie die Wirtschaftsförderung einfach andere Leute machen, die viel-leicht ein bisschen kompetenter sind. (GR Harry Kopietz: Sehr schwach für einen Unternehmer, Herr Kenesei!) Nicht der arme Unternehmer, Herr Kopietz, das sind 960 Arbeitsplätze auf diesem Standort, 960 Arbeitsplätze auf diesem Standort, die über kurz oder lang nach Niederösterreich gehen (GR Harry Kopietz: Wetten, dass er nicht geht!), weil die Stadt Wien nicht in der Lage ist, diesem Unternehmen auch nur einen kleinen Fingerzeig zu geben und zu sagen: Ja, es ist mir etwas wert, ich bin froh, dass du in Wien bist, und wir werden dich tatkräftig unterstützen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Null ist die Unterstützung, die gekommen ist, null ist die Unterstützung von StR Rieder, vom Wirtschaftsförderungsfonds. Es hat kein Mensch noch mit ihm gesprochen. Es wird in Zukunft auch so sein, aber es wird nicht notwendig sein, denn dieses Unternehmen wird sicherlich weggehen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Das hätten Sie gerne!) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr VBgm Dr Rieder. – Bitte, Herr Vizebürgermeister. (GR Harry Kopietz: Den Herrn Ostendorf werde ich jetzt anrufen und ihn fragen, ob das alles stimmt! – GR Günter Kenesei: Da hast du immer eine große Klappe! Du kannst gleich anrufen! – GR Harry Kopietz: Ja, mach ich! Machen wir das gleich gemeinsam!)
VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, der Anruf kann unterbleiben, lieber Harry. Der Herr GR Kenesei hat hier sehr engagiert versucht, eine Tür zu öffnen, die längst offen ist. Der Herr Geschäftsführer von Ankerbrot Ostendorf war vor zwei Jah-ren zum ersten Mal bei mir. Ich kann mich deswegen ganz gut daran erinnern, weil er sich damals bei mir be-klagt hat, dass er nicht rauchen konnte. Am vergangenen Dienstag, Herr Kenesei, war der Herr Ostendorf beim Herrn Bürgermeister, und wir haben dort das Thema, das Sie hier sehr aufgeregt berichtet haben, in aller Ruhe und Gelassenheit besprochen, und auf Grund dieses Ge-spräches hat der Herr Bürgermeister zunächst einmal den Auftrag gegeben zu prüfen, ob es tatsächlich in un-serer Kompetenz liegt, eine Regelung zu treffen, die im Rahmen des Nachtverkehrs Ausnahmen gestattet. Be-kanntlich ist es eine uralte Tradition, dass die Molkereiprodukte bei der Nachtlieferung bevorzugt sind gegenüber anderen. 

Es gibt natürlich auch gute Gründe für die Beschränkung. Gerade Sie dürften von Ihrer Herkunft aus der Grün-Fraktion wissen, dass es natürlich auch einen vehementen Widerstand in der Bevölkerung gegen permanente Lärmbelästigung in der Nacht gibt. Daraus hat sich sozusagen diese Problematik ergeben, dass wir in einem Teilbereich, eben bei den Molkereiprodukten, eine Ausnahmeregelung haben und bei anderen nicht. Der Bürgermeister hat den Auftrag gegeben, das zu prüfen. Sollte es in unseren Bereich fallen, eine Regelung zu treffen, so werden wir für Bäckereiprodukte ebenfalls ei-ne Ausnahmegenehmigung schaffen.

Zweiter Punkt: Auf Grund des Gespräches hat der Geschäftsführer des Wirtschaftsförderungsfonds bereits neuerlich Gespräche mit Ostendorf aufgenommen, der sich das selbst vorbehalten hat, um eine Lösung zu fin-den. (GRin Martina LUDWIG: Na, was ist jetzt?)

Was ist das Problem? An sich ist Ankerbrot durchaus an diesem Standort in der Nähe der Tangente interessiert. Ein Betrieb mit so vielen Filialen braucht natürlich eine optimale Situation, um ausliefern zu können. Daher ist der Standort dort im 10. Bezirk sehr, sehr günstig. Ein Problem ist, dass mit der Einhausung der Tangente zu-nehmend eine Lärmbelastung, die von einzelnen Geräten ausgeht, für die Bevölkerung spürbar wird, und es in der letzten Zeit eine Reihe von Anzeigen gab, unter anderem – das kann ich heute nicht bestätigen, ob es so ist, aber nach seinem Bericht – auch eine Anzeige, die von einem Amtsarzt aufgegriffen worden ist, der behauptet, dass die Lärmbelastung gesundheitsgefährdend ist. – Nur so viel zur Situation. Ich kann mir zwar eigentlich nicht vorstellen, dass man in der Umgebung der Tangente einzelne Geräte als Lärmbelastung derartigen Ausmaßes einschätzen kann, aber möglicherweise ist das das Ergebnis einer medizinischen Beurteilung. 

Wir wollen das Unternehmen voll und ganz stützen, wenn es geht am Standort, wenn es nicht geht – es ist der Wunsch des Herrn Ostendorf, im 10. Bezirk zu bleiben –, überlegen wir eine Ansiedelung in Rothneusiedl. Auch das ist ein Entwicklungsgebiet, wo sich für ihn ge-eignete Plätze ergeben könnten, auch von der Anbindung über das erhöhte Straßennetz. (GR Godwin Schuster: Was sagt er jetzt, der Kollege Kenesei? – GR Mag Thomas Reindl: Viel Lärm um nichts, Herr Kollege Kenesei!) Also es gibt hier konkrete Maßnahmen, ihn zu treffen. Herr Kenesei, ich muss Ihnen sagen, Sie sind nicht am aktuellen Stand der Information gewesen. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist hier von zwei freiheitlichen Gemeinderäten, von Herrn Stark und von Herrn Herzog, das Thema der Gebührenerhöhungen direkt herbeigeredet worden. Mich hat es ein bisschen überrascht. Es gibt ja bekanntlich einige Hinweise auf Fragen der Energiepreisveränderungen, aber eine massive Ankündigung, sozusagen durch das Budget indiziert, gibt es eigentlich nicht. Ich habe mir Gedanken gemacht: Wieso kann es dazu kommen?

Eine Möglichkeit ist, dass man sich in den Köpfen der betreffenden Herrn überlegt hat: Wie war das eigentlich mit der schwarz-blauen Bundesregierung – damals war sie nämlich noch schwarz-blau –, die unmittelbar nach der Wahl in der Tat eine Steuererhöhungs- und Gebührenbelastungswelle ausgelöst hat? Und wahrscheinlich ist in den Köpfen noch die Idee drinnen: Wenn das damals unsere Leute in der Regierung gemacht haben und dort mitgestimmt haben, macht das möglicherweise auch die Stadtregierung. – Das ist eine Variante. 

Die zweite Variante ist, dass natürlich in den Zeitungen österreichweit sehr viel über Gebührenerhöhung ge-sprochen wird. Herr Stark, ich nehme an, dass sie sich auf einen "KURIER"-Artikel vom Oktober bezogen haben, in dem es heißt: "Müllentsorgung ab 2006 spürbar teurer" Da geht es nicht um eine Ankündigung für Wien, sondern um eine österreichweite Ankündigung, und zwar heißt es hier: „Ingesamt rechnet der Verband mit einer Kostenerhöhung in den Bereichen Abfallsammlung und -behandlung sowie Entsorgung im Ausmaß von rund 12 bis 15 Prozent. Eine Begründung wird auch geboten: Spritpreiserhöhungen, die beim Transport des Mülls ins Gewicht fallen, Personalkosten und vor allem der vorgeschriebene Betrag für die Altlastsanierung. 

Also es gibt plausible Gründe, die dafür sprechen, dass die Müllgebühren österreichweit erhöht werden, und ich gebe zu bedenken, dass noch ein drittes Argument in Betracht kommt. Wenn man nämlich die Müllgebühren, wie wir sie in Wien derzeit haben, mit der Situation der Müllgebühren in anderen Landeshauptstädten vergleicht oder einen internationalen Vergleich anstellt, so stellt man fest, dass die Müllgebühr in Wien deutlich niedriger ist. Daher Schlussfolgerung daraus, die sie an-stellen könnten: Das werden die Wiener nicht lang genug aushalten können. 

Über das Thema ist übrigens ebenfalls in den Zeitungen berichtet worden. Da war die Fragestellung in der "Presse", die in der Tat ja nicht geradezu das Organ der Wiener Stadtregierung ist: „Höchste Gebühren in Wien?" Dann: "Nein! Bei Strom, Gas und Wasser ist Wien im Vergleich zu anderen Städten günstig." Und in einem kleinen Kästchen steht dazu: „Die Gebühren und Energiepreise in Wien werden von der Volkspartei und der Freiheitlichen Partei" – so wie das heute geschehen ist – „im Wahlkampf thematisiert." Sie haben den Wahlkampf über den Wahltermin hinweg fortgesetzt. Beide fordern eine Preissenkung bei Strom, Gas, Wasser und Müllabfuhr. Faktum ist in dem Bericht der "Presse", dass Wien bei den kommunalen Gebühren und im Städtevergleich zu den billigsten zählt, nur die Jahreskarte der Verkehrsbetriebe ist mit 409 EUR am teuersten, allerdings mit dem größten Liniennetz. Also eine objektive Betrachtung, und ich verstehe schon, dass man unter diesem Gesichtspunkt zu dem Thema kommen kann. 

Der Herr Strache hat hier in seinem Beitrag gemeint, der Gaspreis sei schon intern beschlossen, und es hat mich einigermaßen überrascht, wieso er zu dieser Schlussfolgerung gekommen ist. Er hat in seinem Beitrag auch seine Version dargestellt, wie die Unternehmensstruktur hier ausschaut und welches Unternehmen das war, das angeblich zur Gaspreisentscheidung gekommen ist. Ich muss das ein bisschen richtig stellen, denn das stimmt hinten und vorne nicht, was er gesagt hat. Ich räume ein, es fehlen ihm wahrscheinlich hier die näheren Kenntnisse, die, das sei zugegeben, nicht so einfach sind. 

Seit geraumer Zeit sind wir Teil der EnergieAllianz. Die EnergieAllianz ist eine Aktiengesellschaft, die aus den Energieunternehmungen mehrerer Bundesländer – Niederösterreich, Burgenland, Wien, Oberösterreich und dem Energieunternehmen der Stadt Linz – gebildet worden ist. Diese EnergieAllianz hat Energievertriebsgesellschaften, die als Kommanditgesellschaften errichtet sind. Für den Wiener Bereich geht es um die Wiener Vertriebsges mbH & Co KG, und die Stellung Wiens erschöpft sich in der Position des Kommanditisten ohne Eingriffsmöglichkeiten, der Komplementär hingegen ist die EnergieAllianz.

Also insofern ist eine Behauptung, es sei hier intern in irgendeiner Weise unter Beteiligung der Stadt eine Entscheidung getroffen worden, eine Illusion. Die Entscheidung wird in dieser Gesellschaft getroffen, wird von dem Steering Komitee der EnergieAllianz genehmigt, und Sie finden das auch in der Aufstellung, dass diese Gaspreiserhöhungen bei allen Beteiligten der EnergieAllianz bereits mit 1. Oktober, 1. Juli, 1. September getroffen worden sind. Also insofern verstehe ich, dass man von einer intern beschlossenen Gaspreisentwicklung sprechen kann, aber bitte ohne die Stadt Wien hier unmittelbar einbezogen zu haben. Das liegt in der Konstruktion der EnergieAllianz.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eine Bemerkung vielleicht noch etwas grundsätzlicherer Art. Ich bedaure es wirklich, dass es in der Generaldebatte die Hauptredner der Fraktionen eigentlich nicht der Mühe wert gefunden haben, ihre Redemanuskripte zu korrigieren. 

Da war auf der einen Seite einmal die Unterstellung des Herrn Strache, der mir unterstellt hat, ich hätte behauptet, die Arbeitslosigkeit sei in Wien zurückgegangen. Ich kann das noch einmal sagen, ich habe mir das Rohprotokoll besorgt: In Wien ist die Arbeitslosigkeit mit 3,1 Prozent deutlich weniger stark ausgefallen als bei sechs anderen Bundesländern. Und dass wir seit dem August 2004 einen günstigeren Trend in der Entwicklung der Arbeitslosigkeit haben, ist eigentlich nur ein schwacher, wirklich ein schwacher Trost.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Herr Strache hat erklärt, dass ich hier behauptet hätte, die Ar-beitslosigkeit sei in Wien zurückgegangen. Ich sage das deswegen, weil der Herr Strache mindestens zehn Mi-nuten seiner Rede darauf aufgebaut hat. Ich finde das ärgerlich, dass man nicht einmal in der Lage ist, kurzfristig zu reagieren und sein Redemanuskript zu korrigieren. Das verstehe ich nicht. Der Herr Strache wird doch dazu in der Lage sein, intellektuell. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)

Aber dasselbe muss ich auch dem Herrn Klubobmann der ÖVP ins Stammbuch schreiben. Er hat hier be-hauptet, es sei sozusagen die Tradition fortgesetzt wor-den, wir würden den Bund für alles schlecht machen. Ich habe dezidiert hier in mehreren Zusammenhängen klar-gestellt, wo ich durchaus Leistungen des Bundes er-blicke, und habe sie positiv genannt.

Und ich möchte als Beispiel auch nennen die Situation von Borealis. Die Ansiedlung von Borealis ist, so wie es auch Margulies gesagt hat, ein gutes Beispiel, dass eben keine eindimensionalen Entscheidungen bei den Betriebsansiedlungen getroffen werden. Der Aufsichtsratsvorsitzende von Borealis, Vorstandsdirektor der OMV, hat in seinem Presseinterview gemeint, auf der ei-nen Seite war es die Frage der steuerrechtlichen Situation, und auf der anderen Seite – dafür kann die Stadt zum Beispiel nichts – das Lohnniveau in Wien. Der zweite Punkt sind die niedrigen Mieten. Wenn also heute diskutiert worden ist, dass Wien so teuer geworden ist, dann sollte man einmal klarstellen, dass Wien zu den europäischen Großstädten gehört mit den niedrigsten Mieten, und zwar mit Büromieten, und günstiger ist als Prag und Budapest zum Beispiel, was uns im Wettbewerb einen großen Vorteil bringt. Und dritter Punkt: Außerdem habe sich das Topmanagement für Wien ausgesprochen, da die Stadt als sehr sicher empfunden wird. Unsere Konkurrenz, meine sehr geehrten Damen und Herren, war keine geringere Stadt als London. Das muss man auch dazusagen. Und man sieht an dem Beispiel, wie viele Faktoren damit zusammenhängen und dass diese läppische Schwarz-Weiß-Malerei, die auch diesmal wieder von der Oppositionsseite hier angestellt worden ist, einfach an der Realität vorbeigeht. So findet die Wirklichkeit der Wirtschaft in Wien, aber auch in ganz Österreich nicht statt!

Ich möchte noch einen Punkt behandeln, weil das Thema der Arbeitslosigkeit hier angesprochen worden ist. Ich denke, dass es schon wichtig ist. Und da beziehe ich mich auf etwas, was hier gesagt worden ist, nämlich nicht hier, sondern hier ist es mit angeklungen in einer Äußerung von Strache, aber er hat es in einem Zeitungsinterview in der "Wiener Zeitung" sehr deutlich gesagt. Er hat dort gemeint: Wenn jemand länger als sechs Monate arbeitslos ist, dann kommt er quasi schon einem Sozialschmarotzer gleich. – Im November sind über 13 000 Personen länger als sechs Monate arbeitslos gewesen. Ich kann mir nicht vorstellen, dass es sich diese 13 000, ich glaube, fast 14 000 Menschen durch die Bank gefallen lassen, als Sozialschmarotzer abgestempelt zu werden. Die haben große Probleme, meine sehr geehrten Damen und Herren, heutzutage Arbeit zu finden. Aber zu behaupten, dass es jemand, der sechs Monate arbeitslos gewesen ist, von vornherein verabsäumt hat, sich um einen Job zu kümmern, und daher die Leistungen ihm gegenüber zu kürzen sind, das ist schon alles andere als das, was wir unter sozialem Zusammenhalt in der Stadt verstehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nächster Punkt: Der Herr Klubobmann der ÖVP, Herr Tschirf, hat hier gemeint, Wien hungert den Bund aus. Was immer für eine Vision sich dahinter verbirgt, möchte ich nur auf folgende Faktoren aufmerksam machen: Das Steueraufkommen, das aus dem Bundesland Wien kommt, ist mit Abstand das größte in ganz Österreich, und es ist um vieles mehr, ein Vielfaches dessen, was Wien aus dem Finanzausgleich bekommt. Wir sind in diesem Sinn Nettozahler. Das Steueraufkommen, das wir aufbringen, ist die Sicherheit, ist das Rückgrat des Steuervolumens der Republik. Also zu sagen, wir hungern aus, ist einfach absurd. Wir erbringen den größten Brocken in der Überschussgebarung. Ohne diese Leistungen der Stadt und des Bundeslandes Wien wäre ein stabiler Haushalt der Republik Österreich nicht möglich.

Weiterer Punkt: Ein Viertel des EU-Beitrages, den die Gemeinden erbringen – er wird ja zu einem Teil von den Gemeinden und von den Bundesländern aufgebracht –, ein Viertel also wird von Wien aufgebracht und ein Fünftel auf der Ebene der Länder. Also wir erbringen einen überproportional hohen Anteil des Beitrages, der von den anderen Gebietskörperschaften zu dem geleistet wird, was der Bund dann eben in die EU einzahlen muss. Wir zahlen mit, meine sehr geehrten Damen und Herren, für den Amtssitz der Vereinten Nationen, wir zahlen mit für den Amtssitz einer Reihe internationaler Organisationen. Niemand von Ihnen wird doch behaupten können, dass die Tatsache, dass Wien der Sitz internationaler Organisationen ist, dass wir jenes Bundesland, jenes Land in der Europäischen Union sind, das als einziges einen Amtssitz der Vereinten Nationen hat, dass das nur ein Wiener Problem ist. Davon zu sprechen, dass Wien den Bund aushungert, ist wirklich absurd! (Beifall bei der SPÖ.) 

Und ich rede jetzt gar nicht davon, dass wir eine Reihe von Leistungen erbringen als Stadt und als Land, die weit über unsere Grenzen hinaus für die Bevölkerung von ganz Österreich von Bedeutung sind. Das sind beispielsweise die vielen Patienten, die nach Wien ins AKH kommen, 30 Prozent, die in die anderen Spitäler der Stadt Wien kommen, das ist die Hälfte der Studierenden an den Fachhochschulen, die in Wien tätig sind.

Ich glaube, der Herr Wolf hat wenig Interesse an dem, was ich sage. Entschuldigen Sie, ich will Sie nicht stören, aber ich habe den Herrn Tschirf direkt angesprochen. Vielleicht könnten Sie die Nettigkeit haben, ein bisschen später mit ihm zu sprechen, ja? (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: O ja! – GR Mag Thomas Reindl: Der Herr Wolf ist ja noch jung in dem Gremium! Er wird es schon noch lernen!)
Oder nehmen wir den Konferenztourismus, Herr Klubobmann der ÖVP. Da gibt es ein Steueraufkommen von 124,8 Millionen EUR. Davon profitiert der Finanzminister mit 81,6 Millionen EUR. Wir kriegen nur 15,3 Millio-nen EUR. Angesichts dieser Tatsache davon zu spre-
chen, dass wir den Bund aushungern, ist eigentlich in jeder Hinsicht absurd. Ich kann Sie nur bitten, das noch einmal zu überdenken, was Sie da wirklich gemeint haben. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Matthias Tschirf: Das ist genau überdacht! – GR Mag Thomas Reindl: Ich glaube, der Herr Klubobmann versteht das nicht!) 

Die Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager hat in ihrem Redebeitrag eine besondere Ambition gehabt, Wien mit Oberösterreich zu vergleichen. Irgendwie hat mich das erinnert, dass im Wahlkampf der ÖVP auch der Lhptm Pühringer hier in Wien eingesetzt worden ist – unter Anführungszeichen. Es war ihm nicht ganz wohl dabei, habe ich aus seinen Bemerkungen empfunden, die in den Zeitungen zu lesen waren. Aber vielleicht kann man noch einmal etwas sagen. Um die Proportionen zwischen Oberösterreich und Wien in das richtige Verhältnis zu bringen, kann man vielleicht Folgendes sagen: Das Bruttoregionalprodukt Wiens ist mit 61 Milliarden EUR um fast zwei Drittel höher als das des Bundeslandes Oberösterreich. (GR Dr Matthias Tschirf: Aber die haben 20 000 Arbeitsplätze dazubekommen!) Nur so zum Vergleich der Wirtschaftskraft: Pro Kopf und Jahr erwirtschaften die Wienerinnen und Wiener 39 300 EUR. Damit ist das mehr, um die Hälfte mehr, als das, was die Oberösterreicher produzieren. In Wien gibt es 76 279 Wirtschaftsbetriebe. Das sind 22,1 Prozent aller Betriebe und ist deutlich mehr, als sie die Bundesländer Oberösterreich oder Niederösterreich aufweisen. Und wir haben ein Viertel aller österreichischen Arbeitgeberbetriebe, und das bedeutet immerhin eine beachtliche Leistung. Ich könnte jetzt diese Aufzählung beliebig fortsetzen. Ich möchte nur klarstellen: So, dass wir uns Oberösterreich zum Vorbild nehmen müssten und dass es nur mehr das Leitbild Oberösterreich gibt, so ist es wirklich nicht.

Ein Thema zur Frage der Wirtschaftsförderung. Herr GR Aichinger, ich habe nicht ganz verstanden, warum Sie meine Bemerkungen zur Frage der Wirtschaftsförderung so in die falsche Kehle bekommen haben. Also ich habe gesagt – ich habe mir das auch noch einmal herausgesucht, wie das gelautet hat, es war so, wie meine Erinnerung gewesen ist –, wir wollen die Wiener Wirtschaft so fördern, dass sie mehr Arbeitsplätze schaffen kann – ein sinnvolles Vorhaben, das niemand bestreiten wird –, und habe hinzugefügt, wir verstehen darunter nicht Wirtschaftsförderung mit Steuermitteln, die der Gewinnmaximierung dienen, womöglich noch auf Kosten der Arbeitsplätze. Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, was müssen sich jene Steuerzahler denken, die oft über ein kleines Einkommen verfügen, deren Geldmittel wir in Anspruch nehmen, um damit Unternehmen zu fördern, wenn der ganze Zweck nur darin besteht, dass dann ein Gewinn erzielt wird, den der Betreffende privat einsteckt. Das kann ja nicht die Lösung des Einsatzes von Steuermitteln sein. Und das ist ja auch kein Thema, das zwischen uns als Streit ist. Jeder von uns geht davon aus: Wenn wir Steuermittel verwenden, um Wirtschaftsunternehmen zu fördern, dann aus einem gemeinwirtschaftlichen Grund und nicht zur privaten Bereicherung des Betreffenden. Das hätte mich ja verblüfft, wenn das jemand von Ihnen jemals behauptet hätte. Und daher hat es mich irritiert, dass Sie da so aufgeregt reagieren bei einem Satz, der eigentlich eine Selbstverständlichkeit ist und nur unterstreichen soll, dass es eben eine Widmung gibt, wenn man öffentliche Mittel einsetzt.

Das zweite Thema, das ich hier ansprechen möchte: Ich will jetzt nicht das strapazieren, was Margulies hier auch gesagt hat, nämlich dass man sehr wohl bei den Voranschlägen auf die Rechnungsabschlüsse dort zurückgreifen muss, wo es nicht um Investitionen geht, sondern wo es um Ausgabenposten geht. Da hat er schon in einer gewissen Hinsicht Recht. Aber so gesehen muss ich sagen: Wenn ich die Ansätze 2006 mit den Rechnungsabschlusswerten des Jahres 2004 vergleiche, dann komme ich zum Ergebnis, dass unsere Voranschlagsansätze in diesem Bereich deutlich höher sind als die im Voranschlag 2004. Und das war auch eine der Kalkulationen, von denen der Wirtschaftsförderungsfonds ausgegangen ist, dass er gemeint hat, eine Umschichtung aus dem monetären Bereich hin zu dem Im-mobilien- und Investorbereich sei vertretbar, weil in die-sem Bereich längerfristig gesehen diese Mittel nicht ausgeschöpft worden sind. 

Ich räume ein, dass wir die Frage der monetären Förderung gerade bei der Nahversorgung sehr, sehr ernst nehmen. Es gibt ja hier eine gemeinsame Überlegung, das zu koppeln. Auch Sie haben einen Antrag in der Richtung seinerzeit in der vergangenen Funktionsperiode gestellt, es zu koppeln mit der Frage der Förderung von Bezirksprojekten und Ähnlichem mehr. Ich lade Sie dazu ein. Wir werden das Thema weiter verfolgen, weil ich glaube, dass Nahversorgung eine zentrale Thematik in unserer Stadt ist, dass man sie aber nicht reduzieren kann auf eine rein monetäre Zuwendung von Geldmitteln an einzelne Unternehmen, sondern das in einem größeren Zusammenhang sehen muss.

Der Herr GR Margulies hat in trauter Gemeinsamkeit mit der Bundesregierung das Thema der Veränderungen der Ausgaben bei den Landeslehrern angesprochen: Weniger Geld für die Aktiven, mehr Geld für die Pensionen. Ja, ich glaube, man muss sich da eines in Erinnerung rufen. Es war ein Problem der Pensionsreform, die mit 1.12.2003 wirksam geworden ist, dass sie den Bundesbediensteten die Möglichkeit eingeräumt hat, ab dem 50. Lebensjahr in Pension zu gehen. Von dieser Möglichkeit haben in Wien 1 070 Lehrer Gebrauch gemacht, 700 in den Pflichtschulen und 370 in den Bundesschulen tätige Lehrer. Das hat den Pensionsschub ausgelöst, der dazu geführt hat, dass plötzlich so viele Mittel in die Pen-sionen der Landeslehrer gesteckt werden mussten. Das ist eine Situation, die Sie aufgezeigt haben, aber für die es eine Antwort gibt. (GR Dr Matthias Tschirf: Das muss die Stadt Wien gewusst haben! – GR Dipl Ing Martin Margulies: Das ist eine Ironie, wenn Sie sagen, die Kosten steigen!)
Zum Thema der Arbeitslosigkeit, weil das auch passt zu Oberösterreich und auch zur Thematik, die jetzt wieder angeklungen ist, nämlich zu der Frage, ob man sagen kann, die Kurse verstellen sozusagen den Blick auf die Gesamtgröße der Arbeitslosigkeit. Ich sage: Jawohl, man kann bundesweit die in Schulung befindlichen Personen hinzurechnen. Man sollte aber nicht den Fehler begehen zu behaupten, dass der Anteil derjenigen, die in Schulung sind, in Wien größer ist als in den anderen Bundesländern. Das zuvor als Modell genannte Bundesland Oberösterreich hat mit 25 Prozent den höchsten An-teil an den in Schulung befindlichen Personen. Da sind wir weit davon entfernt. Nur soviel zu einer objektiven Betrachtung des Themas.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich will nicht zu lange sein, aber noch eine Bemerkung vielleicht zu Margulies, zur Investitionsfrage. Warum das 2003 anders war – Sie haben sich ja darauf gestützt –, hat einfach damit zu tun, dass es 2003 eine Reihe von Ausgliederungen noch nicht gegeben hat, und zweitens, dass es Maastricht noch nicht gegeben hat. Maastricht hat dazu geführt, dass sehr viele Investitionen nicht durch Direktzuschüsse erfolgen, sondern über Darlehen gehen, die nicht Maastricht-beeinträchtigend wirken. Das ist die Veränderung, die es hier gibt, und ist eine Erklärung, wenn man 2003 als Beispiel heranzieht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum Schluss eine Bemerkung; ich denke, dass es auch gesagt werden muss. Immer wieder habe ich den Eindruck, dass die Situation der Wiener Wirtschaft, nicht was den Handel betrifft, und nicht von Vertretern der Wirtschaft, aber von anderen Gemeinderäten, hier eigentlich schlechter gemacht wird, als es der Realität entspricht. Ich verstehe es ehrlich gesagt nicht. Man soll die Politik der Stadt kritisieren, das müssen wir als Regierungspartei aushalten. Aber ich verstehe es nicht, warum man es nicht unterlässt, das, was Wirtschaftsunternehmen durch Generationen hindurch zum Aufbau einer erfolgreichen, modernen Wirtschaft geleistet haben, herunterzutun. Das haben sich die Wirtschaftstreibenden in unserer Stadt sicher nicht verdient. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Somit ist die Geschäftsgruppe FiWi und Wiener Stadtwerke für das Budget 2006 abgeschlossen.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Umwelt.

Als Erster zu Wort gemeldet für diese Geschäftsgruppe ist Herr GR Blind. Ich darf nochmals daran erinnern: Wir haben eine freiwillige Redezeitbegrenzung von 15 Minuten vereinbart.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Ära des Herrn Bgm Häupl wird in der Erinnerung der Bürger als eine Ära des Stillstandes, als eine Ära an Mangel an Ideen und vor allem als eine Ära der Abzockerei in dieser Stadt in Erinnerung bleiben. Von den 50 Belastungen, die unter der Verantwortung des Herrn Bgm Häupl, aber auch schon in seiner Amtszeit als Stadtrat stattgefunden haben, sind drei Belastungen ganz besonders hervorzuheben. Die eine Belastung ist die Wassersteuer, die zweite Belastung die Kanalsteuer, die dritte enorme Belastung die Müllsteuer. 

Aus der Wassersteuer sind im Voranschlag 2005 65,8 Millionen EUR ins allgemeine Budget geflossen, 2006 werden es 66,8 Millionen EUR Gewinn sein. Ich werde Ihnen dann erklären, warum es nicht gut ist und warum es nicht gut ist für unsere Beschäftigten, dass diese Wassersteuer so einen großen Überschuss ins all-gemeine Budget erbringt, und zwar für die Arbeitsplatz-sicherung unserer Gemeindebediensteten. Das werde ich heute gerne erklären. Aus der Kanalsteuer waren es 2005 21,9 Millionen EUR, heuer sind es noch immer 9,6 Millionen EUR, bei der Müllsteuer 29,9 Millionen EUR und heuer 20,2 Millionen EUR, die als Überschuss ins allgemeine Budget fließen. 

Für den Bürger, und da speziell für die kleinen Leute, ist es besonders schlecht, wenn Gebühren hoch sind, da Gebühren Reich und Arm gleich stark treffen. Aber natürlich ist der so genannte kleine Mann mit seinem geringeren Einkommen von Gebühren stärker betroffen. 

Das Häupl-50-Punkte-Belastungspaket, frei zitiert nach DDr Eduard Schock, sieht unter Punkt 1 die Einführung einer Wiener Wassersteuer per 1.1.1993 durch eine Gebührenerhöhung um 24 Prozent vor. Also das ist wirk-lich sehr, sehr viel gewesen. Punkt 3 ist die Schaffung einer Wiener Kanalsteuer per 1.1.1995 durch eine Gebührenerhöhung um 38 Prozent, und dann haben wir die Einführung einer neuen Wiener Müllsteuer per 1.7.2002 durch eine Gebührenerhöhung um 26 Prozent. 

In der letzten Fragestunde habe ich Frau StRin Sima gefragt, warum Wien bei den Kosten für einen Kubikmeter Wasser plus Abwassergebühr in Österreich Spitzenreiter ist, und sie hat Argumente gebracht, die ich gar nicht besonders ausführen will. Da hat es Argumente ge-geben, dass unser Wasser so grandios gut ist. Unser Wasser ist bestimmt nicht besser als das in der Steiermark, weil von dort kommt es ja her. Und bei der Kanal-steuer ist es ja wirklich ein Leichtes, in einer Großstadt die Kanalisation zu bewerkstelligen. 

Wenn wir uns die Zahlen anschauen: In Niederösterreich ist die Gebühr bei Wasser 1 EUR, im Burgenland 0,86 EUR, in der Steiermark 0,94 EUR, in Kärnten 0,70 EUR, in Oberösterreich 0,85 EUR, und so geht es weiter. Nur in Wien sind es 1,30 EUR, und beim Abwasser detto.

Die Quelle ist die "Renovation". Die Frau Stadträtin hat mich das letzte Mal um die Quelle gefragt. Die "Renovation" ist eine renommierte Fachzeitschrift. Die Abwassergebühr ist in Niederösterreich 1,46 EUR, im Burgenland 0,36 EUR, in der Steiermark 1,14 EUR, und so geht es weiter. Das heißt, bei Abwasser sind wir an der vierten Stelle, und ich sage Ihnen, das ist an und für sich für den Bürger unverständlich. 

Das renommierte Beratungsunternehmen Kreuzer, Fischer & Partner hat die Daten der Statistik Austria – ich hoffe, das sind wenigstens für Sie Daten, die Sie glauben können – untersucht und kommt zum Schluss: Die Gemeinden schröpfen die Bürger mit den Gebühren. Und unter dem Untertitel "Belastung" heißt es: Die Gebühren für Müll/Wasser stiegen seit 1990 um bis zu 140 Prozent und bescheren den Kommunen satte Gewinne. 

Natürlich, der Gemeindebundpräsident Helmut Mödlhammer sieht das ganz anders und glaubt das auch nicht, so wie die Frau Stadträtin. Das ist verständlich, aber deswegen auch nicht wahr. Dem entgegnet Kreuzer, dessen Unternehmen Gemeinden in Niederösterreich berät: „Ich kenne keine einzige Gemeinde, wo das nicht ein gutes Geschäft ist.“ 

Bei den Müllgebühren haben wir folgende Situation: In Wien kostet der Müll 164 EUR pro Haushalt, im Müllverband Niederösterreich und Burgenland 93 oder 97 EUR. Ich weiß, dass man an und für sich nicht die kleinen Gemeinden mit einer Weltstadt wie Wien vergleichen kann, aber wenn man zum Beispiel die Stadtgemeinde Stockerau und die Müllentsorgung... (GR Jürgen Wutzlhofer: Vergleichen Sie einmal die Landeshauptstädte!) Wunderbar! Das bleibt Ihnen noch vorbehalten. Kommen Sie heraus und bringen Sie die Landeshauptstädte. Es ist eines: Mit den 15 Minuten ist leider nicht alles vorzubringen. Da werde ich mich heute an die Geschäftsordnung halten. Dort haben wir 40 Minuten. Dann kommen schon die Landeshauptstädte. Herr Kollege Wutzlhofer, machen wir. Ich halte mich an die Geschäfts-ordnung. 40 Minuten habe ich Zeit und komme mit den Landeshauptstädten. Kein Problem. – Gut.

Wie gesagt, der Müllverband in Niederösterreich und Burgenland schafft es mit 93 oder 97 EUR. Die Stadtgemeinde Stockerau und die Stadt Wien machen es selber und verlangen 136 und 164 EUR. 

Aber was mir ganz, ganz wichtig ist: Wir fordern erstens, dass eine Rationalisierung stattfindet, das ist sehr wichtig, und zweitens, dass Sie diese Gebührenerhöhung wieder teilweise zurücknehmen. Denn wird dieser von der FPÖ geforderte Weg nicht bestritten, dann drohen den Bediensteten große Gefahren durch die EU, und das ist eigentlich der Themenschwerpunkt, den ich heute sagen möchte. Hier muss ich auf die unselige EU-Richt-linie 2003/109/EG des Rats vom 25.11.2003 auszugsweise zurückgreifen. Das ist jene EU-Richtlinie, wo uns seitens der EU die Öffnung der Gemeindebauten aufgezwungen wurde und wo allen Drittstaatsangehörigen, die schon fünf Jahre in der EU verfestigt sind, der gleichberechtigte Zugang zum Arbeitsmarkt gewährleistet wird. Das hieße ja, dass auch diese Drittstaatsangehörigen mit ihrem doch niedrigen Lohnniveau bei der Gemeinde Wien als Bedienstete zum Zug kommen könnten. Gott sei Dank gibt es da jetzt gerade noch eine Ausnahmeregelung, die besagt, dass Staaten, die bei dieser EU-Richtlinie derzeit schon Beschränkungen haben, dass ihre Bediensteten der Staatsbürgerschaft bedürfen, das bis auf weiteres gestattet ist. 

Und jetzt sage ich Ihnen: Der Zugang zu einer unselbstständigen oder auch selbstständigen Erwerbstätigkeit unterliegt, wenn diese nicht, auch nicht zeitweise, mit der Ausübung öffentlicher Gewalt verbunden ist, der Gleichbehandlung. Das heißt, diese Drittstaatsangehörigen, die sich verfestigt in der EU aufhalten, haben an und für sich den gleichen Zugang zu Wohnen, den gleichen Zugang zu Arbeit. Und wenn wir nicht hergehen und mit unseren Gebühren runtergehen, dann wird der unselige Ruf in der EU immer lauter werden und werden auch die Wiener auf die Idee kommen und sagen: Bitte liberalisieren, bitte privatisieren! Und dann ist es sehr, sehr schwer, in so einer Situation diese Ausnahme, die es bis jetzt ja Gott sei Dank noch gibt, zu erhalten, dass wir unsere Gemeindebediensteten halten können mit der Ausnahme, dass wir sagen, sie müssen die österreichische Staatsbürgerschaft haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich warne daher, dies einfach zu negieren. Auf der einen Seite verstehe ich schon, dass die Stadt Einnahmen haben will, aber bitte nicht bei Gebühren, sondern Gebühren sollten nur kostendeckend sein. 

Zu der Methode, die der EU-Abgeordnete, leider unser EU-Abgeordneter Swoboda, vorgeschlagen hat, dass man notfalls die EU-Richtlinie ignorieren soll, haben Sie selbst dann nachgefragt und mussten den guten Mann ein bisschen interpretieren. Das ist schlichtweg schlimm, was er da sagt, eine EU-Richtlinie zu ignorieren. Und wenn das ein EU-Abgeordneter rät, dann wissen wir ja ganz genau, warum die Sozialdemokratie ihn auf den EU-Posten hinausgeschoben hat, wo sie ihn entsorgt hat. Aber man hätte eigentlich einen besseren Mann hin-schicken sollen; die Themen sind zu ernst. 

Die anderen Umweltthemen wie Verkehr, Feinstaubproblematik, Glassammlung kann ich heute nur streifen. 

Frau Stadträtin, vielleicht können Sie uns erklären, warum in Innsbruck 34 kg Altglas gesammelt werden – Teletext 6.12.2004 ist die Quelle – und in Wien nur 14 kg Altglas gesammelt werden? 

Warum glauben Sie wirklich, dass ganz Wien vom Immissionsschutzgesetz Luft das Sanierungsgebiet sein muss, wo die Verordnung 50 km jetzt ungeschaut auf das ganze Stadtgebiet ausgedehnt wird? Ich glaube nicht, dass es sehr gescheit ist, wenn man beim Auhof hereinkommt von der Autobahn mit 130 und dann hat man ab Stadtgrenze 50. Also da sollte man sich schon ein bisschen was Praktikableres einfallen lassen. (GR Mag Rüdiger Maresch: 60!) Wunderbar. Ich weiß, Sie sind fürs Radlfahren. Ich habe aber nur mehr vier Minuten, dann kommen wir aufs Radlfahren. (GR Dr Herbert Madejski: Das machen wir morgen!) Das machen wir gerne morgen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich habe zwar ganz was anderes gesagt, aber das macht nichts!)

Wir Freiheitlichen meinen, dass wir in vielen Gebieten Druck machen müssen auf diese Stadtregierung. Der Hundeführerschein kommt jetzt. Das ist ein Thema unserer Geschäftsgruppe. Der Hundeführerschein kommt. Aber bitte, Frau Stadträtin, warum hat es denn zwei Jahre gedauert, bis zwei DIN A4-Seiten Hundeführerschein jetzt endlich verwirklicht werden? 

Sie haben auch gekündigt, dass diese Laubblasegeräte, die an und für sich den Feinstaub so aufwirbeln in der Stadt, jetzt verboten werden. Ich kann Ihnen sagen: Wiener Wohnen verwendet sie, alle Privaten verwenden sie derzeit noch. Das heißt, es gäbe viele kleine Maßnahmen, die zielführend wären. (GR Christian Oxonitsch: Es kommt eine Laubblasegeräteverordnung!) Gut. Sagen Sie es mir dann. Ich bin dafür. Machen wir so eine Laubblasegeräteverordnung, ähnlich dem Rasenmäherverbot am Samstag und Sonntag. 

Und dann gibt es noch ein Problem, das ja die Wiener als Dauerbrenner erleben müssen. In Wien gab es 2005, im ersten Halbjahr, 82 565 Arbeitssuchende oder Arbeitslose, je nachdem: Der eine sucht, der andere ist die Arbeit los. In Wien gibt es mehr als 2,2 Millionen EUR an Einnahmen aus der Hundesteuer. Trotzdem ist die Frau Stadträtin nicht in der Lage, das sanitäre Problem zu lösen. Wie viele Arbeitssuchende muss es in der Stadt geben und wie viele Millionen Euro brauchen Sie an Hundesteuer, damit Sie diese Problematik lösen können? Arbeitssuchende sind da. Geld ist da. Die Hundesteuer kann ja durchaus zweckdienlich verwendet wer-den, und die Arbeitslosen wären froh, wenn sie einen Job hätten. Aber nein, es fehlt halt an Ideen. Vielleicht fehlt es am Wollen, vielleicht fehlt es am Können. 

Diese Stadt ist dermaßen schlecht verwaltet, dass wir dieses Budget aus vielen sehr guten Gründen ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Professor. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Es ist immer schwierig, nach dem Kollegen Blind zu reden, aber das steht mir die nächste Legislaturperiode offensichtlich immer ins Haus bei dem Thema. Irgendwas werde ich schon angestellt haben, aber wurscht. 

Also wir glauben, dass die Stadt nicht so schlecht verwaltet ist, wie es offensichtlich der Herr Blind sieht, aber grundsätzlich gibt es schon einige Dinge, die uns nicht so ganz gut gefallen. Ich möchte kurz einmal aufs Budget eingehen und dann auf die anderen Punkte noch einmal genauer. 

Die wirklich ganz großen Würfe fehlen uns eigentlich im Budget. Wenn ich mir anschaue: Der Klimaschutz ist immerhin um ein bisschen weniger dotiert als vorher. Warum, weiß eigentlich niemand genau. Es ist so, dass zum Beispiel auch die MA 45 wiederum weniger dotiert ist bei den Ausgaben als vorher. Alle anderen haben schon was dazu bekommen, in Wirklichkeit die positiv bilanzierenden, wie der Herr Kollege Blind gesagt hat, die MA 30, die MA 48. Die 49er hat er übrigens vergessen, weil die bilanziert zumindest bei der Landwirtschaft auch positiv. Die Frage ist halt, ob die FPÖ will, dass man eine Bauernsteuer einführt für die 49er. Ich weiß es nicht. 

Aber grundsätzlich ist es so, dass es in Wien keine Wassersteuer, keine Müllsteuer und keine Kanalsteuer gibt, sondern das sind Gebühren und Abgaben. Und da hat er eine interessante Position vertreten, der Kollege Blind, auf die möchte ich schon einmal eingehen. Er meint, dass die Einnahmen beziehungsweise die Gebühren bei diesen Dienststellen oder den vorgelagerten Betrieben der Stadt Wien kostendeckend sein sollen. Das ist ja grundsätzlich nichts Schlechtes, aber sie dürfen nur kostendeckend sein. Und da denke ich mir dann schon: Wie der Kollege Blind irgendwie verbandelt war mit der schwarz-blauen Bundesregierung, hat das alles ganz anders geklungen, wie dort die Gebührenerhöhungen gekommen sind. Damals wurde das verteidigt. Jetzt ist aber schwarz-blau nicht mehr schwarz-blau, sondern schwarz-orange-blau oder wie auch immer, grau-blau, das weiß man nicht genau, oder bläulich-schwarz, keine Ahnung. Auf jeden Fall ist es jetzt so, dass das natürlich ganz, ganz böse ist, und die Wiener sind nicht besser. 

Dann noch ein kleiner Einwand. Also was die Altglassammlung, die in Wien angeblich so schlecht funktioniert, mit den 50 Stundenkilometern im Sanierungsgebiet zu tun hat, das entzieht sich irgendwie meinem Verständnis, das verstehe ich nicht. Möglicherweise müssen wir mehr Glas sammeln, dann können wir nicht schneller fahren oder umgekehrt. Das weiß ich jedenfalls nicht, was der Kollege Blind da gemeint hat. So.

Aber kommen wir zurück. Wir hatten eine Wahlbewegung in diesem Jahr. In dieser Wahlbewegung hat es eine unglaubliche Propaganda der SPÖ gegeben. Es war ein Wohlfühlwahlkampf. In Erinnerung sind mir eigentlich noch drei wichtige Hauptstadtgruppen: Wien ist Umweltmusterstadt, das kennen wir schon länger, Wien ist Naturhauptstadt und Wien ist Klimamusterstadt oder wie immer das geheißen hat. (GR Harry Kopietz: Ja, stimmt!) War es so. Hab ich mich richtig erinnert. Ist schon richtig. Wunderbar. 

Die Frage ist natürlich nur: Wie weit ist es mit dem Umweltmuster, Naturmuster und Klimamuster her, und da kann man schon ein bissel zitieren. Es gibt immerhin eine IFES-Umfrage. Da sagen 17 Prozent der Wiener, dass sie einem Lärmpegel ausgesetzt sind, der auf die Dauer für sie gesundheitsschädlich ist. Das ist Ihre Umfrage, nicht unsere. Ihre. Und das ist immerhin etwas. Wir werden diese Woche ja ein Umgebungslärmschutzgesetz, und zwar das Wiener, beschließen. Ich möchte nicht vorgreifen, aber immerhin hat die SPÖ das im Bund abgelehnt. Da in Wien macht man das selber. Gut. Also bei Lärmbelastung passiert ein Umgebungslärmschutzgesetz, das im Bund abgelehnt wurde und in Wien kommen wird. 

Schauen wir uns das Nächste an, die Feinstaubbelastung. Da gibt es immerhin doch einige Untersuchungen EU-weit, die sagen, dass die Lebenserwartung nicht nur EU-weit, sondern auch in Wien immerhin doch um einige Monate gekürzt worden ist. Das Problem ist, Wien hat da zwei Maßnahmenpakete vorgestellt. Eines ist heute zumindest in den Medien oder demnächst in den Medien mit dem Tempo 50. Ein gutes Schritterl immerhin. Aber da hätte ich mir schon ein bissel mehr erwartet. 

Zugegebenermaßen muss man sagen: Die Bundesregierung hat ein bissel die Offroad-Geschichte der Frau Stadträtin konterkariert. Es war immerhin schon was. Aber da kann man durchaus sagen: Die Bundesregierung ist noch schlimmer. Der Herr Umweltminister hat sich da nicht lumpen lassen und hat die Offroad-Geräte noch ausgenommen. Und die LKW können auch herum-drecken. Das ist wurscht. 

Weiters ist auch interessant: Die Grenzwerte der Stickoxide werden in Wien auf 450 km Straßenlänge überschritten, sagt eine Dokumentation des Umweltbundesamtes. Da kann man nicht wirklich von einer Umweltmusterstadt reden, weil 450 km Straßenlänge sind ganz schön viel. Hot Spot ist, wie gesagt, die Wiener Westeinfahrt: 364 Tage im Jahr Überschreitung, ein Tag nicht, weil da ist der Vienna Marathon. 

Damit ich bin wieder ganz in der Nähe vom Bezirk des Herrn Blind. Aber es geht ja gleich weiter. Ozonbelastungen gibt es auch an mehreren Tagen im Jahr.

Und jetzt komme ich gleich zum Trinkwasser. Blei in Trinkwasserproben gibt es noch immer. Der einzige Unterschied ist der: Wenn man das als Bürger/Bürgerin haben möchte, dann muss man 25 EUR dafür bezahlen. Die Stadt Wien liefert über ein Rohrleitungssystem. Zugegebenermaßen sind dazwischen natürlich die privaten Wohnungsbesitzer, Hausbesitzer geschaltet, aber da kriegen die Bürger keine Garantie auf bleifreies Trinkwasser. Es nicht so, dass man gratis Trinkwasserproben machen kann, sondern man muss 120 EUR bezahlen. – Gut. 

Der Energieverbrauch ist gewaltig gestiegen. Strom wird mehr verbraucht. Und wichtig ist: Trotz guter Sonnenenergieförderung hinkt Wien noch immer hinterher, weil man jahrelang einfach nichts gemacht hat.

Bleibt ein kleines Punkterl noch über für mich, und zwar beim Klimaschutz ist es immerhin so, dass die CO2-Belastung aus dem Verkehr in Wien steigt und steigt und steigt. Da wird man nichts machen können.

So. Das einmal zur Umweltmusterstadt. Und dann gibt es schon noch ein paar Kleinigkeiten, die mir auch ganz wichtig sind. 

Aber schauen wir uns einmal an, was auf die Stadt Wien in der nächsten Zeit zukommt. 

Lärmschutzgesetz habe ich schon gesagt. Da kriegen wir jetzt ein Lärmschutzgesetz, das nicht einmal Bür-gerbeteiligung kennt. Der Herr Rath, ein Beamter, hat im Planungsausschuss gesagt: Die Garantie für die Bür-gerbeteiligung sind die Bezirksvorsteher, denn die kön-nen ja Bürgerversammlungen machen, wo sie sich dann anhorchen, was die Bürger für Probleme haben. – Gut. 

Nächster wichtiger Punkt, der auf die Stadt Wien zukommt, ist die Lobau-Autobahn. Jetzt habe ich schon gehört vom Kollegen Madejski, dass ich das erst morgen sagen sollte, aber in der nächsten Zeit kommt die Erlaub-nis für die Probebohrungen in der Lobau-Autobahn auf die MA 22 zu. Und da bin ich schon gespannt, ob die Frau Stadträtin dann weiterhin sagen kann, das ist eigentlich Sache des Verkehrsressorts, das geht uns nichts an. Es ist alles beim Kollegen Schicker und nicht bei mir. Nein, diesmal ist es bei ihr. Die MA 22 muss sa-gen: Ja, im Nationalpark darf gebaut werden, oder nein, es darf dort nicht gebohrt werden oder gebaggert werden. – Gut.

Ein weiterer wichtiger Punkt sind die Parkanlagen. Die Stadt Wien ist ja ganz stolz auf zahlreiche Parkanlagen. In vielen Parkanlagen gibt es mittlerweile auch Parkgaragen darunter, weil das kommt ja offensichtlich vom Parken. 

Eine Parkgarage liegt mir da besonders am Herzen, und das ist die Parkgarage, die demnächst im 5. Bezirk, in Margareten, gebaut werden soll. Es gibt den Bacherpark schon sehr lange. Die Bürgerinitiativen dort sind sehr, sehr emsig, und ich bin gespannt, wie man das Problem lösen wird, wenn die Bürger den Park wollen zum Boule-Spielen, mit den Kindern Sitzen, Karten Spielen, Tratschen, und die Stadt Wien in Form des Herrn Theuermann sagt: Nein, dort kommt darunter eine Parkgarage hinein. Ich bin schon gespannt. In der nächsten Zeit werden wir Sie erfreuen mit den Ergebnissen des Kontrollamtsberichts, und der Herr Theuermann wird ei-niges zu erklären haben, möglicherweise auch betreffend die Parkgarage in Margareten.

Und da ist es durchaus so, dass einige Parks dran glauben werden oder bereits daran geglaubt haben. Ich sage nur, im letzten Jahr waren das der Klieberpark, der Waldemarpark und der Manès-Sperber-Park. Beim Manès-Sperber-Park ist man so "geschickt" vorgegangen, dass bei der Baumfällung gleich ein Baum in ein Wohnhaus hineingefallen ist. Wunderbare Experten haben daran gearbeitet. Also, wie gesagt, Parken und Parkgaragen und Parks gehören offensichtlich zusammen. So.

Bleiben mir nur noch ein paar Kleinigkeiten übrig, und zwar: "100 Jahre Grüngürtel" wurde abgefeiert. Da gibt es einen eigenen Rundumadum-Wanderweg, den man auch im Winter benutzen kann, habe ich gelesen. Von dem Rundumadum-Wanderweg ist im Sommer mit Prominenz einiges abgeschritten worden. Interessanterweise waren ein paar Ecken Wiens, wo ja etwas verbaut hätte werden sollen oder verbaut wird, irgendwie nicht dabei. 

Die Geschichte mit den Zieseln hat man gerade noch hingebracht im 10. Bezirk. 

Aber die Absicherung der Süßenbrunner Badeteiche geht mir irgendwie noch immer ab, denn dort hätte ja auch etwas verbaut werden sollen von – sage ich jetzt einmal – SPÖ-nahen Programmen oder Siedlungsgenos-senschaften. Die Süßenbrunner Badeteiche sind immer noch in Gefahr, das wissen die Abgeordneten aus der Donaustadt wahrscheinlich besser als ich. In Süßen-brunn wird etwas hinkommen, ein paar kleine Stadtvillen, Kollege Reindl, das passt schon, oder? (GR Mag Thomas Reindl: Nein!) Vielleicht kann man sich auch bei der Bezirksvorsteherin anmelden für eine nette Wohnung. Kann schon sein, ganz egal. Wir glauben, dort wird nichts verbaut werden, Kollege Reindl. (GR Mag Thomas Reindl: Du als Donaustädter Mandatar kannst das doch nicht sagen!) Ich als Donaustädter Mandatar sage, dass ihr dort nichts verbauen dürft, oder? Dürft ihr das schon? Glaube ich nicht. 

Aber gehen wir weiter. Es gibt ja noch einiges zu sagen. 

Fluglärm ist auch so eine Geschichte. Da gibt es heute noch so eine nette Sitzung. Beim Fluglärm ist es so: Da gibt es durchaus Bürgerinitiativen, die sehen das nicht so gut. In der Donaustadt gibt es durchaus auch Leute. Thomas, du musst nicht gehen, du kannst dir durchaus anhören, dass der Fluglärm in der Donaustadt noch immer ein Problem ist, und da hilft auch Gesundbeten nichts, selbst wenn von der SPÖ gesundgebetet wird. 

Bleibt mir noch am Schluss eine Kleinigkeit, mein Lieblingsprojekt: die Lobau-Autobahn. (GR Robert Parzer: Ui!) Da höre ich "Ui" aus der ÖVP, genau. 

Bei der Lobau-Autobahn ist es in Wirklichkeit so: Da hat sich die Stadt von der ÖVP-Niederösterreich über den Tisch ziehen lassen. Es gibt eine Speckgürtelvariante, hart an der Stadtgrenze. Das wird ganz viel Verkehr, Feinstaub und schlechte Luft in die Donaustadt schaufeln, und dann werden alle Abgeordneten, die jetzt so zufrieden sind mit ihrem Mandat, ganz zufrieden sein, wenn es dann ein bissel mehr Feinstaub gibt und die Le-bensqualität sicher nicht besser wird. 

Darum: Fröhliches Diskutieren für heute noch. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Dipl Ing Stiftner.

GR Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Budget, wie Sie es vorschlagen, gewährt jemandem, der sich so wie ich erst relativ kurz in dieser Intensität mit der Materie der Umweltpolitik beschäftigt, gleich einmal tiefe Einblicke, wie man mit Umweltpolitik in dieser Stadt umgeht. 

Die Budgetwerte sind gekennzeichnet davon, dass sie letztendlich nur fortgeschrieben werden aus der Vergangenheit, einfach mit Indexanpassungen versehen werden, beinhalten keine Highlights und schon gar keine betriebswirtschaftlichen Grundlagen. Letztendlich spiegelt das Budget jenes wider, was in Wien sehr angenehm ist, nämlich so etwas wie eine Wiener Gemütlichkeit.

Nun wäre das Ganze sehr angenehm, hätte die Sache nicht einen wesentlichen Haken, nämlich dass wir in einer bewegten dynamischen Welt leben, und jeder, der stehen bleibt in einer solchen Welt, fällt automatisch zurück. So passiert es auch mit der Umweltpolitik dieser Stadt.

Um das zu ändern, bedarf es neben kommunalpolitisch geänderten Konzepten auch entsprechender finanzieller Mittel, und diese sind in der Form sicherlich nicht in der Umweltpolitik in diesem Budgetvoranschlag beinhaltet. Wenn man sich, und da kann man vor allem an den kleineren Zahlen sehr genau erkennen, wie die Ein-stellung der Stadtregierungsumweltpolitik ist, die Grün-hofförderung beispielsweise ansieht und feststellt, dass man hinter den Zahlen von 2004 zurückliegt, um Grün-raum gerade wieder in die Nähe der Wohnbevölkerung zu bringen, so sieht man daraus, wie unwichtig offen-sichtlich dieser Stadtregierung reale Umweltpolitik zu sein scheint. (Beifall bei der ÖVP.)
Anders hingegen sieht es auf der Einnahmenseite aus. Und da – das wurde heute schon angesprochen – gibt es vor allem das Thema der Wasserwerke, die gewaltige Überschüsse von 67 Millionen EUR erwirtschaften. Also fast eine Milliarde Schilling, in alter Währung gerechnet. Summiert man dazu auch die Überschüsse aus den Abwassergebühren und aus den Müllgebühren, kommen 100 Millionen EUR heraus, die diese Stadt einfach hier zusätzlich einnimmt, eine Art Wassersteuer sozusagen hier einhebt. 

Ich habe, Frau Stadträtin, bei Ihrer letzten Anfragebeantwortung sehr genau aufgepasst, als Sie uns erklärt haben, dass es eine Überdeckung im Wasserbereich von 8 Prozent gibt. Mir war es leider nicht möglich, das nachzuvollziehen. Ich komme auf 63 Prozent, und jeder Unternehmer wäre glücklich, wenn er heute bei seinen Pro-dukten 63 Prozent Vertriebsspanne aufschlagen könnte. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber so schlimm wäre das Ganze nicht, wenn Sie diese zusätzlichen Einnahmen auch wirklich für umweltpolitische Maßnahmen ausgeben würden. Dazu gäbe es drei Möglichkeiten. Sie könnten die Gelder zweckwidmen. Sie könnten nachhaltige Umweltschutzprojekte fi-nanzieren. Leider, im Budgetansatz ist dafür nichts beinhaltet.

Zweitens: Sie könnten investieren, um in Zukunft jene infrastrukturellen Dienstleistungen günstiger anbieten zu können, sozusagen effizienzsteigernde Maßnahmen zu setzen. Auch hier ist im Budget weder von solchen Investitionen die Rede noch von den logisch schlussfolgernden Gebührenreduktionen in der Zukunft. 

Sie haben sich also für die dritte Variante entschieden, nämlich jene Überschüsse einfach zu nehmen, in dem großen Budgettopf untergehen zu lassen, um das Budgetdefizit abzusenken und die überbordende Bürokratie weiterhin finanzieren zu können.

Um es klar zu sagen: Diese Stadtregierung greift in die Taschen der Wienerinnen und Wiener, die Wasser beziehen müssen. (Beifall bei der ÖVP.)
Dieses hat für mich drei wesentliche Aspekte. 

Erstens: Keinen umweltpolitischen. Denn was ist um-weltpolitisch, eine Steuer einzuheben, die nicht sinnvoll auf der Ausgabenseite verwendet wird. 

Zweitens, und das macht mich besonders betroffen: Einen sozialpolitischen Aspekt. Denn gerade die Sozialdemokratische Partei, und es liegt in der Natur der Sache, dass Menschen mit geringem Einkommen überproportional von infrastrukturellen Ausgaben betroffen sind, gerade jene Sozialdemokratische Partei hebt also von den kleinen Bürgern eine solche Wassersteuer ein. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist schon ein dicker Deckmantel des Umweltschutzes, den Sie hier über Ihre innere soziale Kälte spinnen. (Beifall bei der ÖVP.)
Zu allerletzt hat es auch wirtschaftspolitische Konsequenzen, denn es hat einen Grund und es muss einen Grund haben, warum es in dieser Stadt immer bergab geht, warum von einer Statistik zur anderen Wien immer weiter nach hinten gereiht wird und bei der Arbeitslosenstatistik österreichisches Schlusslicht ist mit fast 10 Pro-zent, während Oberösterreich mit nicht einmal der Hälfte der Arbeitslosen heute auskommt.

Wien bremst das Wirtschaftswachstum in ganz Österreich durch diese überhöhten Gebühren, die Sie einheben, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Und ich verstehe es eigentlich nicht, denn gerade Umweltinvestitionen könnten ja auch einen Impuls für die Wirtschaft bedeuten. Man kann ja diese Überschüsse verwenden, um auch sinnvolle und nachhaltige umweltpolitische Maßnahmen zu setzen. Sie hätten die Unterstützung der Bevölkerung, weil jeder Sympathien dafür hat, und Sie würden auch den stotternden Wirtschaftsmotor dieser Stadt wieder in Gang bringen können.

Wir fordern daher die Zweckbindung dieser Überschüsse in dieser Stadt, und lassen Sie mich als Neuem in Ihrer Runde Ihnen einige Vorschläge geben, wie Sie es in Zukunft etwas besser machen können. 

Sie könnten zum Beispiel die Altlastensanierung stär-ker dotieren. Sie könnten sie sogar verdoppelt. Der Bund stellt in diesem Zusammenhang sogar enorme Fördermittel zu Verfügung. Es muss Ihnen ja eigentlich eine Freude bereiten, vom Bund das Geld zusätzlich zu lu-krieren. Schimpfen Sie nicht immer auf den Bund, nutzen Sie die Mittel des Bundes, die Ihnen hier zur Verfügung gestellt werden, und der Bund und diese Mittel werden Ihnen helfen, nicht nur Ihre Umweltpolitik, sondern auch, Ihr Budget zu sanieren, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie könnten auch, Frau Stadträtin, Ihr Prestigeprojekt, nämlich die Renaturierung des Wienflusses, endlich vom Versuchsstadium zur Realisierung bringen, wobei ich in diesem Zusammenhang auch mein Anerkenntnis aussprechen möchte für Ihren Meinungsschwenk, dass Sie unserer langjährigen Forderung nach einem Vorziehen der Renaturierung des Liesingbaches jetzt endlich nachgekommen sind und dadurch eine bessere Dotierung ist. Auch das soll hier heute nicht unerwähnt bleiben, wir sind fair miteinander. 

Nicht so freudig ist das Thema des Feinstaubes und der dazu gesetzten Maßnahmen zu sehen. Vor wenigen Tagen wurde mit großem medialen Aufwand erklärt, dass die Kehreinrichtungen in dieser Stadt umgerüstet werden, um den Feinstaub, der durch den Abrieb von dem Streumaterial produziert wird, auch bei tiefen Temperaturen einkehren zu können. Bei genauer Betrachtung hat es sich aber als Marketinggag herausgestellt, denn nur lediglich fünf dieser Kehrmaschinen, wenn die Unterlagen, aus denen ich dies entnommen habe, richtig sind, wurden bisher umgerüstet von insgesamt 120, also nicht einmal 4 Prozent. Das kann doch nicht wirklich eine Maßnahme sein, um Feinstaub nachhaltig zu reduzieren, Frau Stadträtin. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber damit Sie sehen, dass wir es ernst meinen und konstruktiv auch mit Ihnen umgehen wollen, wollen wir Sie unterstützen und wir bringen hiermit auch einen Antrag ein, einen Beschlussantrag: 

„Die Stadt Wien möge hier dieses Investitionsprogramm beschleunigen und mindestens die Hälfte der Kehreinrichtungen mit einer solchen Solesprüheinrichtung ausstatten. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Umwelt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Es reicht einfach nicht, populistische Maßnahmen heranzuziehen, wie zum Beispiel die Feinstaubreduktion, um eine allgemeine Tempo 50-Beschränkung in Wien einzuführen. Wir wissen alle, dass das mit Sicherheit nicht den Feinstaub reduziert oder nicht nachhaltig, denn lediglich 7 Prozent des Feinstaubs werden durch Diesel-PKW verursacht, und die Geschwindigkeitsreduktion um ein paar Kilometer pro Stunde wird sicherlich das Problem nicht beheben.

Allerdings leben es Ihnen andere Bundesländer vor, wie man sehr wohl an der Quelle, nämlich im Filtereinbau, Maßnahmen setzen kann, die wirklich nachhaltigen Charakter haben. Nehmen Sie sich doch eine Anleihe in der Steiermark, mittlerweile sollten Sie ja dorthin gute Kontakte haben, oder auch in Salzburg oder Oberösterreich, wo von der Kommune der nachträgliche Einbau von Dieselpartikelfiltern gefördert wird. Wir hätten das Geld, meine Damen und Herren, aus den Umwelteinnahmen. Nutzen Sie es, um wirklich hier nachhaltig und glaubwürdig Feinstaub zu reduzieren in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)
Dass die erneuerbaren Energien hier in dieser Stadt leider eine nicht wesentliche Rolle spielen und dass die Solaranlagen hier in dieser Stadt auch nicht gefördert werden, gerade mit 1,3 Millionen EUR, ist ja fast schon ein Thema, das man nicht weiter diskutieren sollte, obwohl gerade diese Maßnahme den Hausbrand und letztendlich auch die Warmwasseraufbereitung reduzieren würde und damit auch den CO2-Ausstoß vermindern würde und auch den Feinstaub, weil ein Großteil des Feinstaubs kommt doch aus dem Hausbrand, der damit reduziert werden könnte. 

Das Klimaschutzziel ist weit verfehlt, und die Bekämpfung des Umgebungslärms ist auch nicht angegangen worden. Wir werden in wenigen Tagen ein neues Umgebungslärmgesetz hier beschließen, und dieses Thema ist wirklich ein wichtiges und nachhaltiges für die Bevölkerung, denn der Straßenlärm, der Bahnlärm, aber letztendlich auch der Fluglärm belasten Tausende Wienerinnen und Wiener, Zehntausende wahrscheinlich. Und ich verstehe es eigentlich nicht, wie man im Wissen, dass man so ein Lärmgesetz in Kürze beschließen wird, ein Mediationsverfahren zu dem Fluglärm initiiert hat, mit der Zielsetzung, Tausende Bürgerinnen und Bürger vom Fluglärm zu entlasten, und damit im Nachhinein genau das Gegenteil erreicht hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich fordere Sie deshalb auf, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von der Sozialdemokratischen Partei: Bitte nehmen Sie es mit der Lebensqualität und der Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger nicht so leicht, wie Sie es bisher getan haben. 

Und letztendlich hat dieses Thema Lärm, Lärmbelastung und Fluglärm auch etwas mit Vermögensschäden zu tun. Denn wenn heute über diverse Grundstücke Flugzeuge drüberdonnern, reduziert sich hier der Markt der Grundstücke. Ich weiß schon, dass die SPÖ nicht besonders als Anwalt des Eigentums und des Vermögensschutzes prädestiniert ist. Allerdings, wir tun das. Wir stehen dafür, dass Menschen, die Leistung erbringen, dafür Geld bekommen, bei Steuern und beim Sparen, dass das, was sie sich damit anschaffen, auch wirklich schützenswert und schützenswürdig ist, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Das hier vorliegende Um-weltbudget ist leider eines mit falschen Prioritätensetzun-gen und eines, das die Lebensqualität nicht entschei-dend verbessern wird. Es ist das Bekenntnis zu einer sauberen Umwelt lediglich ein Lückenbekenntnis. Egal, ob man die Feinstaubproblematik anzieht oder auch das Sauberkeitsziel der Stadt, alles verschlechtert sich, und das Budget zeigt keine Kennziffern, dass Sie dagegen steuern. Wir fordern daher ein Ende dieser falschen, unzureichenden Prioritätensetzungen in der Umweltpolitik dieser Stadt. 

Frau Stadträtin, seien Sie gewiss: Sie haben mit uns als ÖVP einen konstruktiven Partner, wenn Sie es wirklich ernst meinen mit einer nachhaltigen Umweltpolitik in dieser Stadt. Wir werden Sie in Zukunft, wenn Sie es wollen und es wirklich ernst meinen, unterstützen. Wir wollen Ihnen, Ihnen und der Stadtregierung, den Ansporn geben, diesem Budgetvoranschlag in diesem heu-rigen Jahr natürlich unsere Zustimmung nicht erteilen zu können. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Valentin, bitte.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Lassen Sie mich zuerst etwas Grundsätzliches sagen: Die Sozialdemokratie und die Sozialdemokratische Fraktion dieses Hauses bekennt sich zu einer Umweltpolitik, die von Nachhaltigkeit geprägt ist, die von einer Daseinsvorsorge geprägt ist und die sich zum Ziel gesetzt hat, die Lebensqualität in dieser Stadt für die Menschen, die hier leben, zu verbessern. 

Was ich von den drei Rednern der Opposition bis jetzt gehört habe, erinnern mich diese Worte und diese Argumente sehr an das, was wir im Vorfeld des Wahlkampfes gehört haben, was wir während des Wahlkampfes gehört haben, was auch Gegenstand der öffentlichen Diskussion war. Die Mehrheitsfraktion dieses Hauses hat sich dahin gehend verstanden, in vielen dieser Themen die Diskussion zu suchen, die Wienerinnen und Wiener zu informieren, auch dort, wo wir sagen, dass wir um optimale Lösungen bemüht sind. Und dann gab es den 23. Oktober dieses Jahres. Wenn ich mir gerade jene Regionen ansehe, wo es angeblich so problematische Umweltsituationen gibt, wo angeblich Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten, die an der Regierung sind und die Regierungsverantwortung zu tragen haben, säu-mig geworden sind, dann stelle ich fest, dass die Wie-nerinnen und Wiener entschieden haben am 23. Ok-tober. Sie haben gesagt, ganz klar und deutlich: Wir ver-trauen dieser Stadtregierung, wir merken die Verbes-serung und die Weiterentwicklung gerade hin zu einer Umweltmusterstadt, und ich darf Ihnen versichern, meine Damen und Herren, das werden wir auch in dieser Le-gislaturperiode, in dieser Funktionsperiode so halten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und da hilft es auch nicht, wenn diese – und es passt zur Witterung – eingefrorenen Posaunentöne jetzt wieder im Warmen vor allem des Wiener Gemeinderats zum Klangkörper geworden sind, es hilft nichts, wenn man Dinge immer wieder wiederholt. Wenn sie falsch sind, werden sie auch durch eine weitere Wiederholung in keinem Fall wahrer. 

Und wenn ich mir die Worte des Kollegen Stiftner angehört habe und seine Information über Feinstaub, dann gibt es doch einiges ins richtige Licht zu rücken.

Zum einen: Feinstaub ist ein globales Problem. Bei Feinstaub befinden wir uns in einer Situation, die wir auch global beurteilen müssen, und gerade das unverdächtige Umweltbundesamt hat bereits Anfang dieses Jahres in einer Erhebung festgestellt, dass jene Belastungen, die wir in Wien zu verzeichnen haben, zu 75 Pro-zent nicht die Stadt Wien und ihre hier lebenden und arbeitenden Menschen als Ursache haben, sondern dass er ein aus den Bundesländern rund um Wien, aber auch aus den Anrainerstaaten Österreichs hereingetragenes Problem ist. 

Wenn wir uns nun schon darauf verständigt haben, in zwei Maßnahmenprogrammen gerade das zu verbessern, was in Wien verbesserbar ist, dann kann ich jetzt feststellen: Wien hat die Hausaufgaben bewältigt, Wien hat die Hausaufgaben gemacht, und so sind auch diese Maßnahmen zu verstehen.

Wenn ich mir jetzt im Detail die Kritik ansehe – beispielsweise jene, die der Kollege Stiftner zu den Kehrfahrzeugen angebracht hat –, dann muss man festhalten, dass die Stadt Wien, was die Vorrichtung bei Kehrfahrzeugen, um eine Solelösung vorweg aufbringen zu können, betrifft, neue Standards gesetzt hat. Gemeinsam mit der Fahrzeugproduktionsfirma, mit der Firma Muth, konnte die MA 48 ein neue Apparatur entwickeln, die bei den großen Kehrmaschinen – das sind nicht 150, sondern 20 Stück, um bei der Wahrheit zu bleiben, bei den Fakten zu bleiben – angebracht werden kann. Es wird nun zunehmend nachgerüstet. 25 sind bereits nachgerüstet, aber der eigentliche Grund, warum es nicht mehr sind, ist schlicht und einfach der, dass die Entwicklung dieser Maschinerie Zeit gekostet hat, dass das erste Ding, das da fabriziert worden ist, in Wirklichkeit weniger den Schmutz befeuchtet hat, damit es nicht staubt, sondern die Kehrmaschine aufgefressen hat. 

Man muss halt auch zur Kenntnis nehmen, dass man dann, wenn die Stadt Wien neue Schritte geht, die Maßstäbe für ganz Europa auch in der Kehrtechnik bedeuten, halt einfach eine Phase des Ausprobierens braucht. Das ist die Wahrheit. Wir sind stolz darauf, dass in diesem Bereich in Wirklichkeit auch Geschichte geschrieben wird und einmal mehr die Stadt Wien auch europaweit Umweltstandards setzt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber, Kollege, Sie können helfen. 17 000 t an Splitt wurden von der Stadt Wien letztes Jahr aufgebracht, rund 20 000 t – das haben Sie uns nicht gesagt – waren es von Privaten. Sie haben die Möglichkeit, gerade bei Privaten dafür zu werben, dass sie ähnlich beispielhaft vorgehen, wie es die Stadt Wien tut.

Es wurde sowohl von der ÖVP als auch von der FPÖ gesagt, dass die Tarife in Wien so hoch wären. Was sind nun die niedrigsten Tarife? Nicht von der "Presse", sondern von der Statistik Austria erhoben, und ich möchte nicht Kommunen und Weltmetropolen wie Stockerau heranziehen, sondern tatsächlich die Landeshauptstädte. Die billigsten Kommunen dieses Landes, was die Tarife betrifft, sind die Städte Linz, St Pölten und Wien. Und wissen Sie, warum das so ist, meine Damen und Herren? Weil Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten hier die Verantwortung tragen, sowohl in Linz als auch in St Pölten und in Wien. Das ist ein Markenzeichen für sozialdemokratische Politik, denn wir orientieren uns an denjenigen, die unsere Hilfe notwendig haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Während wir, meine Damen und Herren, in allen Teilbereichen schauen, dass sich die Feinstaubemissionen möglichst gering halten, während wir trachten, dass selbst kleine Baustellen nicht mehr Staub entwickeln, als notwendig ist, machen die Bundesregierung und ihre Vertreter mit anderen Forderungen von sich reden. Während wir versuchen, den Feinstaub, die Feinstaubproduktion, die Feinstaubemission, den Abrieb durch die Autoreifen auf den Straßen zu reduzieren, bringt Verkehrsminister Gorbach seine erste Teststrecke ins Rollen und wird Tempo 160 durchsetzen. Wir bekennen uns im Sinne einer vernünftigen ökologischen Politik – und dazu zählt auch die Verkehrspolitik – dazu, gerade jene Ressourcen einzusetzen, die eine Reduktion von Emissionen von Feinstaub bedeuten, und wir werden diese auch weiterhin nutzen.

Wenn man dem oberösterreichischen Verkehrsreferenten Glauben schenken kann, dann hat Gorbach mit seinen Plänen, Österreich zu einem Land der Bolzer um-zufunktionieren, durchaus noch einiges andere vor, und ich bin der Tageszeitung "KURIER" sehr dankbar, dass sie das heute offengelegt hat. Angeblich gibt es bereits zehn weitere Strecken, die Gorbach im Auge hat, assistiert vom schmallippigen Bundeskanzler Österreichs, der auch bekennt, er fährt hin und wieder auch schneller und das ist doch ganz in Ordnung. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das macht doch jeder einmal!) Gorbach hat sich jetzt damit gerechtfertigt – so ist den Zeitungen zu entnehme –, dass angeblich die "Kronen Zeitung" bei den Leserinnen und Lesern nachgefragt hat und die Mehrheit doch dafür sei zu bolzen und nicht ökologisch unterwegs zu sein. Nicht unberechtigt stellt sich heute der "KURIER" die Frage, was, wenn man das nächste Mal abfragen würde, ob die Autofahrer Freibier in den Raststätten an den Autobahnen wünschen, denn dann das das Ergebnis der Verkehrspolitik dieser Bundesregierung wäre, meine Damen und Herren.

Ich kann Ihnen sagen, wir machen eine Politik, eine Verkehrspolitik und eine Umweltpolitik, die auf allen Fel-dern dieser Stadt nachvollziehbar ist, ob das nun beim Erreichen des Klimaschutzzieles ist, ob das beim Er-reichen der Reduktion von Feinstaubemissionen ist. Wir sind eine berechenbare Größe, wir sind der Anwalt der Umwelt und damit auch der Anwalt für die Zukunft der Menschen in dieser Stadt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es wäre wesentlich sinnvoller, die Umwelt und die Umweltsituation, die eine hervorragende ist, zu würdigen. Da möchte ich gar nicht die Pressedienste der Parteien, auch nicht die der ÖVP und der FPÖ, als Zeugen aufrufen, sondern einfach die Mercer-Studie, die diesen Herbst wieder einmal klar und deutlich bewiesen hat, dass eben wegen dieser Lebensqualität, eben wegen dieser Umweltpolitik, die in dieser Stadt zu verzeichnen ist, international die Stadt Wien an zweiter Stelle der Metropolen dieser Welt liegt. Vancouver ist davor gereiht, wir sind Nummer 1 in Europa, und die Ursache hie-für ist in der Umweltpolitik und in der globalen ökologischen Politik dieser Stadt zu suchen. Wir sind stolz darauf, meine Damen und Herren, und die Wienerinnen und Wiener können sicher sein, dass wir diese Politik fortsetzen werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nachhaltigkeit und Verlässlichkeit, meine Damen und Herren, zeichnet uns auch aus, wenn wir beispielsweise die Entwicklung des Biosphärenparks Wienerwald betrachten. Das ist nur ein Beispiel dafür. Und da einige Redner heute gesagt haben, sie können die großen Wür-fe nicht erkennen, frage ich: Was ist ein größerer Wurf, als wenn ich einen Biosphärenpark inmitten einer Stadt habe, einen Nationalpark am Rande der Stadt habe? Ich hatte in den letzten Wochen die Möglichkeit, mit inter-national Verantwortlichen für Biosphärenparks einen Ge-dankenaustausch zu pflegen. Wir werden darum be-neidet, dass wir einen derart gut dokumentierten, derart strukturierten, mit 5 000 ha in der Kernzone sehr, sehr großen Biosphärenpark aufzuweisen haben. Wir werden international geschätzt. 

Auch die UNESCO hat mit dem Fristenlauf einmal mehr ein Signal gesetzt, dass unsere Arbeiten vorzüglich sind. Wir haben im frühen Frühjahr dieses Jahres eingereicht und bereits im Frühsommer hat die UNESCO uns das Zertifikat gegeben, dass der Biosphärenpark Wienerwald anerkannt wird. Wir sind jetzt schon ein Musterbeispiel dafür, wie so etwas in der Nähe einer großen Metropole funktionieren kann. Und wenn wir uns die Reihe der Projekte ansehen, die die Gemeinden jetzt einbringen, dann sind das ganz, ganz vorzügliche Entwicklungen, auf die wir berechtigt stolz sein können. Einmal mehr haben wir nachhaltig und sicher Umweltqualität für die Wienerinnen und Wiener, für die gesamte Region erhalten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es wäre schön, wenn uns der Bund in diesen Aufgaben unterstützte. Es wäre schön, wenn beispielsweise eine der großen Belastungen, an denen wir tagtäglich leiden, nämlich der Modal-Split im öffentlichen Verkehr, sich änderte, denn bei 200 000 Pendlerinnen und Pendlern, die tagtäglich nach Wien einpendeln, müssen wir verzeichnen, dass zwei Drittel dieser Menschen, die in Wien ihren Arbeitsplatz finden, mit dem Auto kommen. 

Vielleicht als Seitennotiz zur Arbeitsplatzstatistik: Jeder, der die Arbeitsmarktanstrengungen Wiens kritisiert, sollte sich überlegen, was Wien für die gesamte Ostregion schafft. Ich bin froh, dass wir den Niederösterreicherinnen und Niederösterreichern, ich bin froh, dass wir den Burgenländerinnen und Burgenländern in Wien Arbeitsplätze zur Verfügung stellen, aber dass 200 000 Pendlerinnen und Pendler, die ihren Wohnsitz nicht in Wien haben, jeden Tag hier ihren sicheren Arbeitsplatz finden, ihren gut bezahlten sicheren Arbeitsplatz finden, das scheint in der Statistik und in den Wortmeldungen der Opposition nicht auf. Aber die Menschen, die hier tagtäglich ihre Infrastruktur vorfinden, die wissen es, und wir sind froh, dass wir auch das anbieten können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn also diese Menschen, diese 200 000, die nach Wien kommen, nicht zu zwei Drittel das Auto verwenden würden, sondern öffentliche Verkehrsmittel – in Wien ist es genau umgekehrt, wenn Wiener oder Wienerinnen unterwegs sind, dann verwenden sie zu zwei Drittel den Umweltverkehrsverbund, das heißt, sie gehen zu Fuß, fahren mit dem Fahrrad oder sind mit dem öffentlichen Verkehrsmittel unterwegs –, wenn das der Fall wäre, dann hätten wir viele Probleme nicht. Was tut der Bund, um Wien zu unterstützen? Er überlegt sich, den öffentlichen Personennahverkehr zu verländern, die Mittel einzufrieren, die neuen Herausforderungen zu negieren und sich so einmal mehr aus der Verantwortung in einem wichtigen Bereich zu stehlen.

Meine Damen und Herren! Wir werden das als Wienerinnen und Wiener, als die Vertreter der Anliegen unserer Bevölkerung, nachhaltig zu verhindern wissen. Ich sage Ihnen eines: Das ist Aufgabe des Bundes, und der Bund kann sich nicht aus seiner Verantwortung stehlen. Auch in dieser Frage nicht. (Beifall bei der SPÖ.)
Es wäre vieles andere noch zu beleuchten. Lassen Sie mich abschließend sagen: Umweltpolitik in dieser Stadt unter Verantwortung der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten, unter der Umweltstadträtin Mag Ulli Sima, ist eine Umweltpolitik, die sich als gesamtheitliche Materie quer über viele Geschäftsbereiche der Stadt zieht. Umweltpolitik wird bei Vorantreiben des Wärmenetzes der Fernwärme genauso sichtbar wie bei der Sicherung des Wienerwaldes. Umweltpolitik wird sichtbar beim Erhalt einer einzigartigen Wasserqualität für die Wienerinnen und Wiener genauso wie bei der Beibehaltung der hohen Standards der Luftqualität. Umweltqualität wird sichtbar bei einer tadellos funktionierenden Abwasser- und Müllentsorgung.

Meine Damen und Herren! Auf diese Umweltpolitik können sich die Wienerinnen und Wiener verlassen – auch in den nächsten fünf Jahren. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Matiasek, bitte.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wien bezeichnet sich als Umweltmusterstadt und als Naturmusterstadt. Darauf möchte ich im Speziellen eingehen. Ich stehe nicht an zu sagen, dass hier viele positive Akzente in den letzten Jahren gesetzt wurden, wie etwa der Ausbau moderner Umwelttechnologien, viele Maßnahmen im Bereich Naturschutz – ich denke etwa an das Netzwerk Natur –, aber auch die Umwelterziehung, die heute aus dem Unterricht nicht mehr wegzudenken ist. Ich möchte da als Beispiel die Waldschule bei der Jubiläumswarte anführen oder etwa viele Projekte in Zusammenarbeit mit dem Nationalpark Donau-Auen Lobau. 

Wir haben vor kurzem 1 000 Jahre Wienerwald gefeiert, und ich möchte auch bei meinem Vorredner anschließen bezüglich der Erklärung des Wienerwaldes zum Biosphärenpark. Das ist etwas, worauf wir zu Recht stolz sein können, das ist eine wichtige Sache, aber sie verpflichtet uns auch zu Schutz und Pflege für dieses für die Wiener wohl wichtigste Naherholungsgebiet. 

Diesen löblichen Initiativen steht allerdings seit Jahren ein Anschlag, ein bewusst getätigter Anschlag auf den Schutz des Wienerwaldes und auf den wertvollen Grüngürtel gegenüber. Denn die Stadt Wien hat es ermöglicht – das ist nicht von selbst entstanden –, dass in dieser sensiblen Zone vier Grillplätze entstehen konnten, nämlich – ich beziehe mich jetzt nur auf jene im Wienerwaldgebiet beziehungsweise Auhof – in dem doch biologischen Reservoir des Rückhaltebeckens des Wienflusses, auf der Steinbruchwiese im 16. Bezirk, auf der Mittereckwiese im Schwarzenbergpark im 17. Bezirk und die Wiese beim Krapfenwaldl im 19. Bezirk. 

Allen ist gemeinsam, dass sie an frequentierten und beliebten Wanderwegen liegen. Die Steinbruchwiese befindet sich in unmittelbarer Nähe der Waldschule, das heißt, dort werden den Wiener Kindern sehr engagiert Werte, aber auch der sorgsame Umgang mit unserer Tier- und Pflanzenwelt, speziell im Wienerwald, beigebracht. Keine 100 m Luftlinie davon entfernt lassen wir aber genau das Gegenteil zu. 

Was passiert dort an diesen Grillplätzen im Wienerwald? Diese Grillplätze werden fast ausnahmslos mit dem Auto angefahren. Auf der einen Seite fördern wir, dass Wiener Ausflugsziele verstärkt mit dem öffentlichen Verkehrsmittel erreicht werden können, hier lassen wir es zu, dass die Besucher dieser Grillplätze fast zu 100 Prozent mit dem eigenen PKW ankommen, Autoreparatur kleinerer Autos und Ölwechsel auf den Parkplätzen mit eingeschlossen. 

Im gesamten Waldgebiet ist, vollkommen zu Recht, das Hantieren mit offenem Feuer strikt verboten. Auf den Grillplätzen gilt das nicht. Außerdem wissen wir – das ist nachweislich am Montag nach so einem Wochenende ja immer zu sehen –, dass an schönen Tagen natürlich nicht nur auf diesen Grillplätzen selbst gegrillt wird, sondern natürlich außerhalb dieser ausgewiesenen Plätze. Da sind dann die Aschehäufchen zu finden. Bei heißem und trockenem Wetter ist hier natürlich zweifellos Brandgefahr gegeben. 

Ich darf nur als kleines Beispiel erzählen, dass eine Volksschulklasse zum Abschluss der vierten Klasse einmal grillen wollte. Auf einem selbst mitgebrachten Grill wollten die Eltern unter Aufsicht für eine kleine Klasse ein paar Würstchen grillen, noch dazu in der Nähe eines Baches. Sie haben auch, wie sich das gehört, vorher das Forstamt angerufen, und da hat man ihnen erklärt, das kommt doch überhaupt nicht in Frage, denn hier besteht Brandgefahr. Die haben das natürlich auch nicht gemacht. Für die Grillplätze allerdings gilt das nicht. (Beifall bei der FPÖ.)

Die Lärm- und Geruchsbelästigung, die dort entsteht, ärgert ja nicht nur diejenigen, die Erholung, Ruhe und gute Luft beim Wandern oder beim Laufen suchen, wenn ich an den 19. Bezirk denke, an den Grillplatz beim Krapfenwaldl, dann sind auch die Anrainer und die Gäste des beliebten Krapfenwaldlbades betroffen. Es hat sich dort eine Bürgerinitiative gebildet, die gegen diesen Grillplatz kämpft und die wir aus Überzeugung unterstützen. Sie haben von allen Verantwortlichen auf ihre Bitte, diesen Missstand abzustellen, lange keine Antwort bekommen und dann nach Wochen eine abschlägige. Ich glaube, das ist nicht der richtige Weg. 

Eine weitere Initiative gegen den Grillplatz Steinbruchwiese steht bereits in den Startlöchern. 

Es stößt ja bei vielen Wienern auf Ablehnung, dass im Fall der Grillplätze alle Regeln, die wir bereits unseren Kindern mitgeben und mit Recht mitgeben, über Bord geworfen werden und hier nicht gelten sollen, wenn mit zweierlei Maß gemessen wird, wenn zu Verkehr, Brandgefahr, zu Lärm- und Geruchsbelästigung auch noch die Zerstörung der Wiesen selbst dazukommt. Die Steinbruchwiese ist etwa zu zwei Dritteln bereits nur mehr eine festgetretene Erdmasse. 100 m Luftlinie entfernt – ich habe es bereits gesagt – wird den Kindern beigebracht, die Pflanzen zu schützen, die Pflanzen zu kennen, 100 m zurück darf zertrampelt werden, darf alles abgerissen werden. Das ist nicht in Ordnung und das wi-derspricht eigentlich dem Naturschutzgedanken und auch dem Begriff Naturschutzstadt Wien. (Beifall bei der FPÖ.)

Müllvermeidung und Mülltrennung sind ja Schwerpunkte jeder Umwelterziehung. Den Kindern wird beigebracht, statt Tetrapack und Einwegflaschen mehrfach verwendbare Trinkflaschen zu verwenden und ebenso auf unnötige Verpackungen bei den Lebensmitteln zu verzichten. Um die Entsorgung im Grüngebiet hintanzuhalten, hat ja die MA 49 an Müllgefäßen ganz bewusst gespart, wie man gehört hat. Das ist auch gut so. Aber hier bei den Grillplätzen gilt wieder der Gegensatz oder der mögliche Gegensatz. Am Morgen nach einem schönen Grillwochenende müssen Berge von Müll, Berge von PET-Flaschen entsorgt werden und die Umgebung dieser Plätze stundenlang von Mist, diversen Papierln bis hin zu Babywindeln gereinigt werden. Weder die vielen Mülltonen noch die extra aufgestellten Mobil-WCs reichen aus, die Umgebung sauber zu halten. 

Umweltbewusstsein – wir haben ja hier in Österreich und auch in Wien sehr hohe Standards erarbeitet – ist doch auch ein Teil unserer Kultur, unserer Lebenskultur. Die Grillplätze im Wienerwald, die ja großteils von Zuwanderern genützt werden, sind damit ein Teil völlig falsch verstandener Integrationspolitik. Der Weg, der hier gegangen wird, ist der falsche. Es muss unserer Ansicht nach vielmehr heißen: Auflösung der Grillplatzwidmungen und Sanierung der zerstörten Wildnis. Die Kosten und Mittel für die Erhaltung und Reinigung wären besser in nachhaltig wirksamen Maßnahmen zur Vermittlung unserer Umweltstandards angelegt. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Parzer bitte.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Erste Reihe Parkett: Wutzlhofer und Valentin, schon sehr gespannt, was jetzt kommen wird. Ich würde so sagen: Dass das Thema Umweltschutz – unter anderem natürlich – in der breiten Öffentlichkeit zum Thema geworden ist, stimmt nur teilweise, leider nur teilweise. Denn man darf dabei nur anführen, dass die Wiener Stadtregierung diesen Bereich nicht weiterhin so vernachlässigen soll – sage ich mal vorsichtig ausgedrückt – wie in den letzten fünf Jahren. Nicht nur für Lebensqualität ist unsere Umwelt wichtig, das wissen wir alle, sondern auch aus der Sicht unserer Budgets. Ca 700 Millionen EUR, die heuer aufgewendet werden, meine Damen und Herren, und dafür genutzt werden sollten, die Umwelt in Wien zu sichern, sind wirklich eine Diskussion wert, vor allem aber ihr Einsatz. 

Meine Damen und Herren! Dieses Budget ist in meinen Augen so ein kleines Déjà-vu-Erlebnis, weil es eigentlich nichts Neues enthält. Und es ist eigentlich sehr schade, dass man mit diesem Umweltkapital der Stadt nicht etwas sorgsamer umgeht und es vor allem auch zinsenbringender, nämlich zur Vermehrung der Umweltqualität, anlegt und einsetzt. 

Wir sind auch der Meinung, dass Sie mit diesem Geld zu wenig tun, das heißt, dass Sie es nicht sinngemäß zur Sanierung der Wiener Umwelt aufwenden. Ich will jetzt nicht anfangen von den Waagner-Biro-Gründen, über die wir in der letzten Legislaturperiode ja sehr, sehr oft diskutiert haben, und auch darüber, wie sinnhaft oder nicht sinnhaft diese Geldanlage war. Das war ja eine horrende Summe, und als Bankmann überlege ich mir, was da jährlich an Zinsen die Donau hinuntergeronnen ist. Also da muss ich schon sagen, das war einer der größten Fauxpas, den die Wiener Stadtregierung, solo damals, mittels der SPÖ-Mehrheit durchgesetzt hat. 

Dann möchte ich sagen, es gibt noch andere Sachen: Altlastenförderungen, Versicherungen, 31 Millio-nen EUR, und so weiter. Alles offene Fragen, die uns in der Umweltpolitik betreffen, die uns unsere Frau Stadträtin möglichst bald in dieser Legislaturperiode beantworten wird. Ich möchte diesen Wunsch auch in aller Deutlichkeit deponieren, weil uns in der abgelaufenen Legislaturperiode auf Grund des Amtswechsels so manche Klärung nicht mehr rechtzeitig oder gar nicht gelungen ist. Daher würde ich vorschlagen, dass Sie, liebe Frau Stadträtin, in dieser Periode Ihren Schwerpunkt mehr in die Sacharbeit verlegen und sich weniger mit der Medienarbeit aufhalten. Es ist immer so, dass bezüglich Umwelt sehr viel in den Medien geschrieben wird. Es war die Frau Kossina sehr viel in den Medien, nicht unansehnlich und genauso wenig unansehnlich auch unsere Stadträtin, aber trotzdem glaube ich, dass die Sacharbeit wichtiger wäre als die Medienarbeit.

Dann habe ich noch einen sehr wichtigen Wunsch: Vermeiden Sie doch in der Zukunft das liebste Spiel der SPÖ, das immer wieder in der Stadtregierung gespielt wird, nämlich die Schuldzuweisung an den Bund. Und jetzt bin ich genau dort, was der Erich Valentin auch gesagt hat. Er hat schon Recht, wenn er sagt, die Opposition ist gegen das oder das. Aber denken wir an den Bund, was dort ein Herr Cap, ein Herr Matzeneder (Rufe bei der SPÖ: Matznetter!) oder auch ein Herr Gusenbauer, alle auch in der Opposition, an Kritik haben, also haben wir doch auch das Recht, als Opposition unsere Meinung, die sicher in manchem nicht der Meinung der SPÖ entspricht oder doch nur teilweise, kundzutun. – Danke für das Lichtabdrehen. (GR Heinz Hufnagl: Der Herr Matzeneder ist nach Hause gegangen!) Es sind alle nach Hause gegangen, ich weiß. Aber Sie haben ja selbst bemerkt, meine Damen und Herren – da kann man ja denken, was man will –, dass diese Schuldzuweisungen in dieser Stadtregierung...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Das Lichtabdrehen hat nichts mit dem Inhalt der Wortmeldung zu tun. (Heiterkeit bei der SPÖ.)

GR Robert Parzer (fortsetzend): Ja, danke. – Also Sie haben gemerkt, dass dieses Spiel mit den Schuldzuweisungen an den Bund bei den Bürgern nicht mehr sehr gut ankommt. Folgen Sie dieser Erkenntnis und ver-suchen Sie nicht immer, die Agenden zwischen Ihnen und dem Bund hin- und herzuschieben, wie dies zum Beispiel bei der Feinstaubdiskussion der Fall ist. 

Die 160 mit dem schmallippigen Herrn Bürgermeister habe ich sehr wohl vernommen (GR Erich VALENTIN: Nein, Bundeskanzler! Bundeskanzler habe ich gesagt!) Ich weiß schon, was Sie gesagt haben, lieber Herr Valentin, ist mir alles klar, aber drehen wir es einmal um. Welcher Autofahrerbund hat heute – und das muss man sich schon auf der Zunge zergehen lassen, weil Sie den "KURIER" zitiert haben, wie der das gut geschrieben hat –, aber welcher Autofahrerklub hat sich heute zu der ominösen neuen Regelung mit 50 positiv geäußert? Der ARBÖ war es nicht und der ÖAMTC war es nicht. Ich frage mich, wie sich die Bürger dazu bekennen werden.

Und wenn ich mir die heutige Aussendung der Frau Stadträtin angeschaut habe, ob das jetzt weniger Tempo ist und so weiter, ob man da weniger Abrieb hat, ob da die Abgase weniger sind, das bleibt alles noch zu messen. Im Grunde genommen haben wir einen sehr großen Anteil an Otto-Motoren in Wien – das darf niemand verleugnen, das sind fast 70 Prozent –, der Rest ist Diesel. Und da ist es wirklich nicht mehr so arg, weil die neuen Dieselfahrzeuge sehr wohl mit Dieselpartikelfiltern ausgestattet sind. Nur damit man weiß, von welchen Prozenten und wovon wir eigentlich wirklich sprechen. Den Feinstaub haben wir ja schon länger, aber wenn wir den jetzt so hochspielen, werden immer mehr Emotionen freigesetzt. 

Den Budgetzahlen entnimmt man, dass die Müllbeseitigung positiv bilanziert, meine Damen und Herren, nur die Straßenreinigung hat da ein bisschen ein Loch in dem Gesamtbudget der MA 48. Wir wissen, dass eines der Hauptprobleme des Umweltschutzes in dieser Stadt in der Verschmutzung verschiedener Gegenden liegt, wo, wie wir hören, die Abfälle auf den Gehsteigen und auf der Straße zu finden sind. Wer mit offenen Augen durch unsere Stadt geht, der kann das ganz sicher bestätigen. Es leuchtet aber jedem von uns ein, dass man dem entgegensteuern kann oder muss, wie immer man es will. Entweder man investiert etwas mehr in die Stadtreinigung oder man lässt mehr Papierkörbe oder Hundeset-Automaten oder so etwas Ähnliches aufstellen, um der Verschmutzung wirklich Herr zu werden. 

Wir haben daher beispielsweise – das weiß ich noch ganz genau – im Ausschuss eine Umrüstung und eine Verdichtung des Papierkorbsystems im öffentlichen Raum verlangt. Die Antwort war: Zu teuer! Angesichts der Tatsache, dass die zusätzlichen Papierkörbe beim Straßenkehren etwas helfen würden, ist das eigentlich nicht sehr nachvollziehbar. 

Das Gleiche gilt auch für die Ablehnung für mehr aufbruchssichere Papierkörbe. Sie alle wissen, das sehr viel aufgebrochen wird, und dann liegt das Ganze auf der Erde. Auch hier sollten wir uns Gedanken machen, neuere Papierkörbe aufzustellen. Jetzt weiß ich schon, Herr Wutzlhofer, dass die alten Papierkörbe eine lange Lebensdauer haben, weil sie robust und aus gutem Material sind wie alles in Österreich – in Österreich habe ich jetzt gesagt –, daher kann ich mir vorstellen, dass es auch hier noch lange Zeit dauert, bis wir zum Auswechseln dieser besagten Papierkörbe kommen werden. Hoffentlich nicht so lange, dass wir den Schmutz dann nur mehr auf der Straße haben, wenn sie aufgebrochen werden sollten. – Das wäre jetzt nur zum Thema Straßenreinigung. 

Nächstes Thema: Deponie Rautenweg. Davon bin ich, da im Bezirk lebend, selber betroffen. Ich habe immer geglaubt, dass die Deponie Rautenweg irgendwann einmal genug hat, gell, Herr Dampier. Dann könnte man halt sagen, es wäre einmal vorbei, irgendwann ist es mit der Aufstockung genug. Wir sollten uns Gedanken machen, etwas zum Wohle der Bürger der Donaustadt – und das sind ja nicht wenig, das sind 150 000 – zu tun und diese Deponie einmal zu schließen. Da haben wir uns gedacht, dass die neue Müllverbrennungsanlage, die ja projektiert worden ist, doch eine der markanten Sachen sein kann, um zu einer Stilllegung der Deponie Rautenweg zu kommen. Das heißt, dort könnten wir vielleicht in drei Jahren zudrehen und haben eine neue Müllverbrennungsanlage, die das alles dann aufnehmen wird. 

Nein, das wird nicht so sein, denn das ums teuere Geld projektierte Müllverbrennungsanlagenkonzept ist leider schon wieder ein bisschen zu klein. Auch hier müssen wir ein Konzept entwickeln, um gleich größere Anlagen zu schaffen, die dann auch den ganzen Müll aufnehmen können. 

Meine Damen und Herren! Die Sicherung der Grünräume ist auch ein wichtiges Thema – der Kollege hat ganz kurz schon darüber gesprochen – und die entsprechende Sanierung der Wasserqualität. Wir haben deshalb beim jüngsten Umweltausschuss zum Beispiel der Sanierung des Heustadelwassers positiv zugestimmt. 

Da fällt mir wieder ein als Bürger der Donaustadt – bleiben wir im Bezirk –, dass wir hier sehr wohl das Mühlwasser haben, das auch schon länger einer Gesamtkonzeption unterstellt werden müsste, denn auch hier gibt es immer wieder zahlreiche Bürgerbeschwerden in den Sommermonaten, wenn einer baden gehen will und vergeblich das Wasser sucht. Also auch hier, glaube ich, gehört schön langsam ein Konzept entwickelt, man müsste eine Abhilfe schaffen, damit man dort endlich wieder einmal baden kann. Ich weiß schon, dass das dann wieder mit Schwierigkeiten verbunden ist, dass dann Keller unter Wasser stehen. Das ist alles so eine echte Katze-in-den-Schwanz-Beißer-Partie, aber es muss was passieren, meine Damen und Herren. 

Ein wichtiges Thema für unseren Bezirk hat der Herr Maresch so ganz leise angeschnitten mit Bohrungen und was weiß ich was alles. Er sitzt jetzt als Schriftführer da hinter mir. Für mich sehr wichtig – und da hoffe ich auf alle hier im Raum Vertretenen, auch auf die GRÜNEN mit Maresch & Co, obwohl er nicht aus der Donaustadt ist, aber er könnte sich einmal dort hinstellen, damit er auch wüsste, was wir für ein Verkehrsaufkommen haben – ist die Nordostumfahrung. Das hat auch sehr viel mit der Umwelt zu tun, das hat auch sehr viel damit zu tun, dass ich die alten Ortskerne endlich freikriegen will vom Verkehr. Und auch hier haben wir – wenn wir heute schon vom Staub reden, vom Feinstaub reden, von Belastung reden – sehr viele Bürger, die dankbar wären, wenn alle Parteien an einem Strang ziehen würden, um so bald wie möglich eine normale, anständige, schnelle Version einer Nordostumfahrung durchführen zulassen. Das wäre zum Nutzen der Bürger und auch aller Verkehrsteilnehmer. 

Zum Abschluss, meine Damen und Herren: Ein Garant für unsere Umwelt sind die Wiener Landwirte. Da komme ich jetzt auf das Thema, über das der Herr Dampier voriges Mal im Gemeinderat so schön gesprochen hat und auch der Herr Hora, auf unsere Frage der Umwidmung von L auf SwwL. Ich weiß, dass es eine Grundsicherung gibt, um irgendwelche Verkäufe zu stoppen, die sein könnten, aber über eines müssen wir uns auch klar sein: Die Wiener Landwirte oder die Wiener Gärtner produzieren einen Großteil unseres Gemüses für den Stadtbedarf. Daher glaube ich, dass wir hier keine Entwertung des Grundes vornehmen sollten, sondern vielmehr sollten wir die alle stützen. Wir sollten denen helfen, damit sie zumindest bei den Banken – und das weiß ich wirklich ganz genau – eine Unterstützung finden. Denn mit einer L-Version kann man eine andere Besicherung für etwaige Kredite bekommen als mit einer SwwL-Version. Da brauchen wir gar nicht viel zu reden, nichts schön zu machen oder schlecht zu machen, das ist einmal so im Leben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Daher glaube ich, sollten wir auch hier umdenken, und da wäre ich wirklich dankbar, wenn unsere Stadträtin ihre ganze Kraft aufwenden würde, um sich in die Landwirtschaft und in die Leute hineinzuversetzen und diese Ungerechtigkeit etwas zu mildern oder zu beseitigen.

Wenn es stimmt, dass die Zahlen eines Budgets den unbedingten Willen dieser Stadtregierung dokumentieren, dann ist dieser politische Wille im Umweltbereich relativ schwach. Das ist schade, denn gerade die Umwelt in der Stadt bräuchte eine starke Lobby in dieser Stadtregierung. 

Im Übrigen meine ich, Wien hungert ja den Bund aus. Das ist ja auch nicht so schlecht. 

Als Abschluss möchte ich sagen, dass wir den politischen Willen aus diesem Budget nicht ablesen können, denn dieses Budget bremst das Wirtschaftswachstum, und zwar nicht nur in Wien – das muss ich auch sagen –, sondern im ganzen Land. Darunter leiden alle Österreicher. 

Deshalb können wir diesem Budget leider – und ihr werdet es euch denken können – keine Zustimmung geben. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Wutzlhofer. – Bitte sehr. 

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! Einen wunderschönen angebrochenen Vormittag! 

Es geht um das Budget 2006 und damit um politische Ziele und Vorhaben der nächsten Zeit, des nächsten Jahres, aber am Beginn einer Periode sicher auch der nächsten Legislaturperiode. Wenn politische Ziele gesteckt werden, geht es auch und gerade in der Umweltpolitik im besonderen Maße um Nachhaltigkeit. Nachhaltigkeit – ein Schlagwort. 1987 ist es in dem sagenumwobenen Brundtland-Report zum ersten Mal in recht schön in Worte gefasst worden: „Nachhaltige Entwicklung ist Entwicklung, die die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt ohne zu riskieren, dass künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen können." 

Was Wien heute ausmacht, meiner Meinung nach, was Wien heute zu dieser Stadt mit dieser Lebensqualität macht, ist das direkte Resultat daraus, dass schon in der Vergangenheit Entscheidungen, besonders umweltpolitische Entscheidungen auf Basis solcher Überlegungen, auf Basis von Nachhaltigkeitsüberlegungen getroffen worden sind. 

Wenn wir heute stolz darauf sind, dass ein Drittel des Stadtgebietes unter Schutz steht, die Hälfte des Stadtge-bietes von Grünraum überdeckt ist, dann ist die Basis dafür eine nachhaltige Umweltpolitik in der Vergangenheit, die heute zum Beispiel mit dem neuen Biosphärenpark fortgesetzt wird. 

Wenn wir stolz darauf sind, dass es kristallklares Hochquellenwasser gibt, dann sind die Basis dafür nach-haltige Entscheidungen in der Vergangenheit, die vor mehr als 100 Jahren begonnen haben und bis heute wei-
tergeführt werden, Jahr für Jahr, mit jedem Budget. 

Wenn wir stolz sind auf eine verhältnismäßig hohe Luftqualität, dann ist die Basis dafür, dass wir schon 1999 mit dem KliP weitreichende Ziele gesteckt haben, die dazu führen, dass wir uns heute mit vielen Problemen, mit denen sich andere Bundesländer herumschlagen müssen, bei der Feinstaubbekämpfung zum Beispiel, nicht mehr herumschlagen müssen. Stichwort Hausbrand, Stichwort Fernwärme. 

Nachhaltige politische Entscheidung zu treffen, bedeutet, Verantwortlichkeit zu definieren, Verantwortlichkeit zu übernehmen, über die nächste Wahl hinaus. Das bedeutet nicht, weil jetzt eine Umfrage in der "Kronen Zeitung" das irgendwie unterstützt, 160 km/h einzuführen, das bedeutet nicht, Mitbestimmung abzubauen, so wie es die Bundesregierung macht, sondern es bedeutet, mit den Leuten in dieser Stadt gemeinsam zukunftssichere Politik zu machen. Wiener Politik und vor allem Wiener Umweltpolitik ist dieser Nachhaltigkeit verpflichtet, und darauf können wir stolz sein. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte jetzt in aller Kürze ein paar Beispiele dafür bringen, Beispiele für nachhaltige Politik. Ich glaube, der Kristallisationspunkt für Nachhaltigkeit ist der Umgang mit Energie. Durch den Fernwärmeausbau, durch die Wärmedämmung, durch Effizienzsteigerung bei den Kraftwerken haben wir hier in den letzten Jahren schon große Erfolge erzielt. Ich habe das KliP schon erwähnt. Durch diese Maßnahmen kommen wir schon jetzt auf eine Vermeidung von ca 2 Millionen Tonnen CO2-Aus-stoß pro Jahr. 

Ein paar Beispiele für die Zukunft illustrieren unseren Zugang zu erneuerbarer Energie, womit man zu einer ausgeglichenen Energiebilanz kommt. Zum Beispiel durch den Bau der Müllverbrennungsanlage Pfaffenau, wo wir durch die thermische Behandlung von Restmüll neuen Strom, neue Energie und Fernwärme zurückgewinnen, eben Energie aus Restmüll. Gleiches gilt für die Biogasanlage, die 2006 errichtet wird. Damit wird Energie aus nachwachsenden Energieträgern gewonnen, nämlich durch die Vergärung von biogenen Abfällen, aber auch durch die Vergärung von Speiseresten, und aus den daraus entstehenden Biogasen entstehen wieder Strom und Wärme. 

Beispiele dafür ließen sich weiterführen, etwa mit dem Biomassekraftwerk, mit dem Ausbau der Fernwärme et cetera. 

Der zweite für mich zentrale Zugang zur Nachhaltigkeit ist immer, wenn man bei sich selber anfängt. Und wenn eine Stadt wie Wien bei sich selber anfängt, dann geht da ganz schön was weiter, denn Wien ist zum Beispiel heute der größte Biobauer in ganz Österreich. Gerade eben wurde darüber hinaus eine eigene Forschungsanstalt zum Thema biologische Landwirtschaft gegründet. Damit ist Wien die einzige Gebietskörperschaft, die so etwas hat. 

Wien ist auch ein ordentlicher Einkäufer. Ich komme zum Projekt ÖkoKauf. Wenn man sich anschaut, wie viel Wien jährlich an Gütern einkauft, dann entspricht das ei-ner Summe von 5 Milliarden EUR. Das ist fünfmal die Summe, die alle Wiener Haushalte zusammen für Wohnungsausstattung, Ernährung, Kleidung, Reinigung und Auto pro Jahr ausgeben. Mit diesem Projekt ÖkoKauf haben wir verschiedene Dinge erreicht. Erstens hat sich die Marktsituation verändert, weil sich auch die Nachfrage verändert hat, nämlich hin zu einer großen Nachfrage. Zweitens hat sich natürlich auch unsere eigene Politik, unsere eigene Beschaffungspolitik verändert. Zum Beispiel hat allein der KAV durch das Projekt ÖkoKauf 23 Prozent seiner Ausgaben für Reinigungsmittel eingespart, bei gleicher Wirkung.

Das soll selbstverständlich auch weitergeführt werden, und zwar im Projekt ÖkoBusinessPlan, auch ein alter Bekannter, wo eine Sache relativ anschaulich illustriert wird, was man immer wieder als großartiges Argument gegen ökologisches Engagement nimmt, nämlich dass ökologisches Engagement und finanzieller Erfolg zusammenpassen und noch dazu ziemlich gut zusammenpassen. Beim ÖkoBusinessPlan sind 460 Betriebe beteiligt und die konnten bislang ihre Kosten um insgesamt 24 Millionen EUR senken. Der ÖkoBusinessPlan 3 sieht einen neuen Fonds vor, der Unternehmen unterstützt, die Projekte zur Abfallvermeidung durchführen. Somit ist auch hier erstens eine Weiterführung von erfolgreichen Modellen und zweitens ein Ausbau im Hinblick auf neue Ideen geplant. 

Natürlich muss unser Zugang auch sein, dass nicht nur die Stadt Wien bei sich selber anfängt, sondern dass auch die Wienerinnen und Wiener bei sich selber anfangen, und dafür gibt es eine Fülle an Umweltbildungsaktivitäten. Umweltschutz muss vermittelt werden. Ich habe an dieser Stelle schon oft von der Waldschule, von den Naturlehrpfaden, von den Nationalparkcamps und und und gesprochen. Ich möchte Ihnen das heute ausnahms-weise ersparen. Es ist alles zusammengefasst für alle aufmerksamen Leserinnen und Leser im EULE-Pro-gramm. Das wird Jahr für Jahr dicker. Alle Umweltbildungsaktivitäten der Stadt sind dort enthalten; auch abrufbar unter www.eule-wien.at. 

Zu Jahresende möchte ich aber noch auf ein letztes Thema hinweisen. Besonders wichtig ist Bewusstseinsbildung nicht nur beim Thema Wasser – Wasser ist im Übrigen der Schwerpunkt der Aktivitäten im nächsten Jahr –, sondern auch beim Thema Abfallvermeidung. Trotz Biogasanlage, trotz Biomassekraftwerk, trotz Fernwärmegewinnung muss man schon sagen, der beste Ab-fall ist der, der gar nicht erst entsteht. Gerade in der Weihnachtszeit sollte sich da vielleicht jeder für sich überlegen, wie viele Papierln da umsonst direkt in den Müll wandern, die man vielleicht verhindern hätte können. 

Diesen Überlegungen wollen wir mit der Wiener Umweltpolitik Vorschub leisten. Erstens wird natürlich die Abfallvermeidungskampagne fortgesetzt, zahlreiche In-formationskampagnen möchte ich da erst gar nicht extra erwähnen. Es gibt darüber hinaus auch so etwas wie das Mistzelt, es gibt darüber hinaus die Tatsache, dass die MA 48 bei Minopolis eine eigene Station plant, die Kindern den Umgang mit Müll, die Kindern die Mülltrennung anschaulich vermitteln soll. Es gibt eine eigene Abfallvermeidungstruppe, die sich Jahr für Jahr mit Projekten, Innovationen und Ideen auseinander setzt, um die Müllmengen zu reduzieren. 

Wenn Sie auf den Geschmack gekommen sind, gibt es auch für jeden von Ihnen die Möglichkeit, selber nach-haltige Weihnachtsgeschenke zu kaufen. Wenn man da jetzt nicht darüber nachdenken will, dann geht man am besten zum "natürlich Wien"-Stand am Wiener Rathausplatz. Also einfach hinuntergehen zum Rathausplatz und ein paar nachhaltige Geschenke kaufen. Dort gibt es unter anderem ein Buch der MA 48 "Alt, aber gut", in dem über 1 700 Betriebe aufgelistet sind, die selber re-parieren, die Ersatzteile anbieten, die vermieten, verborgen, die Secondhand-Dinge verkaufen. Das wäre also eine Möglichkeit, selber nachhaltig zu handeln und das Ganze auch noch nachhaltig zu verschenken um wohlfeile 8 EUR beim "natürlich Wien"-Stand. 

Es gibt auch Wein, den habe ich mir erspart mitzunehmen, um irgendwie allfällige blöde Fotos nachher nicht vorgehalten zu bekommen. 

Es gibt zum Beispiel auch für jüngere oder junggebliebene ComputernutzerInnen ein Spiel, das heißt "Mist-monster attacks". Bei dem geht es darum, Wien vom Müll zu befreien, den Müll richtig zu trennen und vor allem aber die grauslichen Mistmonster einzusaugen. Es kostet 2 EUR, auch am "natürlich Wien"-Stand. 

Wenn man noch keine Verpackung hat – Verpackungen sind ja das größte Müllproblem –, dann gibt es diesen wunderschönen handlichen Sack am "natürlich Wien"-Stand. (Der Redner hält einen Stoffsack mit einem weihnachtlichen Motiv in die Höhe.) Da kann man das Ganze dann einpacken und braucht kein schlechtes Gewissen zu haben, Müll geschaffen zu haben, man hat sogar noch das Integrationshaus mit 2 EUR oder einer möglichen höheren Spende natürlich unterstützt. Dazu sind Sie herzlich eingeladen. (Beifall bei der SPÖ.)
In diesem Sinne hoffe ich, ich habe Sie ein bisserl zum nachhaltigen Schenken angeregt. Was ich jetzt an-gesichts der Zeit und dem, was wir noch vor uns haben, mir selber schenke, ist, noch ein paar mögliche weitere Beispiele zum Thema Nachhaltigkeit zu bringen. 

Ich möchte nur noch eine Sache sagen: Umweltpolitik ist Zukunftspolitik. Damit diese Zukunftspolitik möglich ist, braucht es das Engagement und die Beteiligung vie-ler Menschen. Erstens bedarf es natürlich der Mitarbeit der Wienerinnen und Wiener. Wenn die nicht mitmachen würden, würde die Umweltpolitik ins Leere laufen. Deshalb ein großer Dank auch einmal von dieser Stelle. 

Natürlich bedarf es der vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsgruppe. Dazu auch ein Dankeschön von meiner Fraktion. 

Schlussendlich braucht es für diese Zukunftspolitik das notwendige Budget. Ich freue mich auf Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort gemeldet ist Frau amtsf StRin Mag Sima. 

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Da-men und Herren!

Ich möchte zu Beginn auf ein paar Wortmeldungen aus der Debatte eingehen. Das Wort "Gebühren" beziehungsweise "Steuern" ist ja recht oft gefallen von Seiten der Opposition. 

Also, Herr Kollege Stiftner, die 67 Millionen EUR, die wir da angeblich an Überschuss haben, die zeigen Sie mir noch, denn die hätten wir auch alle sehr gerne gefunden. Da brauche ich mir nur alle AbteilungsleiterInnen meiner Geschäftsgruppe anzuschauen. Über die würden wir uns sehr freuen.

Ich kann Ihnen nur empfehlen, vielleicht auch einmal den Rechnungsabschluss des vergangenen Jahres her-anzuziehen. Da sieht man sehr, sehr eindeutig, wie hoch der Kostendeckungsgrad der einzelnen Abteilungen ist. Sie werden nirgendwo eine Überdeckung von 67 Millio-nen EUR oder darüber oder 65 Millionen EUR oder was immer Sie gesagt haben, entdecken, ganz im Gegenteil. Wir sind im Bereich der MA 48 mit 100 Prozent oder 100,12 Prozent ziemlich genau kostendeckend. Wir haben eine Unterdeckung im Bereich des Kanals mit 85 Prozent, und wir haben bei der Wasserversorgung, wie Sie schon auch erwähnt haben und wie ich auch in der Fragestunde gesagt habe, eine ganz leichte Überdeckung von 108 Prozent. Diese großen Summen, die auch der Kollege Blind genannt hat – ich kann auch Ihnen nur empfehlen, einen kurzen Blick in den Rechnungsabschluss zu werfen oder sich sonst mit den fachkundigen Mitarbeitern gerne in Verbindung zu setzen –, ich kann Ihnen versichern, das existiert so nicht.

Ein zweiter Punkt war – ich glaube, das hat auch der Kollege Blind gesagt –, die Gebühren sind seit 1990 österreichweit um 140 Prozent gestiegen. Und Sie haben auch, sagen wir einmal, angedeutet, dass das auch in Wien der Fall wäre. Ich möchte das nur klarstellen, denn wir haben uns das natürlich auch angeschaut im Vergleich zu den Zahlen, die im "KURIER" aufgelistet sind. 

Die MA 30, Wien Kanal, weist laut "KURIER" eine Erhöhung von 102 Prozent auf. Tatsächlich liegen wir in Wien weit darunter, nämlich bei 97 Prozent. 

Bei der MA 31, Wasserwerke, haben wir in Wien, gerechnet seit 1990 und alles zusammengezählt, 50 Pro-zent, während es österreichweit eine Erhöhung von 75,2 Prozent gegeben hat, also deutlich darüber. 

Noch deutlicher ist es bei der MA 48, beim Müll. Die 143 Prozent Gebührenerhöhung, die im "KURIER" zitiert worden sind, sind österreichweit zu sehen. In Wien waren es tatsächlich 50 Prozent im gleichen Zeitraum. Das heißt, wir liegen da weit, weit, weit unter dem Durchschnitt. 

Das kann man auch an den Wasserpreisen – die, glaube ich, auch vom Kollegen Stiftner gekommen sind; ich hoffe, ich verwechsele da jetzt nichts, aber ein Herr der Opposition hat das gebracht – recht deutlich erkennen. Ich habe es schon damals in der Fragestunde gesagt, dass Wien trotz der vielen Mehrleistungen, die wir in diesem Bereich erbringen – die Bewirtschaftung der Quellschutzgebiete, die Sanierung des doch aufwändigen Wasserversorgungssystems, wo wir auch mit Denk-malschutzauflagen sehr zu kämpfen haben –, mit 1,30 EUR trotzdem an der unteren Skala bei den Preisen für die Wasserversorgung liegt. Mödling: 1,60 EUR, Inns-bruck: 1,42 EUR, Graz: 1,39 EUR, Salzburg: 1,44 EUR, EVN: zwischen 1,40 und 1,70 EUR. Den internationalen Vergleich lasse ich diesmal weg, den haben wir das letzte Mal schon ausführlich besprochen, aber ich glau-be, dass wir da eine sehr, sehr gute Bilanz vorlegen können.

Irgendwer hat auch behauptet, Wien wäre bei der Müllentsorgung am teuersten. Das kann ich überhaupt nicht nachvollziehen. Ganz im Gegenteil. Die Müllabfuhr kostet in Graz, gerechnet pro Entleerung, 5,86 EUR – 5,86 EUR! –, während wir 3,16 EUR pro Entleerung ver-langen. Die Vergleiche mit einigen burgenländischen Ge-meinden, die da gekommen sind, sind nicht ganz zu-lässig. Denn wenn man pro Monat einmal entleert, dann ist es klar, dass es, wenn man es auf das ganze Jahr rechnet, möglicherweise billiger ist. Aber reden Sie einmal mit den Leuten, die dort wohnen, wo die Müllabfuhr einmal im Monat kommt. Das möchte ich mir in Wien kei-ne 5 Sekunden anschauen, wenn wir das machten. Die Leute sind froh, dass wir einmal in der Woche kommen, um zu entleeren, und ich möchte wirklich bitten, dass man nicht anfängt, Äpfel mit Birnen zu vergleichen. 

Deswegen: Bei der Statistik pro Entleerung sind vor uns Graz, vor uns Klagenfurt, vor uns Salzburg und vor uns Linz. Also da sind wir im guten unteren Mittelfeld, würde ich sagen, aber dass wir am teuersten in Österreich sind, das trifft weder bei Wasser noch bei Abwasser noch bei der Müllgebühr zu. Ich verstehe überhaupt nicht, warum Sie immer wieder auf diese Zahlen zurückkommen, obwohl es ja objektiv wirklich gegenteilige Beweise gibt.

Etwas möchte ich auch zu der Tempo 50-Debatte sagen und zum ganzen Feinstaubthema. Denn was mir schon immer wieder auffällt, ist, dass natürlich auch hier im Gemeinderat sehr laut geschrien wird: Wahnsinn! Feinstaubbelastung! Was tun? Wir präsentieren einen Maßnahmenkatalog, der viele Maßnahmen enthält, unter anderem Tempo 50. Aber wie Sie wissen, haben wir bereits letztes Jahr 45 Maßnahmen präsentiert und umgesetzt, jetzt sind es noch einmal 18 Maßnahmen und die Maßnahmenverordnung. Eine davon ist eine Verkehrsmaßnahme, und plötzlich kommt die ÖVP und sagt: Na ja, das braucht man ja nicht zu machen! Wozu das Ganze? 

Da ist einfach etwas unglaubwürdig. Wenn man Feinstaub wirklich reduzieren will, dann muss man bei allen Emittentengruppen ansetzen, auch wenn es ihnen nicht passt, auch bei denen, wo es vielleicht ein bisserl weh tut, nämlich auch beim Verkehr, genauso beim Bau-gewerbe, genauso beim Heizen, genauso bei der ther-mischen Wohnhaussanierung, eben bei allen Emitten-tengruppen. Man kann nicht sagen, bei denen jetzt gerade nicht. Da muss man sich etwas überlegen, aber diejenigen, die am lautesten wegen des Feinstaubs ge-schrien haben, sind jetzt diejenigen, die am lautesten gegen Tempo 50 sind. Das finde ich fast schon ein bisserl skurril, das muss ich wirklich sagen. (Beifall bei der SPÖ.)
Noch ganz kurz zum Kollegen Parzer, den wir enttäuschen müssen, dass die Müllverbrennungsanlage die Deponie nicht ersetzen wird, aber vielleicht darf ich da noch einmal aufklärend etwas sagen. Wenn Sie selber einmal einen Ofen beheizt haben, dann wissen Sie, da bleibt unten immer was übrig – der Kollege Klucsarits hätte Ihnen das sicher gut erklären können –, und bei einer Müllverbrennungsanlage ist es genau dasselbe. Man kann nicht rückstandsfrei verbrennen, deswegen bleibt unten immer ein bisschen was über, und das, was überbleibt, das müssen wir dann in sicheren Gefäßen und so weiter auf die Deponie bringen. 

Aber trotzdem halten wir es für einen umweltpolitischen Meilenstein, dass wir ab 2008 keinen unbehandelten Müll mehr auf die Deponie bringen. Wir versuchen das auch jetzt so gut wie möglich zu vermeiden, das ist völlig klar, aber das nur einmal zur grundsätzlichen Aufklärung, denn ich glaube, dass Sie das schon öfter gesagt haben, dabei kann das sozusagen jeder selber am Einzelmodell zu Hause auch ganz gut nachvollziehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Meine beiden Kollegen haben Ihnen schon einen ganz guten Über-blick über die wesentlichen Schwerpunkte der Geschäftsgruppe im nächsten Jahr gegeben. Ich glaube, dass wir uns ein sehr ambitioniertes Programm vorgenommen haben, das wir gemeinsam mit den Kollegen aus den Abteilungen sehr gut umsetzen werden, denen ich bei dieser Gelegenheit auch sehr, sehr herzlich für die Zusammenarbeit im letzten Jahr danken möchte. Es war ganz wunderbar mit der Geschäftsgruppe Umwelt, und ich bin sehr zuversichtlich, dass es auch so wunderbar weitergehen wird.

Vielleicht noch ein paar Schwerpunkte. Ich weiß, die Zeit ist schon weit vorgeschritten und es kommen noch einige Geschäftsgruppen nach mir, also werde ich mich kurz fassen. 

Der Biosphärenpark Wienerwald ist bereits genannt worden. Ich glaube, dass das doch ein großer Wurf ist, den wir im nächsten Jahr vollenden werden. Wir haben ja schon einige Landschaftsschutzgebiete, doch unter Schutz gestellt von Liesing bis Döbling ist jetzt quasi der ganze Biosphärenpark. Das war auch eine wichtige Vor-aussetzung dafür. Teile von Floridsdorf und Favoriten werden im nächsten Jahr noch folgen. 

Netzwerk Natur ist heute schon gefallen. Auch das werden wir selbstverständlich fortsetzen.

Mit der urbanen Luftinitiative wird es nächstes Jahr darum gehen, noch zusätzliche Feinstaubmaßnahmen und eine langfristige Luftstrategie zu erarbeiten.

1,8 Millionen EUR werden wir wieder in den Lärmschutz Schiene investieren wie in den letzen Jahren auch. Ich glaube, dass das ein sehr, sehr gutes Projekt ist, bei dem auch die Bevölkerung sehr konkret Lärmschutzmaßnahmen spürt. Wir werden das Aquädukt Speising sanieren, die Pfannbauernquelle müssen wir sanieren. Mit dem Bleileitungsaustauschprogramm setzen wir im nächsten Jahr fort, sodass wir termingerecht 2007 die letzte Bleileitung in Wien ausgetauscht haben werden. Ich freue mich schon, wenn der Punkt Bleileitungen nicht mehr in meinen Redeunterlagen für die Budgetreden oder Bilanzreden des Jahres aufscheint, sondern wenn wir das einmal abgehakt haben werden. 

Beim Stadtgartenamt haben wir auch einiges vor. Beim Stadtpark wird die Fläche über der Baustelle neu gestaltet, ebenso im Ernst-Arnold-Park, Klieberpark, Lau-bepark, Herderpark, im 12. Bezirk der Theodor-Körner-Park, Vierthalergasse, Kabelwerk im Märzpark, Hebbelgasse. Also sie sehen, das ist eine sehr, sehr lange Liste. Die Förderung der Begrünung von Innenhöfen und Dächern wird selbstverständlich auch im nächsten Jahr fortgesetzt.

Bei der MA 45 ist bei der Altlastensanierung im nächsten Jahr natürlich die Makrophytenbewirtschaftung ein großer Schwerpunkt, sage ich jetzt einmal freundlich, aber die Makrophytenbewältigung im Sommer wird uns weiterhin beschäftigten. Neu kommt hinzu die Sanierung des Heustadlwassers, was, glaube ich, ökologisch auch ein sehr, sehr guter Schritt ist.

Die Müllverbrennung haben wir schon kurz besprochen. Die Biogasanlage wird auch im nächsten Jahr be-gonnen werden. Bei der MA 48 geht es darum, vor allem im Winterdienst auch weitere Optimierungen zu finden, gerade im Hinblick auf den ganzen Feinstaubbereich. 

Dieselpartikelfilter: Das ist, glaube ich, auch eine ganz gute Nachricht, dass sämtliche neue Kfz und LKW, was immer wir auch ankaufen an Geräten und Fahrzeugen, mit diesen Dieselpartikelfiltern ausgestattet sein wird.

Bei der MA 48 fällt natürlich der neue AlSaG ins Gewicht, den wir für Verbrennung zahlen müssen, der mit 1.1.2006 auf Wien zukommt. Das sind für uns plus 7 Millionen EUR, die wir dann an den Bund abliefern müssen, wobei ich sagen muss, dass da im Nachhinein die gesetzliche Grundlage geändert worden ist. Ich habe das schon als Umweltsprecherin im Nationalrat bekämpft, weil ich es nicht für fair halte, zu einem Zeitpunkt, da versucht wird, die Deponieverordnung zu erfüllen, die Rahmenbedingungen vom finanziellen Rahmen her völlig zu verändern. Ich glaube, dass das keine gute Vorgangsweise ist.

Bei der MA 49 sind die verwilderten Weinbauflächen sicher ein Schwerpunkt, wo wir die naturnahe Nutzung wieder ermöglichen wollen. Es erfordert natürlich viel Ar-beit und Input der MA 49. 

Das Nationalparkhaus, über das wir schon längere Zeit sprechen, wird jetzt wirklich realisiert werden. Dafür werden wir gemeinsam sorgen. 

Über die Umweltbildung hat der Kollege Wutzlhofer ja schon einiges gesagt. Sie wird weiterhin ein Schwerpunkt bleiben, weil ich immer noch der Meinung bin, dass umweltbewusste Kinder die besten umweltbewussten Erwachsenen von Morgen sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf auch die Opposition einladen, bei unserem Programm mitzuarbeiten. Ich glaube, dass es sehr viele gute Punkte und Vorhaben gibt, die wir in altbewährter Tradition durchaus auch gemeinsam im Umweltausschuss beschließen können, sodass wir dann auch bei der Rechnungsabschlussdebatte viele Punkte haben, auf die wir gemeinsam stolz sein können. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Umwelt liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft. 

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Kulturpolitik in Österreich ist in einem traurigen Zustand. Im Burgtheater werden uns Mühl und Nitsch vorgeführt. Nitsch hat es endlich geschafft, seine Vision wahrzumachen, Schweine ins Burgtheater zu treiben. Das macht der Bund möglich. Also man könnte da sehr traurig sein und sich denken, die Stadt Wien hält da wenigstens dagegen – das gilt auch für die Staatsoper, die Inszenierungen macht, dass man am besten die Augen zumacht, um sich nicht den Musikgenuss zu verderben –, aber die Stadt Wien setzt in vielen Bereichen noch eins drauf. Dort, wo der Bund noch nicht genug zerstört hat, legt die Stadt Wien noch nach. 

Ich denke nur an den roten Stern am Volkstheater. Das wurde uns das letzte Mal schön geredet als fünf V. Komischerweise hat mein vierjähriger Sohn gefragt: Was macht der rote Stern auf dem Haus? Normalerweise sagt man, Kindermund tut Wahrheit kund. Also ich würde schon meinen, es ist ein roter Stern. Es ist nicht so ein Spaß. Ich weiß schon, Sie finden das alles ganz lustig und Provokation ist ja was Nettes, aber unter diesem Symbol ist doch unermessliches Leid über einen sehr großen Teil der Europäer über Jahrzehnte gebracht wor-den. Ich weiß nicht, was da Touristen, Besucher Wiens aus Tschechien, Slowakei, Polen, Ungarn empfinden, wenn bei uns der rote Stern wieder groß auf einem öffentlichen Gebäude prangt. Das zeigt schon in einem gewissen Maß, dass hier keine Sensibilität herrscht. 

Dass dann der Direktor eines solchen Hauses auch ein gestörtes Verhältnis zum Rechtsstaat hat, das wundert dann nicht mehr. Zumindest der Denkmalschutz ist ihm nichts wert. Dafür ist er ein erhabener und wichtiger Antifaschist. Aber gut. So ist eben die Denkweise von Leuten, die rote Sterne auf Häuser setzen.

Das Kulturbudget wurde gekürzt. Es muss ja gespart werden, das ist ja alles in Ordnung. Wir haben jetzt doch eine deutliche Verringerung im Kulturbudget. Das ist nicht unbedingt an sich schlecht oder an sich gut, aber wenn man sieht, wie viel Geld für viele Dinge immer noch vorhanden ist, dann macht es einen zumindest nicht glücklich. Wir sehen, dass über Umwege Public Netbase wieder unter die Arme gegriffen wird, wir sehen, wie mit interkulturellen Aktivitäten der Realität Wiens, nämlich mehr als 30 Prozent der Bevölkerung, die aus dem Ausland stammt, Rechnung getragen wird. Ganz interessant, dass das plötzlich einmal hier auftaucht. Das ist doch ein Wert, der normalerweise so nicht zugegeben wird. Wir sehen, dass Geld da ist, um die Kunsthalle in türkische Fahnen zu hüllen. Wir sehen, wie viel Geld bei den Wiener Festwochen ausgegeben werden kann. 

Wir haben das letzte Mal nur so kurz überschlagsmäßig nachgerechnet, dass ein Platz bei den Wiener Festwochen bei einer Vorstellung mit 350 EUR pro Sitzplatz subventioniert wird, also 350 EUR für einen Platz, dass dort jemand sitzt – oder vielleicht auch nicht. Ich hoffe, dass dann wenigstens jemand dort sitzt. Es liegt natürlich nahe, da eine kleine Rechnung zu machen. Wie hoch ist der Heizkostenzuschuss? 70 EUR. 350 durch 70 ist 5. Das sind also fünf Heizkostenzuschüsse für einen Sitzplatz in einem gut geheizten Raum. Da ist schon irgendwo ein Potential da, könnte man sagen. Vielleicht kann man da doch einmal nachdenken, wie man das Geld einsetzt. 

Die Musikschulen und die Musikerziehung in den Musikschulen ist in einem bedauernswerten Zustand in Wien. Darüber haben wir auch schon oft debattiert. Es ist wirklich traurig, wie es da bei uns ausschaut. Hier gibt es allerdings keine Erhöhung des Budgets oder irgendeine signifikante Änderung. Vielleicht eine minimale, aber es ist keinerlei Initiative zu erkennen, die auch als solche zu bezeichnen ist. 

Der Unterricht in Wien an sich, der wird in diesem kommenden Budget schon stärker gefördert. Aber ich nehme an, das ist darauf zurückzuführen, dass wir jetzt mehr fremdsprachige Lehrer brauchen. Vielleicht ist da auch schon der Türkischunterricht mit eingeplant.

Die Theaterreform, ein wichtiges Thema schon des letzten Jahres und sicherlich auch des nächsten Jahres, ist doch weitgehend ins Stocken geraten. Große Unzufriedenheit ist in vielen Häusern dieser Stadt erkennbar. Der Verdacht, der irgendwann einmal aufgekommen ist, ist, dass hier Häuser, die nicht ganz den Vorstellungen der Stadtregierung entsprechen, etwas geschwächt werden sollen, um andererseits den doch heiß geliebten freien Gruppen Raum zu schaffen. Es zeigt sich immer stärker, dass das der Fall ist. Es werden hier also neue Spielstätten geschaffen und andererseits werden etablierte Häuser ausgehungert beziehungsweise geschwächt. 

Die ganze Theaterreform hat dann aber nichts zu bedeuten, wenn es um Freunde der Stadt Wien geht. Wir denken da hier nur an die doch sehr üppige Unterstützung von Adi Hirschal, der als Freund des Bürgermeisters bekannt ist. Daher kann dort jenseits jeder Entscheidung aus der Theaterreform Geld fließen. 

Und dann kommt natürlich etwas Wichtiges im nächsten Jahr, das Mozartjahr. Wir freuen uns alle darauf, dass Mozart so gefeiert wird. Es ist natürlich zu befürchten, dass es zu einer Dauerberieselung kommt, vom Stadtmarathon bis ich weiß nicht wohin werden wir ständig Mozart hören. Aber es gibt natürlich viel Schlimmeres. Ich würde sagen, das ist einmal ein wirklich positiver Beitrag zum Leben in dieser Stadt.

Etwas, was wir auch erwartet haben und was sich bewahrheitet hat, ist der “wunderbare“ Beitrag von Peter Sellars "New Crowned Hope". Wir haben schon darauf hingewiesen, dass uns das sehr irritiert, dass 10 Mil-lionen EUR für etwas, was höchstwahrscheinlich nichts mit Mozart zu tun haben wird, aufgewendet werden. Seit neuestem haben wir jetzt ein Konzept, das uns dargelegt wurde, und es hat unsere Vorstellungen also wirklich perfekt getroffen. Es geht hier um Äthiopien, Paraguay, Indonesien, Kurdistan, Kambodscha, Kongo, Samoa, Südindien – ich habe sicherlich noch einiges vergessen. In manchen der Beiträge ist irgendwo einmal darauf hingewiesen, dass auch Mozart geliebt hat oder sonst etwas, also wirklich Randbemerkungen, die es aber immerhin möglich machen, dass hier 10 Millionen EUR ausgeschüttet werden. Das nennt sich dann halt auch Mozartjahr und dafür ist Geld in wirklich reicher Zahl vorhanden. 

Das Konzept von Peter Sellars lautet: “Transformation, Reconciliation und Remembrance“. Ich muss gestehen, dieses Wort kenne ich nicht einmal, aber... (StR David Ellensohn: Das ist Englisch!) Ja, es ist doch Englisch, ja? (StR David Ellensohn: Ist auch eine Zivilsprache!) Es hätte... (StR David Ellensohn: Ein paar hundert Millionen sprechen es ja!) Das ist schon richtig, dass ein paar hundert Millionen Menschen Englisch reden. Danke für den Hinweis, Herr Stadtrat. Ich wusste nicht, dass wir hier in Wien Englisch reden, aber gut. Es hätte ja auch ein französisches Fremdwort sein können, aber bitte. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Also ich wusste nicht, dass Transformation Englisch ist. Das habe ich nicht gewusst, aber jetzt weiß ich es. Wahrscheinlich muss man es nur anders aussprechen, aber gut. Das war einmal eine an-dere Allgemeinsprache und jetzt ist es halt Englisch ge-worden.

Also das Budget wird jedenfalls weitergeschrieben. Es sind hier keinerlei Ansätze zu sehen, dass die Kulturpolitik verstärkt berücksichtigt, was auch für uns wichtig ist, nämlich dass eine Verstärkung der ästhetischen Aus-bildung der Menschen und auch eine Kulturpolitik, die mit Identität etwas zu tun hat, Platz greifen. Es hat sich also nichts verändert. Es wird weiter gemacht wie bisher und es gibt daher auch für uns keinen Grund, von unserer bisherigen Praxis abzugehen. 

Wir lehnen daher das Budget auch in diesem Geschäftsbereich ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Mag Ringler gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich persönlich finde diesen Budgetvoranschlag fast schon als einen Anschlag (Allgemeine Heiterkeit.), das stimmt. Ich finde ihn vor allem enttäuschend und zwar, weil ich den Eindruck habe, dass hier ausschließlich fort-geschrieben wird und dass sich das, was die Stadt zum Beispiel an Aufbruch und Veränderung bräuchte, in kein-ster Weise in diesem Budget widerspiegelt oder wahrgenommen wird. 

Bei genauerer Analyse muss man ja auch feststellen, dass - es ist mehr oder weniger gleich geblieben mit ein bissel Rauf und Runter - ein großer Teil des Budgets im nächsten Jahr in das Mozartjahr fließen wird. Und bei aller Freude über das Mozartjahr, das uns sicherlich viele Touristen und auch spannende Abende und interessante Veranstaltungen bescheren wird, muss man sich doch die Frage stellen, ob es legitim ist, auf Kosten und auf dem Rücken aller Kulturschaffenden mit diesem Mozartjahr zu arbeiten. (GR Mag Wolfgang Jung: Auf unsere Kosten! Wir zahlen da! – GR Kurth-Bodo Blind: Wir zahlen da!) Auch Kulturschaffende sind, ob Sie es glauben oder nicht, Steuerzahlerinnen und Steuerzahler!

Nichtsdestotrotz muss man den Eindruck haben, dass hier auf Kosten aller anderen Sparten, aller anderen Unternehmungen, aller anderen Ideen, aller anderen Projekte Geld für das Mozartjahr zur Seite gelegt wird und dass dadurch noch viel weniger für das übrig bleibt, was wir seit vielen Jahren fordern und uns von dieser Stadt erwarten, nämlich tatsächlich in die Innovation und in die neuen und spannenden Tendenzen zu investieren.

Wir werden ja auch noch am Mittwoch Gelegenheit haben, uns über den einen oder anderen Rahmenbetrag zu unterhalten. Aber festzustellen ist, dass uns viel zu oft Mogelpackungen verkauft werden, zum Beispiel im Bereich der Netzkultur, wo uns gesagt wurde, 500 000 EUR ganz toll, ganz neu für die Szene, das ist so viel mehr Geld. In Wahrheit ist es nicht viel mehr Geld, das wissen wir alle. Und damit wird uns suggeriert, dass man sich für einen bestimmten Bereich einsetzt, wo man in Wahrheit bei genauer Betrachtung feststellen muss, dass das überhaupt nicht der Fall ist.

Es gibt eine ganze Reihe von Defiziten in der Kultur, in diesen Angeboten, die wir neben all dem durchaus auch vorhandenen Reichtum in so manchen Bereichen wie zum Beispiel im Bereich der Oper vorfinden, wo wir ab dem nächsten Jahr auch ein viertes Opernhaus haben werden und wo man also wirklich nicht behaupten kann, dass wir unterversorgt wären. So gibt es doch eine Reihe von Bereichen, in denen wir Initiativen schmerzhaft vermissen und seit vielen Jahren feststellen müssen, dass sich kaum etwas bewegt. Das betrifft den Bereich der kulturellen Berichterstattung dort, wo wir alle als KulturpolitikerInnen viel zu oft beklagen müssen, dass die Presse, dass die Medien auslassen. Da gibt es keine Versuche von Seiten der SPÖ zu investieren, zu sagen, wir könnten doch Geld in die Hand nehmen, damit es mehr kulturelle Berichterstattung gibt, unabhängige nicht kommerzielle Berichterstattung in diesem Feld gibt. Das finde ich sehr schade.

Es gibt auch eine Reihe von anderen Bereichen, in denen Investitionen notwendig wären, lang versprochene Investitionen. Ich erinnere nur an die Theaterreform. Wir haben in den letzten eineinhalb Jahren mit der Theaterreform den Theaterschaffenden der freien Szene versprochen, dass wir tatsächlich Veränderung schaffen werden und ein zentraler Baustein dieser Veränderungen, dieser besprochenen, versprochenen und beschlos-senen Veränderungen waren und sind die Co-Produk-tionshäuser, neue Orte, an denen Neues entstehen kann. Und ich stelle fest, Stichtag 12.12.2005: Die versprochenen, besprochenen und beschlossenen Co-Pro-duktionshäuser sind nicht auch nur annähernd in Sicht. Und ich fürchte mich davor, dass wir in den nächsten Wochen vom Herrn Stadtrat hören werden: Ja, das können wir auf 2007, vielleicht und so weiter.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, gerade die Theaterreform ist ein Bereich, wo wir – und das war auch einer der Gründe, weshalb wir gesagt haben, wir sind dabei, wir tun mit, weil wir, glaube ich, einige wichtige Schritte gesetzt haben, aber auch gleichzeitig einige wichtige Versprechungen gemacht haben, nämlich Veränderung. Und ich tu mir sehr schwer und finde es äußerst problematisch, dass wir jetzt eineinhalb Jahre nach Beginn dieser Theaterreform noch immer ohne diesen einen zentralen Baustein dastehen, nämlich diese Co-Produktionshäuser. Und ich tu mir, offen gesagt, immer schwerer zu argumentieren, warum wir noch für die Theaterreform sind, wenn Versprechungen, die ganz wichtig waren, die ganz zentral sind, immer noch nicht eingehalten sind und ich, ehrlich gesagt, nicht einmal Licht am Ende des Tunnels erkennen kann. Ich kann nirgendwo ein fertiges Konzept sehen. Man sagt mir, es gibt es nicht. Man hört, der eine oder andere denkt darüber nach. Aber in Wahrheit wissen wir, es gibt es nicht. 

Ich kann Ihnen nur sagen, wir werden das sicher nicht auf sich beruhen lassen und werden sicherlich in den nächsten Monaten darauf drängen, dass diese Versprechungen auch eingehalten werden. Denn wenn von uns erwartet wird, dass wir an der Theaterreform teilnehmen, dann nur unter der Bedingung, dass die Versprechungen und das, was wir gemeinsam besprochen haben, auch eingehalten werden!

Ich möchte noch einmal ganz kurz etwas über eine Sache sagen, wo ich glaube, das sie in den nächsten fünf Jahren doch sehr wichtig werden wird. Wir haben im Rahmen der rot‑grünen Gespräche über einige Projekte nachgedacht, von denen ich sehr hoffe, dass sie notwendige Impulse setzen können. Das eine ist im Bereich der Begünstigungen für Kultureinrichtungen für Menschen, die sozial und finanziell benachteiligt sind. Wir haben uns sehr intensiv darüber unterhalten, auch im Bereich der Zusammenarbeit von Kunst und Wissenschaft, jenes Projekt, das wir schon in der letzten Legislaturperiode diskutiert und knapp vor der Umsetzung sozusagen als Konzeptpapier abgegeben haben, umzusetzen, nämlich einen Fonds, der die Zusammenarbeit von Kunst und Wissenschaft zusammenbringen wird. 

Also ich glaube, dass es sich gerade hier zeigt, dass es innovative Impulse gibt. Da stellt sich immer wieder aufs Neue heraus, dass man dazu die GRÜNEN braucht. Aber da helfen wir gerne mit Ideen und Anregungen und freuen uns, wenn die dann auch aufgegriffen und eingearbeitet werden. 

Alles in allem, wie gesagt, ein Kulturbudget fürs nächste Jahr, das mich nicht freudig stimmt und das ich bedauerlich finde, weil ich glaube, dass es in die falsche Richtung investiert, hoffe aber doch sehr, dass sich auch in den nächsten Jahren ein bisschen etwas bewegen wird und wir nicht völlig dem Stillstand anheim fallen werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP‑Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

„Wir müssen nämlich aufhören, Gefäße zu bauen, die nicht mehr passen. Wir müssen Gefäße bauen und Kommunikationskanäle öffnen, einen Streaming-Prozess in Gang setzen, der dazu beiträgt, Wien als junge, als dynamische Kulturmetropole endgültig auf die Landkarte zu setzen.“ Das haben Sie, Herr Stadtrat, damals im Juni 2001 bei Ihrer ersten größeren Rede im Gemeinderat schön gesagt. Sie haben sich damals auch in viereinhalb oder fünf Jahren eine rote Nelke als Geschenk für das, was Sie für die Wiener Kulturpolitik gemacht haben, gewünscht. Die Jahre sind vergangen und was ist aus Ihren Plänen geworden? Blumen haben Sie sich keine verdient und folglich auch keine bekommen, nicht einmal von Ihrer Fraktion und Sie werden auch keine Blumen bekommen, schon gar nicht für dieses Kulturbudget! 

In einer Presseaussendung haben Sie sich heute gefreut, dass das Kulturbudget um 0,44 Prozent gestiegen sei. Wenn man mit zwei Dezimalstellen dividiert und das Ergebnis ausweist, ist schon Vorsicht angebracht. 0,44 Prozent mehr trotz Mozartjahr und einer Inflation, die im kommenden Jahr von den Wirtschaftsforschern mit 1,7 Prozent angesetzt wird. Weniger Geld für Wiens Kulturschaffende ist also das Ergebnis Ihres Kulturbudgets. 

Sie legen, Herr Stadtrat, dem Hohen Gemeinderat einen Voranschlag vor, der - und ich sage es noch einmal mit Ihren Worten - genau jenen Muff der amtlichen Kulturbegegnungsinitiativen verbreitet, den abzuschaffen Sie einst versprochen haben. (Beifall bei der ÖVP.)

Es wird fortgewurschtelt wie bisher: Ein bisschen kürzen, ein bisschen umschichten und fertig ist das Kulturbudget. Wo bleiben die kulturpolitischen Konzepte, wo die Initiativen, wo der Umbau der Gefäße, den Sie gefordert haben? Nichts von alledem. Das Budget wird ideenlos weitergeschrieben, von Budgetansatz zu Budgetansatz alles wie gehabt. Ich frage, ob Sie sich beim Finanzstadtrat mit Ihren Forderungen nach Streaming-Prozessen nicht durchsetzen konnten oder ist Streaming inzwischen für Sie, dass die Fördergelder halt irgendwie fließen? 

Wo bleibt in Ihrem Kulturbudget die Budgetwahrheit? Ich nenne nur ein Beispiel, obwohl es deren viele gäbe: Die Wiener Festwochen. Sie setzen auf den Cent genau die gleiche Summe in den Voranschlag wie beim Budget 2005. Sie wissen aber genau, dass die Wiener Festwochen schon jetzt für kommendes Jahr einen Mehrbedarf von einer Million Euro angemeldet haben und diese Million werden die Wiener Festwochen doch wohl auch bekommen, oder nicht? Sie werden doch die Wiener Festwochen nicht kaputt sparen? Warum budgetieren Sie dann nicht den tatsächlichen Subventionsbedarf des Festivals?

Sie, Herr Stadtrat, legen dem Gemeinderat ein Hausnummernbudget vor, schön durchnummeriert, aber das ist es auch schon. Sie waren doch schon heuer gezwungen, wie in den vergangenen Jahren übrigens auch, die Wiener Festwochen nachträglich und zusätzlich zu subventionieren. Mietnachzahlungen für das Theater an der Wien waren es, die erst vor wenigen Tagen vom Gemeinderat beschlossen werden mussten: 200 000 EUR als erste Tranche für Mietnachzahlungen. Und welche Schlüsse haben Sie daraus gezogen? Keine. Das Budget bleibt unverändert und dann wird es überzogen. Beim Rechnungsabschluss werden wir wieder auf Euro und Cent sehen, was von Ihren Budgetentwürfen zu halten ist. 

Diese mangelnde Budgetwahrheit zieht sich durch alle Ansätze. Vorsorglich frage ich Sie schon jetzt: Wird es wegen der Personalkosten zu Überschreitungen des Budgetansatzes für Museen kommen? Wie wollen Sie mit dem vorgesehenen Geld bei der Denkmalpflege, der Altstadterhaltung und der Ortsbildpflege eigentlich auskommen? 4,7 Millionen weniger, als im Jahr 2004 tatsächlich verbraucht wurden! Wollen Sie die Erhaltung wichtiger Kulturdenkmäler gefährden? Ist das das Konzept? Aber dazu wird mein Kollege Bernhard Dworak ohnehin noch im Detail Stellung nehmen. 

Warum kürzen Sie den Ansatz für Forschung und Wissenschaft um 29 Prozent? Ich dachte, Wien muss Wissenschafts‑ und Wissensstadt werden!

Ich erlaube mir daher, gemeinsam mit GR Dr Wolf-gang Aigner gemäß § 27 Abs 4 der Geschäftsordnung des Gemeinderats einen Beschlussantrag einzubringen:

„Der Gemeinderat der Stadt Wien spricht sich dafür aus, dass jene jährlichen Mittel, die von Seiten des Bundes und seiner Institutionen für die Förderung der Forschung und Wissenschaft in Wien bereitgestellt werden, von der Stadt Wien verdoppelt werden.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny vom Berichterstatterplatz aus.)
Ich habe es leider nicht gehört oder vielleicht ist es besser, wenn ich es nicht gehört habe.

Und was, Herr Stadtrat, ist Ihnen eigentlich die Musikpflege wert, deren Mittel seit 2003 um 17 Prozent ge-kürzt wurden? Wann endlich wird die Stadt Musikschulen entsprechend fördern, damit Wiener Kinder im Konzert der anderen Bundesländer auch mitspielen können? Nie-derösterreich ist in allen Kategorien der Musikschulen um eine Zehnerpotenz besser. 

Haben Sie vielleicht deshalb zu wenig Geld für Kultur, Herr Stadtrat, weil der Finanzstadtrat fast 47 Mil-lionen EUR für den Umbau des Ronacher benötigt, damit Wien dann zwei hochsubventionierte Musical-Standorte hat? Haben Sie sich im Sinn einer mittelfristigen Budgetplanung über den Subventionsbetrag der drei Wiener Bühnen ab 2007 eigentlich schon Gedanken gemacht? Das finanzielle Desaster des hochgerühmten Musicals "Wake up" haben wir erst vor wenigen Tagen zur Kenntnis nehmen müssen: 12 Millionen EUR. 

Und schließlich: Wie sieht, Herr Stadtrat, Ihr Engagement für die neuen Medien aus? „Wien für die Zukunftskompetenzen eines zusammenwachsenden Europas fit zu machen“ sagten Sie in Ihrer bereits zitierten Gemeinderatsrede wörtlich. Gut. Nur der sozialdemokratische Realismus ist ein anderer. Seit Jahren besteht der untragbare Zustand, dass für neue Medien weder adäquate Antrags‑ noch Förderrichtlinien bestehen. In Wien gibt es keine grundsätzliche Auseinandersetzung mit diesem komplexen Themenbereich der Medienkunst und auch keine Auseinandersetzung mit ihren Möglichkeiten. 

Die Forderungen der Wiener ÖVP an den Kulturstadtrat, endlich ein Förderkonzept zu entwickeln und die Subventionsvergabe transparent zu gestalten, werden seit Jahren erhoben, aber verhallen ungehört. Sogar die Szene selbst revoltierte und was taten Sie? Sie überantworteten die Vergabe der öffentlichen Gelder an die Medienkünstler selbst. Jetzt kommt man durch Mausklick zu Subventionen. Konzepte, Kontrolle, Transparenz der Subventionsvergabe - alles Fremdworte für den Herrn Stadtrat. 

Die Wiener Volkspartei bekennt sich zur Förderung von Kunst und Kultur auf der Basis von kulturpolitischen Konzepten, von nachvollziehbaren Richtlinien und von kompetenten Entscheidungen. Kunst muss gefördert und gefordert werden. Das ideenlose Verteilen von Geldern an pragmatisierte Subventionsempfänger ist zu wenig. Verwalten statt Gestalten ist keine zeitgemäße Kulturpolitik. „Kulturförderung ist keine Subvention, sondern eine Investition in die Zukunft.“ Dieser schöne Satz steht im Koalitionsabkommen, das die deutsche Sozialdemokratie mit der CDU/CSU abgeschlossen hat. Nicht Wien, Berlin ist anders! 

Ich lade Sie ein, mit uns in einen Zukunftsdialog einzutreten. Reden wir ernstlich über die Fortführung der Theaterreform, die gezielte - die Betonung liegt auf gezielte - Förderung des Films, die ausreichende - die Betonung liegt auf ausreichende - Finanzierung der Museen, die Förderung der neuen Medien, die bessere - die Betonung liegt auf bessere - Dotierung der Wissenschaft und eine umfassende - die Betonung liegt auf umfassende - kulturelle Standortpolitik für Wien. 

Das Budget, meine Damen und Herren, ist bekanntlich die in Zahlen gegossene Regierungserklärung. Ich frage Sie: Was wollen Sie uns mit diesem Budget eigentlich sagen? Kürzungen dort, wo es die Leute brauchen, Erhöhungen, wo es die SPÖ für ihre Leute braucht. Ist das die Erklärung dieser Stadtregierung? 

Im Übrigen bin ich der Meinung, so wie Matthias Tschirf, dass Wien den Bund aushungert. Eben dieses Budget bremst das Wirtschaftswachstum nicht nur in Wien, sondern im ganzen Land. Darunter leiden alle Österreicher. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir stehen nun am Beginn einer neuen Funktionsperiode des Wiener Gemeinderats. Da stellt sich natürlich die Frage: Was hat sich geändert? Was ist neu geworden? 

Nun, durch das Wahlergebnis ist einmal erstens klar: Die SPÖ ist gestärkt aus dieser Wahl hervorgegangen, der Andreas Mailath-Pokorny ist auch für die kommenden Jahre der für Wien verantwortliche Stadtrat für Kultur und Wissenschaft. Das Wahlergebnis ist eine Bestätigung der Kulturpolitik, die wir gemacht haben und die Bestätigung der Reformen, die wir begonnen haben und die wir in den kommenden Jahren weiter umsetzen werden. Ich sage da nur einmal: Die Umwandlung des Theaters an der Wien in ein Opernhaus, die Theaterreform, das Projekt “Kunst im öffentlichen Raum“ und die Realisierung des Kunstplatzes Karlsplatz, um ein paar Beispiele zu nennen. 

Nun, der klare Verlierer dieser Wahl ist auch eindeutig klar: Das ist die FPÖ, die nur noch mit zwei Mitgliedern im Kulturausschuss vertreten ist. Das ist durchaus erfreulich, finde ich. (Aufregung bei der FPÖ.) Wenn man sich hier nun die düsteren Bilder von Straches schlagenden Burschen anschaut, den Kultursprecher der Wiener FPÖ in voller Montur der extrem rechtsstehenden deutschnational schlagenden Verbindung “Olympia“, da muss man einfach Angst bekommen, sag’ ich einmal ganz ehrlich. Man muss Angst haben, dass der Kurs der Wiener FPÖ nichts Gutes verheißt. Und wenn der FPÖ-Gemeinderat Stefan in diesem Interview sagt, dass der Einfluss der Burschenschafter in der FPÖ nun stärker geworden ist, dann ist das irgendwie eine Voraussage, dass der Rechtsruck in der FPÖ weitergehen wird. Und wir können jetzt daraus nur schließen, dass offensichtlich die Kluft zwischen der weltoffenen Kulturpolitik der Wiener Sozialdemokratie und der deutschtümelnden rückwärts gewandten Positionen der Burschenschafter in der Wiener FPÖ einfach größer geworden ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Nun, die ÖVP - und der Herr Wolf geht raus. (GR Dr Franz Ferdinand Wolf verlässt seinen Platz und steht hinter den Sitzreihen.) Das ist ewig schade, weil er da die wichtigsten Passagen versäumt, die vielleicht ihn be-treffen. (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Ich bin schon da!) Die ÖVP ist so wie die FPÖ – zumindest, was einmal die Zusammensetzung der Mitglieder im Kulturausschuss betrifft - nun tatsächlich eine reine Männerpartei gewor-den. Das tut uns Leid. Bei der Zwei-Mann-Fraktion fällt auch auf, dass sie überraschenderweise deutlich älter geworden ist. Das ist auch eine Entwicklung, muss man ganz ehrlich sagen. Die Wiener SPÖ ist in der Zusam-mensetzung im Kulturausschuss jünger geworden und unser jüngster Gemeinderat ist Gott sei Dank auch Mit-glied im Kulturausschuss und wird heute hier noch zei-gen, wie sehr er in der jungen Kunstszene dieser Stadt verankert ist. 

Bei der ÖVP wird zu befürchten sein, dass sie noch weniger mit zeitgenössischen, alternativen und jungen Kulturprojekten in dieser Stadt etwas anzufangen weiß. So wie man überhaupt vieles nicht verstanden hat. Also, ich habe im Wahlkampf ja einiges nicht verstanden. Als Erstes habe nicht nur ich, sondern auch viele Kunstschaffende dieser Stadt, zum Beispiel auch Ihr früherer ÖVP-Obmann VBgm Dr Görg, es nicht ganz verstanden, wie es eigentlich möglich war, dass der frühere Kultursprecher Andreas Salcher zum gleichen Zeitpunkt, als er beim Waldzell Meeting im Stift Melk die internationalen Geistesgrößen zu Gast hatte, im Parteivorstand still und heimlich von der Kandidatenliste gestrichen worden ist. Ich habe mir einfach eh schon immer gedacht, irgendwann einmal wird mir der Andreas Salcher hier abgehen. 

Was mich auch verwundert hat, ist, dass die Kultursprecher oder die Kulturpolitiker der Wiener ÖVP bei keiner kulturpolitischen Diskussion im Wahlkampf präsent waren. Ich möchte jetzt den Personen nicht nahe treten, aber immerhin war es die dritte Garnitur, die da zu den kulturpolitischen Diskussionen geschickt wurde.

Was noch verwunderlich war, ist, dass die ÖVP kein eigenes Kulturkapitel im Wahlprogramm hatte. Und auf die Frage auch einzelner Kulturschaffender haben Sie gesagt, dass das nicht unbedingt ein Kernthema der Wiener ÖVP ist und das ist heute hier auch deutlich sichtbar geworden. 

Die GRÜNEN sind nun im Kulturausschuss mit zwei Personen vertreten. Wir sehen den grünen Vorstellungen, die nun wahrscheinlich verstärkt auf uns zukommen werden, mit großem Interesse entgegen, sowohl, was die Kooperationsmöglichkeiten betrifft - wir sind ja in sehr konstruktiven Gesprächen über gemeinsame rot-grüne Projekte - als auch die Auseinandersetzungen, die natürlich zur parlamentarischen Diskussion gehören. 

Was nun das Kulturbudget der Stadt Wien betrifft, so ist es erfreulich, dass der Trend fortgesetzt wird und das Kulturbudget steigt. Jetzt kann man natürlich sagen, es steigt zu wenig, das kann man immer sagen oder es steigt gar nicht, wie der Dr Wolf gesagt hat. Aber jedenfalls ist eines schon klar: Wenn vorne ein Plus steht, dann ist es ein Plus und wenn vorne ein Minus steht, dann ist es ein Minus. Bei unserem Kulturbudget steht vorne ein Plus, auch wenn es nur plus 0,44 Prozent sind. Das ist erfreulich und man muss auch sehen, dass das erfreulich ist aufgrund der Tatsache, dass in den letzten Jahren die Kulturbudgets überdurchschnittlich stark gestiegen sind und wir diese Erhöhung auf der Basis eines international wie national einzigartig hohen Niveaus eines Kulturbudgets geschafft haben. 

Und wenn wir jetzt da vergleichen, weil die ÖVP meint, es ist alles zu wenig: Das Kulturbudget der Stadt Wien macht vom Gesamtbudget 2 Prozent aus. Es ist in den letzten Jahren von 1,7 Prozent auf 2 Prozent gestiegen. Das Kulturbudget des Bundes ist seit 1995 von 0,99 Prozent des Bundesbudgets auf 0,65 Prozent gesunken! Das ist ein Drittel weniger! Nur, wenn wir hier Wünsche ans Christkind hören - wir sind knapp vor Weihnachten -, was sich der Herr Dr Wolf alles gewünscht hat, dann würde ich sagen, zuerst soll er einmal das alles als Wunsch an die Bundesregierung stellen und da vor allem schauen, dass die Kürzungen im Bereich der Stadt Wien zurückgenommen werden. 

Nun, Wien investiert in seine Stärke, in seine Kernkompetenz als Musik- und Kulturstadt. Wir machen das vor allem im Mozartjahr. Das bringt ein hochkarätiges Programm während des Jahres 2006, das die ganze Stadt einbeziehen wird und das nachhaltig sein wird. Nachhaltig beispielsweise als Start für die Umwandlung des Theaters an der Wien in ein Opernhaus, nachhaltig, was die Fertigstellung der Sanierung des Figarohauses in der Domgasse betrifft, das sicher eine neue Attraktion wird. 

Und wenn hier gesagt wird, auch von der Kollegin Ringler, ja, da wird doch Geld von den Künstlerinnen und Künstlern dieser Stadt weggenommen, dann ist das natürlich auch falsch, denn wer macht denn das Mozartjahr? Das machen die KünstlerInnen und Kreativen dieser Stadt! Und es wird eine Vielzahl von Kunstproduktionen im Rahmen des Mozartjahres geben, die genau die Künstler und Künstlerinnen in Wien machen, beispielsweise eine Tanzproduktion zu Mozart von Elio Gervasi im Tanzquartier, eine Kinderoper von Ronald Deppe, eine Theaterproduktion von Felix Mitterer “Die Weber’schen“ im Ronacher Mobile im Museumsquartier, ei-ne zeitgenössische Oper von Bernhard Lang “Odio Mo-zart“, das im November im Theater an der Wien Welturaufführung haben wird, und so weiter. Das heißt, es wird nicht nur alte Kunst präsentiert und aufgeführt, sondern es werden viele neue Kunstproduktionen gezeigt und es werden nicht nur die Tempel der Hochkultur bespielt, sondern alle Teile der Stadt, die Volksschulen und Volkshochschulen genauso wie die Spitäler und die Pensionistenhäuser.

Das Mozartjahr 2006 wird jedenfalls zahlreiche Impulse geben, beispielsweise erstmals ein internationales Off-Theater Festival unter dem Titel "Höllenfahrt" im April und Mai im Künstlerhaus. Und das Mozartjahr 2006 wird mit einem wirklich großartigen Festival abgeschlossen, das von Peter Sellars kuratiert wird: “New Crowned Hope“. Und das Besondere an diesem Sellars-Festival ist die Tatsache, dass ausschließlich zeitgenössische Produktionen aus allen Kunstsparten und aus aller Welt nach Wien kommen werden. Diese Kunstproduktionen aus den Bereichen Musik, Oper, Film, Architektur und Bildende Kunst werden in Wien erstmals präsentiert und sie werden von Wien aus, vom Mozartjahr 2006 wieder in alle Welt hinausgehen. Wien wird hier ein Festival der Weltkultur auf allerhöchstem Niveau erleben. Und Wien wird sich mit diesem Festival erneut als Mittelpunkt der internationalen Kunstwelt präsentieren. Wer jemals Zweifel an der Qualität dieses Festivals hatte, der sollte jetzt einen Blick ins Programmheft des Festivals von Peter Sellars werfen. Er wird nämlich sehen, auf welch fulminanten Ausklang des Mozartjahres wir uns eigentlich freuen können. 

Nun, alle anderen Projekte und Reformen werden neben dem Mozartjahr weitergehen. Die Theaterreform. Es gibt viele neue Entwicklungen. Es ist einfach jetzt zu kurz, das hier zu sagen, aber es gibt einen ganze Reihe freier Gruppen, die früher kaum gescheite Produktionsmöglichkeiten gehabt haben und die jetzt Vierjahresverträge haben. Es werden neue Produktionen gezeigt und die alten Häuser spielen trotzdem weiter.

Es wird die Reform der Vereinigten Bühnen Wien umgesetzt werden. Der Herr Wolf liefert da jetzt sozusagen etwas ab und geht dann. Aber vielleicht kann er es dann nachlesen. Wenn er sagt, da ist eine Theaterleiche, dann muss ich sagen, ich weiß nicht, was eine Leiche ist. Es ist von ihm absolut unseriös, eine Produktion herauszugreifen und zu sagen, die ist schlecht gegangen. Das wird es in der Kunst immer geben, das ist so ähnlich wie im Sport. Wenn es im Sport nicht so wäre, dann dürfte Manchester United in der Vorrunde der Champions League nicht ausscheiden oder Real Madrid einmal verlieren. Es gibt immer auch den Erfolg und es gibt immer den Misserfolg. Genau dasselbe ist im Theater und es wäre traurig, wenn es in der Kunst nur Erfolge geben würde, weil manchmal muss es auch Misserfolge geben. (Aufregung bei der ÖVP und der FPÖ.) 

Tatsache ist eines, dass die Musicals in dieser Stadt und zwar die erfolgreichen Musicals der letzten zwei Jahre, “Elisabeth“, weltweit 6 Millionen Menschen gesehen haben, in Wien allein 1,8 Millionen Menschen. Seit der Wiederaufnahme im Oktober 2003 sahen es 514 000 Zuschauer mit einer Auslastung von 97 Prozent. „Romeo und Julia“ läuft seit genau 8 Monaten und hatte in dieser Zeit 250 000 Besucher. Morgen wird in der Vor-stellung der 250 000. Besucher oder Besucherin gefeiert. 

Wien ist als Musicalstadt auf höchst erfolgreichem Weg. Wenn man sieht, dass 500 000 Menschen jedes Jahr in zwei Häusern ins Musical gehen und wenn man berücksichtigt, dass das sehr viele junge Menschen sind, wenn man berücksichtigt, dass da eine große Begeisterung und Euphorie herrscht, wenn man berücksichtigt, dass es viele Gäste aus dem In- und Ausland sind, dann glaube ich, dass die Kritik der Opposition von der Realität eindrucksvoll widerlegt wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Die anderen Reformen gehen weiter, das Projekt "Kunst im öffentlichen Raum". Es wird heuer ein neues Mahnmal für die homosexuellen Opfer des Nationalsozialismus am Morzinplatz eröffnet. Der Kunstplatz Karlsplatz wird mit einer künstlerischen Neugestaltung der Westpassage durch den kanadischen Künstler Ken Lum umgesetzt. Die Netzkultur wird aufgewertet und ist international beachtet. Der Kollege Baxant wird das dann auch noch im Detail ausführen. 

Die Reformen auf dem Gebiet von Film und Kino zeigen nun beachtliche Erfolge. Wenn man sich heuer die Viennale anschaut: 12 Tage, 5 Spielstätten, 80 000 Be-sucherinnen und Besucher, vor allem junges Publikum, dann muss man sagen, das ist ein sensationeller Erfolg mit einem höchst anspruchsvollen internationalen Programm! Das Gartenbaukino läuft unter der Federführung der Viennale sehr gut. Man sieht, dass im Gartenbaukino unter anderem beim selben Film mehr Besucher sind als in den Multiplexen und das zeigt, dass die Kinobesucherinnen und Kinobesucher offensichtlich lieber in ein Art House Kino gehen als in ein Multiplex und da haben sie tatsächlich Recht. 

Recht hat auch der StR Mailath-Pokorny gehabt, als er gesagt hat, wir fördern das, wir unterstützen das Gartenbaukino. Wenn es in den letzten Jahren die Entscheidung von Andreas Mailath-Pokorny nicht gegeben hätte, dann würde es das Gartenbaukino und das Metrokino überhaupt nicht mehr geben! Das ist ein großartiger Er-folg und darauf sind wir stolz! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir freuen uns über die Erfolge des österreichischen Films. Nun, es gibt zahlreiche österreichische Filme, die auf internationalen Festivals Wettbewerbe gewonnen ha-ben, alle gefördert mit Mitteln des Wiener Filmfonds. Her-ausragend ist der Europäische Filmpreis in fünf Kategorien für den Haneke-Film "Caché". Darüber können wir natürlich nur froh sein. Die FPÖ ist noch immer dagegen, aber das ist eh klar: Deutsche Burschenschafter haben es mit den Franzosen. Na klar, die können nicht für eine französische Co-Produktion sein. Also da versteht man schon, dass das alles ganz klar ist, wenn man den Hintergrund sieht. Aber so gesehen sind wir stolz, dass der Haneke-Film fünf europäische Filmpreise gewonnen hat! Das ist ein großartiger Erfolg auch für die Wiener Filmförderung!

Nun, Wien fördert nicht nur diese Bereiche, sondern auch künstlerisch Kreative außerhalb des Kulturbudgets. Es wurde schon erwähnt die Tätigkeit von “departure“. “departure“ hat in den letzten eineinhalb Jahren 45 Pro-jekte mit einem Budget von insgesamt 3,4 Millionen EUR gefördert und hat damit Gesamtinvestitionen von fast 14 Millionen EUR ausgelöst und dadurch 260 Arbeits-plätze entweder gesichert oder neu geschaffen.

Wir freuen uns hier insbesondere über die Entwicklung der Modedesigner. Wir freuen uns deshalb, weil wir als Sozialdemokraten vor einigen Jahren hier den Verein “Unit F“ unterstützt haben, ein Verein, der im Jahr 160 000 EUR Förderung der Stadt Wien bekommt. Mit diesem Geld hat dieser Verein “Unit F“ in den letzten Jahren in der Modebranche Unglaubliches bewegt. Vor einigen Jahren war Wien noch nicht auf der Landkarte. Heute ist es so, dass Wien gemeinsam mit London und Antwerpen eines der Hot Spots der Modebranche in Europa ist. Darauf können wir stolz sein. Zwei Modelabels sind in den letzten Jahren durch “Unit F“ gefördert worden und haben jetzt den internationalen Durchbruch geschafft, WENDY + JIM. Sie sind nun erstmals Mitglieder in der französischen Modekammer. Man sagte mir, das sei der Olymp der Modebranche. Ich bin da kein Experte, aber das ist die Tatsache. Genauso ist der in Wien lebende Bulgare Petar Petrov am besten Weg dorthin. 

Diese Förderungen von “departure“ und “Unit F“ haben auch zur Folge, dass die Wiener Modeklassen der Universität für Angewandte Kunst hoffnungslos überrannt sind. Wien ist das Zentrum für die Modeausbildung in Zentraleuropa und Osteuropa und das ist immerhin ein schöner Erfolg, auf den wir verweisen können. 

Andere Städte schauen nach Wien, wie wir das machen. Wie wir das schaffen, dass das Kulturbudget auf hohem Niveau gehalten wird und noch erhöht wird. Wie wir das schaffen, dass wir Theater nicht schließen, sondern ein Opernhaus neu eröffnen. Wie wir das schaffen, dass wir die Creative Industries fördern, sodass so eine sensationelle Entwicklung wie in der Modebranche innerhalb von wenigen Jahren möglich ist. 

Wien ist auf dem Gebiet der Kultur international jedenfalls auf der Überholspur. Das Kulturbudget garantiert diese Entwicklung, garantiert die Qualität, die Vielfalt und die Breite des Kulturangebots in dieser Stadt. Mit diesem Kulturbudget und mit der Politik in den nächsten Jahren wollen wir international kulturell auf der Überholspur bleiben. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die nächste Rednerin ist Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich werde wie immer zur Wissenschaft sprechen, weil die Wissenschaft auch hier ressortiert. Für die, die schon länger hier sind, ist das nichts Neues, dass ich bei der Kulturdebatte hier zur Wissenschaft spreche. 

Ich werde hier leider nichts Neues sagen können, weil es hat sich ja bei der Situation der Wissenschaft in diesem Ressort und in Wien nicht sehr viel Neues getan. Nach wie vor fehlt in dieser Stadt eine wissenschaftspolitische Strategie. Es gab zwar zum Rechnungsabschluss diesen wunderbaren Wissenschaftsbericht, der ausgeteilt wurde und sehr übersichtlich war, was alles nicht an Wiener Vorlesungen, Publikationen und sonstigen Einzelgeschichten gedruckt oder mitunterstützt wurde. Aber es fehlt eigentlich eine Strategie, wohin man in diesem Ressort will. Offensichtlich gibt es keine, weil man sie uns sonst schon längst endlich einmal vorgestellt beziehungsweise hier auch diskutiert haben würde. Also, es gibt keine Strategie. 

Dann gibt es nach wie vor offensichtlich kein Bekenntnis, dass in diesem Ressort die Wissenschaft mit einem gut ausgestatteten finanziellen Budgetpolster da stehen kann. Ich bringe den Antrag ein, das Budget zur Förderung von Forschung und Wissenschaft in diesem Ressort zu erhöhen. Auch das ist nicht neu. Diesen Antrag bringe ich auch bei jeder Budgetdebatte ein, weil es nicht einsehbar ist, dass gerade für die Wissenschaft nicht einmal ein Promille des Wiener Budgets zur Verfügung gestellt werden kann. 

Wenn wir uns ansehen, was dieses Jahr passiert ist, so ist wieder gekürzt worden. Es war eigentlich im letzten Jahr eine Steigerung auf 8 Millionen EUR zu vermerken, ein bisserl mehr als 8 Millionen EUR, und jetzt gibt es nicht einmal 7 Millionen EUR. Es ist für mich nicht nachvollziehbar, warum wir es als Wissenschaftsstadt nicht zusammenbringen, dass hier ordentlich budgetiert wird.

Ich bringe folgenden Beschlussantrag ein:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, bei der Erstellung des Budgetvoranschlags 2006 den Budgetansatz 2891, Förderung von Forschung und Wissenschaft, auf mindestens ein Promille des Gesamtbudgets anzuheben.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung.“

Auch dieser Antrag ist nichts Neues und ich kann mir auch schon vorstellen, wie der Antrag ausgehen wird. Es wird wahrscheinlich nicht zugestimmt werden, was auch ein Zeichen dafür ist, wie ernst die Wissenschaft hier in diesem Ressort betrieben wird.

Wenn ich mir jetzt aber anschaue, dass in den letzten Budgets die finanziellen Mittel, die aus der Wirtschaftsförderung in die Forschung geflossen sind, vor allem in die Forschung geflossen sind, in die betriebliche Forschung, so ist hier festzustellen, dass auch das gekürzt wurde. Das heißt, offensichtlich ist man nicht mehr bereit, hier bei der Wissenschaft und Forschung genügend und ausreichend zu budgetieren, weil wir haben hier bei der Wirtschaftsförderung zum Beispiel eine Senkung der Förderung für die F- und E-Calls von 7 Millionen EUR auf 5,5 Millionen EUR. 

Jetzt kann man das zur Kenntnis nehmen. Wir nehmen es nicht zur Kenntnis und ich finde auch eigentlich die Idee der ÖVP - wenn Sie zuhören würden, dann würden Sie das irgendwie mitkriegen - nicht schlecht, hier mehr Geld zu fordern. Nur was Sie hier fordern, Herr Kollege Wolf – er steht eh da hinten –, ist völlig irrwitzig. Ich weiß nicht, wer Ihnen diesen Antrag geschrieben hat, weil der einfach Schwachsinn ist. Zu fordern, dass die Stadt Wien das Geld verdoppelt, das der Bund mit seinen Institutionen für die Förderung der Forschung und Wissenschaft in Wien bereitstellt, zeugt von Inkompetenz oder ich weiß nicht was. Haben Sie sich einmal die Summen angeschaut, was allein die Universitäten, die in Wien sitzen und die eine beträchtliche Forschungsleistung haben, vom Bund an Geld bekommen? Und das soll jetzt Wien verdoppeln? Na super, woher soll denn das Geld kommen? Oder Forschungsprogramme wie das Offensivprogramm, wo Wiener Institutionen 129 Mil-lionen EUR bekommen haben - und jetzt verdoppeln wir einfach in Wien? Also das ist selbst mir zu viel, wobei ich auch der Meinung bin, dass es hier mehr Geld braucht. Hier aber einen Antrag zu stellen, der dermaßen von Unkenntnis zeugt, ist mir ein Rätsel und wir werden diesem Antrag sicher nicht in dieser Form zustimmen.

Ich möchte zu einem zweiten Bereich kommen, nämlich die Information über die Wissenschaft und Forschungsförderung, die es ja gibt. Es ist schon interessant, dass man nur nach sehr, sehr langem Suchen hier draufkommt, dass man als junger Wissenschaftler oder junge Wissenschaftlerin eigentlich die Möglichkeiten hätte, hier eine Förderung zu bekommen. Jetzt sind die Leute ja mittlerweile so vernetzt, dass sie sich das gegenseitig erzählen, wie man wo zu welchen Geldern kommt und wo man beantragt, aber wirklich transparent und durchsichtig ist es nicht. Wenn man auf die Homepage “Bildung, Forschung, Forschungsförderung“ geht, hat man dann einen Link zu den Fonds der Stadt Wien. Das ist schön und gut, das ist auch nett so und es gibt einen Link zur Forschungsförderung des BMBWK, also des Bundesministeriums, aber es gibt keinen Link zur Wissenschaftsförderung der Stadt Wien! Offensichtlich ist es nicht notwendig, weil es besser ist, man erfährt nicht, dass es da für Publikationen oder Druckkosten Gelder geben könnte.

Es gibt dann, wenn man ganz gefinkelt ist und über “wien.gv.at“ und “Kultur“ einsteigt und sich dann mühsam von einem Schritt zum anderen durcharbeitet, kommt man dann doch zu der Förderung hin und dann sieht man irgendwie so eine allgemeine Beschreibung, dass es Gelder gibt, aber es ist nicht klar, für wen und in welcher Höhe, keine Fristen, keine klaren Antragsformulare oder was auch immer. Das heißt, hier wird eigentlich auch nicht sehr zufriedenstellend darüber informiert, wie man an Gelder kommen könnte. 

Ich beantrage deswegen, dass sich die zuständigen Stellen mit dieser Homepage auseinander setzen und hier eine klare, eindeutig nachvollziehbare Seite machen, wo man auch erkennen kann, wie man zu den Geldern kommt. Und es sollten auch die Bedingungen für die Förderung für diese Gelder und in welcher Höhe sie sind, da drauf sein und dann auch beantragt werden können, am besten gleich über das Web.

Ich beantrage die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Jetzt ist ja der Herr Stadtrat, der da hinter mir sitzt, der Wissenschaftsstadtrat. Ich habe schon öfters hier angemerkt, dass ich mir einen etwas auffälligeren Wissenschaftsstadtrat - sagen wir es einmal positiv - wünschen würde, weil sich der Herr Stadtrat zu den Debatten, die es zur Wissenschaftspolitik in dieser Stadt gibt, abgesehen davon, dass wir sie nicht aus der Stadt Wien führen, sondern dass sie immer aus der wissenschaftlichen Community an uns herangetragen werden, eigentlich sehr wenig meldet. Wenn ich dann in der Antrittsrede des Herrn Bürgermeisters höre, dass es von der Stadt Wien für die Universitäten einen Standortplan geben wird, so ist es interessant, dass das vom Herrn Bürgermeister kommt.

Wenn ich heute vom Herrn Finanzstadtrat Rieder höre, dass es Unterstützungsmaßnahmen für die Universitäten geben wird oder andere Forschungsunterstützungen, Fachhochschulunterstützungen, so ist auch das kein Wunder, weil beide sich offensichtlich damit auseinander setzen. Vom Wissenschaftsstadtrat ist irgendwie nichts zu hören. Besonders augenfällig war das in der Debatte um die Absiedelung der Universität für Bodenkultur. Es war sehr, sehr mühsam, hier irgendwie ein Statement der Stadt Wien für die Universität für Bodenkultur zu bekommen. Es hat dann der Kollege Michael Ludwig reagiert und es hat der Finanzstadtrat Rieder reagiert und vom Wissenschaftsstadtrat Mailath-Pokorny war nichts zu hören! 

Ich finde, es wäre ehrlicher zu sagen, der Herr Bürgermeister übernimmt die Wissenschaft und die Forschung in sein Ressort. Dort ist es offensichtlich besser aufgehoben, weil alle, die sich aus der wissenschaftlichen Community mit dem Herrn Bürgermeister treffen, werden offensichtlich auch Geld bekommen. Das werden wir dann am Mittwoch noch einmal diskutieren, wenn es dazu dann Akte gibt. Oder der Herr Finanzstadtrat macht die Wissenschaft, denn so wie es jetzt ist, ist es für die wissenschaftliche Community eigentlich unerträglich, einen Stadtrat zu haben, der nicht sehr viel beziehungsweise gar nichts tut. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Frau Vorsitzende! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Alte Jungpolitiker, Herr Ausschussvorsitzender Woller, gibt es. Es gibt auch junge Altpolitiker. Anscheinend gehören Sie zur zweiten Kategorie. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Man kann Erfahrung haben und man kann jung da drinnen sein. Aber das gilt natürlich für Sie.

Voranstellen zu meinem Thema der Wiener Kulturpolitik darf ich das Bekenntnis, dass Kultur nicht nur privat gefördert werden kann und muss, auch die öffentliche Hand hat einen Kulturauftrag zu erfüllen.

Dieses Budget, das für einen wichtigen kulturellen Bereich - die Altstadterhaltung und die Ortsbildpflege - einen katastrophal geringen Ansatz vorsieht, lebt anscheinend vom Schmäh. Ich kann das nur so verstehen, dass der Herr Stadtrat glaubt, dass man auf diesen Teil unseres kulturellen Erbes weitgehend verzichten kann. 

Altstadterhaltung, Ortsbildpflege und Denkmalpflege sind vom abgerechneten Budget beziehungsweise Betrag von 11,2 Millionen EUR im Jahre 2004 im Voranschlag 2005 auf 6,6 Millionen EUR und im Voranschlag 2006 weiter auf 6,028 Millionen EUR reduziert worden. Das ist ein kulturpolitischer Witz. (Beifall bei der ÖVP.) 
Herr Stadtrat! Wollen Sie unsere Stadt mit Ihren kulturhistorischen Schätzen kaputt sparen? Erst vor kurzem wurde über die abgeschlossene umfangreiche Sanierung der Pestsäule Am Graben in den Medien berichtet. Die Kosten betrugen laut Rathauskorrespondenz 360 000 EUR. Sie, Herr Stadtrat, haben sich mit den Worten ge-freut: „Nach der Restaurierung kommt die barocke Pracht der Pestsäule wieder so richtig zur Geltung. Die rund 8 400 Arbeitsstunden haben einen wichtigen beschäftigungspolitischen Beitrag für die Wirtschaft unserer Stadt bedeutet.“ 

Wenn Sie einen für 2004 ausgegebenen Betrag von 11,2 Millionen EUR auf rund 6 Millionen EUR reduzieren wollen, dann zeigen Sie, dass Ihnen die Denkmal- und Ortsbildpflege um so viel weniger wert geworden ist. Bedeutet das, dass in Zukunft viele Baudenkmäler verfallen müssen, weil die Stadt Wien kein Geld ausgeben will? (Beifall bei der ÖVP.)
Wir fordern ein deutlich erhöhtes Budget beim Ansatz Altstadterhaltung, Ortsbildpflege und Denkmalpflege.

Nun zu einem weiteren Kapitel “Kulturelle Aktivitäten in den Wiener Bezirken“. Hier muss man zum Ansatzthema 7 für kulturelle Aktivitäten in den Bezirken feststellen, dass die Ansätze zu gering dotiert werden, egal, ob es sich um direkte oder indirekte Förderungen der MA 7 unter dem Titel “Zuwendungen für kulturelle Aktivitäten“ handelt oder um die Bezirksmuseen, die vor Ort sehr oft vom selbstlosen Einsatz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Museen leben, die Aktivitäten um geringste Mittel machen oder sei es im Rahmen der Dezentralisierung vergebener Mittel der MA 7. 

In Summe sind die für die Bezirkskulturarbeit budgetierten Mittel zu gering angesetzt. Wir fordern eine generelle Aufstockung der Mittel für die kulturelle Arbeit in den Bezirken, sei es für die Mittel der Bezirksmuseen oder für die Mittel für zentrale Vergaben der MA 7 für die Bezirke und absolute Transparenz der Mittel. Die Transparenz soll auch für jene Institutionen gelten wie beispielsweise das Volksbildungswerk, die ebenso Kulturmittel an die Bezirke und deren Vereine vergeben und die Mittel von der MA 7 zugeteilt erhalten.

Wir fordern ein Mitspracherecht der Bezirke für die Mittel der zentral zu vergebenden Budgetansätze für die Bezirke, wie Sie selbst, Herr Stadtrat, in der letzten Ausschusssitzung gesagt haben, gleichmäßig auf die Bezirke verteilen wollen. Vor allem geht es uns aber um die Information über die Mehrfachförderung dieser Vereine. Wir fordern somit einen eigenen Schwerpunkt Bezirkskultur. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir sind überzeugt, dass vor Ort in den Bezirken die Auswahl der Aktivitäten und Projekte von den vielen selbstlosen und freiwilligen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besser vorgenommen werden kann, als wenn diese Projekte zentral geplant und gesteuert werden. Der soziale Kitt der Freiwilligkeit, die die soziale Wärme gibt, ist unserer Meinung nach bei den persönlich getragenen Projekten in den Bezirken besser aufgehoben und sollte im Sinne der Bürgernähe, der Bürgermitbestimmung und Bürgerselbstbestimmung dort entschieden werden.

Wir haben aber auch einen Kontrollamtsbericht aus dem Jahre 2004 bekommen beziehungsweise den Jahresbericht 2004 der Wiener Museen, in dem es darum geht, dass in diesem Bereich Investitionsbedarf angemeldet wird. Die schlechte finanzielle Lage des Hauses macht eine Finanzierung der Baumaßnahmen aus dem laufenden Budget unmöglich. 

Die beiden GRe Bernhard Dworak und Franz Ferdinand Wolf stellen daher gemäß § 27 Abs 4 der Geschäftsordnung des Gemeinderats der Stadt Wien folgenden Beschlussantrag:

„Der Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge einen Gesprächstermin mit dem Direktor des Wien-Museums Dr Wolfgang Kos und den Mitgliedern des Kulturausschusses vereinbaren, damit der mittel- und langfristige Finanzbedarf des Hauses, Schwerpunkt Baumaßnahmen und Inventarisierung, diskutiert werden kann. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Unsere Kritik an diesem Budget richtet sich darauf, dass die falschen Schwerpunkte gesetzt werden, die die Bereiche Altstadterhaltung, Ortsbildpflege und Bezirkskultur vernachlässigen. 

Abschließend kann ich zu den Aktivitäten der Stadt Wien im Bereich Kultur und Wissenschaft nur so viel sa-gen, dass Wien den Bund aushungert. Ein Mozartjahr wird zu wenig sein. Dieses Budget bremst das Wirtschaftswachstum nicht nur in Wien, sondern im ganzen Land. Darunter leidet unser Österreich. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Baxant. 

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Besucher auf der Galerie! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Ich wende mich jetzt bewusst zur ÖVP rüber: Sehr geehrte Jungpolitiker! 

Ich bin froh, dass ich meine erste Rede hier im Gemeinderat zu diesem wichtigen Thema, nämlich zur Wiener Kulturpolitik, halten darf. Ich glaube, wir sind uns alle einig dahin, dass Wien eine Stadt der Kultur ist. In Wien finden durchgehend Aktivitäten auf höchstem Niveau statt. Es ist immer etwas los und man spürt es richtig brodeln in der Stadt. Das kulturelle Angebot ist vielfältig. Es ist offen und es fordert uns Bewohnerinnen und Bewohner heraus.

Die Kultur agiert nicht abgehoben und auch nicht parallel. Sie lebt nicht parallel an der Stadt vorbei, sondern sie ist eng mit ihr verwoben, sucht den Kontakt, fördert den Diskurs und regt zum Nach- und Weiterdenken an. Mit anderen Worten: Wien lebt Kultur. (Beifall bei der SPÖ.)
Was meiner Fraktion und vor allem mir extrem wichtig ist, ist zu betonen, dass Wien vor allem die Stadt der jungen Kunst ist. Wien ist interessiert an Neuem. Wien zeigt Respekt vor und Anerkennung für das Junge. Wien honoriert das Innovative. Die Wiener Kulturpolitik lässt zu und ermöglicht dort, wo andere aus Scham oder Unverständnis schon längst weggelaufen wären. Die Wiener Kulturpolitik versucht dort zu unterstützen, wo die Bundesregierung aus ersichtlich politischen Gründen kürzt und abwürgt. Wien schaut hin, wo andere wegschauen. (Beifall bei der SPÖ.)
Wien setzt etwa mit den Wiener Festwochen, der Viennale oder dem Mozartjahr 2006 große und vielbeachtete Highlights. Es herrscht aber auch ein Klima, dass das Kleinteilige fördert und unterstützt. Vor allem als junger Mensch spürt man hier das klare politische Bekenntnis und das politische Wollen, nämlich zu sagen: Ja, wir wollen in unserer Stadt junge, freche und innovative Kunst und Kultur.

Neue Ausdrucksformen werden nicht nur deswegen gefördert, weil sie so spannend, interessant und befruchtend für bereits etablierte Kunstformen sind. Sie sind auch unabdingbar für die nachhaltige Sicherung Wiens als kulturelle Landmark im europäischen und globalen Städteverbund. 

Ich möchte nun an fünf konkreten Beispielen schildern, warum die Wiener Kulturpolitik auch und vor allem für junge Kunst- und Kulturschaffende eine starke und verlässliche Partnerin ist:

Erstens: Auf dem Gebiet der neuen elektronischen Musik etwa hat Wien einen sehr guten Ruf. Wir sind ge-meinsam mit Tokyo, Berlin und New York eines der Zen-tren der elektronischen Musik. Um aus diesem Bereich nur ein paar Namen zu nennen: Kruder & Dorfmeister, Christian Fennesz, Radian oder das renommierte Plat-tenlabel MEGO und seine Künstler und Künstlerinnen. 

“Vienna electronic music“ bürgt innerhalb der internationalen Improvisationsszene für Qualität, Experimentierfreudigkeit, für die Überwindung bis dahin geltender Kompositions- und Performanceregeln - Stichwort Laptop-Musik - bis hin zur Neudefinition von Musik selbst. Man kann sagen, in Wien wird Musik ständig neu erfunden und das hat hier Tradition. (Beifall bei der SPÖ.)

Das rote Wien ist sich dessen bewusst und fördert deswegen Festivals wie Wien Modern, das Aushängeschild des zeitgenössischen Musikschaffens ist. Aber auch Initiativen wie die “Phonotaktik – Picknick am Wegesrand“ sind in Wien möglich und werden dementsprechend unterstützt. 

An vier Donnerstagen im September 2005 fanden auf der Donauplatte über 100 Live-Performances und Konzerte statt. Wer dort war, konnte sich ein Bild über die Heterogenität und die Vielfältigkeit der Wiener Elektronikszene machen. Und ich kann Ihnen sagen, es war beeindruckend! 

Damit so etwas entstehen und bestehen kann, bedarf es eines offenen und wohlwollenden kulturpolitischen Klimas und das ist in Wien der Fall.

Nun zu meinem zweiten Punkt: 

In Wien werden Künstlerinnen und Künstler früh gefördert und auf viele Weise unterstützt. Junge Musikerinnen und Musiker wollen gehört und gesehen werden. Am liebsten möchte man vor einem großen Publikum spielen und in einem entsprechenden Rahmen. Wien sorgt etwa mit der Subvention für Einrichtungen wie das “Planet Music“, das heuer sein 20-jähriges Bestehen feiert, dafür, dass das auch möglich ist. 

Aus meiner eigenen Musikerfahrung als Jugendlicher weiß ich, wie wichtig und aufregend Bandwettbewerbe wie das ABC, das Younxters oder das Planet Future Festival sind. Zum ersten Mal steht man auf einer richtig großen Bühne. Man wird von professionellen Technikerinnen und Technikern betreut. Das Lichtsystem spielt alle Stückeln und was das Wichtigste ist: Man kann sich einem großen Publikum präsentieren. 

Um nur eine Zahl zu nennen und zu verdeutlichen, wie wichtig das ist: Seit Bestehen des Planet Music haben sich insgesamt 60 000 junge Musikerinnen und Mu-siker vor einem großen Publikum präsentieren können. Glauben Sie mir, mit jedem Euro, der hier investiert wird, tragen wir dazu bei, dass junge Musikerinnen und Musiker erstmals Bühnenluft schnuppern können, Selbst-vertrauen tanken können sowie einzigartige und schöne Erlebnisse machen können, die zum Weitermachen motivieren.

Die Stadt Wien bekennt sich aber auch mit ihrer einfachen und unbürokratischen Weise, nämlich der Vergabe von Kompositionsaufträgen zu ihren jungen Komponistinnen und Komponisten aus dem Bereich der Neuen Musik. Jährlich werden 20 Kompositionsaufträge vergeben. Heute bereits bekannte und anerkannte Komponistinnen und Komponisten, denen die Stadt den Start in eine anerkannte internationale Karriere erleichtert hat, sind etwa Georg Friedrich Haas, Burkhard Stangl, Johanna Doderer, Katharina Klement oder Martina Cizek. Sie sehen, natürlich wird in Wien vor allem darauf geachtet, dass auch Frauen profitieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun zum dritten Beispiel: Ein anderes positives Beispiel für die gelebte Partnerschaft und Wertschätzung gegenüber der freien und alternativen Kunst- und Kulturszene ist die Tatsache, dass es am Wiener Praterstern wieder das FLUC geben wird. Dank der StRe Andreas Mailath-Pokorny, Rudi Schicker und ihrer Beamten, dank des Engagements von GRin Laura Rudas und dank der Bezirksvorstehung Leopoldstadt kann sich die Wiener Jugend, für die das alte FLUC ein beliebter Treffpunkt war, auf das FLUC 2 freuen. Ich selbst freue mich auch und danke Ihnen allen recht herzlich! (Beifall bei der SPÖ.) 

Seit 1. Mai 2002 bis zur Schließung im Sommer auf Grund von Bauarbeiten am Bahnhof Praterstern fanden im FLUC über 400 Konzerte für experimentelle, elektronische und improvisierte Musik statt, und das zumeist bei freiem Eintritt! Zudem wurden zahlreiche zeitgenössische Kunstprojekte im öffentlichen Raum, Ausstellungen, Klanginstallationen, Lesungen, Performances, Filmvorführungen, Theaterabende sowie täglich DJ-Abende mit lokalen und internationalen Künstlerinnen und Künstlern organisiert. 

Das FLUC 2 wird nur wenige Schritte vom alten Standort errichtet werden und inhaltlich am selben Punkt anknüpfen: Ein multifunktionaler, fluktuierender, multimedialer Kulturort, offen für alle Szenen und offen für ein breites heterogenes Publikum.

An dieser Stelle möchte ich den Betreiberinnen und Betreibern recht herzlich gratulieren, nämlich zum Innovationspreis 2005 der freien Szene der Stadt Wien! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, ich komme nun zu meinem vierten Punkt, der mir persönlich sehr wichtig ist. Wien ist eine bunte, internationale und vielfältige Stadt. Das macht Wien aus. Ich kann mir vorstellen, Herr GR Stefan, wenn ich Sie so im "NEWS" als stolzen Olympia-Burschenschafter vor mir sehe, dass Ihnen diese Buntheit in dieser Stadt zuwiderläuft und Sie eher eine monokulturelle Stadt bevorzugen würden, aber da haben Sie Pech gehabt. Man muss nur einen kurzen Blick in das Wiener Telefonbuch werfen, um zu sehen, dass Multikulti kein Schlagwort ist oder auch keine normative Vorstellung linker GesellschaftstheoretikerInnen, sondern dass das ganz einfache und erfreuliche Realität ist. Es ist die Realität Wien und das ist schön und gut so! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dieser Realität wird von der Wiener Kulturpolitik entsprochen. Von 2001 bis 2004 hat das Referat "Interkulturelle Aktivitäten" insgesamt 640 Initiativen unterstützt. Es herrscht der Grundsatz, dass vor allem der Austausch zwischen den Kulturen gepflegt und gefördert werden soll. Auch so werden in Wien Toleranz, gegenseitiger Respekt und Verständnis für vermeintlich fremde Kulturen geweckt. Wir wissen, dass Kunst Distanzen überwinden und Nähe herstellen kann. In den unzähligen Vereinen wird viel an ehrenamtlicher Tätigkeit erbracht. Jede dieser Initiativen ist wichtiger Bestandteil dieser Stadt und die Menschen vollbringen Großartiges. Jedes Projekt in diesem Bereich könnte hier als Beispiel für gelebte Offenheit erwähnt werden.

Trotzdem möchte ich ein Beispiel hervorheben, das exemplarisch für die interkulturelle Arbeit Wiens ist, nämlich das World Music Festival, das dieses Jahr bereits zum dritten Mal stattgefunden hat. Ziel ist es, in erster Linie jene Musikgruppen zu präsentieren, die, trotz ihrer musikalischen und künstlerischen Qualitäten, einer größeren Öffentlichkeit noch nicht bekannt sind. Es geht darum, von der Szene gesehen und erstmals realisiert zu werden, also von Bookerinnen und Bookern, von Producerinnen und Producern, von Labels und Plattenfirmen, aber natürlich vom Publikum. Das World Music Festival dient für viele als Sprungbrett in die Szene. Die Musik, die gespielt wird, ist Volksmusik aus der ganzen Welt. Die Bands sind meistens interkulturell besetzt und das Repertoire der Gruppen hält sich nicht an nationale Grenzen. Die Künstlerinnen und Künstler gehen mit dem Publikum auf musikalische Weltreise, deren Anfangs- und Endpunkt - wie könnte es anders sein - Wien ist.

Ich komme nun zu meinem letzten Beispiel: Die Wiener Kulturpolitik ist innovations- und experimentierfreudig und sehr mutig. Das beweisen wir mit der neuen Förderphilosophie im Bereich der Netzkultur.

Zu den Kolleginnen und Kollegen von den GRÜNEN möchte ich nun Folgendes sagen: Dass Sie Probleme mit diesem neuartigen Fördersystem haben, hängt vielleicht auch damit zusammen, dass Sie langsam ins Alter kommen, also ich interpretiere nur Ihren Kommentar im "Standard" und ich denke, dass Sie mir da Recht geben werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber es macht nichts, ich kann es Ihnen erklären oder Sie gehen gleich zur Sybille Straubinger, die an der Entwicklung der neuen Netzkulturförderung beteiligt war und Expertin auf diesem Gebiet ist. 

Ende 2005 haben sich die diversen Netzkulturinitiativen zur Plattform "NetzNetz" zusammengeschlossen, um gemeinsam mit der Stadt Wien ein neuartiges Fördermodell für diesen diffizilen Kunstbereich zu entwickeln. Dieses sollte den Anforderungen der Netzkulturszene und vor allem der rasanten Veränderbarkeit und Innovationsgeschwindigkeit entsprechen. Mit anderen Worten: Die Wiener Netzkulturförderung wurde fit für die Zukunft gemacht. Im Juli 2005 wurde das Konzept der Öffentlichkeit präsentiert und zu diesem Zeitpunkt waren bereits 75 Initiativen aus der Netzkultur beteiligt. 

Der Grundgedanke ist, und das ist extrem interessant, dass ab nun keine Kuratorinnen oder Kuratoren beziehungsweise auch keine Jury mehr entscheidet, welche Initiativen in welchem Ausmaß gefördert werden, sondern dass ab nun adäquat zum Wesen der Netzkultur die Beteiligten, also die Künstlerinnen und Künstler sel-bst, also der Souverän in diesem Bereich, partizipatorisch eine Auswahl treffen. Das ist, bitte schön, Demokratie in ihrer Reinkultur!

Dass das Budget nahezu verdoppelt wurde, von 280 000 auf 500 000, ist schon eine Erhöhung. Und dass das neue Fördermodell von den Betroffenen selbst mitentwickelt wurde, trägt natürlich zur Akzeptanz in der Szene bei, was bei der Einführung eines Systems diesen Ausmaßes sehr hilfreich ist und wohl auch hauptentscheidend für den Erfolg sein wird. Dieses Wiener Fördermodell sorgt bereits jetzt schon, obwohl noch gar nicht beschlossene Realität, für internationales Aufsehen und Beachtung, und zwar weit über die Netzkulturszene hinaus. Man sieht wieder, das rote Wien bleibt seiner Tradition als Pionierin und Antreiberin neuer und zukunftsweisender Entwicklungen treu. Darauf sind wir stolz! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, die Stadt Wien ist sich ihrer Verantwortung als Kulturmetropole auch im jungen Kultursegment bewusst. Wien ist eine Stadt der jungen Kunst, damit wir auch in Zukunft auf etwas stolz sein können. Das vorliegende Budget wird auch im nächsten Jahr dazu beitragen, dass der Wiener Weg der kulturellen Offenheit, der ungebrochenen Innovations- und Experimentierfreudigkeit, des Interesses an der Zukunft, des Bekenntnisses, des Respekts und der Wertschätzung für die befruchtende Kultur von unten gesichert und weitergegangen werden kann. Ich werde mich für den weiteren Ausbau dieser positiven Entwicklungen einsetzen und bitte Sie, im Interesse der Wiener Kulturschaffenden und im Interesse des Wiener Publikums, diesem Budget zuzustimmen!

An dieser Stelle möchte ich mich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Kulturressorts recht herzlich bedanken! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der amtsf StR Dr Mailath-Pokorny hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich möchte zunächst einmal GR Baxant zu einer sehr guten inhaltsreichen ersten Rede hier im Hause gratulieren. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich gratuliere nicht nur zu dieser inhaltsreichen Rede, sondern vor allem bedanke ich mich auch, dass er etwas getan hat, was sonst im Zuge der Diskussionen in diesem Hause ab und zu zu kurz kommt. Er hat an einigen Beispielen gezeigt, was im alltäglichen Kulturleben dieser Stadt tatsächlich passiert und hat einige Beispiele hervorgehoben, die geradezu selbstverständlich über die letzten Jahre oder auch erst kürzlich unterstützt werden und wurden und die hervorragende Arbeit leisten. Mir ist das Wort "selbstverständlich" wichtig, weil es wahrscheinlich die überwiegende Mehrheit aller Kulturinitiativen und aller Kulturschaffenden in dieser Stadt betrifft. Das zeigt, wie selbstverständlich gut sich das Kulturleben in dieser Stadt entwickelt.

Wenn er Beispiele wie Planet Music erwähnt hat als einen mittlerweile schon alteingesessenen Betrieb oder das FLUC, das sich erst in den letzten Jahren entwickelt hat und das wir im Übrigen ohne großes Brimborium weiter fördern und die Möglichkeit eröffnen, dass dort weitergearbeitet werden kann, dann zeigt das doch, wie hervorragend die Kultur in dieser Stadt funktioniert. Das wissen nicht nur wir alle, sondern viele, die in diese Stadt kommen.

Meine Damen und Herren, ich übe mich in nötiger Bescheidenheit und freue mich trotzdem, Ihnen wieder einmal das höchste Kulturbudget in der Geschichte dieser Stadt vorlegen zu können. Ich sage das auch im Bewusstsein, dass diese Zahlen durchaus noch nicht den gesamten Kulturbereich der Stadt abdecken, weil wie wir wissen, große kulturelle Bereiche wie die Büchereien, wie die Musikschulen, Konservatorien in einem anderen Geschäftsbereich ressortieren. Man kann also mit Fug und Recht von sehr viel höheren Ausgaben ausgehen, als sie in diesem Kulturbudget vorliegen.

Ich möchte, meine Damen und Herren, mit dem beginnen, womit der Kollege Baxant aufgehört hat, weil ein solches Budget ohne die hervorragenden und sehr engagierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verschiedenen Magistratsabteilungen nicht zu Stande kommen kann. Ich danke einmal mehr, dass sie nicht nur dazu beigetragen haben, dass dieses Budget wieder zu Stande gekommen ist, sondern vor allem natürlich Jahr für Jahr dazu beitragen, dass der Vollzug auch entsprechend gut, zügig und hervorragend abläuft. Nur an Stelle von vielen anderen möchte ich Dr Denscher als Leiter der MA 7 erwähnen, Mag Stöphl als seinen Stellvertreter, Prof Ehalt, der als Wissenschaftsreferent dieser Stadt nicht nur ein ungeheuer gutes Standing hat, sondern gerade auch im kleinteiligen Bereich für die nötigen Kontakte und das Netzwerk sorgt. Ich möchte mich auch einmal herzlich beim Kollegen Simacek bedanken, der über lange Jahre in diesem Hause immer wieder hervorragend die Sitzungen für alle Stadträte, die er schon betreut hat, vorbereitet hat, und natürlich auch bei meinen Mitarbeitern aus dem eigenen Büro. Ich möchte mich auch bei Prof Opll bedanken, der in gewohnter Weise, möchte ich fast schon sagen, hervorragend das Stadt- und Landesarchiv mit seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern betreut und leitet, und bei Dr Mattl-Wurm als Leiterin und bei Dr Renner, die die Bibliothek in den letzten Jahren, wo viel zu verändern oder auszugestalten war, so hervorragend geführt haben, und bei Dr Kos, der mittlerweile in einer ausgelagerten Stelle, nämlich dem Museum, diesem eine völlig neue Bedeutung und einen neuen Akzent verliehen hat. Ihnen allen sei herzlich gedankt! 

Ohne sie wäre nicht möglich gewesen, was sich in den letzten fünf Jahren entwickelt hat, nämlich, dass wir im Grunde das kulturelle und das wissenschaftliche Angebot dieser Stadt erheblich und massiv ausweiten konnten. Das hängt natürlich damit zusammen, dass wir die entsprechenden Mittel zur Verfügung gestellt bekommen haben und dass wir die entsprechenden Mittel auch erkämpft haben. Wenn Sie, Herr Kollege Wolf, sich vielleicht auch ein wenig die Mühe machten, erstens dieser Debatte zu lauschen, was vielleicht nicht ganz unangebracht wäre, und zweitens sich auch ein wenig zu informieren, was in den letzten Jahren tatsächlich geschehen ist, dann werden Sie sehr schnell herausfinden, dass das Wiener Kulturbudget sich in den letzten Jahren um nicht weniger als 25 Prozent erhöht hat. Ich würde Sie ersuchen, zeigen Sie mir irgendeine andere Gebietskörperschaft in unserem Land oder andere öffentliche Stellen in näherer oder weiterer Umgebung, wo das auch stattgefunden hat. Ich bin überzeugt, Sie werden keine finden. Sie werden nicht nur keine finden, sondern Sie werden vielleicht ganz andere Verhältnisse finden, zum einen, wenn sie die paar hundert Meter zum Ballhausplatz hinübergehen, wo die Frau Kulturministerin Gehrer erst vor kurzem wieder einen Kulturbericht für das Jahr 2004 zerknirscht - aber ich glaube, das zerknirscht sie nicht einmal mehr - mit einem Minus in den Kulturausgaben bekannt geben musste, und von den Kunstausgaben im Bundesgebiet redet schon längst niemand mehr. Es ist ohnedies eine sehr traurige Situation. 

Ich kann Ihnen aber auch berichten, dass ich anlässlich der Eröffnung der Mailänder Scala in Mailand einige Gespräche geführt habe. Dort ist die Situation in der Tat so, dass eine rechtskonservative Regierung mittlerweile die Kulturausgaben dort um einen Betrag kürzt, der den Gesamtausgaben für die Kultur der Stadt Wien entspricht. Dort wird der Kulturetat um 40 Prozent gekürzt. Dort wissen die Kulturschaffenden und die Kulturinstitutionen mittlerweile überhaupt nicht mehr, wie und ob sie überhaupt noch in einem Jahr ihrer Aufgabe nachkommen und Kunst produzieren können. Die Situation ist dort, aber auch in Deutschland, tatsächlich so deplorabel, dass man immer wieder, wenn ich erzähle, wie es in Wien aussieht, davon spricht, dass das in der Tat paradiesische Zustände sind. Das fällt nicht vom Himmel, das ist das Ergebnis einer bewussten Kulturpolitik in der Stadt, das ist das Ergebnis eines bewussten politischen Handelns! 

Ich meine, dass das in den letzten fünf Jahren tatsächlich ungeheuer viel Innovation in die Stadt gebracht hat. In der Tat ist wahrscheinlich so viel Aufbruch in der Kultur wie lange Jahre davor nicht. Aufbruch, Innovation, Investition, das, was die deutschen Freunde in ihr Koalitionsabkommen hineingeschrieben haben, ist, wenn Sie sich die Mühe machen wollten, ein wenig nachzulesen, im Grunde seit fünf Jahren mein Vokabular. Es geht um die Investition in die Zukunft und genau das machen wir in Wien! 

Ich will hier nicht die ganzen Beispiele und das, was in letzter Zeit in Wien geschehen ist, vorbeten, aber ab und an sollte man sich doch das immer wieder in Erinnerung rufen, von der Kunsthalle zum Tanzquartier, vom Kindertheater zum Rabenhof, den Ihre Fraktion so erbittert bekämpft hat (GRin Mag Marie Ringler: Und zu Recht!) - dass der mittlerweile Nestroypreisträger ist, sei nur nebenbei erwähnt -, vom Theater an der Wien, etwas, was gerade auch unter Ihrer Verantwortung wie eine heiße Kartoffel hin und her geschupft wurde, bis zum Fonds "Kunst im öffentlichen Raum", ebenso ein Thema, das hin und her geschupft wurde, vom Mozartjahr bis zu den neuen Medien, von den Innenstadtkinos bis zum Wien-Museum, und die Liste ließe sich lange fortsetzen. So viel Aufbruch, so viel Innovation, so viel Investition war noch nie im Kulturbereich in Wien und diesen Weg wollen wir selbstverständlich weitergehen! 

Wenn Sie sagen, das vorgelegte Budget ist sozusagen eine Fortsetzung des bisherigen Wegs, sage ich Ihnen, selbstverständlich ist es eine Fortsetzung des bisherigen Wegs, weil er ein hervorragender Weg ist, weil er ein Weg ist, der nicht nur von den Wählerinnen und Wählern akzeptiert und unterstützt wurde, sondern jeder, der sich ein bisschen in der Kulturszene in dieser Stadt bewegt, wird merken, dass die Menschen, gerade die, die in der Kulturszene tätig sind, das auch unterstützen.

Zum Mozartjahr, weil das eines unserer großen Projekte im kommenden Jahr ist und weil da immer wieder behauptet wird, hier würde Geld weggenommen werden: Frau Kollegin Ringler, ich hoffe, Sie wissen doch und nehmen das einmal zur Kenntnis, das ist zusätzliches Geld. Es wird niemandem Geld weggenommen, so wie wir alle Projekte, die vorkommen und die wir unternehmen, zusätzlich finanziert werden und niemandem das Geld weggenommen wird. Es ist daher eine Irreführung zu versuchen, jemandem weiszumachen, dass Geld weggenommen wird. Das, was wir zusätzlich vorhaben, finanzieren wir zusätzlich. 

Ich meine, ich verstehe schon, dass das Mozartjahr nicht etwas ist, was sozusagen irgendwie in die grüne Geisteskultur hineinpasst. Man muss schon sehen, dass mit dem Mozartjahr ungeheuer viel Neues und Innovatives finanziert wird, dass allein die freien Gruppen aus dem Mozartjahr zusätzlich eine halbe Million Euro über einen Wettbewerb bekommen und vieles an neuer zeitgenössischer Kunst, das nachhaltig in Wien bleiben wird, finanziert werden wird. Natürlich freue ich mich, dass sich in der Zwischenzeit auch kritische Kommentatoren hauptsächlich mit diesem Programm beschäftigen und anerkennend vermerken, dass für die Stadt etwas geschieht, was eben auch zusätzlich finanziert wird. Meine Damen und Herren, dieses Mozartjahr wird also bedeutende Impulse für die Kultur, für die Kunst in dieser Stadt bewirken und wird auch nachhaltig etwas hinterlassen, was jedenfalls noch lange Jahre wirken wird. 

Dasselbe gilt für das Theater an der Wien. Hier wird so oft abfällig gesagt: „Wozu braucht Wien ein drittes Opernhaus?" Meine Damen und Herren, hier geht es auch darum, dass man einmal mehr demjenigen, was in Wien eine besondere Stärke ist, nämlich der Musik und der Kunst, auch durchaus der zeitgenössischen Musik, einen Platz einräumt. Sie werden sehen, dass das Theater an der Wien eine ähnliche Stelle wie so manche andere mittlerweile erfolgreichen Häuser einnehmen wird. 

Ich verstehe schon, dass Sie immer gegen etwas sind, was neu ist, ich verstehe auch, dass Sie dagegen sind, dass man zusätzlich Gelder aufbringt, halte das aber im Übrigen für einen entsetzlich konservativen und rückschrittlichen Ansatz. Man sollte durchaus einmal auch den Mut haben, sich zu neuen Dingen zu bekennen. Wir werden die Initiativen, die wir begonnen haben, die Kunst im öffentlichen Raum, wie neue Medien- und Netzkultur, wie die Theaterreform und vieles andere, fortsetzen. All das ist in diesem Budget natürlich budgetiert. Wir werden aber auch die Dinge fortsetzen, die bislang sehr gut gelaufen sind. 

Manches geht auch unter. Ich hatte gestern Gelegenheit, in diesem Hause mit den Wiener Symphonikern eine Weihnachtsfeier abzuhalten. Wir haben in den letzten Jahren die Wiener Symphoniker, das Wiener Orchester, neu organisiert, auf neue Beine gestellt, und es zeigt auch schon einige Wirkung. Die Symphoniker sind sehr erfolgreich unterwegs. Wenn wir lesen können, dass sie mittlerweile für zwei Grammys nominiert wurden, dann ist das auch eine sehr große und hohe Auszeichnung. Das sind alles Strukturmaßnahmen, die irgendwann einmal angedacht waren, wo es aber unendlich lange gedauert hat, bis man die auch tatsächlich verwirklichen konnte. Allein die Vorstellung, dass mit den Symphonikern nun auch ein Orchester im Theater an der Wien zur Verfügung steht, dort als Hausorchester agiert und in einer neuen Produktionsform Musik spielt, ist etwas, was lange Jahre, wenn nicht Jahrzehnte, angedacht wurde. Wir werden es umsetzen. 

Meine Damen und Herren, noch einmal ein kurzer Blick auf das Umfeld, weil auch das sollten wir nicht vergessen: Weil sie da als ein Ceterum censeo, meine Damen und Herren von der ÖVP, irgendwie so einen Satz gebrauchen: „Wien hungert den Bund aus!" Das ist nun wirklich geradezu absurd. Auch da würde ich Ihnen noch einmal wünschen, schauen Sie sich doch einmal die nackten Zahlen an! Wir haben nach wie vor allein im Kulturbereich 5 Millionen EUR minus, die nach wie vor Jahr für Jahr an Bundesförderung fehlen. Ich würde mir vorstellen, was denn die Medien sagen würden, wenn das in Wien passieren würde, was sich derzeit im Bund abspielt. Stellen Sie sich das schlicht und einfach einmal vor!

Rufen Sie sich in Erinnerung, im Bund sind derzeit zwei Bundestheater führungslos. Zwei Leiter von Bundestheatern verlassen diese Bundestheater schlicht und einfach deshalb, weil sie mit der Kulturpolitik nicht mehr agieren können, weil sie die Kulturpolitik für unerträglich halten. Das sagt der eine öffentlich, der andere nicht so öffentlich, aber im Grunde ist es das. Zwei Häuser der wichtigsten Einrichtungen des Kulturlandes Österreich, die Bundestheater, sind führungslos, der Bundeskanzler tut nichts, der Staatssekretär tut nichts, alle schauen zu und sagen lediglich, es gibt kein Geld. Das ist die Kulturpolitik des Bundes. 

Anderes Beispiel: Zwei Bundesmuseen sind führungslos. Die Leute dort beschweren sich und sagen öffentlich, es gibt zuwenig Geld. Was passiert? Schlicht und einfach gar nichts. 

Das ist die Kulturpolitik, die Ihre Partei zu vertreten hat, dort, wo sie an der Macht ist, dort, wo sie das Sagen hat! Das ist letztendlich auch für den Kulturstandort Wien im Grunde eine Katastrophe!

Meine Damen und Herren, zur Wissenschaft und Forschung: Wenn Sie keine anderen Sorgen haben, Frau Kollegin Smolik, als wer sozusagen gerade Ihr Ansprechpartner ist oder wer zur Wissenschaft und Forschung in dieser Stadt was sagt, ob das der Bürgermeister, der Vizebürgermeister, Finanzstadtrat ist oder ich bin, dann muss ich sagen, haben wir tatsächlich keine besonders großen Sorgen. Die Daten und die Zahlen sprechen für sich. Was die Ausgaben für Forschung und Entwicklung im öffentlichen Bereich anbelangt, ist Wien gerade auch innerhalb Österreichs, aber auch innerhalb der anderen Kommunen weit über Österreich hinaus top. Was die Steigerungsraten bei den Jobs im Forschungs- und Entwicklungsbereich anbelangt, ist Wien top. Wien kann sich, was andere Kommunen und Städte vergleichbarer Größenordnung in Europa anbelangt, was Forschung und Entwicklung anbelangt, und zwar nur die Ausgaben der Stadt, noch nicht einmal die Ausgaben, die vom Bund da sind, absolut messen und ist jeweils innerhalb der ersten vier, was die Grunddaten anbelangt. Wir versuchen und haben versucht, in den letzten Jahren mit der Entwicklung neuer Fonds, neuer Instrumente, zusätzlicher Gelder, mittlerweile über 1,5 Milliarden EUR, die von Wiener Seite in Forschung und Entwicklung fließen, in den Wissenschaftsbereich fließen, jedenfalls etwas zu bewirken und gerade dort etwas zu bewirken, wo eigentlich der Bund zuständig wäre. Und wir alle wissen, wie die Wissenschafts- und Forschungspolitik des Bundes ausschaut. Wir brauchen ja nur mit den zuständigen Rektoren der neuen Universitäten in Wien sprechen. Insoweit hat Wien tatsächlich ungeheuer viel weitergebracht und ist auch da sehr gut unterwegs. 

Ich kann daher insgesamt sagen, dass dieses Budget, das wir Ihnen heute vorlegen und wo ich mir wünschen würde, dass möglichst viele zustimmen, ein Budget der Vielfalt, ein Budget der Innovation ist, ein Budget, das aber auch den traditionellen Kulturbereich dieser Stadt ausreichend unterstützt, ein Budget, das vor allem ermöglicht und nicht verhindert, ein Budget, das Kulturpolitik ermöglicht, das auch verstärkt Frauen im Kulturbereich unterstützt und ihnen Möglichkeiten anbietet, verstärkt Interkulturelles in den Mittelpunkt stellt, verstärkt auch Basiskultur in den Mittelpunkt stellt, alles Bereiche, die bedauerlicherweise in der heutigen Diskussion noch von niemandem angesprochen worden sind, und etwas, was mir auch ganz wichtig für die Zukunft ist, das verstärkt den Zugang zur Kultur ermöglicht und fördert, also die Möglichkeit für Menschen, die letztendlich diese Kultur und Kunst auch bezahlen, dass sich diese auch verstärkt damit auseinander setzen können. Meine Damen und Herren, es ist einmal mehr ein sehr gutes Kulturbudget, das den Ruf der Kulturstadt Wien in Zukunft nähren wird. Ich bin sicher, dass Sie gar nicht anders können, als diesem Kulturbudget Ihre Zustimmung zu geben! - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport.

Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Mag Gudenus. Ich erteile es ihm.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es wurde heute schon sehr viel geredet. Das haben Budgetdebatten so an sich. Es wurde aber auch sehr viel zerredet und sehr viel schön geredet. Auch das haben Budgetdebatten anscheinend so an sich. Wenn der Herr VBgm Rieder heute von 3,1 Prozent Arbeitslosen in Wien gesprochen hat, dann mutet mir das etwas seltsam an. Wenn er davon gesprochen hat, dass der WAFF eine innovative, kreative Beschäftigungspolitik betreibt, dann kann ich entgegenhalten und möchte hier ein für alle Mal festhalten: Betrachtet man die Arbeitslosenstatistik, so ist Wien absolutes Schlusslicht in Österreich! Das sollte man hier und heute noch einmal festhalten, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Wir haben allein im ersten Halbjahr 2005 eine Zunahme von 2 367 Arbeitslosen. Die Arbeitslosigkeit in Wien hat einen Rekordwert von 10 Prozent erreicht. Und wenn der Herr Klubobmann Oxonitsch heute in der Budgetdebatte von einem "Buffet" statt einem "Budget" spricht, so lässt das tief blicken. Es war vielleicht ein Freud'scher Versprecher. Es stehen so viele Jugendliche auf der Straße, die vielleicht nicht wissen, wie sie am nächsten Tag zu beißen kaufen können, aber der Herr Oxonitsch redet von einem Buffet statt von einem Budget.

Der Herr Bürgermeister hat das Wahlversprechen von 1994, Vollbeschäftigung zu schaffen, eindeutig ge-brochen. Das ist auch der eklatante Widerspruch in der SPÖ-Politik: Einerseits fordert man Vollbeschäftigung, man ist aber gleichzeitig für mehr Zuwanderung. Dann verraten Sie mir bitte, wie das funktionieren soll. Wo zau-bern Sie die Arbeitsplätze her? Ein Brief ans Christkind? Oder ein Zauberer? Der Magic Christian? Ich weiß es nicht. Wo zaubern Sie die Arbeitsplätze her, meine sehr geehrten Damen und Herren? Die SPÖ schafft Armut, immer mehr Sozialhilfebezieher auch in Wien. So kann es nicht weitergehen! Sie spielen auch den Ausländern eine heile Welt vor, aber nur mehr Armut ist in Wien anzutreffen! 

Die Jugend hat in Wien überhaupt keine Chancen mehr, wenn man sich die Zahlen anschaut. Die Chancen werden der Jugend deswegen genommen, weil das Bil-dungssystem an allen Ecken und Enden krankt. Wie soll ein junger Mensch eine Anstellung ohne eine artgerechte Ausbildung finden? Wie soll ein Mensch in Wien einen Arbeitsplatz finden? Die PISA-Studie spricht eine sehr klare Sprache. Es geht ganz eindeutig aus dieser Studie hervor, Wien ist auch Österreichs Schlusslicht in der Bildungspolitik. Wenn man sich dann vor Augen hält, dass in österreichischen Volksschulen der Anteil an Kin-dern mit nichtdeutscher Muttersprache 20 Prozent beträgt, in Wien dieser Anteil 40 Prozent und in einigen Wiener Klassen sogar über 80 Prozent beträgt, dann wird ganz klar, warum die PISA-Studie in Wien so schlecht ausgefallen ist. Diese Zahlen sprechen eine kla-re Sprache! (Beifall bei der FPÖ. - GRin Nurten Yilmaz: Die PISA-Studie wurde nicht in Volksschulen gemacht!)
Auch wenn es die political correctness verbieten will, sei es hier im Hohen Hause, meine sehr geehrten Damen und Herren, eindeutig gesagt: Der höherwerdende Anteil der Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache drückt unser allgemeines Bildungsniveau nach unten. Das habe nicht ich gesagt, sondern das schreibt "Die Presse" am 12.2.2005 und ich kann das nur unterstreichen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Es klagen Schüler, Eltern und Lehrer, auch Experten sind sich einig, dieser Schmelztiegel funktioniert nicht. 

Wenn Sie schon nicht auf unsere Vorschläge hören, vielleicht hören Sie auf den Vorschlag von Caritasdirektor Landau, der warnt: „Man muss die Ängste der Bürger wahrnehmen. Bildung ist das Wichtigste für die Zukunft der Kinder. Hier darf nicht gespart werden!" Er fordert sogar ein Überdenken in der Integrationspolitik, eine Zuwandererkommission soll eingerichtet werden, die auf bedarfsgerechte und auf Qualifikation bedachte Zuwanderung schaut. 

Oder hören Sie vielleicht auf die Lehrer, die in Wien tagtäglich unterrichten, aus der Hauptschule in der Favoritner Herbstgasse. Ich zitiere: „Der Unterricht in der 3F ist alles andere als leicht. Die Klasse ist bunt zusammengewürfelt. Von den 29 Kindern spricht nur eines auch daheim Deutsch. Die anderen reden Türkisch, Kurdisch, Tschetschenisch, Suaheli. 12 Kinder sind au-ßerordentliche Schüler." - Das schreibt der "KURIER" am 30.10. des heurigen Jahres. 

Vielleicht nehmen Sie die Direktorin der selben Schule ernst. Ich zitiere: „Von 576 Schülern haben nur 76 Deutsch als Muttersprache. Unsere Schulsituation ist geprägt von Sprachproblemen, die bis zum Analphabetismus reichen. Bleibt die Schule wie sie ist, haben wir bald eine Schicht junger Menschen, die auf Sozialhilfe angewiesen ist oder in kriminelles Milieu gerät." - Das schreibt der Kurier am 30.10. des heurigen Jahres. 

Aber das ist kein Einzelfall, meine sehr geehrten Da-men und Herren! Die Klassen sind überfüllt. Wir verlan-gen eine Senkung der Klassenschülerhöchstzahl. Das ist eine alte FPÖ-Forderung. Ich verstehe nicht, warum das die SPÖ-Regierung hier in Wien nicht schon längst umgesetzt hat. (Beifall bei der FPÖ.)
Die SPÖ hat natürlich sofort eine Antwort auf die PISA-Studie parat gehabt, und zwar die Lösung der Bildungsmisere, die Gesamtschule. Das ist eine ganz neue Idee, jetzt aus verstaubten Schubladen der Büros herausgeholt. Die Gesamtschule ist eine typische SPÖ-Forderung, immer alles in einen Topf zu hauen ohne zu differenzieren. Wie die Gesamtschule, wie bei der Multikulti-Gesellschaft, eine typische SPÖ-Eintopfpolitik. (GRin Yilmaz Nurten: Wie die Finnen!) 
Finnland ist Testsieger. Ein Argument lautet immer, Finnland hat das beste Ergebnis in drei von vier Bereichen der PISA-Studie erreicht. Das heißt, man muss sich jetzt an Finnland ein Beispiel in allen Bereichen nehmen. Wenn man der SPÖ-Logik folgt, dann müssten wir zum Beispiel weniger Geld für Schüler pro Kopf ausgeben. 25 Prozent weniger, weil Finnland gibt 25 Prozent weniger für jeden Schüler pro Kopf aus, wenn man der SPÖ-Argumentation folgt. Oder finnische Lehrer würden weniger verdienen als österreichische. Das heißt, machen wir es ihnen gleich. Geben wir österreichischen Lehrern auch weniger Gehalt. Oder Finnlands Schulen haben rund 20 Prozent weniger Stunden Pflichtunterricht. Deswegen kürzen wir noch weiter den Pflichtunterricht auch in Österreichs Schulen, damit wir an Finnland herankom-men. So kann doch wohl die Argumentation nicht aus-sehen. 

Wenn ein nicht allzu fern stehender ehemaliger Stadtschulratspräsident Kurt Scholz meint, dass aus den Ergebnissen der PISA-Studie eine Überlegenheit der Ge-samtschule nicht zwingend ableitbar ist und wenn man zum Beispiel nach Deutschland schaut, so zeigt sich, dass in Bundesländern, wo die Gesamtschule existiert, das Ergebnis viel schlechter ausfällt als in Bundesländern, wo ein differenziertes Schulsystem anzutreffen ist. Die Gesamtschulen in den Bundesländern stammen aus einer Zeit vor über 30 Jahren, aus der 68er Bewegung, wo viele SPD-regierte Bundesländer anzutreffen waren. Damals wurde die Gesamtschule eingeführt. Ich muss dem ehemaligen Kollegen Busek Recht geben, die 68er Generation trägt ein großes Ausmaß an Verantwortung an der Bildungsmisere. Und genauso schaut es leider auch in Wien aus! (Beifall bei der FPÖ.)
Die meisten Länder, in denen das PISA-Ergebnis schlechter ist als hier, haben Gesamtschulen. Auch das sollte vielleicht eine Warnung sein, die ich mit auf den Weg gebe, verehrte Kollegen von der Sozialdemokratie! Wenn man die Studien nüchtern und ernsthaft betrachtet, so ist Handlungsbedarf bei der dritten Leistungsgruppe für Deutsch und Mathematik gegeben. Deswegen sollten wir unsere Bemühungen konzentrieren, um diese Leistungsgruppe mit gezielten Fördermaßnahmen zu för-dern, aber bitte nicht mit einer Angleichung nach unten, mit einer Nivellierung nach unten. So kann es nicht sein, dass hier die Schüler in Mitleidenschaft gezogen werden, nur weil die SPÖ es so will!

Jetzt kommen wir zum sehr interessanten Thema Sprachdefizite. Es hat sich gezeigt, dass der Testsieger Finnland eine sehr homogene Bevölkerungsstruktur hat. So auch in den Schulklassen. Finnland hat 1,2 Prozent fremdsprachige Schüler, Wien hat 40 Prozent fremdsprachige Schüler. Das ist genau der Unterschied, meine sehr geehrten Damen und Herren, auf den es ankommt. Das ist der Unterschied. Deswegen ist die PISA-Studie in Wien auch so schlecht ausgefallen. (GR Heinz Vettermann: Sie wissen gar nichts!)

Wer mit diesen Sprachdefiziten in die Schule kommt, ist von vornherein mit schlechteren Chancen ausgestattet. Eine ganz konkrete Antwort auf die PISA-Studie wäre also ein verpflichtendes Kindergartenjahr mit einführendem, begleitendem Deutschunterricht, damit die ausländischen Schüler auch auf die deutsche Sprache in der Schule vorbereitet sind. Das ist eine Forderung, die die FPÖ schon immer erhoben hat. Ich finde es schade, dass die SPÖ bisher nicht darauf eingegangen ist. (Beifall bei der FPÖ.) 
Im Gegenteil: Integration andersrum. Die SPÖ schlägt seit neuestem Türkischkurse für österreichische Lehrer an den Schulen vor. Jetzt sollen sich schon die Österreicher den Zuwanderern anpassen. Wir sagen, das kann nicht sein. Zuwanderer sollen sich bemühen, die Sprache des Gastlandes zu lernen. Sie sollen auch dazu angehalten werden, die Sprache zu lernen. Das verstehen wir wirklich unter Integration. Ich erinnere an den Art 8 B-VG: „Die deutsche Sprache ist die Staatssprache der Republik." Vielleicht sollten sich auch einige SPÖ-Politiker im roten Wien daran ab und zu erinnern! (Beifall bei der FPÖ.) 

Abschließend kann ich feststellen, die Wiener SPÖ hat in ihrem Multikulti-Wahn wahrlich nichts dazugelernt und verschließt die Augen vor der Realität. Hemmungslose Zuwanderung führt eben zu Parallelgesellschaften, vor allem dann, wenn die Lehrer Türkisch lernen müssen, vor allem dann, wenn man Wahlwerbung für Wahlberechtigte, sprich Staatsbürger, auf Türkisch betreibt. Das sind alles Zustände, die die SPÖ hier zu verantworten hat! Wir werden nicht weiter zusehen und es ist kein Wunder, dass Sie am 23. Oktober 3 000 Stimmen verloren haben, werte Kollegen! Es ist kein Wunder! (Beifall bei der FPÖ. - Heiterkeit bei der SPÖ.)
Es ist eine sofortige Kehrtwendung nötig, sonst drohen uns Zustände wie in Paris! Diese Entwicklung wird durch Sie, werte Kollegen von der Sozialdemokratie, mitgefördert! Wo bleibt das verpflichtende Kindergartenjahr auf Deutsch? Wo bleibt die Verringerung der Klassenschülerhöchstzahlen? Wo bleibt der Gratiskindergarten für Wiener Kinder? (GR Dr Herbert Madejski: Die SPÖ wird noch Türkisch einführen!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sagen, ein Nichtgenügend ist noch zu wenig als Benotung für die Bildungs- und Jugendpolitik der Wiener SPÖ! Wir werden dem Budget nicht zustimmen! (Beifall bei der FPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Oxonitsch wird Türkisch einführen! Alle SPÖ-Abgeordneten werden Türkisch lernen! Die SPÖ will nicht erkennen, dass sie einfahren wird! Das wird ein Wahnsinn!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich hatte bereits das zweifelhafte Vergnügen in der Bezirksvertretung des 4. Bezirks mit einem Herrn Gudenus gemeinsam zu sitzen. Aber ich muss sagen, der Sohn übertrifft das noch bei weitem. (GR Kurth-Bodo Blind: Sie praktizieren Sippenhaftung!) Wenn Sie eine “artgerechte“ Ausbildung für die Menschen in Wien fordern, dann frage ich mich schon, welcher Art Sie angehören! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Dr Herbert Madejski: Drei applaudieren dort hinten! Seien Sie doch froh, dass Sie überhaupt noch hier sind, Frau Kollegin! Waren Sie heute schon im Vorstand? Haben Sie überhaupt ein Stimmrecht im Vorstand?)

Ich möchte ganz gerne vielleicht doch jetzt meine Rede nicht halten (GR Dr Herbert Madejski: Sie müssen anders anfangen, Frau Kollegin!), sondern mich mit einigen wenigen Dingen auseinander setzen, die mein Vorredner genannt hat. (GR Dr Herbert Madejski: Dass der Grüne Klub zuhört, ist wichtig! Wie viele hören denn von Ihnen zu? Wie viele im Grünen Klub interessiert die Bildungspolitik? Wo ist der Herr Stadtrat? Wo ist die Klubobfrau?)

Halten wir einmal eines fest, was mir besonders wichtig ist: Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache sind genauso intelligent wie Kinder mit deutscher Muttersprache. Halten wir das einmal fest. (Beifall bei den GRÜNEN und bei GRin Nurten Yilmaz.)
Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache bringen, wenn man sie gut fördert, und das könnte Wien, wenn es von Seiten des Bundes mehr Mittel gäbe, auch tatsächlich tun, nicht eine Sprache in die Schule mit, sondern zwei Sprachen, nämlich ihre Muttersprache (GRin Henriette FRANK: Die bringen sie sowieso mit!) und Deu-tsch, und könnten viel dazu beitragen, dass die Kinder in der Schule voneinander lernen können. Auch das möch-te ich festgehalten haben.

Vielleicht ein paar Worte zur PISA-Studie, weil noch verdrehter und noch krauser kann man diese PISA-Studie überhaupt nicht mehr darstellen und interpretieren, als das mein Vorredner gemacht hat. Ich sage nur ganz wenig zu den Ergebnissen. Tatsache ist, dass nahezu alle Länder, die besser als Österreich abgeschnitten haben, über Gesamtschulen verfügen. Es gibt nämlich in der EU kaum Länder, die keine Gesamtschule haben. In Österreich gibt es keine und in Deutschland gibt es keine, aber darüber hinaus haben sich die meisten auf eine Gesamtschule verständigt. Die Länder, die eine Gesamtschule haben, und sich darüber hinaus dazu gefunden haben, die individuelle Förderung ganz groß auf ihre Fahnen zu heften, haben einen enormen Vorteil und deren Kinder schneiden auch besser ab als jene in Österreich. Ich glaube, das war wichtig, dass es auch festgehalten wird, damit nach einer derartigen Rede dann im Protokoll auch die Antwort darauf folgt. (GR Dr Herbert Madejski: Sind Sie in der Regierung?)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte jetzt doch darauf hinweisen, dass es das Sparprogramm ist, das in Österreich so große Probleme an den Schulen verursacht. Wir haben dieses Sparprogramm seit September 2000 und wir wissen, dass bei den nächsten PISA-Ergebnissen leider zu erwarten ist, dass sich das Sparprogramm, die Kürzungen negativ auswirken werden. 

Ich fasse es noch einmal ganz knapp zusammen, was passiert ist: Seit dem September 2000 wurde an Wiens Pflichtschulen in einem Ausmaß gekürzt, sodass in etwa 1 400 Lehrerinnen und Lehrer Dienstposten ein-gebüßt haben. Das ist eine Sparmaßnahme im Ausmaß von etwa 14,5 Prozent. Wir wissen, dass wir so nicht weiterarbeiten werden können. Wir wissen, und auch da-vor darf man die Augen nicht verschließen, dass es tat-sächlich auch im Bereich der Maßnahmen für die Kinder mit deutscher Muttersprache zuwenig Angebote gibt, denn auch diese Angebote wurden drastisch zurückge-nommen und drastisch gekürzt. Aber man muss sich schon fragen, wer faktisch die Verursacher dieser Kür-zungsmaßnahmen sind. Auch das muss man beim Na-men nennen. Es sind die beiden Regierungsparteien, die sich offensichtlich darauf zusammengefunden haben, in diesem Ausmaß bei den Schulen zu kürzen. Umso wahnwitziger wird dann die Rede meines Vorgängers, wenn man sich das vor Augen hält, nämlich zuerst alles wegzukürzen und dann zu sagen, jetzt ist es schlecht und die anderen sind schuld. Das geht nicht! (GR Dr Herbert Madejski: Ich würde zum Budget der SPÖ reden, nicht zu Ihrem Vorredner! Sind Sie in Opposition oder in der Regierung? Was sind Sie?)

Meine Damen und Herren, ich bin die Letzte, die die SPÖ verschont (GR Dr Herbert Madejski: Also bitte!), denn ich füge an dieser Stelle immer hinzu, dass die SPÖ im Finanzausgleich diesen Kürzungen leider zugestimmt hat. Beim ersten Mal konnte es als Ausrutscher qualifiziert werden oder konnte man sagen, man war nicht gut vorbereitet oder wurde über den Tisch gezogen, ich weiß nicht, was. Aber beim zweiten Mal geht das natürlich nicht mehr. Auch ein zweites Mal wurde dem Finanzausgleich in dieser Art und Weise zugestimmt.

Wenn der Herr Baxant, dem ich auch zu seiner Erstrede gratulieren möchte, gesagt hat: „Wien schaut hin, wo andere wegschauen!", so ist das in dem Fall, im Bildungsbereich, leider nicht so. Da schaut Wien weg, wo man ganz dringend hinschauen müsste und wo ganz dringend etwas anderes, was wir hier und heute demonstriert und eingefordert haben, nämlich das, was man als jung, frech und innovativ bezeichnen kann, dem Bildungsbereich und dem Schulbereich fehlt. Da gibt es noch sehr viel zu tun.

Ich möchte gerne einige wenige Folgen dieser Kürzungen noch benennen, die nicht nur im Bereich der Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache erfolgt sind. Es werden alle Schülerinnen und Schüler von den Kürzungen getroffen, denn sie sitzen nun in Klassen mit viel mehr Schülerinnen und Schülern. Das heißt, gespart wird auf dem Rücken aller Kinder. Alle Kinder kommen da in den negativen Genuss von diesen Sparmaßnahmen. 

Meine Damen und Herren von den Sozialdemokraten, es tut mir Leid, was ich an dieser Stelle auch in Ihre Richtung sagen muss. (GR Dr Herbert Madejski: Das tut Ihnen Leid?) - Ja, das tut mir echt Leid (GR Dr Herbert Madejski: Das glaube ich Ihnen eh!), weil die Sozialdemokratie in den Augen der Menschen immer noch für soziale Gerechtigkeit steht. Ich glaube, dass es viele von Ihnen wirklich ernst nehmen, aber im Schulbereich muss man hinzufügen, dass diese Sparmaßnahmen nicht nur alle Kinder, sondern die Kinder aus einkommensschwachen Elternhäusern doppelt und dreifach treffen, einfach deswegen, weil die Eltern aus der eigenen Brieftasche heraus nicht alles ausgleichen können, was in der Schule weggespart wurde. 

Nur ein Beispiel: Bei den unverbindlichen Übungen wurde ebenfalls rund die Hälfte weggekürzt, das heißt, die Angebote im Bereich Freizeit, im Bereich Sport, im Bereich Musik, Kunst, Theater und so weiter und so fort, also eigentlich all das, was den Schülerinnen und Schülern den meisten Spaß gemacht hat; wenn man da um die Hälfte kürzt, dann weiß man auch, was passiert, und das ist sozial ungerecht, nämlich die Kinder mit Eltern, die es sich leisten können, werden die Angebote von woanders bekommen und die Kinder, deren Eltern es sich nicht leisten können, haben eben genau diese Angebote nicht. Die haben keine Theaterangebote, keine Musikangebote, keine Sportangebote. Ich denke mir, das müssen wir alle gemeinsam bedauern und da muss man Maßnahmen setzen, um diese Angebote wieder zurückzuholen. 

Das heißt, die GRÜNEN fordern ganz expliziert ein, dass die Sparmaßnahmen im Schulbereich zurückgenommen werden, dass alle 1 400 LehrerInnendienstpos-ten wieder nach Wien zurückgeholt werden und dass man tatsächlich versucht, auch eine sozial gerechte Schule zu gestalten. 

Wie Sie wissen, bestand eines der Ergebnisse von PISA, das am deutlichsten in der Erinnerung haftet, in der Tatsache, dass wir feststellen mussten, dass leider auch Bildungsbenachteiligung sozusagen erblich ist. Die Kinder aus Elternhäusern, die sozial und ökonomisch schwach sind - den Ausdruck "bildungsfern" habe ich nicht so gern, aber ich glaube, Sie wissen, was ich meine - werden von der Schule besonders schlecht gefördert. Das, meine Damen und Herren, war leider auch immer unter einer SPÖ-Regierung so. Daran hat sich nichts geändert. Aber ich denke mir, wir müssen alle Anstrengungen unternehmen, damit da wieder ein Ausgleich hergestellt wird. Wir müssen etwas dazu tun, damit Kinder aus sozioökonomisch benachteiligten Elternhäusern besonders gefördert werden, und das geht nur mit besonderen Maßnahmen, mit individueller Förderung und mit einem ganz bewussten Mitteleinsatz in diese Richtung.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte abschließend noch darauf hinweisen, dass ich es sehr bedaure, dass eigentlich sehr wenig Diskussion im Bereich Schule stattfindet, sowohl hier im Hause als auch im Kollegium des Stadtschulrats, wo man systematisch über Änderungen der Geschäftsordnung dafür gesorgt hat, dass zuerst die Redezeit und dann der Themenbereich, über den man sprechen durfte, gekürzt wurden. Das heißt, es wird zu wenig geredet. Das Kollegium hat ein ganz merkwürdiges Selbstverständnis von eingeschränkter Demokratie, das ich sehr bedaure. Ich hoffe, dass sich vielleicht früher oder später doch etwas ändert und auch dort wieder sinnvolle Diskussionen stattfinden werden.

Eigentlich wollte ich Sie heute fragen, ob Sie selbst gern in die Schule gegangen sind, in der Früh, wenn Sie aufgestanden sind, sich gedacht haben: „Jetzt gehe ich in die Schule, ganz super!" Ich befürchte, dass für die meisten gilt, was leider für sehr viele Menschen gilt, nämlich dass sie nicht gern in der Schule waren, sich nicht besonders auf die Schule gefreut haben und auch Angst vor Noten und Schularbeiten gehabt haben und so weiter und so fort. Ich kenne viele Erwachsene, die heute sagen, sie träumen noch von der Schule und von irgendwelchen Prüfungssituationen oder davon, noch einmal die Matura machen zu müssen.

Ich denke, wenn wir vielleicht einmal die großen Probleme der Stadt durch die Sparkurse irgendwie bewältigen können, dass wir dann auch darüber reden können, wie eigentlich eine Schule aussehen muss, die tatsächlich Spaß macht, wo man gern hingeht, wo alle gern lernen, die wirklich jung, frech und innovativ ist, wie sie sein sollte. Vielleicht kann man auch einmal so eine Diskussion führen. Das würde mich mehr freuen, als immer nur über Kürzungen und Sparmaßnahmen zu reden! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Mag Anger-Koch hat sich zum Wort gemeldet. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Abend, Herr Vorsitzender! Guten Abend, Frau Vizebürgermeisterin! Guten Abend, meine Damen und Herren!

Ich möchte wieder auf die ursprüngliche Diskussion zurückführen. Wir sitzen eigentlich hier, um über das Budget zu debattieren. 

Meiner Ansicht nach ist es eine Fortschreibung der vergangenen Jahre und das ist eigentlich ohne Visionen. Ich habe das Gefühl, dass die SPÖ im Prinzip nicht wirklich weiß, wo Bedarf herrscht und was an der Basis wirklich gebraucht wird. 

Ich möchte nur ein Beispiel hernehmen, und zwar die Kindertagesheimverordnung. Die Kindertagesheimverordnung hat unter anderem auch beschlossen, dass es kleinere Kindergruppen geben soll. Das bedingt natürlich auch mehr Personal. Nur, dieses Personal finde ich ihm Budget nicht! Wie soll ein hohes Niveau an Ausbildung und Qualität für die Kinder geboten werden, wenn kein adäquates Personal zur Verfügung gestellt wird? Gerade der Kindergarten ist die erste Bildungseinrichtung in der Bildungsbiographie eines jeden Menschen und hier darf wirklich nicht gespart werden! (Beifall bei der ÖVP.)
In den ersten fünf Jahren baut sich der Mensch auf dieser Grundlage auf. Wir fordern daher, dass der Kindergarten für alle zugänglich sein soll. Es ist in Wirklichkeit ein Skandal, dass in Wien für einen Kindergartenplatz völlig überhöhte Beiträge zu zahlen sind. Wenn man sich vor Augen führt, dass der Kindergarten eine wesentliche Hilfe für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sein soll und man bei einem Durchschnittseinkommen durch so hohe Beträge belastet wird, ist das wirklich nicht gerecht! (Beifall bei der ÖVP.)
Abgesehen davon, dass wir in Wien fast 40 Prozent Alleinerzieher haben und diese eigentlich auch auf den Kindergarten angewiesen sind, ist dieser Mehrkostenanteil von fast 130 EUR einfach eine Zumutung! (Beifall bei der ÖVP.)
Wir fordern daher eine soziale Staffelung des Kindergartentarifs und das letzte Kindergartenjahr soll gratis sein.

Somit möchte ich gemäß § 27 Abs 4 mit meinem Kollegen GR Dr Wolfgang Aigner einen Beschlussantrag einbringen, wo die Wiener Kindergartentarife noch stärker als bisher nach sozialen Kriterien neu zu staffeln sind und das letzte Kindergartenjahr vor dem Schuleintritt von sämtlichen Beiträgen und Gebühren zu befreien ist.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte aber noch weiter über die Einsparungsmaßnahmen der SPÖ diskutieren und habe in den Sportförderungsmitteln eine Kürzung von fast 500 000 EUR gefunden. Daraus ist ersichtlich, dass weniger in den Breitensport investiert werden soll, obwohl eigentlich jedem von uns bewusst sein sollte, dass das die Grundlage und die Basis für den Spitzensport ist. Ich muss Sie ja nicht daran erinnern, dass das sportliche Leistungsstreben und der Wettkampf auch erzieherische und persönlichkeitsbildende Momente beinhalten. Es geht hierbei auch darum, dass Jugendliche Spielregeln lernen, auch Toleranz und das Umgehen mit Niederlagen sowie Unterstützen der Schwachen lernen sollen. Das sind die Grundprinzipien und Werte, auf denen die Gesellschaft und deren Generationsverträge aufbauen. Es wäre erstrebenswert, wenn die Stadtregierung die Wiener Sportvereine endlich als Partner ansehen und nicht als Bittsteller behandeln würde. Der Breitensport braucht eine Zukunft und deshalb wäre ein Fördersystem wichtig, das wir als ÖVP schon länger fordern, welches den wirtschaftlichen Erfolg belohnt und auch eine Förderung des Jugend- und Breitensports ermöglicht und subventioniert. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich komme schon zum Abschluss, wo ich eigentlich noch die Situation der Wiener Musikschulen ansprechen möchte, wo ein ähnliches Prinzip wie im Breitensport herrscht. Es werden nur die Begabtesten gefördert und es wird zuwenig für die getan, die wirklich ein Interesse an einem Musikinstrument haben und es einfach nur just for fun lernen wollen. Es gibt hier keine wirkliche Förderungspolitik und es gibt auch keine Gesamtstrategie.

Es wird Zeit, diesen Zustand zu ändern und den Entwurf eines Musikschulkonzepts, welches schon seit vier Jahren existent ist, endlich umzusetzen. 

Ich habe aus meinem Ressort nur einige Beispiele dafür herausgenommen, wo immer noch konzeptive Überlegungen fehlen beziehungsweise ansatzweise vorhanden sind. Ich glaube, Sie sollten sich nicht immer mit den Agenden des Bundes beschäftigen, sondern endlich die Aufgaben, die diese Stadt zu erledigen hat, wahrnehmen, abarbeiten und die geforderten Maßnahmen durchsetzen. Es kann nicht sein, dass dieses Budget das Wirtschaftswachstum in Wien bremst und all die Wienerinnen und Wiener darunter zu leiden haben. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Rubik. Ich erteile es ihr.

GRin Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren! 

Es wundert mich schon sehr, dass in den Zeitungen schon vor einigen Tagen zu lesen war, dass Sie dem Budget 2006 nicht zustimmen, dass Sie es ablehnen. Eigentlich stehen wir heute hier und reden darüber. Dass das schon vor Tagen in der Zeitung stand, ist daher leicht verwunderlich für mich. (GR Günter Kenesei: Hätten wir zu Hause bleiben sollen?) - So war es nicht gemeint.

Liebe Frau Mag Anger-Koch, Sie haben gerade von der Basis gesprochen. Ich bringe jetzt einige Punkte von der Basis. Das sind leider Punkte, zu denen Sie von der Opposition alle Nein sagen.

Ich beginne mit dem Bürgerdienst. Der Bürgerdienst der Stadt Wien ist eine wichtige Anlaufstelle für alle Anliegen und Sorgen der Wiener und Wienerinnen. Man konnte sich, egal ob per Internet oder telefonisch, auch über Veranstaltungen im Kulturbereich informieren. Über 800 000 Personen - also jede zweite Wienerin und jeder zweite Wiener, kann man sagen - haben diesen Dienst im heurigen Jahr in Anspruch genommen. Allein die Informationsweitergabe stieg um 15 Prozent, wobei die häufigsten Anfragen - dank der Bundesregierung – Sozialhilfeansuchen, Heizkostenansuchen und Schuldnerberatung betreffen. Die Menschen in dieser Stadt brauchen und suchen Hilfe und Beratung. Wo der Bund versagt und die Stadt Wien zum Wohle der Menschen einspringt, sagen Sie von der Opposition Nein.

Um das Verweilen in der Stadtinfo – also hier im Haus – attraktiver zu gestalten und um die Arbeitsbedingungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu verbessern, ist im nächsten Jahr der Umbau der Schmidthalle geplant. Interne Tätigkeiten und Recherchearbeiten für die Veranstaltungsdatenbank werden in das Backoffice verlagert, die historische Halle, wo zahlreiche Informationsmaterialien und Broschüren zum Verweilen und Schmökern einladen sollen, soll ausschließlich den Kundinnen und Kunden gewidmet sein. Der Raum soll offen und freundlich gestaltet werden.

Es muss auch erwähnt werden, dass im Zeitraum von Jänner bis November 2005 insgesamt 527 Gruppen mit ca 17 000 Personen an Führungen im Rathaus teilgenommen haben. 

Auch zu dieser Neugestaltung, die notwendig ist, sagen Sie von der Opposition Nein. - Wir sagen Ja zu einer Neugestaltung und zu einer Restaurierung der Schmidthalle! (Beifall bei der SPÖ.) 

Nächstes Beispiel: Für das Rechnungsjahr 2006 plant der Presse- und Informationsdienst, die Zielsetzungen und Absichten des Regierungsprogramms sowie die daraus abgeleiteten Maßnahmen und Aktivitäten der Stadt Wien kundenorientiert zu steuern und im In- und Ausland zu kommunizieren. Um den Ausbau der Marke Wien im In- und Ausland effizienter voranzutreiben, Wien entsprechend zu positionieren und die Kooperation der Städte und Länder weiter zu forcieren, wurde der PID mit Auslandsverträgen mit zahlreichen Funktionen ausgestattet. Ab dem Jahr 2006 unterhält die MA 53 im Rahmen dieser Verträge ein Headoffice in Wien mit elf Verbindungsbüros, zu deren Kernaufgaben die Aufbereitung von Daten und Fakten zur Auslandskommunikationsarbeit, ein umfassendes Wissensmanagement, die Umsetzung der Öffentlichkeitsarbeit und Medienbetreuung ge-hört, sowie die laufende Betreuung von Lobby-Netz-werken, die Gewährleistung eines Informationstransfers für wirtschaftliche und touristische Angelegenheiten, die Organisation von Veranstaltungen und die Planung und Betreuung von Delegationen und Einzelbesuchern von und nach Wien. 

Ab dem kommenden Jahr sollen zur Verbesserung der Zusammenarbeit mit den Partnerstädten auch Trainees von Wien aus betreut werden. Mittels Informationsfoldern in der jeweiligen Landessprache, der Einrichtung eines Internet-Auslandsjournals werden international re-levante Wien-Themen kommuniziert und die Positionierung Wiens in den Partnerländern verstärkt. Dieses Instrument ermöglicht es der Stadt Wien, den bereits in den vergangenen Jahren eingeschlagenen offensiven Weg fortzusetzen und als treibende Kraft Europas zu fungieren und auch auf anderen Gebieten neue Maßstäbe zu setzen.

Und man wird es nicht glauben: Auch in wirtschaftlichen und touristischen Angelegenheiten sagt die Opposition Nein. - Wir sagen Ja: Wir sagen Ja zu einer Stärkung unserer Position und zu einer Positionierung von Wien! (Beifall bei der SPÖ.) 

Nächster Bereich der Basis, der schulische Bereich. - Der so genannte Warenkorb wird von allen öffentlichen und privaten allgemein bildenden Schulen in Anspruch genommen. Bei diesem System wird der Schule, der Schulart und Schülerzahl entsprechend, ein Geldbetrag - derzeit 70 EUR für polytechnische Lehrgänge und 29 EUR für Volksschüler pro Kind - überlassen. Damit können die Unterrichtsmaterialien nach Wunsch und Vor-stellung der Lehrerinnen und Lehrer geschaffen werden. Dadurch ergeben sich ein individueller Unterricht und die Förderung der Lernbegeisterung.

In der zweiten Hälfte des Schuljahres 2005/2006 wird mit dem Programm zum sukzessiven EDV-Endgeräte-tausch begonnen. Voraussichtlich 2007 werden alle Schulen über zeitgemäße EDV-Geräte verfügen, die die Basis für einen qualitativ hochwertigen Unterricht sowie einer ökonomischen Verwaltung via EDV darstellen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie von der Opposition sagen auch dazu Nein. - Wir sagen Ja zu hochqualitativen Unterrichtsformen. 

Der nächste Punkt: Das Bildungsangebot der Wiener Volkshochschulen wird an rund 150 über das Stadtgebiet verteilten Kursorten präsentiert und erstreckt sich grundsätzlich über alle Wissensgebiete, beinhaltet aber auch die Erlernung und Förderung handwerklicher und künstlerischer Fähigkeiten. Die Implementierung anerkannter Qualitätssicherungs- und Zertifikatsverfahren in den Volkshochschulen wird ab 2006 fortgeführt. Die Volkshochschulen sehen ihren Bildungsauftrag darin, ein Pro-grammangebot für alle Bildungsschichten, alle Alters-gruppen, alle nationalen und ethnischen Gruppen, für Menschen aus verschiedenen Milieus und mit verschiedenen Lebensformen zu bieten, Bildungsschranken ab-zubauen und bildungsschwache Personen und Gruppen zum Teilhaben am Wirtschafts- und Gesellschaftsleben und am Arbeitsmarkt zu befähigen. Jeder Mensch - jeder Mensch! - soll ermutigt werden, Weiterbildung unabhän-gig von seinen Voraussetzungen im lebenslangen Kon-text aufzunehmen und fortzuführen. 

Um individuelle Lebens- und Bildungschancen zu erhöhen, ist die Verzahnung der nationalen, aber auch eu-ropaweiten Bildungssysteme zu einem durchlässigen, transparenten Bildungssystem notwendig, in der gegenseitiger Anerkennung von Abschlüssen und Lernerfahrungen breiter Raum gegeben wird. Eine der Grundvoraussetzungen dabei ist, dass der Qualität des Angebots ein hoher Stellenwert eingeräumt wird. 

Pro Studienjahr werden weit über eine Million Teilnahmen verzeichnet. Nahezu 7 500 Vortragende werden für ca 145 000 Kursteilnehmerinnen und Kursteilnehmer mit rund 25 000 Lehrgängen eingesetzt. Zu etlichen Tau-send weiteren Veranstaltungen, Symposien und Vor-tragsreihen kommen bis zu 450 000 Personen. 

Bei den Büchereien in Wien besteht der Mittelpunkt für 2006 darin, die Zweigstellen und die Hauptbücherei zu attraktivieren. Mit dem großen Medienangebot sowie den zahlreichen Internet-Plätzen wird die Attraktivität dieser Einrichtung für ihre Besucherinnen und Besucher kontinuierlich gesteigert. Büchereien werden immer mehr zu wichtigen sozialen Einrichtungen im Erwerb von Qualifikationen, Wissen und Kultur, was vor allem jungen Menschen großen Vorteil bringt. (Beifall bei der SPÖ.)
Und auch hier sagt die Opposition Nein. - Wir sagen Ja, denn uns sind Weiterbildung und Information sehr wichtig.

Und nun zu den Musikschulen, die ja heute schon erwähnt wurden. Mit Ihrem Nein zum Budget 2006 sagen Sie auch Nein zu den bestehenden Musikschulen, obwohl solche laufend von Ihnen gefordert werden. Wir hin-gegen verfolgen mit der Neuorganisation der Musikschu-len Wiens und der Kindermusikschulen neue pädago-gische Ziele, die eine Steigerung des Angebots an Musikschulplätzen bewirken sollen.

Ich möchte mich abschließend ganz herzlich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der einzelnen Ressorts bedanken.

Sehr geehrte Damen und Herren von der Opposition! Sie sagen zum Wohl der Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt Nein. Wir von der Sozialdemokratischen Partei haben das Budget 2006 vorgelegt, das sicherstellt, dass Bildung weiterhin einen hohen Stellenwert haben wird und Wien auch weiterhin ein sozial gerechtes und familienfreundliches Wien bleibt. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Mag Jung. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Kollegin Jerusalem ist vorhin als eine der wenigen auf ihren Vorredner eingegangen, und ich möchte es nicht versäumen, auch wenn sie jetzt nicht da ist (Widerspruch bei Gemeinderäten der GRÜNEN, die auf die sich vorne im Saal aufhaltende GRin Jerusalem weisen.) – oh, Entschuldigung! -, auch auf sie einzugehen. 

Sie haben vorhin gesagt: Wer gut fördert, erreicht auch eine brauchbare Zweisprachigkeit in den Schulen. - Die Problematik ist halt die, dass vor allem bei der größten Bevölkerungsgruppe, bei den Türken, das deswegen nicht erfolgt, weil diese vor dem Schulbeginn überhaupt nicht mehr gezwungen sind, Deutsch zu reden. Zu Hause mit der Mutter wird Türkisch gesprochen, sie gehen in türkische Geschäfte, sehen türkische Filme, türkische Videos und haben das türkische Fernsehen. Aus diesem Umstand heraus, dass diese Bevölkerungsgruppe eben schon so groß und so stark ist, dass sie gar nicht mehr anders reden muss, resultiert ein großer Teil des Problems, das wir haben.

Zweiter Punkt, Frau Kollegin, die Gesamtschulen. Sie haben da gerade auch die skandinavischen Staaten her-vorgehoben. Ich habe fünf Jahre in diesen Ländern ge-lebt, und ich kann Ihnen eines sagen: Die beste Schule im ganzen skandinavischen Raum in den Bewertungen war regelmäßig die deutsche Schule in Stockholm, wo man keine Gesamtschule gekannt hat, und dort haben die Kinder auch ohne weiteres zweisprachig gelernt.

Das Budgetkapitel Jugend und Bildung ist langfristig gesehen das wahrscheinlich wichtigste überhaupt, schafft es doch die Voraussetzungen für die Zukunft unserer Kinder und Enkel und damit unserer Stadt. Und wenn wir so weitermachen wie in den letzten eineinhalb Jahrzehnten, dann ist diese Zukunft zwar tiefrot, aber alles andere als rosig für unsere Kinder. Finanzielle Do-tierungen und Zahlen sind wichtig, langfristig entschei-dend ist aber die Grundeinstellung, mit der man an diese Frage der Erziehung, der Bildung und der Ausbildung herangeht. Das Wichtigste, was wir der kommenden Generation mitgeben können, ist eine gute Ausbildung - und damit sind wir wiederum beim Stichwort PISA-Studie, das ich Ihnen nicht ersparen kann, auch wenn sich manche so verhalten, wie die berühmten drei Affen: Sie halten sich die Ohren zu, weil sie nicht hören wollen, sie verschließen die Augen, weil sie nicht sehen wollen - aber mitreden wollen sie trotzdem. 

Diese Studie stellt Österreich und insbesondere Wien vor allem im Bereich der Pflichtschulen - weniger im Bereich der weiterführenden Schulen - ein sehr schlechtes, um nicht zu sagen, vernichtendes Zeugnis im Vergleich zu früheren Zeiten aus. Statt aber nach den wahren Gründen zu suchen, wird besonders durch die SPÖ polemisiert und versucht, die Fehler und die Versäumnisse der Vergangenheit mit ideologischen Begründungen schön zu reden. Es gibt zu wenige Lehrer, ist einer der häufig angeführten Gründe - nun, es stimmt, mehr Lehrer können besser unterrichten, daran besteht kein Zweifel -, so wie mehr Geld in der Kultur gefordert wird, so wie überall mehr Geld gefordert wird. Die Summen sind halt nur begrenzt, und ich kann Ihnen eines sagen: Ich bin in Zeiten in die Schule gegangen, wo 34 und 36 Schüler in einer Klasse durchaus normal waren, und wir haben alle ganz ordentlich Lesen, Schreiben und Rechnen gelernt. Also an dem alleine kann es nicht liegen, Herr Kollege Mailath.

Zwei Beispiele aus der Praxis vielleicht für die wirklichen Gründe: Vor sieben oder acht Jahren wurde ich von einer Lehrerin im 14. Bezirk angesprochen. Sie hat mir gesagt: „Ich habe Schüler aus fünf verschiedenen Ethnien in meiner Klasse. Ich habe eine Serbisch-Lehrerin als Begleitlehrerin, ich würde aber ein ganzes Dolmetscherteam wie in den Vereinten Nationen brauchen, um wirklich unterrichten zu können.“ – Und, was sie noch gesagt hat: „Wenn ich am Abend nach Hause gehe, bin ich froh, wenn nichts passiert ist.“ - Gelernt wird unter diesen Umständen sehr, sehr wenig.

Und eine zweite Lehrerin, eine Volksschullehrerin, die in ihrer Klasse wesentlich ältere Schüler hatte, weil diese wegen nicht vorhandener Deutschkenntnisse zurückgestellt wurden und sich dort als Klassenkasperl betätigten und den Unterricht völlig unmöglich machten, ließ die Eltern zu sich kommen. Der türkische Vater erschien und erklärte ihr kaltweg: Von Ihnen als einer Frau lässt sich mein Sohn natürlich nichts sagen! - Punkt.

Damit sind auch schon die Hauptgründe für das Versagen unseres Schulsystems herausgearbeitet: Zum einen die unzureichende oder nicht vorhandene Sprachkenntnis als Folge der fehlenden Integration und zum Zweiten die kulturelle Kluft, um nicht zu sagen, der Wertegegensatz bei einem großen Teil der Schüler mit anderem ethnischen Hintergrund. Beides ist eine Folge der unverarbeiteten und in dieser Größenordnung auch gar nicht mehr verkraftbaren hemmungslosen Zuwanderung der letzten eineinhalb Jahrzehnte. 

Und damit Sie das nicht einfach mit einem Hinweis auf die "fremdenfeindlichen Freiheitlichen" abtun können, das Ganze noch einmal zum Mitschreiben im trockenen Stil der "Neuen Zürcher Zeitung", die eine Studie als Folge der PISA-Studie in der Schweiz zitiert: „Ein wesentlicher Grund für die mäßigen Resultate ist die starke kulturelle und soziale Durchmischung der Schulen. 27 Prozent der Schulkinder in Zürich sind ausländischer Herkunft. Je größer der Anteil ausländischer Jugendlicher und je tiefer deren sozioökonomischer Status, desto größer sind im Kanton die Leistungsunterschiede. Der kantonale Vergleich zeigt auch, dass mit zunehmender Heterogenität die Förderung ausländischer Schüler schlechter gelingt." - Zu Deutsch: Je höher der Ausländeranteil, desto schwieriger - wenn nicht unmöglich - wird die Integration. Das Boot, meine Damen und Herren, ist voll! Es ist übervoll! (Beifall bei der FPÖ.)

Wir - oder besser gesagt, die für diese Misere Verantwortlichen, die daran Schuldigen - müssen endlich erkennen, dass es unmöglich ist, Zuwanderer zu integrieren, die nicht willens sind, die Landessprache zu lernen und sich in unseren Kulturkreis einzufügen. Und kommen Sie mir nicht damit, wie schwierig das ist! Gewiss, es fordert Willen und Bemühen, aber das dürfte man eigentlich auch von Menschen verlangen, die die Vorteile unserer Staatsbürgerschaft erwerben wollen. Meine damals – ich habe ja Skandinavien schon erwähnt - sechsjährige Tochter hat in Schweden innerhalb von sechs Monaten die Sprache fast perfekt erlernt. Bei mir hat es ein bisschen länger gedauert, aber auch ich habe es ganz gut geschafft. Es geht, wenn man will. 

Wir verlieren gegenwärtig beträchtliche Teile einer ganzen Generation qualifizierter Arbeitskräfte, vermutlich sogar unwiederbringbar, weil sie die grundlegenden Kul-turtechniken des Lesens, des Verstehens des Gelesenen, des Schreibens und des Rechnens nicht mehr oder nicht ausreichend beherrschen. Darunter sind auch Kinder der eingesessenen Bevölkerung, die unter dieser Fehlentwicklung mitleidet. Meistens kommen sie aus einem finanziell eher schwachen Umfeld - jenem Umfeld, das Sie, meine Damen und Herren von den Sozialdemokraten, vorgeben, vertreten zu wollen. Deren Eltern erkennen das, und sie versuchen, sie in die - meist hoffnungslos überfüllten - Privatschulen zu schicken, auch wenn das für sie große finanzielle Opfer bedeutet.

Frau Kollegin Jerusalem und die Sozialdemokraten vertreten hier die Gesamtschule. Ich frage Sie: Warum schickt Kollege Gusenbauer seine Tochter ins Lycée Français und nicht in eine der Gesamtschulen? - Er hat erkannt, wohin der Weg läuft. (Ruf bei der SPÖ: Das Lycée ist eine Gesamtschule!) – Aber in der Form einer französischen Eliteschule, Frau Kollegin! Versuchen Sie einmal, mit mangelhaften Schul- und Deutschkenntnissen dort hineinzukommen! 
Die Erkenntnis aus dieser Fehlentwicklung müsste eigentlich sein: Wir haben zu viele Zuwanderer, daher: Weitgehender Einwanderungsstopp für Nicht-EU-Bürger. Zweitens: Ordentliche Deutschkenntnisse als Voraussetzung für die Staatsbürgerschaft und auch für den Schuleintritt - durchaus mit dem Angebot entsprechender Förderungsmaßnahmen, notfalls auch mit sanftem Druck dahin gehend, dass die Sprache erlernt werden muss. Und als letzte Konsequenz: Die Rücksiedelung von nicht integrierbaren Zuwanderern und natürlich von allen Vorbestraften. 

Und welchen Weg geht man in Wien? - Statt die Fehler der Vergangenheit zu erkennen, daraus zu lernen und Sprachkenntnis und Integration im kulturellen Bereich notfalls auch mit Nachdruck zu fördern, geht man den gegenteiligen Weg: Wir, die eingesessene Bevölkerung, soll sich anpassen und integrieren. Die Lehrer sollen verpflichtend Türkisch lernen. Die Kindergartenkinder ler-nen türkische Lieder. Bir, iki, üç – eins, zwei, drei -, wird der Speiseplan angepasst und Schweinsbraten und Schnitzel werden vom Menü verbannt. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei GemeinderätInnen der SPÖ.) - So weit geht das, was man bewusst irreführend "Rücksichtnahme" nennt und was in Wirklichkeit Rücksichtslosigkeit gegenüber den Wienern bedeutet. 

Hirnlose neue Feiern wie Halloween werden zwar eingeführt und der damit verbundene Vandalismus in unseren Kindergärten gefördert, aber den Nikolaus haben wir abgeschafft. Er ist den Neubürgern - im Gegensatz zu unseren Sozialleistungen - angeblich nicht zumutbar. 

Die Briten, meine Damen und Herren von den GRÜNEN, sind uns da noch einen Schritt voraus. Sie haben in den Banken das Sparschwein abgeschafft, weil der Anblick dieses unreinen Tiers den Neubürgern nicht zumutbar ist. Und in Belgien hat man den Polizisten empfohlen, im Ramadan, dem israelischen Fastenmonat, nicht auf der Straße zu rauchen, um die Neuzuwanderer nicht zu kränken. (GR Godwin Schuster: Was ist der Ramadan?) – Der Fastenmonat, Herr Kollege! (Weiterer Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) - Der türkische Fastenmonat, habe ich gesagt, Herr Kollege. (GR Godwin Schuster: "Der türkische" haben Sie gesagt? – GRin Inge Zankl: Israelische!) Ich habe nicht "israelisch", sondern "islamisch" gesagt. Wenn Sie genau zuhören würden, wäre es überflüssig, derartige Zwischenfragen zu stellen, Herr Kollege. (Ironische Heiterkeit bei GR Godwin Schuster.) 

Wissen Sie, wie das ein englischer Professor zu Recht genannt hat? - Er hat es genannt: Die subtile Ko-lonisierung europäischer Städte. - Kein Freiheitlicher, sondern ein Professor an der Stanford University, in der September-Nummer von "Foreign Policy". (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren von der SPÖ - und das gilt leider auch für den einen oder anderen in der Wiener ÖVP -, so werden wir das Problem unserer Kinder und Jugendlichen nicht lösen! Im Gegenteil: Es werden sich eine oder mehrere Parallelkulturen entwickeln, und es wird nicht ohne Reibungen abgehen. "Clash of civilizations" hat das ein prominenter US-Historiker vor einiger Zeit genannt, und wie das aussehen kann, wurde uns vor wenigen Wochen in Frankreich, aber auch in Großbritannien, in Belgien und in den Niederlanden vorgeführt - bisher erst als kleiner Vorgeschmack. Und auch extreme Toleranz, wie sie vor allem in Belgien und Holland geübt wurde, hat nicht zum Erfolg geführt. Pim Fortuyn ist ein lebendes – ein leider nicht mehr lebendes - Beispiel dafür. 

Wollen wir wirklich, dass in Wien, wie in Paris kürzlich, der Polizeipräsident einmal erleichtert verkünden kann: Wir sind endlich zum Normalzustand zurückgekehrt, in der letzten Nacht haben nur noch 90 Autos ge-brannt!? - Ist es das, was wir hier anstreben? 

Was in Paris passiert ist, ist ein Hinweis darauf, was uns in 10 bis 15 Jahren droht. - Und das ist wiederum nicht "die Wortwahl eines menschenverachtenden Freiheitlichen", wie Sie gerne sagen würden, sondern eine nüchterne Beurteilung des sozialdemokratischen Bürgermeisters im tiefroten Stadtteil Neukölln in Berlin, das ebenfalls tiefrot regiert wird. 

Es ist höchste Zeit, meine Damen und Herren! Die Wiener sagen: Chapeau en flammes! - Der Hut brennt! -, scherzhaft. Noch ist es nur der sprichwörtliche Hut. Achten wir darauf, dass es nicht mehr wird! Wenn wir aber nicht entschlossen genug auftreten und den Neubürgern vor Augen halten, dass sie sich anpassen müssen, dass derjenige sich anpassen muss, der zu uns kommt - und nicht umgekehrt -, der, der die Staatsbürgerschaft anstrebt, dann steuern wir auf eine fatale Entwicklung zu. Wer bei uns lebt und lernt wie wir, ist willkommen. Wer das nicht will, soll sich anderswo eine Heimat suchen. Wir lassen uns die unsere nicht nehmen und sie auch nicht umfunktionieren! (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Wer ist "wir"?)
Wenn wir den Anspruch auf eine abendländische Leitkultur aufgeben, schreiben wir die Entwicklung von Parallelkulturen in unserem Land fest. 

Wir Freiheitlichen jedenfalls werden mit ganzer Kraft dafür eintreten, dass die Österreicher - und wenn Sie auch wollen, die Österreicherinnen (Rufe der Missbilligung bei Gemeinderätinnen der SPÖ) - Herren und Frauen im eigenen Haus bleiben, und ich bin sicher: Die Bürger werden das erkennen und honorieren! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Smolik. - Bitte schön.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Kollege Jung, Sie haben echt was vorgelegt jetzt! Der letzte Satz, wo sie meinten, meinetwegen seien auch die Frauen mit einzubeziehen – also ich weiß nicht, das ist wirklich das Letzte, worauf man hätte kommen können. (VBgmin Grete Laska: Nicht "die Frauen", "die Österreicherinnen"!) - Die Österreicherinnen, genau. (GR Kurth-Bodo Blind, sich in Richtung Saalausgang begebend: Das ist ja nur für die GRÜNEN!)
Herr Blind, ich weiß nicht, ob ich jetzt Lust habe, mich mit Ihnen auseinander zu setzen. Ich glaube nicht. Es ist gescheiter, Sie gehen. – Danke.

Es war schon Kollege Gudenus schwer zu ertragen, sage ich jetzt einmal. Aber Kollege Jung war auch nicht schlecht: Schnitzel und Schweinsbraten verschwinden von den Speisekarten! - Also wenn Sie keine anderen Probleme haben als das, dann weiß ich nicht, was Sie in der Debatte zu Bildung, Jugend, Information und Sport zu sagen haben. 

Aber am besten hat mir gefallen, dass der Vandalismus in den Kindergärten wegen der Halloween-Feiern gestiegen ist. Das ist wirklich ein super Satz! Ich weiß ja nicht, in welchen Kindergärten Sie schon waren und die Halloween-Feiern dort mitgekriegt haben; aber dass deswegen der Vandalismus in den Kindergärten gestiegen ist, ist echt nicht schlecht. - Also gut, wir machen nur noch deutsche Feiern wie in den Buden, und wir machen halt dann das, was von unseren Kindern anscheinend im deutschen Kulturkreis auch gelernt werden soll. 

Ich möchte mich nicht weiter mit Ihrem Kulturgut auseinander setzen - es ist wirklich nicht das meine. Ich möchte vielmehr über die Situation von Menschen mit Kindern in dieser Stadt sprechen, weil sich diese ja auch in diesem Ressort wieder finden, auch im Budget. 

Die Situation für Kinder und für Menschen mit Kindern wird nicht leichter, und das ist schon hauptsächlich durch die Bundespolitik bedingt, durch die Arbeitsmarktsituation, die durch die Bundespolitik verursacht ist, und die soziale Lage, die durch die Bundespolitik verursacht wird, nämlich dass es immer mehr Menschen gibt, die an der Armutsgrenze oder unter der Armutsgrenze leben müssen. Wir bekommen ja in regelmäßigen Abständen jetzt immer wieder Berichte dahin gehend - und auch Interviews von Vertretern von Caritas und anderen bestätigen das, und die Armutskonferenz hat das auch wieder bestätigt -, dass die Zahl der armutsgefährdeten Per-sonen in diesem Land steigt. Dass davon auch Kinder und Jugendliche betroffen sind, liegt auf der Hand. Und gerade da sollten wir nicht zusehen, dass es da auch die Ärmsten der Armen, nämlich die Kinder trifft, die sich nicht wehren können. Auch die Erwachsenen können sich nicht wehren, aber die Kinder können sich noch viel weniger wehren. Bei ihnen, bei den Kindern ist es nämlich nicht so, dass sie wie die Erwachsenen Strategien entwickeln können, um mit dieser neuen Situation, die sie in ihrer Familie vorfinden, wenn sie von Armut betroffen sind, umgehen zu können, sondern sie sind einfach damit konfrontiert, anders zu sein, ausgeschlossen zu werden vom sozialen Leben und nicht an Skikursen, an Ausflügen und anderen Veranstaltungen in Kindergärten und in Schulen teilnehmen zu können. Sie stehen draußen, und es ist für die Kinder nicht leicht, das auch zu akzeptieren. 

Wir haben ja schon öfters den Antrag eingebracht, dass es in dieser Stadt auch über die Kinderarmut einen Bericht geben sollte, und ich weiß, es kommt dann wieder: Es gibt ja die Zahlen, man braucht ja nur nachzuschauen, und man soll das jetzt zusammensuchen. - Aber ich glaube, dass es da nicht nur um die nackten Zahlen geht und um die Auflistung: In wie vielen Bezirken wohnen wie viele Kinder, die von der Armut betroffen sind?, sondern es geht um die politischen Handlungsweisen und Maßnahmen, die daraus abgeleitet werden sollen. 

Ich stelle jetzt noch einmal einen Beschlussantrag, dass die zuständige Stadträtin die Erstellung eines jährlichen Kinderarmutsberichts für Wien veranlasst und die Ergebnisse dem Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport übermittelt.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags. 

Dass die Situation für Menschen mit Kindern nicht leichter wird, sieht man auch daran, dass im Budget die Leistungserlöse nicht in dem Maße budgetiert wurden, wie es früher gemacht wurde, weil man gesehen hat, dass immer mehr Menschen vom Kindergartenbeitrag befreit werden und dass es hier einfach mehr Maßnahmen braucht, weil die Menschen weniger Geld haben und sich den Kindergarten durch das geringe Einkommen auch nicht mehr leisten könnten, wenn es nicht diese Befreiung geben würde. 

Trotzdem sind die Beiträge zum Kindergarten hoch, aber es ist nicht so, dass wir so wie die ÖVP den Antrag stellen, das letzte Kindergartenjahr soll gratis sein, weil mir nach wie vor nicht einsichtig ist - und wir hatten erst letztens eine Diskussion dazu mit Frau StRin Cortolezis-Schlager, und sie konnte es auch nicht erklären -, warum gerade das letzte Kindergartenjahr gratis sein soll. Denn dass der Spracherwerb nicht im letzten Kindergartenjahr erfolgt, ist bewiesen, sondern wenn, dann fängt das im Kleinkindalter an, wo eben die Sprache entwickelt wird. Und wenn wir von einem Gratis-Kindergarten reden, dann für den ganzen Kindergarten und für alle Kindergartenjahre!

Zum Kindergarten. Auch hier: Die Situation in den Kindergärten verändert sich nicht wirklich. Wir haben nach wie vor große Gruppen. Wir haben nach wie vor ei-ne Betreuungssituation, die nicht den Vorstellungen und den entwicklungspsychologischen Studien entspricht, wonach es nämlich mehr Betreuungspersonal braucht. Durch die Debatte über PISA ist der Kindergarten ja auch ins Gerede gekommen, und es ist klar: Wenn so viele Kinder mit nur einer Pädagogin in Kindergarten-gruppen sind, dann kann die Pädagogin einfach nicht genug Zeit aufwenden, um die Kinder in dem Maße zu fördern und zu fordern, wie sie das brauchen.

Auch deswegen stelle ich wieder einmal den Antrag, die Gruppengrößen und den Betreuungsschlüssel im Kindergarten zu verändern, nämlich: 

Für Kindergruppen 8 Kinder mit 2 Kindergartenpäda-goginnen und 1 Helferin; für die Kindergartengruppe 15 Kinder mit 2 Kindergartenpädagoginnen und 1 Helferin; für die Horte 15 Kinder, 1 Hortpädagogin und 1 Helferin. 

Und für die Integrationsgruppen: Kinderkrippen 8 Kin-der, davon 2 behinderte Kinder, mit 1 Sonderkindergar-tenpädagogin und 1 Kindergartenpädagogin und 2 Hel-ferinnen; in den Kindergärten 15 Kinder, davon 2 behinderte Kinder, mit 1 Sonderkindergartenpädagogin und 1 Kindergartenpädagogin und 2 Helferinnen; in den Horten 15 Kinder, davon 2 behinderte Kinder, mit 1 Sonder-hortpädagogin und 1 Hortpädagogin und 2 Helferinnen; und die heilpädagogischen Gruppen im Kindergarten 6 Kinder und im Hort auch 6 Kinder. 

Ich beantrage die sofortige Abstimmung dieses Antrages.

Die Qualität in unseren Kindergärten sollte unser 
oberstes Ziel sein, und die Gruppengrößen und der Be-treuungsschlüssel haben auch etwas mit dieser Qualität zu tun. 

Trotzdem ist es in Wien ja so, dass wir einen hohen Deckungsgrad haben bei den Drei- bis Sechsjährigen. Ich habe ja schon bei der Rechnungsabschlussdebatte einen Antrag eingebracht, dass wir bei den unter Dreijährigen einen Ausbau der Plätze brauchen, und der wurde angenommen. Ich habe dann bei der Podiumsdiskussion vernommen, dass hier auch etwas passieren wird. Wir sind gespannt. Wir hoffen, dass in diesem Bereich etwas weitergeht und dass Wien hier auch mehr Plätze anbietet als die restlichen Bundesländer. 

Die Qualität ist aber nicht nur über die Gruppengrößen und den Betreuungsschlüssel zu erklären, sondern auch über Standards. Es hat sich eine Plattform gebildet, die Plattform EduCare, die auch diese eine Diskussion veranstaltet hat. Und dort wurde eigentlich recht einheitlich von den vier dort vertretenen Parteien dem Vorschlag zugestimmt, dass es ein Bundesrahmengesetz zur Qualitätssicherung in den elementaren und außerschulischen Bildungseinrichtungen geben soll. 

Ich bringe deshalb einen Antrag ein, dass der Gemeinderat sich für die Erstellung eines bundeseinheitlichen Rahmengesetzes zur Qualitätssicherung in den elementaren und außerschulischen Bildungseinrichtungen ausspricht und die zuständige Stadträtin beauftragt wird, auf die Bundesregierung dahin gehend einzuwirken. 

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Ich möchte noch zum Bereich der Erwachsenenbildung und der Volksbildung kommen. Ich habe schon im letzten Jahr mit Verwunderung festgestellt, dass in diesem Bereich budgetmäßig gekürzt wird, und auch heuer sind es wieder 500 000 EUR weniger. Es ist mir nicht er-klärbar, warum es gerade in diesem wichtigen Bereich Budgetkürzungen geben soll, denn wir haben das Problem der Alphabetisierung von ÖsterreicherInnen - in diesem Fall -, aber vor allem auch von Jugendlichen, wo massiv etwas gemacht werden müsste. Aber nicht nur das. Die Erwachsenenbildung beziehungsweise die Volkshochschulen sind eigentlich eine sehr nieder-schwellige Bildungseinrichtung - genauso wie die Büchereien, auf die ich dann später noch zurückkommen möchte -, und dass wir hier mehr Geld brauchen und nicht weniger, liegt eigentlich auf der Hand, vor allem im Sinne des lebenslangen Lernens beziehungsweise lebensbegleitenden Lernens. Es stellt sich daher schon die Frage, ob es wirklich sinnvoll ist, hier Geld wegzunehmen, wenn es doch gerade im Bereich der Alphabetisierung, aber auch beim Nachholen vom Bildungsabschlüssen wirklichen Bedarf gibt. 

Zu den Büchereien. Auch hier gibt es weniger Budget als im letzten Jahr. Warum das auch hier so ist, kann ich mir nicht vorstellen, denn wir haben dort schon eine prekäre Personalsituation. Es gibt ganz, ganz wenige ausgebildete BibliothekarInnen. Es wird dort stundenweise beziehungsweise teilzeitmäßig von StudentInnen oder anderen nicht ausgebildeten BibliothekarInnen Dienst versehen. Es gibt weniger Medien als in vergleichbaren Büchereien in anderen Städten. Und es ist von den Öffnungszeiten her noch immer nicht so, dass Menschen, die am Abend Zeit hätten, in die Bücherei zu gehen, dort auch reinkönnen, weil die Öffnungszeiten noch nicht so benutzerInnenfreundlich sind. - Trotzdem ist auch hier weniger Budget veranschlagt. Und auch hier wäre vielleicht interessant zu wissen, was da dahinter steckt. Es kann ja nicht nur die Zusammenlegung der Standorte sein, sondern eigentlich bräuchten wir auch hier einen Ausbau.

Kurz zu den Bädern. Der obligate Satz: Was ist mit der Bäderstudie? - Ist das, was wir im Ausschuss beschließen, die Umsetzung der Bäderstudie? Wird es wieder die Bäderkommission geben oder hat man irgendwie festgestellt, man braucht sie nicht? Denn wir haben ja in der letzten Periode einmal getagt, und dann war's das. Also es wäre schon interessant, auch im Bereich der Bäder wieder eine Kommission zu haben und wieder zu diskutieren, wie es mit den Bädern weitergeht. 

Zu den Musikschulen. Der Rechnungshofbericht war ja kürzlich im Ausschuss. Da wurde auch gesagt, es gibt ein Konzept. Es wäre schon interessant, das Konzept auch einmal kennen zu lernen und zu wissen, was wo wie dann auch umgesetzt wird - was auch der Rechnungshof zu Recht kritisiert hat. 

Zum Schluss möchte ich einen Antrag einbringen, von dem ich weiß, dass er nicht in diese Geschäftsgruppe gehört, aber da ich nicht morgen als vierte Rednerin von uns GRÜNEN im Bereich Gesundheit und Soziales sprechen wollte, möchte ich ihn auch hier einbringen. Es geht um das Taschengeld für PflegegeldbezieherInnen im betreuten Wohnen. 

Wir haben die Situation, dass das Wiener Behindertengesetz geändert wurde, und zwar in der Hinsicht, dass das so genannte Taschengeld für Menschen, die im betreuten Wohnen untergebracht wurden, gestrichen wurde. Jetzt hat es quasi ein Entgegenkommen über den Fonds Soziales Wien gegeben, da ein Taschengeld in der Höhe von 123,25 EUR im Monat zu zahlen. Nur: Dieser Betrag ist absolut nicht ausreichend! Für die Menschen, von denen wir - und da sind wir uns hoffentlich alle einig - eigentlich wollen und für die wir wollen, dass sie ein selbstbestimmtes Leben in der Stadt führen können, ist es nicht finanzierbar, und es wird dann vor allem gespart bei den psychologischen Betreuungen, bei den Ergotherapien und bei all dem, was sie eben sonst noch zahlen, bei den Freizeitaktivitäten, bei den Fahrtendiensten. Das heißt, diese Menschen werden gezwungen, sich zu überlegen: Kaufe ich mir etwas zum Anziehen oder gehe ich zur Psychotherapie? - Wir glauben, dass es da mehr braucht als dieses Taschengeld, das es jetzt vom Fonds Soziales Wien gibt. Deshalb stelle ich folgenden Antrag:

„Die Stadt Wien möge budgetär dafür sorgen, dass Menschen mit Behinderungen ohne eigenes Einkommen, denen im Rahmen einer Maßnahme nach § 24 Wiener Behindertengesetz Unterbringung, Verpflegung und Betreuung gewährt wird, wieder ein Taschengeld in Höhe von mindestens 40 Prozent der Pflegegeldstufe 3 ausbezahlt werden kann. Dieser Anspruch soll auch entsprechend gesetzlich verankert werden. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales." 

Zum Schluss noch zum Kollegen Gudenus: Ich hoffe, Sie nehmen das Angebot der Kindergartenpädagogin aus der Diskussion vom 30.11. an und schauen sich ei-nen Kindergarten an, wo es auch viele Migrantenkinder gibt. Und ich hoffe, dass dann die Reden, die Sie hier zum Thema Kindergarten halten, nicht mehr von jener Qualität sind wie heute. - Danke. (Beifall bei den GRÜ-NEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn man nicht wüsste, dass wir heute die Budgetdebatte am Beginn einer neuen Legislaturperiode führen, würde man meinen, wir befinden uns am Ende einer sol-chen: Eine saft- und kraftlose Regierungserklärung, ein phantasieloses Budget. Wenn man nachdenkt, welches positive Attribut man diesem Budget beimessen kann, dann ist es im besten Fall ein braves Budget. Aber für eine Partei, die hier mit absoluter Macht regieren kann, ist Bravheit, glaube ich, wahrlich kein Kompliment. (Bei-fall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Man kann nicht einmal sagen, dass Ihnen die Luft ausgeht, sondern Sie haben gar keine Luft mitgenommen. Offenkundig war der auch von Ihnen sehr lustlos betriebene Wahlkampf doch so anstrengend, dass Sie jetzt, am Beginn einer Periode, keinerlei Visionen für unsere Stadt aufzeigen können.

Um es auf den Punkt zu bringen: Die ÖVP hat einmal ein Programm entwickelt, das unter dem Titel gestanden ist: "Lust auf Wien". (Ruf bei der SPÖ: Das ist schon lang her! – GR Godwin Schuster: Wann war denn das?) Wenn ich das jetzt auf Ihre gegenwärtige Gemütslage ummünzen kann, dann haben Sie Lust an der Macht, und diese Macht schöpfen Sie mit 49 Prozent auch voll aus, aber Sie haben keine Lust am Regieren, keine Lust am Gestalten, und das vorliegende bürokratische Zahlenwerk ist äußerer Ausdruck Ihrer Lustlosigkeit. (Beifall bei der ÖVP.)
Wie haben Sie sich eigentlich über die letzte Periode drübergerettet? - In dem Moment, wo Sie wirklich nichts mehr gewusst haben, haben Sie das Publikum und die Medien mit Neuwahlspekulationen belästigt. Ich gehe einmal davon aus, dass jetzt ein Jahr lang Nationalratswahlkampf sein wird, den Sie ja schon seit vielen Monaten hier in diesem Hohen Haus führen, und dass wir spätestens dann, wenn die Nationalratswahl geschlagen ist, wieder mit der Frage belästigt werden, wann denn der Wahltermin sein kann. - Das kann es wohl wirklich nicht sein, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Nur ein paar Bemerkungen zum Budget, um das es hier geht. - Der Bereich der Volksbildung, der Bereich der Erwachsenenbildung wurde angesprochen. Ich glaube, in keinem anderen Bereich sieht man die Fahrlässigkeit, mit der Sie uns in die Zukunft führen wollen, deutlicher als in diesem so wichtigen Bereich. Wir leben in einer globalisierten Hochleistungsgesellschaft, in einer Wissensgesellschaft (Ruf bei der SPÖ: Sie nicht!), in der die Forderung, das Postulat nach dem lebenslangen Lernen ja nicht nur ein Lippenbekenntnis, sondern eine absolute Überlebensnotwendigkeit für unser Land ist. Während Sie alle anderen Budgetansätze, vor allem die Ihnen genehmen, einfach fortschreiben und valorisieren, wird das Budget im Bereich der Volksbildung in absoluten Zahlen seit vielen Jahren gekürzt.

Im Jahr 2003 hatten wir immerhin noch einen Betrag von 23,6 Millionen EUR zur Verfügung. Dieser Betrag ist nicht angewachsen, sondern schrumpft im Voranschlag auf 2,48 Millionen EUR. Da sollen Sie einmal jenen Menschen, die Sie zur Weiterbildung, zum lebenslangen Lernen motivieren wollen, erklären, in welchem Ambiente hier teilweise auch die verdienstvollen und erwähnenswerten Leistungen in den Volkshochschulen stattfinden!

Gleichzeitig explodiert - und das ist wirklich eine Explosion, die halt auch schon zur Gewohnheit gehört - das Propagandabudget im Bereich des Presse- und Informationsdienstes. Nur damit hier keine Missverständnisse auftreten: Hier geht es nicht um die biedere, anständige Rathauskorrespondenz, sondern da geht es um die aus-gelagerten Millionen an Ihnen nahe stehende Verlage, Compress und Bohmann Verlag, deren Subventionie-rung wir ja erst in den letzten Sitzungen hier genehmigt haben. 146 Millionen EUR auf 10 Jahre aufgeteilt, ein direktes Zugriffsrecht auf einen Subventionsgeber - ein Paradebeispiel für den sozialistischen Feudalismus, den Sie nicht nur in diesem Bereich, sondern in allen Bereichen, wo Sie mit Subventionen zu tun haben, praktizieren! (Beifall bei der ÖVP.)
Wir halten daher fest: Weniger Geld für Erwachsenenbildung, weniger Geld für die Zukunft. Dafür: Mehr Jammern über den Bund. (GRin Barbara Novak: Wie viel mehr gibt der Bund aus?) - Es bewahrheitet sich wieder: Nicht der Bund bremst, sondern der Bund schaltet den Turbo ein, und Sie sind der Bremsklotz. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Barbara Novak: Wie viel mehr gibt Frau Gehrer für die Erwachsenenbildung aus?)
In diesem Sinne - nicht dass es heißt, wir sind gegen die Erwachsenenbildung; ganz im Gegenteil! - bringen meine Kollegin Mag Anger-Koch und meine Wenigkeit einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, dass die zuständige Stadträtin aufgefordert wird, das Budget für die Volksbildung um 25 Prozent zu erhöhen - das ist nur teilweise eine echte Erhöhung, sondern macht nur das wett, was Sie der Volksbildung in den letzten Jahren weggenommen haben -, dass es ein langfristiges Konzept, auch mit entsprechenden Daten, über die Zukunft der Volksbildung dieser Stadt gibt und dass man mit den entsprechenden Institutionen konkrete Leistungsvereinbarungen abzuschließen hat.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Barbara Novak: Wir geben es der Gehrer weiter!)
Über die Art und Weise, wie Sie mit den Musikschulen umgehen, hat meine Kollegin Anger‑Koch schon ge-sprochen. Sie schneiden eigentlich überall hinein: Sie schneiden im Bereich der Breitenerziehung hinein - und auch dort ist es ganz erstaunlich zu sehen, dass private Musikschulen noch schlechter behandelt werden als die eigenen Musikschulen -, Sie kürzen aber auch die Mittel für das Konservatorium. Also Sie fühlen sich weder für die Breitenerziehung zuständig noch für die Spitzenleistungen.

In dieser Hinsicht werden wir uns auch noch entsprechend mit Anträgen, aber auch mit konkreten Initiativen zu Wort melden. Wir wollen Sie heute nicht überfordern. (Ruf bei der SPÖ: ...Präpotenz ist schon was "Herrliches"!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch im Bereich des Sports gibt es ein paar Schmankerln, die ich Ihnen nicht vorenthalten möchte. Auch das zeigt die Einstellung, die Sie hier schon ganz ungeniert an den Tag legen. Es wird nämlich im Rechnungshofbericht über die Sportförderung schon als die Gegenäußerung seitens der Stadt Wien dahin gehend zitiert, dass eine Subvention auf der freien Entscheidung des subventionsbewilligenden Organs beruht, frei ist von einem Rechtsanspruch auf Gewährung und frei dem Grunde sowie der Höhe nach. Grundlegende Kriterien wie Förderungswürdigkeit, Bedürftigkeit, Finanzierbarkeit würden von der Verwaltung nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit - und man darf als Oppositionsabgeordneter hinzufügen, der politischen Opportunität – ge-prüft. – Genau so gehen Sie vor, und das in einer Ungeniertheit, die eigentlich atemberaubend ist! (Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt muss man natürlich einige oder mehrere Worte und Sätze auch über den Bereich der Schule verlieren. - Der Stadtschulrat für Wien als Bundesbehörde wurde von der Präsidentin als das "Headquarter der SPÖ-Bil-dungspolitik" bezeichnet. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Machen Sie Ihr Headquarter in Ihren Sektionslokalen oder in der Löwelstraße auf, aber nicht im Rahmen einer Bundesbehörde! (Beifall bei der ÖVP.) Dort hat weder sozialistische Bildungspolitik noch Parteipolitik, die Sie im letzten Wahlkampf ungeniert in die Wiener Schulen hineingetragen haben, etwas verloren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Unter Ausnützung Ihrer Behördenfunktion haben Sie den Wahlkampf in die Schulen hineingetragen und haben uns eigentlich im Nachhinein bestätigt, dass das Wahlrecht für 16-Jährige durchaus sinnvoll ist, aber es wird von Ihnen missbraucht, und wir kennen ja unsere Pappenheimer. (GRin Sonja Kato: Der Schelm ist, wie er denkt!) Betreiben Sie eine zukunftsorientierte Bildungspolitik und verwechseln Sie das nicht mit parteipolitischen Interessen Ihrer Partei! (Beifall bei der ÖVP.)
Während der Bund ein Schulpaket nach dem anderen, teilweise auch mit Ihrer Zustimmung, beschließt, machen Sie in Wien Ihre Hausaufgaben nicht. Schauen Sie sich einmal den baulichen Zustand unserer Pflichtschulen an! Er ist teilweise erbärmlich! Es ist eine Schande, in welchem äußeren Rahmen unsere Volksschülerinnen und Volksschüler die grundlegenden Kulturtechniken unserer Gesellschaft erlernen müssen. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie haben den Generalsanierungsplan aus 1998 immer noch nicht abgeschlossen und machen keine Anstalten, am Beginn der Legislaturperiode einen Generalsanierungs- und Weitersanierungsplan für die kommende Periode vorzulegen. Hier tut Eile Not. Vier Jahre ist ein Kind in der Regel in der Volksschule. Bis 1998 zurückgerechnet sind es schon zwei volle Volksschuljahrgänge, die in diesen desolaten Zuständen lernen haben müssen. Nebenbei hungern Sie dadurch auch die Bezirke aus, denn das ist ja Ihre Form von Verständnis von Dezentralisierung: Dass Sie dort, wo Sie jahrzehntelange Versäumnisse zu verantworten haben, das in den Bereich der Bezirke geben. Ich komme aus der Bezirkspolitik und weiß, wovon ich spreche, wenn ich Ihnen sage, dass unser Budget großteils dafür verwendet wird, die ärgsten baulichen Mängel, die Sie über Jahrzehnte anstehen haben lassen, auszubessern. - Das kann es ja wohl auch nicht sein. (Beifall bei der ÖVP und bei GemeinderätInnen der FPÖ.)
In dieser Hinsicht bringen meine Kollegin Anger‑Koch und ich einen Beschlussantrag an die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport ein, dass sie uns bis Mitte 2006 einen genauen und auch mit zeitlichen und finanziellen Vorgaben versehenen Generalsanierungsplan für die Pflichtschulen vorzulegen hat.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Auch hier können wir wieder festhalten: Während der Bund eine Bundesschulsanierungsoffensive und eine Neubauoffensive startet, machen Sie Ihre Hausaufgaben nicht. (Rufe bei der SPÖ: Wo? Wo?) – Ja, das kann ich Ihnen schon sagen. Ich unterrichte nämlich selbst an einer BHS, die gerade vom Bund neu gebaut wurde. Die HTL am Rennweg ist in jeder Hinsicht, in architektonischer Hinsicht, ein Vorbild! (GR Franz Ekkamp: Die armen Kinder!) Dorthin können Sie mit Ihren Verantwortlichen einmal eine Exkursion machen, um ihnen vor Augen zu führen, wie man einen zweckmäßigen und auch den Denkmalschutz beachtenden Schulneubau vornimmt! (Beifall bei der ÖVP. – GRin Barbara Novak: Besuchen wir gemeinsam ein paar Bundesschulen!) Ich sorge auch dafür, dass Sie im Schulbuffet entsprechend zuvorkommend behandelt werden. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.)
Auch im Bereich der Handelsakademien: Am Höchstädtplatz wird eine neue Bundes-HAK gebaut. Also so ist es nicht! Und gleichzeitig trägt der Bund mit dieser Schuloffensive auch dazu bei, den Wiener Arbeitsmarkt, den Sie ja sträflich vernachlässigen, vor allem das gerüttelte Bau- und Baunebengewerbe, entsprechend anzukurbeln. - Also auch hier: Nicht der Bund hungert Wien aus, sondern Sie bremsen den Bund! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn wir gleich bei den Schulen bleiben: Es ist natürlich auch wichtig, einen entsprechenden Schulentwicklungsplan vorzulegen. Es hat überhaupt keinen Sinn, hier vereinzelt Schulen zu schließen und dort Standorte neu zu bauen, sondern es bedarf eines generellen Schulentwicklungsplans. 

Auch in dieser Hinsicht bringen wir von der ÖVP einen Antrag ein - das ist ja nichts Neues, aber man muss Sie ja mit diesen Wiederholungen so lange belästigen, weil Sie es einfach nicht und nicht machen -, dass die zuständige Stadträtin aufgefordert wird, auf Basis des gültigen Stadtentwicklungsplans auch einen Schulentwicklungsplan als Voraussetzung für alle kommenden Planungsvorhaben im Wiener Pflichtschulbereich erstellen zu lassen.

Bis dieser Plan vorliegt, sollte man es tunlichst unterlassen, Schulen zu sperren, wo man jetzt schon sehen kann, dass sie in Zukunft wieder genügend Schüler haben werden, weil rundherum neu gebaut wird. Jeder, der mit der Straßenbahn durch den 20. und 2. Bezirk fährt, kann sehen, dass die Schule in der Leopoldsgasse natürlich sehr wohl ihre Berechtigung hat. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Auch die Klassenschülerzahlen sind etwas, was in Ihrem Bereich zu suchen ist. Wenn es um die Aushandlung des Finanzausgleichs geht, dann hört man da Zahlen wie: Auf 14 Schüler ein Lehrer, 10 Schüler auf einen Lehrer, im Polytechnikum das Verhältnis 1 zu 9, in der Sonderschule natürlich noch weniger. Und dann fragt man sich, warum immer noch 30 Schüler in den Klassen sitzen! - Das ist auch etwas, was Sie in Ihrem Bereich entsprechend administrieren können. Vielleicht wäre es doch besser, Schulpolitik und nicht SPÖ-Headquarter-Politik zu betreiben und vielleicht auch da Lehrer-Ressourcen dafür einzusetzen. Wir fragen uns schon, wo die vom Bund finanzierten Lehrer denn tatsächlich sind. Offenkundig nicht in der Klasse! (Beifall bei der ÖVP.)
In diesem Zusammenhang fordern wir wiederum im Rahmen eines Beschlussantrages, dass der Präsident des Wiener Stadtschulrats, der Herr Bürgermeister, auf-gefordert wird, durch administrative Maßnahmen im Bereich der Pflichtschulen eine Klassenschülerhöchstzahl von 22 zu garantieren. 

Wiederum wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Auch da sieht man wieder, Sie haben ja in Wien de facto die Gesamtschule über die Hintertür eingeführt. Warum haben Sie das gemacht? - Einerseits aus ideologischen Gründen - und die Ergebnisse in Wien sind ja bei Gott nicht so berauschend -, andererseits wälzen Sie dadurch, indem Sie die Hauptschule ganz bewusst zur Restschule degradiert haben, indem Sie das zukunftsweisende, auch von Ihnen mitgetragene Konzept der Kooperativen Mittelschule systematisch stilllegen, die Kosten auf den Bund über. Und Sie beschweren sich dabei noch, dass der Bund Ihnen zu wenig Geld gibt. - Das ist eine Art von Politik - und das macht das Ganze eigentlich so erschütternd -, die auf dem Rücken unserer Kinder stattfindet. Da sollte doch der Respekt vor unserem Nachwuchs, in dem ja auch unsere Zukunft liegt, groß genug sein, dass Sie Ihre ideologischen Grabenkämpfe vielleicht woanders austragen, aber nicht auf dem Rücken unserer Kinder! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich komme dann schon bald zum Ende, aber eines ist mir natürlich auch aufgefallen - und das ist der Vorteil, wenn man nicht ganz zu Beginn, sondern eher am Ende redet -: Es wird viel von Alphabetisierung, vom Erlernen der grundlegenden Kulturtechniken gesprochen, aber überhaupt nicht von der Begabtenförderung. Ja, meine Damen und Herren, glauben Sie wirklich, dass wir im Wettbewerb bestehen können, wenn wir nach vielen Jahren, teuren Jahren in der Schule froh sind, wenn unsere Schüler das Alphabet beherrschen? Wo ist denn ein Wort über die Begabtenförderung? - Wir reden immer nur von den primitivsten, einfachen Techniken, die die Voraussetzung für vieles andere sind, aber ich glaube nicht, dass wir im globalen Wettbewerb bestehen können, wenn wir übers Lesen- und Schreiben-Können nicht hinauskommen. Auch da ist seit Bernhard Görg und Andreas Salcher mit der Popper-Schule - und das war ja sozusagen nur ein Prestigeprojekt, das sollte ja nur eine "Trägerrakete" sein - nichts passiert. 

Meine Damen und Herren! Aus diesen Gründen, und im Unterschied zu den GRÜNEN - ich bin ja schon ganz gespannt, welche rot-grünen Projekte da zu Tage kommen werden, denn das muss den GRÜNEN hoffentlich schon etwas bringen, dass man so zahm ist -, habe ich überhaupt kein Problem, diesem Budget und auch diesen Kapiteln, über die ich gerade gesprochen habe, nicht meine Zustimmung zu geben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Straubinger. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Herr Dr Aigner, ich weiß nicht genau, welches Attribut Sie für ein Budget gerne hätten. Sie haben das sehr weit offen gelassen. Aber ich kann Ihnen sagen, was es ist: Es ist ein ausgeglichenes Budget, es ist eines ohne eine Neuverschuldung, es ist eines, das einen Maastricht-Überschuss erwirtschaftet - das wird Ihren Finanzminister freuen -, und es setzt trotzdem auch ganz klare Schwerpunkte, unter anderem einen in der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport.

Damit wird auch ein deutliches Zeichen gesetzt, nämlich ein Zeichen für die Bildung, denn diese ist eines der wichtigsten Mittel, um allen Kindern und Jugendlichen, aber auch Erwachsenen mehr und bessere Chancen und Möglichkeiten im Leben zu eröffnen. Wien arbeitet auf allen Ebenen, um diese Chancengleichheit herzustellen.

Dieses Budget ist auch ein Budget, das 315 Millio-nen EUR jährlich an Ausgaben für Kinderbetreuung vor-sieht. Das Ergebnis ist ein flächendeckendes Kinderbe-treuungsangebot mit 74 000 Plätzen in Kinderkrippen, Horten und in Kindergärten. Es gibt 25 000 Plätze in der Nachmittagsbetreuung, und mit den Kindergruppenplät-zen und den Tageselternplätzen insgesamt über 102 000 Plätze. Und das sind 75 Prozent aller Krippenplätze in ganz Österreich, weiters sind 36 Prozent aller Ganztagsschulplätze in Wien, und 39 Prozent aller Hortplätze sind ebenfalls in Wien.

Aber es gibt auch etwas, wo die ÖVP oder ein ÖVP-dominiertes Bundesland, das gern und oft zitierte Vorarlberg, ganz an der Spitze liegt. Das ist nämlich bei den Schließtagen der Kindergärten: 56,4 Tage pro Jahr haben die Kindergärten in Vorarlberg geschlossen. Mit nur 10 Schließtagen in Wien können wir da Gott sei Dank nicht "mithalten". (Beifall bei der SPÖ.)
Was das immer wieder zitierte Kostenargument betrifft, so kann man es immer wieder sagen - jeder von uns hat das hier wahrscheinlich schon zehnmal gesagt oder auch in Gesprächen gesagt -: Es gibt eine soziale Staffelung in Wien, und das ist auch gut so. Ein Drittel der Menschen – jene, die es sich leisten können - zahlt den vollen Kindergartenbeitrag, ein Drittel zahlt den ermäßigten Beitrag, und ein Drittel zahlt nichts. Was man aber auch konstatieren muss, ist, dass sich diese Schere in den letzten Jahren geöffnet hat. Gleich geblieben ist jener Teil, der den vollen Kindergartenbeitrag bezahlt, und größer geworden ist jener Teil, der keinen Kindergartenbeitrag bezahlt. Da zeigt sich, dass es hier im Mittelfeld durchaus zu Problemen gekommen ist, die auf eine verfehlte Sozialpolitik der Bundesregierung zurückgegangen sind.

Damit diese flächendeckende Versorgung auch so gut bleibt, wie sie ist, werden im Jahr 2006 und in den nächsten Jahren über 600 neue Kindergartenplätze entstehen, vor allem in den Stadterweiterungsgebieten. Schon in Planung beziehungsweise schon im Bau sind zum Beispiel im 10. Bezirk Franz-Mika-Weg - 65 Plätze -, weiters im 22. Bezirk die Schukowitzgasse oder auch im 20. Bezirk Höchstädtplatz und Treustraße. 

Diese flächendeckende Versorgung mit Kindergartenplätzen ist auch ein Schritt, um Chancengleichheit für Frauen herzustellen. Nicht umsonst liegt in Wien die Frauenerwerbsquote weit über dem österreichischen Durchschnitt. Denn nur dann ist es auch möglich, dass Frauen arbeiten, und zwar ein existenzsicherndes Einkommen, eine existenzsichernde Arbeit haben, die dann hoffentlich auch in der Pension existenzsichernd ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Aber Wien stellt nicht nur die meisten Kindergartenplätze, sondern hat auch die innovativsten pädagogischen Konzepte - und das abgesehen von Neuerungen, die es geben wird, wie zum Beispiel einem Sportkindergarten oder einer Familienintegrationsgruppe, wo auch schwerstbehinderte Kinder nach dem Schuleintritt in der gewohnten Umgebung betreut werden können. Wien ist das erste Bundesland, wo ein Bildungsplan für die Kindergärten erstellt wird.

Anfang 2006 wird dieser Entwurf vorliegen, der den Übergang vom Kindergarten in die Schule enger machen soll, der diesen erleichtern soll, wobei ein ganz wesentlicher Grundsatz jener ist, dass es eine individuelle Förderung gibt, sodass Kinder mit den gleichen Voraussetzungen in die Schule gehen können beziehungsweise in die Schule kommen.

Eine ganz wesentliche Erneuerung in diesem Zusammenhang ist auch die Frühförderung, zum einen die, dass jetzt die Schuleinschreibung auf Anfang Jänner vorverlegt wurde und damit ein ganzes Semester zur Verfügung steht, um jene Kinder, die Sprachdefizite haben, diese Sprache ausreichend zu lehren. Die Sprachförderung selbst wird im Kindergarten durchgeführt werden, damit es zu keinem organisatorischen Mehraufwand kommt. Auch das ist ein ganz wesentlicher Schritt, um die Chancengleichheit herzustellen. 

Aber Chancengleichheit für Kinder ist nicht nur vor der Schule, sondern auch in der Schule herzustellen, und da gehört einfach auch das Engagement der Bundesregierung dazu. Es wurde heute von Frau GRin Jerusalem schon erwähnt, dass in den letzten Jahren von dieser Bundesregierung über 1 000 Lehrerposten gestrichen worden sind. 300 wurden jetzt zugesichert; es wird noch darüber gestritten, wer das bezahlt, aber es wurde zumindest zugesichert. Besser 300 als null, muss man auch sagen, aber es ist schade, dass es so lange gedauert hat, bis die Regierung ihren Fehler eingesehen hat.

Vielleicht könnte ich an der Stelle auch ein paar Korrekturen anbringen. Es ist zum einen - ich glaube, von der FPÖ - über die PISA-Studie gesprochen worden. Die PISA-Studie hat nichts mit Sprachdefiziten zu tun. (GR Mag Wolfgang Jung: Wer nichts versteht, kann nichts lernen!) In der PISA-Studie wurden 16-jährige Schülerinnen und Schüler befragt, die alle über ausreichende Sprachkenntnisse verfügen. Da ging es um Wissen und um Wissensvermittlung, und dass es da bei diesen veralteten pädagogischen Konzepten teilweise im Argen liegt, ist kein Wunder. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nur zur Information - ich glaube, die FPÖ sollte das wissen -, die größte Gruppe an MigrantInnen hier in Wien sind nicht die Türken - und zwar bei weitem nicht die Türken -, sondern das sind jene Mitbürgerinnen und Mitbürger, die aus Ex-Jugoslawien kommen. Ich glaube, das ist für Sie und für Ihre politische Arbeit ja ganz wesentlich.

Ein Wort noch zur Gesamtschule, worüber die Frau Gemeinderätin von den GRÜNEN auch schon einiges gesagt hat. Ich kann nur eines dazu sagen: Auf Initiative der SPÖ ist die Zweidrittelmehrheit für Schulgesetze abgeschafft worden. Das heißt, Sie haben jede Gelegenheit, nämlich diese Bundesregierung - ach, Sie sind ja nicht mehr in der Bundesregierung -, aber Sie haben jede Gelegenheit, jetzt auch zu zeigen, was Sie an pädagogischen Konzepten umsetzen können. Das Problem ist nur, dass Frau Bundesministerin Gehrer hier nur klei-ne, zögerliche Schritte setzt und sich über einen großen Wurf leider nicht drübertraut. Wahrscheinlich auch deshalb, weil sie aus diesen PISA-Ergebnissen auch sieht, dass die beste Lösung eigentlich eine gemeinsame Schule der 6- bis 15-Jährigen wäre, und das aus ideologisch verbohrten Gründen natürlich nicht machen möchte. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte auch auf einen Bereich eingehen, der heute in dieser Debatte noch gar nicht erwähnt worden ist. Es sollen junge Menschen nicht nur in der Schule Möglichkeiten und Chancen bekommen und auch das Recht und die Möglichkeit haben mitzubestimmen, sondern auch in allen anderen Bereichen der Stadt. Denn Jugendliche wollen mitbestimmen, sie wollen auch darüber mitbestimmen, wie sich ihre Stadt weiterentwickelt. Das wollen auch wir, was die Jugendlichen wollen, und das beste Beispiel dafür ist das Wählen mit sechzehn.

ÖVP und FPÖ haben, als in der letzten Legislaturperiode das Wahlalter gesenkt wurde, geunkt: Das interessiert die Jugendlichen nicht, die Jugendlichen sind noch nicht reif dazu. - Grundsätzlich ist, glaube ich, zu sagen, dass junge Menschen, die alt genug sind, arbeiten zu gehen, die alt genug sind, Steuern zu zahlen, und die ins Gefängnis gehen können, wenn sie Straftaten begehen, meiner Ansicht nach auch alt genug sind, Entscheidungen über ihre Zukunft mit zu treffen.

Jedenfalls hat das Ergebnis von Wählen mit sechzehn Sie sozusagen auch Lügen gestraft. Denn 59 Pro-zent der Jugendlichen, die zwischen 16 und 18 Jahre alt sind, haben dieses Recht genutzt. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist aber eine tolle Zahl!) Das ist annähernd gleich viel wie der Durchschnitt in der Gesamtbevölker-ung. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: Schlimm genug!) 

Nicht nur das Wiener Ergebnis hat gezeigt, dass Jugendliche mit 16 oder 17 Jahren wählen wollen, sondern das haben auch die Ergebnisse in der Steiermark und im Burgenland gezeigt. Das heißt, es wäre jetzt eigentlich an der Zeit, dass die Bundesregierung anfängt, hier um-zudenken und auch im Bund das Wahlalter auf 16 Jahre zu senken. Unterstützten Sie ganz einfach die Anträge, die die SPÖ im Parlament gestellt hat!

Mitbestimmung beschränkt sich in Wien allerdings nicht nur auf die Wahlen, sondern Mitbestimmung ist ein ganz wesentlicher Teil des Landesjugendreferates und auch der aufsuchenden Jugendarbeit. Demokratie ist etwas, was man lernen muss, was man zu Hause, in der Freizeit, in der Schule lernen muss, was dort praktiziert und gelebt werden muss, auch von Erwachsenen, die damit ein Stück Macht abgeben. Weil Mitbestimmung eben auch Alltag ist, werden die Jugendlichen in Wien auch bei ganz konkreten Projekten in ihrem unmittelbaren Lebensumfeld einbezogen.

Um nur ein paar Beispiele zu nennen: Arthaberpark, wo die Jugendlichen ihr eigenes Freizeitzentrum planen, oder auch das Projekt "Seitenwechsel", wo Jugendliche eine Woche lang die Jugendzentren der Stadt Wien programmierten - das ist ein Projekt, das ganz toll gelaufen ist und ab jetzt jedes Jahr stattfinden wird -, oder auch viele Projekte, die direkt in den Bezirken mit den BezirksrätInnen, mit den BezirksvorsteherInnen durchgeführt werden. 

Ein ganz wichtiges Projekt, das auch erst vor kurzem sozusagen in einem Zwischenstück fertig gestellt worden ist, nämlich ein Projekt, das Partizipation eigentlich als politisches Prinzip hat, kann man seit kurzem auf Kanal 8 sehen, nämlich das Wiener Community TV beziehungsweise Okto, wie es sich jetzt nennt. Das ist eine Plattform für junge Menschen aus verschiedenen Communitys, die sich ihre eigenen Programme gestalten können, die die Möglichkeit haben, auf diesem Weg mediale Präsenz zu zeigen und das Fernsehen als Kommunikationsmittel zu benutzen. Die ersten Basistrainings - da kann man das Know-how für Kameratechniken, fürs Schneiden, für Licht- und Tontechnik einmal sozusagen an der Basis er-lernen - sind jetzt bereits ausgebucht. Schon vor Sendestart haben sich mehr als 50 Gruppen gemeldet und hierfür ihr Interesse und ihre Bereitschaft signalisiert. Das ist ein tolles Projekt, das einen wirklich tollen Start hingelegt hat, zu dem man eigentlich nur gratulieren kann. (Beifall bei der SPÖ.) 

Kurz noch zum Sport- und Freizeitbereich: Da hat sich in den letzten Jahren viel getan, und da wird sich auch in den nächsten Jahren viel tun. Zum einen sichert das Budget nämlich die Infrastruktur-Rahmenbedingun-gen für diesen Bereich, aber es inkludiert zum Beispiel auch den Neu- und den Ausbau von Sportstätten. Neu errichtet werden zum Beispiel die Sport-und-Fun-Halle im 22. Bezirk, die Sommerrodelbahn auf der Hohe-Wand-Wiese oder auch ein zusätzlicher Open-Air-Eislaufplatz bei der Albert-Schultz-Halle, wo im Sommer auch die Nutzung für alle Rollsportarten gewährleistet ist.

Auch zu den Bädern noch einen kurzen Satz: Dort gibt es ebenfalls laufend Verbesserungen und Weiterent-wicklungen. Frau GRin Smolik, es gibt eine Studie zur Bäderstrategie; ich kenne sie schon, obwohl ich noch nicht lange in diesem Ausschuss bin, auch Sie sollten sie kennen. Diese Verbesserungen und laufenden Weiterentwicklungen zeigen sich zum einen sowohl im Umbau in behindertengerechte Bäder und in der Öffnung der Kinderfreibäder als auch zum Beispiel in Renovierungen wie der des Kongressbades oder des Kinderfreibades am Max-Winter-Platz.

Meine Damen und Herren! Ich möchte Sie zu so später Stunde nicht mehr sozusagen ewig aufhalten, würde aber gerne noch eine Bemerkung zum Budget und zur Arbeit der Geschäftsgruppe machen. Ich glaube, es gibt einen Grundwert, den man hier auch noch einmal nennen sollte, einen Grundwert, der sich durch dieses Budget und durch das Budget dieser Geschäftsgruppe zieht. Das ist der, dass wir allen Menschen in Wien die besten Chancen und eine hohe Lebensqualität bieten wollen, und zwar unabhängig von ihrem Einkommen, unabhängig vom sozialen Background und unabhängig von der Nationalität. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. - Bitte, Herr Stadtrat.

StR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Gerne würde ich ausführlich über die Daten im Voranschlag sprechen, erkläre aber gleich, warum das eigentlich sehr, sehr schwierig ist, und fange beim Presse- und Informationsdienst an, bei der Post Information und Öffentlichkeitsarbeit.

StR Rieder hat heute morgen gemeint, vergleichen wir Vergleichbares, und er hat darunter verstanden, wir sollen die Voranschläge miteinander vergleichen und nicht die tatsächlichen Ausgaben. Wenn man die Voranschläge beim PID vergleicht, dann stehen dort im Voranschlag 2005 21,7 Millionen EUR und im Voranschlag 2006 26,7 Millionen EUR. Wenn ich das ernst nehme, ist das eine der größten Steigerungen, die wir beziehungs-weise Sie morgen Abend beschließen werden: Plus 23 Prozent allein für Informations- und Öffentlichkeitsar-
beit, und das in einem Jahr, in dem in Wien nicht einmal Wahlen stattfinden - ich klammere jetzt die Nationalratswahl aus -, angesichts dessen frage ich mich, wie sich das weiterentwickelt und wie das, wenn es 23 Prozent plus in einem Jahr wie 2006 gibt, bis 2010 ausschaut. 

Ich befürchte Schlimmes, und ich tue genau das, was StR Rieder heute gesagt hat: Ich vergleiche Vergleichbares mit Vergleichbarem. Da komme ich drauf, wenn ich es mir genau anschaue, dass es zwei Posten sind, die wesentlich aus dem Rahmen fallen, nämlich zum einen Medien-Fullservice, oft besprochen im Haus, im Wesentlichen der Bohmann-Verlag. Statt 4,4 Millionen EUR im Voranschlag 2005 gibt es im Voranschlag für nächstes Jahr 7,4 Millionen EUR. Das ist großzügig: Plus 3 Mil-lionen, ausgehend von 4,4 Millionen EUR! Und bei der Auslandskommunikation musste ein neuer Posten ge-schaffen werden, da steigt es von null - ein neuer Pos-ten, ein Teil davon war natürlich woanders versteckt - auf satte 10,5 Millionen EUR. 

Allein wenn ich mir diese Positionen anschaue, wird mir schon leicht schwindlig. Ich behaupte nicht, dass der PID ausschließlich Arbeit macht, die wir nicht gutheißen, aber ich frage mich, wie das satte Plus von 23 Prozent in diesem Bereich zustande kommen kann. Wenn man mir jetzt vorrechnet, dass das keine 23 plus sind, weil alles ganz anders ist, dann frage ich mich, was wir mit einem Voranschlag machen sollen, der genau das ausweist. Denn das sind die zwei nackten Zahlen, die nebeneinander stehen. Entweder gibt es also eine exorbitante Steigerung zum PID, oder es gibt einen Voranschlag, der es nicht wert ist, von uns genau angeschaut zu werden, weil wir mit den Zahlen nicht arbeiten können. 

Das Gleiche oder Ähnliches gilt im Bereich Sport: Im Bereich Sport ist es fast gar nicht möglich, über die vorgelegten Zahlen zu sprechen. Warum nicht, kann ich schnell erklären, ich zitiere dazu nur den Bericht des Re-chnungshofes, muss mir also nicht einmal selber etwas einfallen lassen. Da steht im Wesentlichen drin, was die Gebarung des Sportamtes betrifft: Bei seiner 1999 - ich komme schon noch in die Jetztzeit - durchgeführten Überprüfung des Sportamtes hatte der Rechnungshof festgestellt, dass im Zeitraum 1995 bis 1999 die Abweichungen zwischen den Voranschlägen und den Rechnungsabschlüssen rund 43 Prozent, das galt für die Ausgaben, sowie bei den Einnahmen 50 Prozent betrugen. 

Was machen wir mit Voranschlägen, die 43 Prozent bei den Ausgaben und 50 Prozent bei den Einnahmen daneben liegen? So einen Voranschlag kann man nicht bewerten. 

Jetzt könnte man sagen, das war 1995 bis 1999, es ist sicher viel besser geworden. Nein! Ich zitiere weiter: In den Jahren 1999 bis 2003 waren die Abweichungen mit rund 47 Prozent bei den Ausgaben beziehungsweise - jetzt kommt eine schöne Zahl, um wie viel man sich bei den Einnahmen gegenüber dem Voranschlag geirrt hat - 85 Prozent noch größer! Na, was mache ich mit einem Voranschlag, in dem eine Zahl drinsteht, die dann 85 Prozent daneben liegt? So einen Voranschlag kann ich nicht wirklich bewerten. 

Der Rechnungshof macht das ganz ausführlich, und Jahr für Jahr zeigen sich erschreckende Zahlen. Er hat dann ein paar gute Vorschläge, die, wie ich hoffe, alle umgesetzt werden. Nämlich: Die Mittelvergabe sollte künftig nachvollziehbarer erfolgen. Oder: Die Entscheidungen über Förderungsansuchen waren nicht immer transparent, die Anzahl der offenen Förderungsabrechnungen stieg von Jahr zu Jahr. - Das sage nicht ich, sondern der Rechnungshofbericht 2005. 

Der Rechnungshof empfiehlt darüber hinaus, den Förderungswerbern in Zielvereinbarungen mit dem Sportamt das Erreichen von bestimmten Zielen vorzugeben. Ganz gerne hätte der Rechnungshof - ich allerdings auch – Folgendes: Auf eine transparente Darstellung von Entscheidungen über Förderungen wäre besonders zu achten und so weiter und so fort. Ein sehr interessanter Bericht, der es im Wesentlichen leider verunmöglicht, das Zahlenmaterial zu bewerten, da ja zu befürchten steht, dass das mehr oder weniger, wie soll ich sagen, gewürfelt ist, weil es am Ende weit daneben liegt. 

Deswegen ein paar inhaltliche Anmerkungen zum Sportbereich: Es steht die Europameisterschaft 2008 im Fußball an, die sich in den Budgets der letzten Jahre und der folgenden Jahre immer wieder finden wird. Der Bund plant in diesem Zusammenhang eine Verschärfung des Sicherheitspolizeigesetzes, "Sicherheit bei Großveranstaltungen" heißt das, also ein Anti-Hooligan-Gesetz, wenn man es salopp formuliert. Besser, statt immer darüber nachzudenken, was man denn tun kann, wenn all die Hooligans bei den Fußballspielen auftauchen - so schlimm ist es in Österreich zum Glück eher selten -, wäre es, vorher präventiv zu arbeiten. Da gibt es einen Haufen gute Initiativen in Wien, die von der EU unterstützt werden, die auch von der Stadt unterstützt werden.

Bei Großveranstaltungen fällt uns natürlich - und da erspare ich uns jetzt den Kontrollamtsbericht - auch immer wieder die Eishockey-Weltmeisterschaft ein, mit der nicht ganz durchgehend tauglichen Eisfläche, aber das erspare ich uns. Es hat auch Großveranstaltungen wie die Kurzbahn-Europameisterschaft im Schwimmen gegeben, die tadellos abgewickelt wurden und nicht nur mir Vergnügen vor Ort bereitet haben. Aber für die Fußball-Europameisterschaft sollte gelten, dass man sich jetzt schön langsam auch Sorgen darum macht, wie man so große Fußballspiele abwickeln will. 

Denn lange haben wir nicht mehr die Möglichkeit, und jedes Mal, wenn ich hingehe oder Freunde mir berichten, weil ich leider zu wenig Zeit zum regelmäßigen Hingehen habe, zeigt sich: Immer noch steht man 45 Mi-nuten draußen, auch neulich beim Champions-League-Auftritt von Rapid, oder ich letzthin - letzthin ist gut, das wird ein paar Monate her sein - beim Länderspiel Österreich gegen England oder auch beim Freundschaftsspiel Österreich gegen Deutschland. Jedes Mal das Gleiche: Draußen lange Schlangen, super Kontrollen, dann "Achtung, Spielbeginn!", draußen steht noch ein Drittel - Gatter auf, alle hinein, keine Kontrollen mehr, mit Müh und Not noch Karten abreißen, fertig! 

So wird es nicht funktionieren. Da brauchen wir kein schärferes Sicherheitspolizeigesetz, sondern da brauchen wir einfach die Kontrolle und den Umgang, wie man mit diesen Großsportveranstaltungen umgeht. Noch ist Zeit, nächstes Jahr wird es ein paar Länderspiele mit we-nigen Zusehern und Zuseherinnen geben. (GR Mag Tho-mas Reindl: Ich glaube, du warst schon fünf Jahre nicht mehr im Stadion!) Da könnte man genauer darauf Rücksicht nehmen. Herr Reindl und ich werden vielleicht auch das eine oder andere Spiel gemeinsam besuchen, habe ich dem Zwischenruf entnommen, genauer habe ich ihn leider nicht verstanden.

Zum Abschluss: Ich war bei der Geschäftsgruppe ein bisschen darüber verwundert, dass es so viel um Integration ging, und habe mir dann die Redner und Rednerinnen der einzelnen Fraktionen für morgen angeschaut. Da habe ich mir gedacht, offensichtlich hat die Freiheitliche Partei heute die Scharfmacher hereingeschickt. Es war dann auch wenig überraschend, dass natürlich etwas gesagt wurde. 

Die vierjährigen Vandalen im Kindergarten - ja, was soll man dazu sagen? (GRin Anica Matzka-Dojder: ...artgerechte Haltung!) Bei der Vandalia kämpfen andere und zerschneiden sich irgendwelche Körperteile; oder nein, das sind, glaube ich, die stumpfen Messer, es wird nicht echt gekämpft, aber die heißen, glaube ich, Vandalia. Auch über Dreijährige wurde von einem der heutigen Redner bei einer Podiumsdiskussion etwas geäußert: Dreijährige, die nicht integrationswillig sind. Man muss sich das vorstellen, dreijährige Kinder, die total bockig sind und sagen: Ich integriere mich hundertprozentig nicht. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Wahrscheinlich in fließendem Türkisch! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Es ist kabarettartig, aber leider, leider ist es nicht ganz so lustig. Im Wahlkampf habe ich mitbekommen, was Leute, die Sie wählen, die die Freiheitlichen wählen, tatsächlich denken von Menschen, die zuwandern. Ein aufgebrachter Herr... (GR Mag Wolfgang Jung: Wieso wissen Sie, wer wen wählt? Wieso wissen Sie das?) Er hat kundgetan, was er wählt, laut und stark und in dem Fall sehr glaubwürdig. Er hat sich mit mir unterhalten, ein älterer Herr in den Siebzigern, schätze ich jetzt einmal, über Zuwanderung an sich, und das brauchen wir alles nicht, Ausländer brauchen wir alle nicht. Ich habe nur ganz ruhig versucht, ihm beizubringen, dass meine Mutter aus Großbritannien zugewandert ist. Das bringt normalerweise immer die Antwort: „Die meinen wir nicht." Er aber war eine Hardcore-Variante, er hätte gut zu den zwei Rednern von heute gepasst, und er hat gesagt: Und wozu brauchen wir sie? (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Er hat von meiner Mutter gesprochen. Ich stehe da und denke mir, das gibt es ja nicht, der ist wirklich verblendet, das nützt nichts. 

Dann sage ich ihm noch: Und meine Partnerin, meine Ehefrau, ist aus Holland zugewandert. Voll ausgezuckt ist der Bursche, voll ausgezuckt mit seinen 70 Jahren! Ich habe mir schon gedacht, das könnte gefährlich für mich werden, denn wenn er jetzt umfällt, habe ich ein Problem. Er zuckt voll aus und sagt das, was Sie so deutlich zum Glück hier nicht sagen, was aber in manchen Köpfen umgeht: Überhaupt keine Zuwanderung, null! Keine Engländer, keine Holländerinnen, geschweige denn jemand aus Ländern in südlichen Gegenden! 

Er hat gesagt, deswegen wird er uns nicht wählen. Das habe ich natürlich auch vorher keine Sekunde gedacht. Ich habe wirklich nicht geglaubt, dass ich eine Vorzugsstimme von ihm bekomme, und ich glaube, er war auch nicht dabei. Er hat dann gesagt: „Und deswegen wähle ich den Strache!“ Das war genau die Einstellung, die Sie heute auch hier wieder kundgetan haben. 

Es stimmt, es gibt im Bereich Integration und Bildung viel zu tun in dem Land, aber nicht in erster Linie mit den Dreijährigen, sondern mit Leuten, die von Ihnen verhetzt werden. Da ist viel Bildungsarbeit notwendig, damit Sie auch da zurückfallen auf das, worauf ein Herr Jung in einer Wahlbewegung wahrscheinlich reduziert würde, wenn er alle seine krausen Ideen ganz laut sagen könnte. Dann sind Sie bei einem Kern von vielleicht 6 oder 8 Prozent, und an einem schlechten Tag fallen Sie vielleicht noch aus dem einen oder anderen Landtag hinaus, was ja in Österreich schon passiert ist. Das darf man nicht vergessen, es gibt Landtage, in denen Sie erfreulicherweise nicht sitzen. Vielleicht gehört dieser auch einmal dazu. (GR Mag Wolfgang Jung: Wir sind wieder stärker als die GRÜNEN! Für euch ist das was Grausliches!)
Man wird - wir haben uns das lange überlegt, und im Wahlkampf hat man das vielleicht falsch eingeschätzt - sich mit Ihnen härter auseinander setzen müssen. (GR Mag Wolfgang Jung: Gut so!) Sie gehen nicht hier heraus und verhetzen - da herinnen funktioniert das nicht -, Sie gehen hier nicht heraus und lassen rassistische Aussagen vom Stapel, ohne dass Ihnen widersprochen wird! (GR Mag Wolfgang Jung: Jetzt bremsen Sie sich einmal ein in Ihrer Tonlage, Herr Kollege!) Was Sie heute gesagt haben, ist in meinen Augen und nach meinem Gefühl und für mich persönlich... (GR Mag Wolfgang Jung: Jetzt sind Sie schon auf dem Niveau von einigen Herren...! - Weitere Zwischenrufe) Nein, über Niveau, Herr Jung, sollten Sie nicht sprechen! Denn wenn Sie eines hätten... (GR Mag Harald STEFAN: Brauchen wir eh nicht! Bei solchen Reden!)
Wenigstens sind Sie sich alle einig. (Zwischenruf von GR Mag Harald STEFAN.) Sie werden damit rechnen müssen, dass man Ihnen härter entgegentritt und dass das nicht jedes einzelne Mal so unwidersprochen hier stehen bleibt. Ich frage mich, wieso Sie sich für morgen beim Thema Integration nicht gemeldet haben. Aber Sie können sich ja nachmelden und auch da versuchen, Ihre krausen Ideen loszuwerden, oder Sie schicken zwei andere Leute heraus. Keine Ahnung, ob bei Ihnen wirklich alle dieser Meinungen sind; ich glaube, nicht einmal in Ihrer Fraktion sind alle derart hardcore unterwegs wie ein Herr Gudenus und ein Herr Jung. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: ...gespalten!) 

Spalten? Jetzt sagt er "spalten", als ob sie sich schon wieder spalten müssten. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das haben Sie schon hinter sich! (GR Mag Wolfgang Jung: Das haben Sie vor sich! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Von mir aus spalten Sie sich, so oft Sie möchten. Aber Sie haben das schon hinter sich, Sie sollten da nicht mit dem Feuer spielen. 

Ich hoffe, dass Ihre Verhetzungsparolen da herinnen niemanden überzeugen, da bin ich ganz sicher. Das ist mehr für die eigene Fraktion gedacht. Die Leute, die das Protokoll lesen, wissen es zu deuten (GR Mag Wolfgang Jung: ...haben wir schon erwartet!), und wir werden Ihnen mit Ihren Positionen scharf entgegentreten. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und von GR Univ Prof Dr Ernst Pfleger.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau VBgmin Laska. - Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Danke schön. - Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich darf mich sehr herzlich für die Diskussion zu meiner Geschäftsgruppe bedanken. Zumindest viele Bereiche dieser Diskussion werden uns, und davon bin ich überzeugt, in den nächsten fünf Jahren ganz intensiv beschäftigen. Ich bin eigentlich dankbar dafür, dass auch nach dem Wiener Wahlkampf und einem sehr erfreulichen Ergebnis die inhaltliche Diskussion mit jener Deutlichkeit weitergeht, und ich hoffe, dass sie nicht nur hier im Haus, sondern vor allem für die Wienerinnen und Wiener in den nächsten Wochen und Monaten deutlich gemacht wird. Denn Sie haben in der Diskussion zentrale Themen angesprochen, die auch für mich in dieser neuen Legislaturperiode, aber vor allem innerhalb des kommenden Jahres, über dessen Budget wir auch diskutiert haben, von entscheidender Bedeutung sein werden. 

Das ist zum Ersten das Thema Bildung. Tatsächlich war es zumindest ein Satz, den alle Rednerinnen und Redner verwendet haben: Bildung als zentrales Thema und als zentrale Zukunftsgrundlage zu definieren, allerdings mit den vielfältigsten Ausformungen. Gerade darum geht es, und gerade daher werden wir diese Diskussion, genau mit diesen Ausformungen, auch im Detail diskutieren. Denn ich glaube, es gibt nichts Wichtigeres als die Menschen, sowohl diejenigen, die jetzt Kinder ha-ben oder planen oder deren Kinder sich mitten im Bil-dungsweg befinden, als auch jene Menschen, die viel-leicht schon Kinder durch den ersten Bildungsweg be-gleitet haben und sie darauf vorbereiten müssen, dass sie einen zweiten, einen dritten und möglicherweise auch noch einen vierten vor sich haben, weil sie selbst als Erwachsene sich gerade im dritten oder vierten befinden und selbst im Erwachsenenalter, im höheren Alter, noch immer Bildung als eines der wesentlichsten gesellschaftlichen Merkmale erkennen. 

Genau mit all diesen Menschen müssen wir über das diskutieren, was die unterschiedlichen Ansätze von Bildungspolitik sind. Einige sind heute schon ganz, ganz deutlich geworden, und ich glaube, wir sollten sie noch stärker präzisieren, noch stärker herausarbeiten, damit dann die Menschen auch wissen, wofür sie sich entscheiden und was sie zu erwarten haben. 

Es kommt aus meiner Sicht nicht von ungefähr, dass es im Moment zumindest ein bisschen Bewegung auch in der Entscheidungsfreude auf Bundesebene gibt. Und es kommt nicht von ungefähr, dass man bereit ist, auch in jenen Bundesländern, die noch von ÖVP-Landes-hauptleuten regiert werden, ganz speziell auf Bildungsthemen zu setzen und bewusst zu machen, was mit den Maßnahmen, über die heute schon gesprochen wurde, tatsächlich auch bewirkt worden ist. Ich denke mir, dass dieser Bereich einer ist, über den wir intensiv diskutieren sollten und bei dem wir uns auch genau anschauen sollten, was die einzelnen Bereiche sind, über die wir reden. 

Das beginnt sicher beim Kindergarten. Lassen Sie mich da nur auf zwei Punkte kurz eingehen, weil sie in der heutigen, sehr emotional geführten Diskussion noch nicht scharf genug herausgearbeitet wurden. Aber das sollten wir sicherlich tun. 

Wenn von Herrn Kollegen Gudenus die Sprachkompetenz als ein Thema herausgearbeitet wurde, dann sage ich: Ja, grundsätzlich haben Sie Recht. Nur, wenn Sie dann als Antwort das kostenlose Kindergartenjahr anbieten, dann würde ich Sie wirklich herzlich einladen, sich die Zahlen im schulischen Bereich ein bisschen genauer anzuschauen und sich auch anzuschauen, wo es tatsächlich sprachliche Probleme in verstärktem Ausmaß gibt. Wenn Sie für jene 13-, 14-Jährigen, die als tatsächliche SeiteneinsteigerInnen nach Österreich kom-men - aufgrund der Familienzusammenführung, aufgrund der gesetzlichen Grundlagen, die Sie mit entschieden haben -, dann weiß ich nicht, ob das freiwillige Kinder-gartenjahr oder das Gratis-Kindergartenjahr die richtige Antwort ist. 

Sie werden sich nicht, auch wenn Sie sich noch so bemühen, vom Herrn Finanzminister lossagen können, der Ihr Finanzminister ist und der, gemeinsam mit dem Herrn Bundeskanzler in kongenialer Zweisamkeit, der Frau Unterrichtsministerin das Leben schwer macht, in-dem sie eben zu wenig Budgetmittel hat. Denn sie weiß als Pädagogin haargenau, was sie machen müsste, aber Ihr Finanzminister stellt diese Budgetmittel nicht zur Verfügung und verursacht damit in Wirklichkeit das Bildungschaos, mit dem wir uns derzeit auseinander zu setzen haben. Davon werden Sie sich nicht lossagen können, damit werden Sie sich auseinander setzen müssen, ob Sie wollen oder nicht, und damit werden Sie auch argumentieren müssen - wie ich hoffe, mit jener Präzision, die sich ja heute quer durchgezogen hat. 

Beim Kindergarten ist es vollkommen klar, dass wir die Diskussion darüber werden führen müssen, wie in Österreich einheitlich eine Rahmengesetzgebung ausschauen kann und wie das, was wir in Wien beginnen, nämlich Bildungsstandards festzulegen, tatsächlich auch unabhängig davon ist, in welchem Bundesland die Kinder zur Welt kommen und die Chance haben, einen Kindergarten zu besuchen, und nach welchen Standards sich dieser zu orientieren hat. 

Ich empfehle all jenen, die immer wieder die Wiener Kindergärten als besonders ausbeuterisch für die Eltern darstellen, jenes Organ, das man sicherlich nicht als das Kampfblatt der Sozialdemokratie bezeichnen kann, nämlich "Die Presse", zu studieren. “Die Presse“ vom 9. De-zember stellt mit einem Satz ganz klar das fest, was wir Ihnen immer wieder sagen, nämlich: Auch Niederös-terreich ist nur bis 12 Uhr gratis; wer berufstätig ist und es nicht bis 12 Uhr zum Abholen schafft, zahlt für ein, zwei Stunden mehr, und dann oft gleich viel wie für ganztägige Betreuung in Wien. (Ruf bei der SPÖ: Hört, hört!)
Das Zweite, was auch beachtlich ist, ist der Hinweis - und da ist es dann wieder die Frage der Maßnahme -, dass man sich entscheiden muss: Ist der Kindergarten tatsächlich eine familienergänzende, pädagogisch wertvolle Einrichtung oder nicht? Beim Bundesländervergleich hat sich gezeigt, dass in manchen Bundesländern viele Kindergärten wie die Schulen den ganzen Sommer zu haben, während in Wien eine durchgängige Betreuung angeboten wird. Auch da zeigt sich ein Unterschied, auf den wir immer wieder hinweisen. 

Da Sie heute wieder davon gesprochen haben, dass es hier eine Neuorientierung geben soll, lade ich Sie ein, wirklich eine offene Diskussion darüber zu führen, wie man den Übergangsbereich vom Kindertagesheim, vom Kindergarten in die Schule schaffen kann, wie es mit der Ausbildung der KindergartenpädagogInnen steht, wie es mit dem Zusammenspiel der Ausbildung der KindergartenpädagogInnen und der Lehrerinnen und Lehrer steht. Diskutieren wir doch noch einmal über die neue Fachhochschule und darüber, ob das, was da jetzt gerade ge-setzlich vorgelegt wird, der Weisheit letzter Schluss ist. Diskutieren wir darüber, welche Standards österreichweit eingeführt werden sollen. Und diskutieren wir dann darüber, wie der Bund und die Länder sich gemeinsam der Finanzierungsfrage nähern können. 

Wenn Sie zu dieser Diskussion bereit sind, dann sage ich: Herzlich willkommen! Wenn die Antwort die ist und die Vorschläge die sind, die Sie dem Stadtschulrat unterbreitet haben, nämlich eine Lex Wien zu machen und die Behörde sozusagen dem Bund zu übergeben, mit dem wirklich lächerlichen Argument, dass er dann die Dienstpostenpläne kontrollieren kann - was jetzt schon seine Aufgabe ist, wobei ich mir wünschen würde, dass er es endlich tut, und zwar nach inhaltlichen Kriterien, dann können wir uns finden (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: ...Bundesgesetzblatt!) -, wenn das nur ein vorgeschobenes politisches Argument ist, dann würde ich Sie bitten: Sagen Sie es laut in der Öffentlichkeit und allen in den Schulen und Kindergärten Betroffenen! Dies würde mich sehr, sehr freuen, dann wissen die Leute nämlich, wofür sie sich entscheiden. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf von StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.)
Ein zweites Thema, mit dem wir uns auch sehr, sehr heftig beschäftigen werden, ist die ganze Frage von gesellschaftlichen Positionen, von gesellschaftlichen Zu-sammenhängen, die Frage, wie man in einer Demokratie gesellschaftlich miteinander umgeht, wie es gelingen kann, Menschen zueinander zu führen und nicht gege-neinander aufzuhetzen. Dazu auch nur wieder zwei Zitate aus der Debatte; ich denke mir, es ist wichtig, darüber zu reden. 

Lieber Herr Kollege Aigner! Ich schätze Ihre fachlichen und pädagogischen Qualitäten sehr und nehme Ihre Einladung, gemeinsam mit Ihnen eine Schule zu be-suchen, gerne an. Vielleicht wäre es auch möglich - wenn es Ihnen recht ist, Sie unterrichten ja noch -, einmal einer nicht mehr aktiven, aber an Pädagogik sehr in-teressieren Lehrerin die Gelegenheit zu geben, bei Ihnen eine Schulstunde mitzuverfolgen. Es würde mich faszi-nieren festzustellen, ob sich Ihr pädagogischer Führungsstil und die Interpretation des Lehrgutes von der Art und Weise, wie Sie hier mit dem Auditorium des Wiener Gemeinderates umgehen, unterscheidet oder nicht. Es wäre dies für mich wirklich ein spannendes pädagogisches Projekt. 

Aber es wäre natürlich auch besonders spannend, mit Ihnen Schulstandorte zu besichtigen. Wenn Sie den Rennweg und die HTL am Rennweg als hervorstechendes Beispiel genannt haben, dann würde ich meinen, das ist sozusagen nicht mehr das neueste Bundesschulprojekt. Mir wäre ein anderes eingefallen. (GR Dr Matthias Tschirf: Die sind alle noch besser! Die sind noch viel besser!) Aber ich verstehe, dass man zu seiner eigenen Schule einen besonderen Bezug hat. Ich würde aber meinen, dass wir uns gerne gemeinsam diese Schulstandorte anschauen können und dann nicht nur darüber reden können, wie sie außen ausschauen, sondern auch darüber, was drinnen sein soll. 

Da verstehe ich, ehrlich gesagt, nicht ganz, wie Sie bei einer so intensiven und auch sehr forschen politischen Diskussion, wie Sie sie heute hier eingeleitet haben - ich finde es gut -, auf der anderen Seite ein bisschen wehleidig sind. Ich meine, wenn man sich darüber unterhält, was Gesellschaftspolitik ist, dann muss man sich auch darüber unterhalten, wie Gesellschaftspolitik an junge Menschen herangebracht wird. Es ist auch die Aufgabe der Schule, über Gesellschaftspolitik zu reden. Und wenn wir das tun - wir haben das öfters schon im Haus diskutiert, da waren Sie aber noch nicht hier -, dann muss man sich fragen: Was ist der Unterschied zwischen Gesellschaftspolitik und Parteipolitik?

Der Fehlschluss, den Sie offensichtlich aus den Reden des Herrn GR Strobl übernommen haben, ist immer die Vermischung derselben. Haben Sie Scheu, in einer Schule darüber zu diskutieren, was die einzelnen Parteien, und Sie als Vertreter der ÖVP als Partei, auch für Linien vorgeben? Welche Schulpolitik sie vertreten? Für welche Inhalte sie stehen? Und auch auf die Fragen einzugehen, warum Sie dann zum Beispiel weniger Lehrer einsetzen, warum die Gymnasien mit der Infrastruktur an Computern nicht so gut ausgestattet sind wie zum Beispiel die Wiener Pflichtschulen, und Ähnliches? Sind das politische Diskussionen, denen Sie ausweichen würden? - Ich glaube: Nein! Ich halte es für wichtig, dass solche Diskussionen geführt werden, auch mit Schülerinnen und Schülern. 

Sie liegen falsch, wenn Sie glauben, dass die jungen Menschen nicht daran interessiert sind. Gerade die letzte Wahl und die Wahlaltersenkung, die hohe Wahlbeteiligung - die bei den Erstwählerinnen und Erstwählern genauso hoch war wie die durchschnittliche Wahlbeteiligung der älteren und länger wählenden Wiener Bevölkerung - hat bewiesen, dass wir gut daran tun, mit diesen jungen Menschen wirklich in eine ernsthafte Auseinandersetzung zu gehen. Wie ist das Alter, in dem Sie beginnen würden? Die jetzt Elfjährigen werden bei der nächsten Wahl in Wien wählen. Wann sollen sie auf ein demokratisches Recht vorbereitet werden? Wann sollen sie darauf vorbereitet werden, was es heißt, in einer demokratischen Gesellschaft auf der einen Seite Pflichten, auf der anderen Seite Rechte zu haben, auf der einen Seite Entscheidungen treffen zu können, mitgestalten zu können, wenn man Partizipation ernst nimmt? - Sie können als Pädagoge gar keine andere Antwort geben als: Früh genug! 

Daher sage ich, es ist nicht klug, aus welchen Gründen auch immer - ich weiß nicht, was Ihre Motivation war - wehleidig darauf zu reagieren, weil man unter Umständen das Gefühl hat, bei der einen oder anderen Diskussion vielleicht nicht so ausgestiegen zu sein, wie man sich das gewünscht hätte. Wichtiger ist, dass man den jungen Menschen signalisiert, dass wir sie ernst nehmen. Das tun wir, und das wollen wir auch in weiterer Zukunft tun. Das befindet sich auch im Budget, weil wir darauf großen Wert legen. (Beifall bei der SPÖ.)
Lassen Sie mich noch einen letzten, dritten und nicht minder wesentlichen Punkt aufgreifen, den wir in den nächsten fünf Jahren diskutieren werden, ganz wesentlich diskutieren werden, der vielleicht auf den ersten Blick nicht die großen Themen wie Bildung, Ausbildung, Weiterbildung und letztendlich Arbeit betrifft, und auf der anderen Seite das, was ich jetzt mit demokratischem 

Bewusstsein, mit Ausbildung im Bereich von Gesellschaftspolitik, mit Offenheit, mit Toleranz und Erziehung zum Gemeinsamen gemeint habe. 

Es ist dies der ganze Bereich dessen, was mit Gesundheit, mit sportlicher Bewegung und letztendlich auch mit Lebensgefühl zu tun hat. Ich bin der Meinung, dass wir uns noch viele, viele Stunden damit beschäftigen sollten, nicht nur entlang des schnöden Budgets im sportlichen Bereich. Dieses Thema ist ein Grundprinzip, das sich eigentlich durch alle Bereiche dieser Stadtpolitik durchzieht. Es hat auf der einen Seite viel mit Stadtplanung zu tun, es hat viel mit Bewegungsräumen und Umwelt zu tun, und es hat letztendlich auch damit zu tun, wie wir den Menschen die Möglichkeit geben, in ihrer Freizeit genügend Bewegung und Sport zu betreiben. 

Es wird unsere Aufgabenstellung sein, jene 60 Prozent der Wienerinnen und Wiener, die derzeit überhaupt keinen Sport betreiben, davon zu überzeugen, dass es gut ist, sich zu bewegen. Es wird an uns liegen, sie davon zu überzeugen, was sie sich selbst, aber auch der Gesellschaft insgesamt Gutes tun, wenn sie mehr Sport betreiben, Bewegung machen und auch mehr auf das hören, was ihr Körper ihnen signalisiert - rechtzeitig hören, weil es da letztendlich auch volkswirtschaftlich gesehen einen großen Zusammenhang mit dem gesamten Gesundheitsbereich gibt.

In diesem Sinne denke ich mir, dass die großen politischen Themen vollkommen klar auf der Hand liegen und für meine Bereiche auch klar definiert sind. Ich hoffe, dass wir alle gemeinsam ein Interesse haben, diese Diskussion sehr offen, auch mit sehr, sehr klaren Trennlinien zu formulieren. 

Um eines ersuche ich Sie wirklich; Herr Strache ist jetzt nicht da, ich wollte ihn persönlich darum bitten. (GRin Inge Zankl: Er ist den ganzen Tag nicht da!) Ich wollte ihn persönlich bitten, was immer er tun kann, dazu beizutragen, dass ich Äußerungen - und es tut mir Leid, dass ich das zum Abschluss sagen muss, aber nach 22 Jahren in diesem Haus ist es das erste Mal, dass ich eine solche Betroffenheit gefühlt habe -, dass ich Sätze wie "Und wenn Sie auch wollen, die Österreicherinnen" in diesem Haus nie wieder hören muss. - Danke. (Anhaltender Beifall bei der SPÖ und Beifall bei den GRÜNEN. - GR Mag Wolfgang Jung: Man kann auch bewusst missverstehen!)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zur Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport liegt mir keine Wortmeldung mehr vor.

Ich unterbreche die Sitzung. Sie wird morgen um 9 Uhr mit der Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung fortgesetzt.

Ich wünsche einen schönen Abend. 

(Unterbrechung der Sitzung um 20.40 Uhr.)

